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Entseheidungen, 



Kr. 1. Entsch. des Dentsehen Reiehsgerichts« 

6. Civil-Senat Vom 4. Januar 1894. 

[Bol/,i! Prax. d. liL-ichsKer. Bd. 18 S, 3W. Ziff. 662.] 

BraadMluulM aus Fnnken der Lokomotive. Zuständigkeit de« Gerlcbtt der belegeMi 

Sache. §§ 25. 32 Clv. Proz. Ord. 

Der Eisenbahnfiskas ist bei dem Gericht des belegenen Grundstücks 
auf Schadenersatz verklagt, weil die auf dem Grundstück lagernden 
Emtevorräthe durch Funken aus der Lokomotive in Brand gesetzt sind. 
Das Gericht ist unter Anwendung des Sächs. bfirgerlicheii Gesetzb. für 
zuständig erachtet sowohl ans dem Gesiclitsiuinkt der unerlaubten 
Handlung (§ 32 C. P. 0.), weil Fiskus Vorsichtsmassregeln gegen die 
schädlielieu Folgen des Funkenauswerfens zu ergreifen unterlassen hat, 
als nach § 25 C. P. 0. Denn der Auswurf von Feuerfunken auf ein 
Nachbargrundstuck enthalte eine dessen Werth mindernde Einwirkung, 
welche Wieder hohl ngen befürchten lasse, sodass die Negatorienklage, 
welche mit auf ^Schadenersatz gehe, begrimdet sei. 



Nr* 3« Bntoeh. des Oesterreich. Obersten (Gerichtshofes. 

Vom 10. Januar 1894. 

lOest. KIscnb. Vcr-mlii, Bl. Vllt. Nr. 39. S.«!3. Roll, VlIL Nr. l.) 

Oer nach § 1327 a. b. G.-B. der hinterlassenen Frau und den Kindern eines Getödteten 
zastebeflde Sobadenereatzanspruch kann auf andere Personen, denen der GetSdtete den 
Unterhalt gewährt hatte, nicht ausgedehnt werden. 

Der in den §§ 1325 und 1326 a. b, G.-B. ausgesprociiene Grundsatz, 
dass derjenige, der Jemanden an seinem Köri)er verletzt, diesem in dem 
durch diese l^aragraplien bestimmten UnifmiL^*^ ersatzpflichtig ist, wurde 
im § 1327 a. b. G.-B. zu Gunsten der hinterlassenen Frau und der 
Kinder des Getödteten wegen des besonderen fiechts Verhältnisses, in 

BS«r, Bwmhihninnhtltehe EntMlwIilaiisni ZJL 1 
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2 Sntsob. Um OMteir. Verwalt GeriditihofM Tom 18w Jannar 1894, 



welchem die Gattin zu ihrem Gatten und die Kinder zu ihren Eltern 
stehen, und wegen der hierdurch im § 71. resp. 239, 141 und 143 a. b. 
G.-B. für den Kheraann, bezw. dit* VAUn-w lugründeten Verpflichtung 
abgeändert und diesen Personen durch § 1327 a. b. G,-ß. der Ersatz- 
anspruch an Stelle des Getödteten zuerkannt. 

Die Vorschrift des § 1327 a. b. G.-B. ist eine Ausnahms- 
bestimmang und kann als solche auf andere Fälle und andere 
Personen iiicht ausgedehnt werden. Deshalb hat das Oberlandes- 
gericht mit Recht den Anspruch des Josef E. , welcher als Gatte der 
beim Betriebe der B. W. Bahn durch Verschulden eines Bediensteten 
derselben ^etödten Marie E. den Ersatz der ihm durch den Tod seiner 
Gattin entgangeneu Hälfte des Unterhaltei^ he<i:phrt, abj^ewiesen, und 
demzufolge den Josef E. schuldig erkannt, gemäss 25 und 26 des 
Gesetzes vom Iß. Mai 1874, B.-G.-B1. Nr. 69, der Geklagten die Appel- 
lationskosteu zu ersetzen. 



Nr. 3. Kutsch, des Oesterr. Verwalt. Gerichtshofes'. 
Vom 18. Janaar 1894. 

(R»U Jahrs. VIU (iflM). Kr. f. S. A. Owt«rr. ffiMnb. Verordn. Bl. Tm. Ufr. «I. 8. KVM.l 
Die autonomen Behörde« sind nicht competent, Eieenbahnverwaltungen zu verpflichten, 
•ine — wenn auch aus FeuerpolizeirSoksiehten nothwendige — Wasserleitung auf dem 

Bahnhofsterritorinm herzustellen. 

Nach Lage der Actcni iiiitfM-ÜPixr hs keinem Zweifel und wird auch 
nicht bestritten, dass lic Wasserleitung auf dem BalinhufterritoriHm 
der k. k. priv. Oestei iti* hischen Nordwestbahn hergestellt werden soll; 
dass die HersteUnnr.^ der Wasserleitung selbst im concreten Falle eine 
Baufiihrnng in sicli schliesst, erscheint in der Natur der Sache irplegen 
und wird in dieser Richtung von keiner Seite eine frecje?!! Iit-ilige Be- 
hauptung aulgestellt. — Nun ergiebt sich aus den Hestimnuingen der 
§§ 41 und 127 A))satz 2 und 3. der Bauordnung vom 10 .April 1886, 
L. G. Bl. Nr. 40, dass bei Hauführungen auf Eisenbabnerun l-tueken für 
Bauten der Eisenbahnverwaltungen die liietür bestehenilen besonderen 
Bestimmungen ma.-<sgebend sind, und dass rücksirlitlirli der Hauten der 
Eisenbalmverw iltungen die Competenz der auioiii inHii l irli : len auf 
Feststellung dei Hahnlinien und des Niveaus, sowie aut die Haudhabuüg 
der Baupolizei beschränkt ist. 

Da nun nach § 19 der Verordnung des Handelsministeriums vom 
25. .Januar 1879. R. O. Bl. Nr. 19, Bauten der Eisenbahnnnt rui huiungen 
nur gegen Genehmigung des Handelsmiuisteriiuus zulässig sind, so muss 
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Bntfloh. des KaasationsbofM in Paxis vom 31. Jftntiftr 3 

allenüiigs gefolgert werden, dass nur dieser k. k. Behörde das Recht 
zusteht, Eisenbahnunternehmungen zur Ausführung von Bauten auf dem 
Eisenbahnterriturium zu verpflichten. Diese Folgerung ist darum un- 
abweislicli, weil sonst die im Gesetze gegebene Coniijetenzabgreuzung 
in sicli widersprechend und ein Anlass zu Competenzcunflicten wäre, 
welche Folgen, nach der Absiebt des Gesetzes, gewiss ausgescblosseu 
waren. 



ür. 4. Entsch. des Kassatioiishofes In Farls« 

Vom 31. Januar 1894. 

(Zeitachr. L d. loterut. Elsenb. Truwp. Jahrg. III. Nr. 6. S. 170. Joonial des Transport!. 

Mr. 15. 8.889.) 

Durcli den Eintritt de» Empfängers in den Frachtvertrag überninint derselbe die Ver* 

tragS'Rechte u. -Pflichten. 

Die Absender hatten der Eisenbahn 50 Säcke Phosphat zur Be- 
förderung von Paris nach St. Pierre-le Montier übergeben; von da 
fand die Weiterbeförderung nach Bourbun-rArchanibault statt, und zwar 
zu dem von dem Absender verlangten Specialtarif, nach welchem der 
Frachtführer wecier für Abmangei noch für Beschädigung haftet. Der 
Empfänger nahm die Waare, unter Berufung auf deren schadhaften 
Zustand, nur unter Vorbehalt au und verklagte die Eisenbahn auf 
Schadenersatz. Die Eisenbahn Iiielt der Klagf die P^iniede der stipu- 
lierten Nichthaftpflichtigkeit i'utgegen. Das Handelsgericht von Moulins 
Hess diese Einrede nicht gelten, da sie nur dem Absender gegenüber 
anwendbar sei. 

Der Kassationshof hat dieses ürtheii mit folgender Entscheidung 
kassiert: Der Absender schliesst mit Rechtswirkung die Bedingungen (l»^s 
Frachtvertrages gleich/' jtig für sieh und den Empfänger ab. indem 
der letztere die Waarc m Euipfang ualuii. bat er den Frachtvertrag, 
so wie er zwischen deii AIk^ii l-. rn und der ! 'isenbahn abgescliltK^>('ii 
wurde, acceptiHrt: so wi« t-r alle Stipulationen desselben zu seinen 
Gunsten in Anspruch nehmen kann, so können diese auch gegen ihn 
geltend gemacht werden, insbesondere diejenige der ausgeschlossene» 
Haftpflicht. Der Vorbehalt, den er bei der .Auslieferung des Guts ge- 
macht hat, kann nur so verstanden werden, dass er sich die Ausübung 
seiner Rechte, so wie sie aus dem von ihm angenommenen Frachtver- 
träge resultieren, vorbehalten wollte. 



1* 
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BntMh. d«i Pmui. Ober-Vermilt GwielilB Toni 6. Februar 1991 



Nr« 5. Entsch. des Preuss. OlM»r-Verwalt. Gerichts. 

3. Senat. Vom 5. Februar 

Zi dM öffaoUloliM PlitMA ia Staue des § 37 der 6»w. Ori. geMre« amh die Baha- 

iMfplitee. 

Der Begriff des öffentlichen Platzes im Sinne des § 87 der Bdehs- 
Gewerbeordnung ist im weitesten Umfang zu fassen, so dass jeder Plats 
darunter fällt, welcher dem öffentlichen Verkehr dient, mag dieser sieh 
aneh ganz oder fast ausschliesslich auf bestimmte Arten oder Zwecke 
des Verkehrs beschränken. Hieran wird auch weder dadurch, dass der 
fragliehe Platz als ein Theil des Bahngebiets oder Zubehör der Bahn- 
anlage anzusehen ist, noch auch durch das Bigentliuin des Eisenbahn- 
fiskus an demselben etwas geändert. Die erstere Thatsacho kann nur 
dahin führen, neben der Ortspolizeibehörde, welcher nach § 37 a. a. O. 
die Regelung der sogenannten Strassengewerbe anf den öffentlichen 
Plätzen zustellt, der Bahnpolizeibehörde auf Grund des § 55 Abs. 4 der 
Betriebsiji dnung für die Haupteisenbahnen Deutschlands vom 5. Juli 1892 
(R.-E.-Bl. S. 714) eine gewisse koukurrirende Befugniss bei der Ordnung 
der Ausübung der betreifenden Gewerbebetriebe anf dem Babnhofsplatze 
einznrftum^ 



Nr. 6» Eutäch. des Oestvrr. Obersten Oeriehtähofes. 

Vom 7. Februar 1894. 

(Roll Jilbrg. VlU flS94^ Nr. 5. H.lS] 

Anwendbarkeit des Haftpfiichtgeset?«» auf körperliche Verletzungen anläeeliota des 
Zueamneneteeeee von zum Scbotterfuhree benutzten Rollwagen. 

Die Geklagte wendet sich in der Appellationsbeschwcrde vorerst 
gegen die Anwendbarkeit des Gesetzes vom 5. März 1869 auf den vor- 
liegenden Fall. Diesfalls ist lediglich auf die vollkommen zutreffenden 
Ausführungen des ersten Richters zu verweisen, wonach der diesem 
Rechtsstreit zu Grunde liegende Vorfall vom 16. Oktober 1890 auf der 
Strecke der Geklagten zwischen den Stationen L. und B., durch welchen 
infolge Zusammenstosses zweier zum Schotterführen benützten Roll- 
wagen Victoria S. körperlich beschädigt wurde, mit vollem Recht aU 
eine Ereignung im Verkehr einer mit Anwendung von Dampfkraft be- 
triebenen Eisenbahn angesehen wurde; diese Ereignung ist nach der 
Actenlage durch ein Verschulden der zur Ausübung des Betriebes der 
gräannteu Bahn verwendeten Personen eingetreten, welches Verschulden 
eben die Geklagte zu vertreten hat, zumsl § 1 des citirten Gesetzes 
nicht bloss dann zur Anwendung zu kommen hat, wenn der Unfall 
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während der unmittelbaren Bewegung eines Balinzuges herbeigeführt 
wurde, sondern auch dann, wenn er in den mit dem Bahnbetriebe in 
nothwendigem Znsanimoiihan? stellenden Maassnahmen durch die Ausser- 
achtlassong der -/tir Hintanhaltung von Unglückstallen nüthigen Vor- 
kehrungen entständen ist, weich letzterer Umstand, insbesondexe im 
vorliegenden Falle in eminenter Weise zutrifft. 

Ist aber die Anwendbarkeit des ^iesetzes vom 5. März 1869 ftir 
den gegenwÄrtio-en Streitfall gerechtfertigt, dann hat die Geklagte im 
Sinne der §§ 1325 und 1326 a. b. G. B. Ersatz zu leisten. 



Nr. 7. Entseli. des EaminergeriolifB va BerliD. 
Besehluss v. 12. Februar 1894. 

Clobow, Jährt», d. Btttsoh. 4. Kttimn. CMr. Bd. U (180»). Nr. S. M 
Pfandrecht dM Fraohtfllirert. Art. 407. 409 fr. D. N. fi. 8. 

Die Anor limng. dass znr Befriedig:unfj^ des Fraclitfühi ers wegen 
der durch den I "i n^htvcrtrag begründeten Forderungen Frachtgut ver- 
kauft wird, gehurL zu dem in dem Haudelsgesetzbuche den Gerichten 
ziiö:ewiesenen, von den deutschen Prozessordnunpren nicht betroffenen 
A iiprelegenheiten. für welche die Amtsgerichte nacli § 25 (h s preuss. 
Aiisfuhrungsgesetzesi vom 24, April 1878 zum Gericlitsverfassuiigbgeset.z 
zuständig sind, und unterliegt der Beschwerde und weiteren Beschwerde 
im Instanzenzuge der §§ 40, 51 desselben (Tesetzes. 

2. Die Anordnung des Verkaufs darf auch wegen der Kosten des 
Verfahrens erfolgen. 

3. Wenn die Ablieferung des Frachtguts eine ununterbrochene 
Reihe von Tagen beansprucht, kann das Pfandrecht des Frachtführers 
noch binnen 3 Tagen nach der Vollendung der Ablieferung in Bezug 
auf das gesammte, bei dem Empfänger oder bei einem für ihn be- 
sitzenden Dritten beiiudliche Frachtgut gerichtlich geltend gemacht 
werden. 



Nr. 8. Entsch. des deutschen Keichsgorichta. 

i. Civil -J=^enat. Vom 10. März 1894. 

[BoiEO Pra:^ <1 RelchsgCT m 1R S. 551. Ziff 225) 

I 331 Th, I Tit. A. Prent. Alii. Unit, Gewäbrielatait beln Kaufe einer Eieeibahn. 

Ebenso ist ohne Gesetzesverletzang der Einwand verworfen, dass 
die Bahn einer ordnnngsmäasigen Eiesbettnng entbehrt habe, dnreh 
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Ebitacb. des OeutBohen BeioliBgencfats ¥oia 17. Män 1884. 



welclie sich das i'üaster verworfen hatte. Denn dieser Mangel war, 
wie der ■Benifuugsrichter festgestellt liat, den Beklagten bekannt, als 
sie die Bahn kauften; sie küunen deshalb nicht Gewährleistung ans 
dem Gesichtspunkt, dass eine gewüliulich vorausgesetzte P^igenschaft 
gefehlt habe, § 331 des A. L. R. I, 5 fordern. Denn dieser Anspruch 
setzt einen Irrthum des Käufers über einen nicht in die Augen i dlcn- 
den Fehler voraus. — § 81, I. 4. — Dass aber die Beklag itiii eine 
Gtewährleistung aus einem vorherigen mündlichen Versprechen der 
Elftgeria nicht fordern können, folgert der Berufungsrichter zutreffend 
daraOB, dass, wenn ein solches Versprechen vor dem Abschluss des 
Kaufvertrages abgegeben wäre, dasselbe eben damit wieder beseitigt 
wnrde, dass es in den notariellen Kaufvertrag nicht aufgenommen wor- 
den ist Die Anwendung dieses Grundsatzes auf den vorliegenden Fall 
ist um 80 weniger zu beanstanden, als die Kllgerin mit Erfolg darauf 
bestanden hat, dass die von den Beklagten in den Vertragsentwurf 
gesetzten Worte, die Bahn werde in betriebsfähigem Znstande verkauft» 
gestrichen wurde. Wenn man auch die Richtigkeit der Ausfnhmngen 
der Revisionskläger unterstellt, dass sieh dar Mangel eines betriebs- 
fähigen Znstandes nicht de^t mit dem Mangel einer ordnungsmässigen 
Anlage, so hatte doch der Mangel einer ordnungsmässigen Kiesbettuug, 
wie er in dem Prozesse gerOgt ist, nach der eigenen Darstellung der 
Klägerin einen entsdiiedenen Einfluss auf die Betriebsfähigkeit - der 
Bahn. Denn sie fährte ja darauf selbst die eingetretenen Entgleisungen 
und die Nothwendigkeit sofortiger Reparatur zurttck. Wenn also die 
Kllgerin eine Zusage fttr die Betriebsfälligkeit gänzlich ablehnte, so 
ist nicht zu beanstanden, dass das Berufungsurtheil angenommen hat, 
die Rechte aus einem die Bes^tigung eines speziellen Mangels, welcher 
einen Einfluss auf die Betriebsfähigkeit hatte, betreffenden Versprechen 
seien eben damit aufgegeben, dass die Beklagten sich einerseits jener 
Ablehnung fOgten und andererseits nicht darauf bestanden, dass 
wenigstens das diesen speziellen Mangel betreffende angebliche Ver- 
sprechen in den notariellen Vertrag aufgenommen wurde. 



Nr. 9. Entsch. des deutschen Reichsgerichts^ 

5. Civil-Senat. Vom 17. März 1894. 

[Bolze. Prax. de» lleichsger. IM. 18. s. 37ü. Z1(T. 619.1 

PrMM. Estsign. Um. § 10. Abs. 2. Die Verminderung derjenigen höheren Verwertb* 
fearksit staM firsrntotlleks, weloie trat direh «Ii« EiMnbahsaitage hsrMitfllirt 
werdei Ist, tfarf bei dar EstaiiliädlimitheiiesiMi sieht Is Asiehlai kennes. 

Der Berufungsrichter stellt fest, dass dsa U.'sche Projekt erst 
durch die Erweiterung der Haltestelle Frauenwaldau ins Ijeben gerufen 
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Entflcb. des Oesterr. Obmtea GoriehtsliofM vou 21. Mänt 1894. 7 

worden ist, und zielit daraus die Folgerung, dass aucli objektiv, d. Ii. 
abgeseheu davon, ob gerade Kläger die Absicht hatte, das Projekt aus- 
zufiihren. ohne 'lio Erweiterung der Haltestelle ein derartiges Eta- 
blissement überhaupt uicht erforderlich gewesen wäre. Wurde aber 
dem Restgnmdsttick durc!) die Enteignung des abgetretenen Theils nur 
diejenige liuhere Verwerthbarkeit gemiinlf^rt, welche dasselbe erst durch 
die Anlage erhielt, zu deren Ausführung die Enteignung erfolgte, so 
k>nn Kläger eine Entschädigung hierfür nach § 10, Abs. 2 des Elnt- 
eignuugiiige8etze8 vom 11. Juni 1874 überhaupt nicht verlangen. 



Kr. 10. Entsch. des Oesteir. Obersten Oertehtdiafes. 

Vom 21. M'arz 1894. 

iiloU Jahrg. VJII (189»^ Nr 18 S. 35] 

Die durch einen Eisenbahnunfall erwerbsunfähig gewordene Person hat Mpm Anspruch 
«if CapitalisiruBB der Rente, welche der H6he des Verdienstentganget entspricht 
B«rioiiaioiitlBHiig voo Oiiartlergeld und StundeageMern bei Benmaiig dor Rente. 

Die gegen dieses oberlandesgerichtliche Erkenntniss and gegen den. 
abändernden Anssprncli, womit die Geklagte von der Zahlung des dem 
jaiiFliehen Entschädignngsbetrage von 250 iL entsprechenden Capitales 
yon 5000 iL losgezählt wurde, erhobene Bevisionsbeschwerde wird in 
der Erwftgung keine Folge gegeben, dass das Qnartiergeld und Stunden- 
geld durch die Dauer der activen Dienstleistung des Klftgers bedingt 
war, er die ihm zuerkannte, den Entgang der gedachten Bezüge be- 
rOcksichtigende Jahresrente von 600 fl. lebenslänglich zu beziehen hat, 
dass der Kläger nach § 1325 a. b. G. B. den Anspruch nur auf den 
Ersatz des ihm wirklieh entgangenen Verdienstes hat, er diesen Emtz 
in der Jahresrente von fl. 600 findet, und dass die Capitalisirong eines 
Theiles dieser Rente, wie dies vom 0. L. G. sachgemäss begrttndet 
wurde, von der Geklagten mit Becht bekämpft worden ist; durch das 
zweitinstanzliche ürthdl ist der Kläger jedenfalls schlechter gestellt, 
da die Geklagte von der Bezahlung des Capitals von ÖOOO fl. befreit 
worden ist, nnd kann sonach von der seitens der Geklagten behaupteten 
reformatio m pejus nnd sonach von dem daraus abgeleiteten Nnllitäts- 
gnmde keine Bede sein. 
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Eatscb. dea Deutschen Beichsgeridito yom 21. März 1894. 



JÜr. 11. Entseh. des deutschen Reichs^orichts. 

6. Civil-Senat. Vom 21. März 18d4. 

§ I Htffivfl. 0M. llRdet aif Uifilla diroli SohMW w« Pfarien in Folf» iliM varbel- 
fahreilM EltMbalaiiigM AnweMliiiig. Weder derie neel Ii den etwaiBen Venehildei 
dee Knttobare oder Fikrhem iel die derede der bSberea Sewtit begrlhideL 

ElSg6r Adiren in einer Droscbke der Fahrgesellscbaft A. G^. Ham- 
burg nax^ dem Venloer Bahnhof in Hunburg. Auf dem anabgetrennt 
die Bahnhofatrasse entlang führenden AnaeblnssgeleiBe bewegte sich ein 
Eisenbabnzug. Das Drosehkenpferd wurde dadurch scheu, ging durch 
und warf die Klüger aus der Droschke. Der Eiaenbahnüskns ist aus 
$ 1 des Haftpffichtgesetses Terurtheflt. Es ist daran festzuhalten, dass 
UnfUle nicht einer höheren Gewalt ün Sinne des § 1 des Haftpflicht^ 
gesetzes zuzuschreiben sind, die lediglich in der gefthrdenden Natur 
des üntemebmens selbst oder in einer yom Eisenbahnunternebmer selbst 
geschaffenen gefährlichen Lage ihren Grund haben. Zu den durch den Eisen- 
bahnbetrieb selbst herbeigeführten, daher nicht als höhere Gewalt anzu- 
sehenden Gefahren gehört das Scheuwerden von Zugthieren. Der Ein- 
wand, dass die äusserste Vorsicht im Betriebe der fraglichen Eisenbahn 
beobachtet worden sei, richtet sich nicht sowohl gegen die Geffthrlichkeit 
der Anlage, ^ die offenbar dadurch erheblich gesteigert wurde, daas 
die Bahn auf einer städtischen Verkehisstrasse und in deren Niveau 
geführt ist — , als gegen die Annahme, dass unter den gegebenen üm- 
ständen sich mehr zur Verhütung von Unfällen hätte thnn lassen, als 
in Wirklichkeit geschehen ist Dieser Annahme bedarf es aber nicht, 
um die Haftung der Eisenbahn zu begründen. War die durch die 
Eisenbahnanlage geschaffene Gefahr durch alle mit dem Betriebe ver- 
träglichen Vorsichtsmassregefai nicht völlig zu beseitigen, so traf das, 
was von Gefahr flbrig blieb, den Eisenbahnunternebmer; von einem 
Verschulden desselben hängt seine Haftung nach § 1 des Haftpflicht- 
gesetzes nicht ab. 

Das Verschulden der Fuhrgesellschaft haben die Kläger nicht zu 
vertreten, auch begrttndet dieses Verschulden hier keine höhere Gewalt. 
Es kommt lediglich darauf an, ob die Handlungen des Dritten solche 
waren, dass sie oder ihre schädlichen Folgen sich schlechthin auch 
durch die zweckmässigsten Handlungen nicht abwenden liessen, und 
dass die darin liegende Gefahr nicht mit der gefährlichen Natur des 
Eisenbahnuntemehmens selbst im Zusammenhang stand. Diese Voraus- 
setzungen treffen hier nicht zu. 
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Nr. 13. Entsch. des deotschen Reichsgerichts. 

6. Civil-Scuat. Vom 2. April 1894. 

IBolze l'rax d, Reichsger. Bd. 18 ZIff 1W6. S. 117.) 
Für die Anwendung des § 26 Th. I. Tit. 6 Ailg. Preuss. Landr. ist Voraassetzung, 
dtss der eiagetretene Schaden nachweislich durch die Verletzuno eines Polizeigetetiee 

herbeigeführt worden ist. 

Ein Arbeiter wurde in einem mittelst einer Treppe ziigängliclien 
als Durchgang benutzten Tunnel todt aufgefunden, ohne dass die Todes- 
ursache zu ermitteln war. Der Ortsarmenverband, welcher die Hinter- 
bliebenen zu unter.stntzen hatte, klagte gegen den Eisenbahnfiskus, 
wpil derselbe die Treppe nicht mit einem Geländer verwahrt und rlon 
Eingang zum Tunnel nicht beleuchtet habe, sodass ein Hinabstürzen 
leicht möglich crowesen sei — St. G. B. § 367, Nr. 12, 14 Die 
Kla^re wnrdf abgewiesen, Lässt sich überhaupt nicht feststellen, flass 
der Verunglückte tiber die Treppe hinabgestürzt ist, so kauu § 26 
A. L. K. I, 6 nicht angewendet werden. 



Nr. 13. Entseh. des (^terr. YermalL CterlehtahofM, 

Vom 5. April 1894. 

IHÖll Jahn. Tin. (lasi) Mr. 14 8.914 

Dst nilriidit ZifahrtMtratieii-GeMtz hst aiMk «t( Mlohe EieeibahnnftbrtMtratMn 
AnweMltog, wMe v«r Wlrktanktlt dleiet GaiitzM bargetttllt wtrdei sind; altoin 
die CoiMirreii laflh dfese« GHtlze tat nnr dsnn und Iniowdit nlnntratMi, alt dla 
Nfibwtndlglctlt der Herttellnng der betreffiniden Zofahrttetraete md deren Rlehlnng 
dnroli dl« polltleelian BeUrden anerkannt wnrde. 

Aach der V. G. H. war zwar der Bechtsanschauuig der Beschwerde, 
dass das Gesetz yom 9. März 1867, L. G. Bl. Nr. 54, nicht bloss auf 
die unter seiner Wirksamkeit hergestellten EisenbahnznfabrtBstrassen, 
sondern anf alle Eisenbabnznfahrtsstrassen, also auch anf solche An- 
wendung za finden bat, welche vor Wirksamkeit des Gesetzes hergestellt 
worden sind. Diese BechtsanBchanmig erachtet der V. G. H. dämm 
fdr begründet, well un § 1 des citirten Gesetzes eine Definition der 
Eisenbabnznfabrtsstrassen gegeben wird, bei welcher es anf den Zeit- 
punkt der Herstellung der Strasse nicht ankommt, sodass nach dieser 
D^nition nnter den im citirten Gesetze behandelten Znfabrtsstrassen 
alle jene Strassen zn verstehen sind, welche die Verbindung der Bahn- 
höfe und Anftiahmsstationen mit der nächst erreichbaren Boichs- oder 
Bezirksstrasse oder mit der nftehst gelegenen Ortschaft vermitteln ohne 
Bficksicht darauf, wann diese Strassen hergestellt wurden. 
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£Dt8cb. des Deutseben Beidugeriuüte vom U. April 1894. 



Allein die Goncomiiz für BIseQbaliiintfabrtsstrassen* nach dem 
Gesetze vom 9. MtaE 1867, L. Gr. BL Nr. 54, hat nur dann und inso- 
weit einzntreten, als die Nothwendigkeit der Heratellnng der betreffenden 
Znfahrtmtrassen und deien Richtung dnreh die politischen Behörden 
anerkannt worden ist — Diese Bedingung für die Anwendung des 
CoiMsnnrenzgesetzes Tom 9. Ittn 1887 mtus. nach in Betreff der Erhaltung 
der schon hergestellten Eisenhahnzufahrtsstrassen als massgebend an- 
gesehen werden, sodass in Jedem concreten Falle, wo fQr «ne bestehende 
Znfahrtsstrasse die Concnrrenz nach dem Gesetze yom 9. Mftrz 1887 
gebildet werd«! soll, durch die politischen Behörden festzusteUen ist, 
dass die betreffende Zufahrtsstrasse sich im Sinne des Gesetzes als eine 
nothwendige Verbindung des Bahnhofes oder der Anfnahmsstation mit 
der nächst erreichbaren Kei<^hs* oder Bezirksstrasse oder mit der n&chst 
gelegenen Ortschaft darstellt 



Mr. 14. Euthch. des dentscheu Reichsgerichts, 
ö. Civil-Senat. Vom 11. April 1894. 

pioli* Pnx. d. B«l«htg»r Bd. 1». 8. »1. ZUR Oft) 

Fnhm. Eitalgs. fiM. § 8 AI«. 2. Benestusg des Mehrwnih« des TremtHoks diroh 
•eistn wlrtbselMifllielieii Zmmisifeasfl iilt dm Ganit». 

Wenn das euteiguete Trtnnstnck als Bestand tlieil des luifzeiheilten 
zur Gastwirtliscliaft benutr^ten (Ji iiiidstncks die Anlage und den Betrieb 
einer Kegelbalm ermöglichte und zeilweise zur Unterbringung des 
Viehs der in der nastwirthschaft des Klägers verkehrenden Viehhändler 
diente, so sind das Vurtheile. die dem enteifrueten Stück in seinem Zu- 
sammenhange mit dem Ganzen einen erhöliieii W riii verliehen und zu- 
gleich die Benutzbarkeit auch des übrigen Grundstücks erhöhten. Vur- 
theile, die dem letzteren in Folge der Enteignung verloren gingen und 
nach dem Grundsatz des § 8, Abs. 2 des Enteignungsgesetzes dem 
Kigenthünier zu verguten sind. Die Verminderung der Einnahme aus 
dem Betriebe der Gast- und Restaurationswirthschaft bildet nur den 
Massstab für die Berechnung des dem Kigenthümer zu ersetzenden, 
jenen Mehr- bezw. Miuderwerth umfassenden vollen Werthes. 
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Eutwb. des Deutacben Beiclugericbts vom 84. April 1894. 11 

Nr. !&• £Dt8ch. des deutsehen Belehttgerichts* 
2. Civil-Seaat Vom 24. April 1894. 

> 

Di» ElMiMiiverwtltiiKei tlml k«flist , ihre Zuttitimwg tt «iMr autmhmwdsM 
fifecrtehrtitMl 4er vergeeeMebeiee Fenerlhile bei Bietee le der NlUie tfer Eleeitabii 
¥es der Zahluag eieer AeerkeNeegetebWir abileilg n eMwbe«. 

Eine Aachener Firma beabsiclitif^te, zu Burtscheid in der Nähe der 
Eisenbahn Gebäude zu errichten. Da diese Gpbände bis auf 70 Fuss, 
also näiier an die nächste Kisenbahnschiene heranreichen sollten, als 
die §§ 1, 2 lies damals geltenden Ministerial-Reskripts vom 4. Dez. 
1847 es zur Verhütung von euersgefahr zuliessen. das Reskript aber 
(§ 3) den Regiernütren in einzelnen Fällen, in weklien durch die ört- 
lichen Verhältnisse nuch bei einer geringeren Kntfernnng als den in 
den §vj 1 . 2 bestimmten die Feuevs<r»'fahr ausgescddossen war, aus- 
nahmsweise nach zuvoriger gntachtiicher Aeusserung der betreffenden 
Eisenbahn-Direktion die Ertheilung der Bauerlaubniss gestattete, so 
wandte sich die Firma an die Direktion der Kheinischen Eisenbahnge- 
sellschaft um ihre zustimmende Erklärnntr. Die Ditt-ktion machte diese 
davon abhängig, dass die Firma sich verptlichte, a) alle schädlichen 
Folgen zu üljeiiielniien, welche aus der Nichtinnehaltuug dei- durch das 
Ministerial-Reskript vorgeschriebenen Knttci uuiigen in Zukunft etwa 
für sie selbst, oder die Rheinische Eisen bah ngesellschaft, oder für 
Dritte erwachsen möchten und auf alle eventuellen Entschädigungsan- 
spriicbe wegen Fenersgefahr, die^elbcn möchten kommen, woher sie 
w<dlten. fiir sich und ihre Rechtsnachfolger zu verzichten, un<l b) eine 
Anerkenn ungsgebtthr von zehn Thalern - alljährlich zu Gunsten der 
Beamten - Untei*stützungskasse der Rheinischen Eisenbahngesellschaft 
zn zahlen. Diese Verpflichtungen hat die Firma übernommen. Nach 
erklärter Zustimmung der Eisenbabndirektion ist die behördliche Er- 
laubniss zum Bau ertheilt, und die Firma hat gebaut. Gegen die 
Rechtsnachfolger des Firmeninhabers wurde die Rechtsgültigkeit des 
Versprechens der jährlich zu zahlenden zehn Thalei' ausgesprochen. 
Ist auch dem von der Revision aufgestellten Satze zuzustimmen, dass 
es gegen Gesetz und gute Sitte Verstössen würde, wenn ein Gutachter 
dafür, dass er sein Gutachten nach pflichtmässigem Ermessen abgebe, 
sich einen Vennögensvortheil voi-sprechen lassen wollte — Code 1131 
und 1133 — , so kann doch dieser Satz im vorliegenden Falle, weil es 
an der Voraussetzung desselben fehlt, keine Anwendung finden. Denn 
die Direktion der Rheioiacheii Eisenbahngesellschaft hatte bezüglich 
der in Bede stehenden Bangesnche nicht ein technisches Gntachten mit 
Blickncht auf das allgemeine Öffentliche Intei'esse abzugeben, — viel- 
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X2 Entscb. dea DcaUcben Beiclisgerichts vom 10. Mai 1B94. 

mehr handelte es sich um eine von dem Standpunkte des Eisenbalin- 
intereeses, wdches dem Zwecke des Minieterial-Beskripts gemäss bei 
der Frage der Genehmigung jener Gesuche in erster Linie zn berück- 
sichtigen war, absogebende Erklärang derselben. 



Nr. 10. Entsch. des deutschen Reich si?eriehts. 

6. Civil-Senat Vom 10. Mai 1894. 

§ I, R, Haftpfi. Ges. Wird ein auf einen in Bewegung befindlichen Zug springender 
Passagier, der dort bereits festen Fuss gefasst hat, von einem Bahnbeamten herah- 
gerissen und erleidet dadurch einen Unfall, so ist die Eisenbahn haftpflichtig. 

Das Berufungsgericht stellt fest, dass in dem Verfahren des 
Stationsvorsteliers P. eine so klare Ueberschreitung der amtlichen Be- 
fugnisse liege, (lass deiselbe nicht der Ansicht habe sein können, dass 
er kraft seines Amtes in der Weise, wie geschehen, verfahren dürfe, 
da der Kläger, statt vor Gefahr behütet zu werden, gerade hierdarch 
habe gefährdet werden müssen. In der letzteren Ausführung ist vom 
Berufungsgericht auch die Ansicht zu erkennen gegeben, dass der 
Klilger nicht habe erwarten können, dass er. wenn er einmal einen 
sichern Standpunkt auf dem Wagen erreicht habe, dann noch in einer 
ihn gefährdenden und nach der Feststellung des Berufungsgerichts nn- 
verständigen Weise von einem Bahnbeamten wieder herabgerissen wer- 
den könne. 



Nr. 17. Entsch. des Ocsterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 17. Mai 1894. 

iRöll .TalirR. VIII. am) Nr. 17 S, 4."." 
Die Verletzung, welche einem Elsenbahnarlieiter beim Befestigen einer Eisenbahnschiene 
dnroh AbspriiiBen einet Eisenstückes der Unterlagspiatte mtössi, fällt niclit unter 

das Gesetz vom 5. März 1869. 

Unter Ereignungen im Verkehre einer mit Dampfkraft betriebenen 
Eisenbahn können im Sinne des § 1 des Gesetzes vom 5. März 1869, 
R. G, Bl. Nr. 27, nur jene Unfälle verstanden werden, welclie mit der- 
artigen Functionen des Eisenbahnbetriebes in einem Causal zusammen- 
hange stehen, lir eine besondere, durch die Anwendung der Dampf kraft 
bedingte Gefährlichkeit haben, oder welche in den mit dem Betriebe 
der Fahrt in notliwendigem Zusammenhang stehenden Anlagen und Vor- 
bereitungen durch Au^serachtlassung der znr Hintanhaltung von ün- 
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gl&dcBfftUen bei Benütaimg der Dampfknf t erforderlicheii Vorkehrungea 
lierbeigeflibrt werdeiL Bei dem Elagsftctnm tfilft naeli dem ErgebnlsM 
der Proceflsrerbandliuisr keines von beiden zn. Die Befestigung einer 
Schiene auf ihrer Unterlage mittelst eines Nagels ist, wenn keine Ver- 
kehrshandlnng der Msenbahnnntemehmung hinzu kommt, eine Handlung 
ausser dem Verkehre der Bahn, welche nicht unter § 1 des dtirten 
Gesetzes subsummirt werden kann, vielmehr nach § 2 des Gesetzes vom 
28. Dezember 1887, R. G. Bl. Nr. 888, betreffend die Unfallversicherung 
der Arbeiter, zu beurtheüen w&re. 



Nr. 18« Entseh. des Oesterr. Obersten CMcktshofea« 

Vom 30. Mai 1894. 

Aawsstfbertalt ist Hafl|iliioUost«tMB aif Uiifllle Ii du IMiIhwwiIiim isd of 
•tae KrasMisit, wslolie alob «ii Bthahsdleasistir Isfelge iroitar KUts M Dlsitt- 

lalttsss aar Ssr Lokeswtlve zigatsgiii bei 

Die IS 1 und 3 des Gesetzes vom 5. Mftrz 1869, B. G. Bl. Nr. 27, 
haben nach der ratio desselben nicht bloss zur Anwendung zn kommen, 
wenn der einer Person zngestossene Unfall während der nnmittelbaren 
Bewegung eines mit Anwendung von Dampfkraft betriebenen Etaibahn- 
znges herbeigeffilirt wurde, sondern auch dann, wenn er in den mit dem 
Betriebe der Bahn in nothwendlgem Zusammenhange stehenden Anlagen 
und Vorbereitungen durch die Ausseraehtlassung der zur Hintanhaltung 
von UnglüciDBf&llen nOthigen Vorkehrungen enstanden ist 

Diese Auffassung rechtfertigt sich Insbesondere durch die Erwflgung, 
dass im § 4 des obigen Gesetzes die Worte »Verkehr* und «Betrieb" 
einer soldien Eisenbahn pari passu gebraucht werden. 

Wenn nun im vorliegenden Rechtsstreite der Kläger als gewesener 
Arbeiter der geUagten Bahn unter Beruftang auf das eingangs erwähnte 
Gesetz von der Geklagten gemäss der §§ 1325 und 1327 des a. b. G. B. 
deshalb Ersatzleistung fordert, weil er angeblich: 

a] Am 26. Mai 1890 bei einer im Auftrage eines Magazinaufeehers 
im Brunnen beim Heizhause Nr. 2 an der schlecht functionirendoi 
Pumpe vorgenommenen Reparatur infolge der Verweigerung der 
Beistellung einer ihm hierbei hilfeleistenden Arbeitskraft^ allein 
einen Pumpentheil im Gewidite von IVt Centner heben musste 
und sich hierdurch eine Krankheit an seinen Hamorganen zuge- 
zogen hat; 

b) am 9. Januar 1891 auf einer Locomotive durch 24 Stunden un- 
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unterbrochen Dienste leisten musste imd sich hierbei infolge be- 
deutender K&lte die FQsse total erfroren hat;^ und endlich 
c) am 28. April 1891 beordert wurde, eine Arbeit im Heizhaose Nr. 2 
zn verrichten, wobei er in den Canal des Pampenhauaes steigen 
mnaste, bei welcher Gelegenheit ein ihm behu& richtiger Dirigirnng 
der den Ganal abschliessenden, 20 Kilo schweren HolztfaQre bei- 
gegebener Vorarbeiter diese ThQr anf den Kopf des Klägers fallen 
Hess, infolge dessen letzterer ein chronisches Kopfleiden bekam, 
and dttreh diese drei erwähnten Unfälle danmd arbeitsonf fting zn sein 
behauptet, so mfissen wohl nach dem eingangs Erwähnten diese drei 
Ereignnngen als solche anerkannt werden, welche im Sinne des g 1 
des Gesetzes Tom 5. Mte 1869, B. G. Bl. Nr. 27, im Verkehre und 
rücksichtlich Betriebe der mit Anwendung von Dampfkraft geleiteten 
Eisenbahn eingetreten sind, weil sich die Ereignnngen ad a und c auf 
mit dem Bahnbetriebe im nothwendigen Zasammenbangc stehoide An- 
lagen und die Ereignung ad b direkt anf den Verkehi* dieser Bahn 
besieheii. 



Nr. 19. Bek. Entsch. des B^ichs-Ycrsicherungsamts. 

Vom 18. Juni 1894. 

Dia Aireh BraMi In einem Uebernachtungslokal veruraanliti Veritttsns Biln- 
arMtert ist als Usfatl bein BetrielM asimaliN. 

Der auf dem Bahnhofe Jünkerath beschäftigte Brackmann hatte, 
nachdem sein Dienst am 16. Januar 1893 Nachmittags beendet war, 
etat am 17. Januar Morgens 3 Uhr wieder auf der Arbeitsstelle zn sein. 
Sei es, nm rechtzeitig zur Stelle zu sein, oder weil er den Aber eine 
Stunde weiten Weg bei der in der Nacht häufig stärker weidenden 
Kälte zoräckzulegen scheute, fibemachtete er in einer Bahnbnde, welche 
seit Jahren von den Eohlenträgcm ungehindert and mit Erlaubniss der 
vorgesetzten Behörde in den Dlenstpaosen als Ruhestätte and Schlaf- 
stelle benutzt wurde. Hier entstand in jener Nacht durch Entzfindung 
der Lagerstätte durch eine umgefallene Lateme Feuer, bei dem sich 
BruckmaDn schwere Brandwunden zuzog, an deren Folgen er verstarb. 

Durch Zeugenaussagen stand fest, dass die Wärterbude, in welcher 
sich der Unfall ereignet hat, von der Kisenbahuverwaltung eigens zu 
dem Zwecke hergestellt worden, um den Kohlenträgem während der in 
ihrt^r Betriebsthätigkeit eintretenden Pausen als Aufenthalts- und 
Wärmeort zu dienen und auch von den Kohlenträgem thatsächlich nicht 
nur zum Aufenthalt und Wärmen während der gewöhnlichen Dienst- 
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stunden, sondern nicht selten auch als Schlafstätte während der Nacht 
benatzt worden ist. Da die Bude in nächster Nähe des Dienstraumes 
des Magazinbeamten sich befand und von dem Fenster dieses Raumes 
aus übei-sehen werden konnte, so kann den Aufsichtsorganen der Eisen* 
babnverwaltung diese Art and Weise der Benutzung der Bude nicht 
entgangen sein. Zu dorn kommt noch, dass die fr&hzeitige BUckkehr des 
Brnckmann zur Betriebsst&Ue insofern nicht nur im persönlichen 
Interesse des letzteren, sondern zugleich andi im Interesse der läsen- 
hshnTerwaltong, gelegen war, als hierdurch' die in Anbetracht der ansser- 
gewohnlichen WiiterangsTerhttltnisse und der weiten Entfernung der 
Wohnnng des Brnckmann von der Betriehsstfttte nicht ausgeschlossene 
Gefahr einer Versftnmung des rechtzeitige Dimtantritts durch den 
VmnglQcIcten zweifellos Termindert wurde. Da weiteriiin auch die 
Anlitellung der brennenden Laterne in der Bude insofern durch das 
Betriehsinteresse geboten war, als der (jtonannt^ in der Lage sein 
musste, sich Jederzeit Uber den Stand seiner Uhr zu Tergewissem, und 
endlich die Gfefahr einer Entzttndnng der Lagerstätte des Brnckmann 
und die Schwere der Brandwunden desselben wesentlich mit bedingt 
worden sind durch die Beschaffenheit der aus der Betriebsarbeit mit 
EoUentheilchen bedeckten Kleidung und der aus Theilen von Putzwolle 
und sonstigen Lappen bestehenden Lagerst&tte des Verunglückten, so 
war auch der nach dem Gesetz erforderliche ursächliche Zusammenhang 
des Todes des Erblassers d^r Elfiger mit dem Eisenbahnbetrieb als 
gegeben zu erachten. 



Nr. 20. Bntseh. des Oesterreich. Obersten Gerlehtshofes. 

Vom 28. Juni 1Ö94. 
SabMiiiiinnig elNr Verletzuag, welche sieh eis ReieeMler beim OelhieB des Featlert 
des Perseneewagess Infeige SehadhafHgkeit deeeelbei xuleht, ister dte Hesetz voa 
5. März 1869. Bei Beneeeisg des Sehadesersatiee iet auch dem Grade des Ver- 
sehildeee des Beschädigers and dem etwa unterlanftsei geringeres Urade der Asf- 
nerksaakelt des BeeehUigtee billige Reeboeng xn tragen. 

Das citirte Gesetz vom 5. MArz t869, R. G. Bl. Kr. 27, besagt ganz 
im Allgemeinen und erfordert bloss, dass eine Beschftdlgnng oder Töd- 
tung erfolgt» , durch eine Ereignung im Verkehre einer mit Anwendung 
yon Dampfkraft betriebenen Eisenbahn* das bedeutet, dass der UnfsU 
sich auf einer mit Dampfkraft betriebenen Eisenbahn ereignen muss. 
In die Grenze dieser gehören nicht nur sftmmtliche der Eisenbahn aus- 
schliesslich eigenthttmliche Einrichtungen, welche, ob selbe mittelbar 
oder unmittelbar dem Eisenbahnverkehre dienen oder nicht, dennoch 
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zam Verkehre derselbeu belülflich sind — oder wenn selbe erneu an- 
passenden Theü oder ein Zngebör jener Einriclitiingeii bilden , welche 
nun Transporte Yon Pei-sonen und Waaren und zun sonstigen Betriebe 
dienen — and dann auch alle jene Einrichtungen, bezüglich welcher der 
Eisenbahn die Obsorge zufällt, dieselben im ^ten Zustande zu erhalten, 
d. i. in einem Zustande, welcher mit keinerlei Gefahr verbunden ist, 
oder bei welchen Einrichtungen das Vorhandensein irgend eines Ge- 
brechens im Allgemeinen der Bahn als Schuld angerechnet werden kann. 

Bei einer solchen Auffassung obigen Gesetzes kann das Ereigniss, 
nm welches es sich gegenwärtig handelt, unbedingt unter die Vorschrift 
des § 1 des Gesetzes vom 5. März 1869, R. Qt, BL Nr. 27, sabsammirt 
werden, denn das Eisenbahnwaggonfenster ist ein angepasater Bestaad- 
theü des Waggons, welcher zum Transporte von Personen, somit mm 
Betriebe der Eisenbahn dient, und für die entsprechende Einrichtung, 
respektive Erhaltung sowohl des Waggons, als auch dieses Fensters 
hat die Eisenbahn zu sorgen, und muss dieselbe, für jede Vernach» 
Ussigong in dieser Bichtang schaidtragend angesehen werden. 



Nr.Sl« Entsch. des Schweizerischen Buiidesgerichts. 

II. Abtheiliuig. Vum 12. Juli 1894. 

(Zeitscbr. d. ü< ri) Jurist Vor Bd XXXI. Heft 1 S ]2 | 

VerJährMfalMgioB des AMpmches aus dem so^cn. ReMlfliiatiQosvorbehalt in Elteobalm- 

haftpflichtfällen. 

„Geoiftss jSisenballuhaftpflichtgesetz soll der durch Tötung oder 
EOrperverlctzutig entstandene Schaden in vollem Umfang vergütet 
werden. In der Regel wird nun das Gericht im Momente der Be- 
nrtheilung von HaftpflichtfäUen in der Lage sein, den ganzen ent- 
standenen Schaden zu ermessen und darnach die Entschädigung defniiti? 
zu besUnimen. Dagegen ist es ansnahmsweise sehr wohl möglicli, dass 
im genannten Momente die Folgen einer Körperverletzung noch nicht 
genügend klar vorliegen, so dass angenommen werden darf, dieselben 
könnten erst später, nach der Urtheilsfällung deutlicher zu Tage treten. 
Würde unter solchen Umständen definitiv und zwar auf Grund der 
vorhandenen Sachlage abgeurtheilt, so wäre die Folge diese, dass die 
erst später zu Tage tretenden Unfallsfolgen unberücksichtigt blieben 
und eine Entschädi^nufi: tur dieselben iii*'ht stattfände. Dem soll eben 
durch den in Art. 6 Lemma 2 E.-H.-Pli.-G. nurniieiti-n Rektitikations- 
vorbehait vorgebeiip^t werden. Demzufolge kann, soweit das Zutage- 
treten weiterer Uufallsfolgen erst für die Zokonft zu befürchten steht, 
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ond daher im genannten Momente die Ansmessung einer bezüglichen 
Entschädigung nicht wohl angeht, der Bichter aasnahmsweise eme 
^i»ätere Rektifikation seines Urtheils Torbehalten. Dieser . Vorbehalt 
bedeutet demgemAss für den Haftpflichtkläger eine Rechtsverwahrung 
bezüglich des Um&nges seines Schadenersatzanspruches ans erlittenem 
UnfaQ. Demgemüss erledigt das TJrtheil den' Schadenersatzanspruch, 
soweit er im Momente der ÜrtheilafftUnng eben vorhanden ist; dagegen 
siebt es auch den Fall vor, dass infolge der weitern Entwicklung der 
Körperverletzung die gesprochene Entschftdigung später als ungenügend 
erscheinen könnte, und wahrt für den Fall einer solchen Veränderung 
der, Verhältnisse das Recht einer Nachforderung. Ob dieselbe dann in 
der Folge wird gestellt werdmi können, hängt eben davon ab, ob nach 
dem Urthefl eine Verschlimmerung des Gesundheitsznstandes oder der 
Tod des Verletzten eintritt; in diesem Fall wird dann der bis dahin 
bedingte Anspruch auf Erhöhung des Schadenersatzes resp. Zusprechung 
eines weitem Betrages zu einem unbedingten und Hegt actio nata vor. 
Nach allgemeinen Nonnen hat auch die Veijährung erst von diesem 
Zeitpunkte an zu laufen. Dagegen hat das angefochtene Urtheil des 
bemischen Appellations- und Kassationshofes zwar auf Grand von Art. IH 
Fabr.-H.-G. und Art. 10 E.-H.-Pfl.'G. den Zeitpunkt des den Rektifi- 
kationsvorbehalt Stetnierenden Urtheils als Veijährungsbeginn bezeichnet, 
von welchem eine zweijährige Vetjährnngsfrist zu laufen beginne. Allein 
in Wirklichkeit stellt der genannte terminns a quo des Art. 13 Fabr.- 
H.<G. (Tag des ausgefällten Urtheils) durchaus singnläres Recht dar, 
welches keineswegs auf die Materie der Eisenbahnhaftpflicht fibertragen 
werden darf; Art. 10 E.-H.-Pfl.-G. sodann regelt fiberhanpt nicht den 
Veijährangsbeginn und die bezflgliche Frist hinsichtlich der Rektifl- 
kationsklage, sondern stellt nur bezüglich der Hauptklage eine zwei- 
jährige Veijährung vom Unfallstege an fest, und hat somit mit der 
vorliegenden Frage gar nichts zu thun. Ist aber nach dem Gesagten 
«ne Veijährung der Rektifikationsklage eist vom Zeltpunkt der Ver* 
schlimmerang oder des Todes anzunehmen, so steht in casu zwar nicht 
fest, wann diese Verschlimmerung bei Berchteld eingetreten sei; dagegen 
ist auch gar nicht behauptet, dass auch bei Annahme dieses Vor- 
jähmngsbeginns die Nachklago verjährt sei. Es ist daher, im Gegensatz 
zum Urthefl der Vorinstanz, die Veijährangseinrede als unbegründet zu 
verwerfen. Zum mindesten kann eine Veijährang nicht bezfiglich des- 
jenigen Betrages angenommen werden, der im ersten Verfahren zwar 
emgeklagt^ aber nicht zugesprochen wird. 
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Nr* S2. Enteeh« des Oesterr. Obersten Gerlchtshofts. 

Vom 17. Juli 1894. 

IIWII Jabcg. Tin (1804). Kr.M. 8.9».] 
Dit Elteitahnirir tat wegM Am^riobM ui den EiieiilaJiiifraoMiMelilft vor dtn 

£fl liegt im Sinne des ^ 38, Z. 2, des EinfOhniugsgesetzes zum 
H. G. B., dass Streitigkeiten ans den im Art. 272 H. O. B. angeffibrten 
HandelsgeschUften dann zur Handelsgerichtebark^ u ^diüreu, wenn diese 
Geschäfte in einem grösseren Umfange betrieben werden, und ist als 
Kriterinm des Geschäftsbetriebes in grösserem Umfange der Umstand 
bezeicbnet, dass der geklagte Tlieil mit seiner Firma im Handelsregister 
eingetragen ist. 

Im vorliegenden Falle ist zwar das k. k. Eisenbahnärar im Handels- 
register nicht eingetragen; allein es ist ausser Zweifel, dass es Fracht- 
geschäfte in sehr bedeutendem Umfange gewerbsmässig betreibt und 
daher protokoUinuigsverpflichtet wäre, wenn es nicht von der Ver- 
pflichtung, sich registriren zu lassen, gesetzlich befireit wäre. 



Nr. 2S. Entseh. des Ober-Landengerlehts Wien. 

Vom 17. Juli 1894. 

Es ist ein Vertshulden de« verunglücktes Bahsbedtenttetes lazunehmen, wenn derselbe, 
obwohl orvondon Befabron eines Gleises Kenstnli« hatte «ed die herannahende Maeohbi« 
hSrte, sich trotzdeii nicht genOgend zur Seite otefite. 

Das 0. L. ü. Wien bestätigte das Urthcil des H. G. Wien aus dessen 
Gdmdpn und in der Erwägung, dass, wenn auch die Sciiwt rhurigkeit 
des Franz T. als erwiesen anj^enonniieu wird und vorliegen wurde, dass 
Franz T. hereelitigt oder genüthifrt war, ain ü Dezember 1892 das 
Bahngleis statt der vorhandenen Nebenwege zu benutzen, im Bestände 
der vom ersten Richter auf (Trund der Zeugenaussagen und Sachver- 
ständigen-Gutachten mit Kecht als erwiesen angenommenen That.sachcn, 
dass Franz T. von dem Befahren eines Gleises durcli eine Probe- 
maschine und von dem Herannahen derselben auf diesem Gleise in 
Kenntniss gesetzt war, dass er den I^titl" dieser Masciiine gehört und 
die Masehint' gesehen liabe, und dass am Balinkiirper, insbesondere für 
ihn als ein Sachkundiger, hinlänglich Raum zum Ausweichen und rück- 
sichtlich zum Uebeitritte auf das freie Gleis vorhanden war, das Ver- 
schulden des Franz T. au dem ihm widerfahrenen Unfälle klar zu Tago 
liegt, während, wie durch Urkuudeu uachgewieseu erscheint, fQr diesen 
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EnUHch. des Appellationshofes io Brüssel Tom 13. August 18ü4. IQ 

TJ&fall ein Veirschnlden jener Personen, für welche die geklagte Bahn 
aiifzokonime& hfttte, seitens der zur Benrtheilnng desselben competenten 
Behörde nicht erblickt wurde. 



Nr« 24. Entadi. Appellationsliofes in BrOsML 

Vom 13. August 1894. 

peltiehr. £ d Intemftt, XiiMb. TrwMik Jahrf . III Kr. 5 S. 178.] 
BeMkrinkiiif der Haftung der Elsenbahi» bei besenderen fiefabreii. 

Ein Empfänger hat den belf^iscbeu Eisenbaiinfiscus auf Vergütung 
des Schadens belangt, welcliei in P'olge Braudausbruches in einem Güter- 
wagen an der Ladung (Baiimwollgewebe) entstanden war. Von der 
prston Tnstan/5 Wdv die Klage als begründet erkannt worden, weil die 
Thatsache, dass der Wagen unter ßleiversclihis«! befördert und vom 
Absender beladen worden war, die auf Grund des Art. 37. Z. 5 und 7, 
des Gesetzes vom 25. August 1891 beanspruchte Entlastung der 
Eisenbahn von der Verantwortlichkeit nirlit herbeiführen könne, und 
der Wagen seit mehr als 20 Stunden unter Bewachung der Hahn auf 
Rechnung und Gefahr derselben gestanden habe. Von dem Aiipellations- 
hofe in Brüssel da^t ijeii ist dieses Urteil mit der nachsteUeudeü Be- 
gründung autgehoben worden: 

Dass in Abweichung von den nach Art. 34 des Gesetzes vom 
25. April 1891 hinsichtlich der Verantwortlichkeit der Eisenbalin 
im allgemeinen zur Anwendung koniniendeu Grund.sätzen des 
gemeinen Rechtes, im Art. 37 der Kisenbalin-Verwaltung gestattet 
ist, die Haftung für Beschädigung uud Gefiihien auszuschliessen, 
wenn die Güter in solchen Wagen verladen sind, welche auf Ver- 
langen des Absenders unter unverletztem Bleiverschlnss lauftm 
(Z. 5) und weuü die Verladung durch den Absender besorgt worden 
ist; (Z. 7) 

dass die belgische Staatseisenbahn im Artikel 27 des iicgle- 
ments vom 1. September 1891 von dem Art. 37 des Gesetzes Ge- 
branch gemaclit itnd tür die bezeiclmetea Fälle ilu'e Verant- 
wortlichkeit abgeleluit hat; 

dass festgestellt ist, dass der Verlad der beschädigten Güter 
in den Wagen ohne Mitwirkung der Eisenbahn durch die Gesell- 
schaft Parmeutier vau Huegarden & Comp, uud auf deren Ver- 
binduügsgeleise stattgefunden hat, der Wagen von diesen ver- 
schlossen wurde und einer der Schlüssel in ihren Händen blieb, 

0 1, 186 tt. ff. 

2» 



Digitized by Google 



« 



20 EDtoch. de« OberLAadcqgerichta Wi«ii vom 19. Septemlwr 1991. 

Während der zweite im Besitze der Kläger sich befand, sowie 
dasB nach KonstaÜemng des Feuerausbraches eines der Schlosser 
von den Angestelltou der Bahn aufgebrochen werden mnsste, um 
dem Fener £ünhalt zu tbun; 

dass unter diesen Umständen die belgisclie Staatsbahn befugt 
ist, auf die Al)Ietmung dur Verantwortlichkeit in den reglemen- 
tarischen Vorscliriften sich zu berufen; 

dass damit allerdings die Staatsbalni nicht absolut von der 
Verantwortlichkeit befreit, sondern uinfach die Bcweislast auf die 
Intf 17 ssenten, Absender oder Eniptäuf^er, übergeht, dass der 
Schaden aus einem Verschulden der i^isenbahn oder mindestens 
nicht aus den besonderen Umständen hervorgegangen sei, welche 
die Verwaltung zur Ablehnung der Haftpflicht berechtigen (Art. 40 
des Gesetzes): 

dass die Kläger einen Beweis weder in der einen noch in der 
andern Kichtung geleistet haben; während feststeht, dass dajt 
Feuer im Innern des Wagens ansgebrochen und (lit> Veranlassung 
desselben unbekannt ist; dass in letzterer Beziehung blosse Ver- 
muthungen vorliegen und die Annahme, dass die Ui^ache in 
der Unachtsamkeit der Leute des Absenders oiler nur in einem 
Zufalle zu suchen sei, nicht weniger plausibel ist als diejenige, 
welche von der kontradiktorischen Expertise geäussert wurde, 
dass das Feuer durch einen Funken aus dem Kamin der Loko- 
motive verursacht worden sein möchte. 

Gleichzeitig wurde auch die von der Eisenbahn erhobene Wider- 
klage auf Ersatz des am Wagen entstandenen Schadens abgewiesen, 
da die widerbeklagte Gesellschalt in keiner Art Wf'«lor das Out noch 
den Wagen, in welchem dasselbe verladen war, berührt hat, noch ihr 
Uberhaupt ein Fehler nachgewiesen ist. 



Nr. d5. EnfsdL des Oher-Lfludesgerielito Wien. 

Vom 19. September 1894. 

Die Einwendung der Verjährung einer Entschädigiingsforderury auf Grund des Haft- 
Pflichtgesetzes ist selbst dann vollkommen begründet, wenn die nachtheiligen Folyen 
der schädigenden Ereignung fortdauern oder periedisoh sich erneuern, weil das Recht, 
Schadenersatz zu fordern, überhaupt durch Verjährung, d. i. binnen drei Jahren von der 
Zeit an, zu welcher der Schade dem Beschädigten bekannt wurde, erloschen ist. 

Die Appellationsboschwerdf» des Klägers war zu verwerfen und das 
erstj'ichterliche Urtheil su bestäligeu, weil das etwaige Kecht des iüä- 
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gere, von der geklagten Gesellschaft Schadenersatz zu fordern, sicli in 
der That als verjährt darstellt, wenn berücksichtigt wird, dass Kläger 
nach seinen eigenen Angaben mit theilweise zerstörter Erwerhsfähia;- 
koit im Januar 1873 das Krankenhaus verliess, dass ihm unter solchen 
Fniständen damals schon der erlittfne, in constanten hoftifren Schmerzen 
an der linken Ferse und in der Unmöglichkeit, einigermassen länger 
zu gehen, bestehende Schade, i> 1293 a. b. G. B., sowie sein anf^eblicher 
Urheber bekannt waren, dass aber deshalb, und weil der an seinem 
Körper Verletzte nach § 1325 a. b. G. B. von dem l'rlieber der Ver- 
letzung den Ersatz „des kiinftie: eiitprehenclen Verdienstes'' zu ver- 
langen berechtigt ist, der Klä^'^er dieses Recht gegen die St.-Bahn in 
Wien als <len angeblichen T 'rheber des erlitteneu Schadens s( hon im 
Januar gerichtlich geltend machen konnte, das«? er es aber, auch 

weil die erwähnten Voraussetzungen der Klaixe vorhanden waren, und 
dei- § 1489 a. b. G. B. nur auf sie und auf nichts weiter reflectirt, 
ohne Rücksicht auf seinen damalip;'en Dienst und sonstigen Verhältnisse 
innerlialb dreier Jahre nach seiner Entlassung aus dem Krankcnliause 
unter den Hechtsfolgen des eben citirteu Paragraphen gericlitlicli gel- 
tend machen miisste, und dass. wenn er das, wie ans den Acten erliellt, 
erst am 22. Dezember 185)3 that. sein Klagereclit nach der klaren, 
keine Ansnahme machenden Eingangsbestimmung des § 1489 a. b. G. B. 
jedeufalis erloschen ist. 



Nr. 96. Entoeli* des Oesterreleh. Obersten Oerlehtsliofts. 
Vom 23. September 1894. 
t^n j»bfg. Ym (ISN) Nr. n s. im.) 

Die VerleIzyDo etair auf ilen BatinkVrpir iMiobXfIiBttii Pemi tfirob «In sobeues, 
libi AwtMm am dnr Eleeiilnliiatation mtepnmgaMs Tktar iat kali« Ereignung im 
Slaaa dat Haftpfliohtgeseteea. VarpfflaMaag ^a fiarlaMaa, aakaa bal dar Entaohaiiiung 
ilir aagaffMShtaaan Znatindigkeit tfia Fraga la ISaan , ab aiaa Eraigaung iai Slaaa daa 

Haftpfltebtgaaatiaa varllega. 
Die Frage ob hier eine anter das Gesetz vom 5. März 1869 fal- 
lende Ereignung im Verkehre einer mit Anwendung von Dampfkraft 
betriebenen Eisenbahn vorliege, welche den Tod des Franz M. herbei- 
fbhrte, erscheint allenlings nicht nur tiir die Zuständigkeit des ange- 
rufenen Gerichtes, sondern anch für die meritorische Benrtheilnng der 
StreitBaehe entscheidend; da nnn die ZnstAndigkeit des angerufenen 
Oeriehtes die Voraassetzung ist, unter welches dieses mit der Ent- 
tthflidang in der Sache selbst vorgehen kann, so erscheint dasselbe 
nickt blesa braeehtigt, sondern sogar verpflichtet, schon bei der Knt- 
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scbeidung über die bestrittene Znstftndigkeit die Frage zn lösen, ob 
eine Ereignung im Sinne des bezogenen Gesetzes vorliege« wenn alle 
jene Thatsacben, welche den ünglficksfall zur Folge hatten, so klar 
vorliegen wie im vorliegenden Falle. Die Ereignung, welche den Tod 
des Franz M. herbeiftlhrte, hat nach Angabe, der Kliger darin bestanden, 
dsds am Frachtenbahnhofe der S.-Babn in M. beim Ansiaden eines da- 
selbst angekommenen Ochsentransportes ein Thier entkommen, scheu 
auf dem Bahnkörper bis znm Bahnhof H. gerannt ist, daselbst den 
Franz M. erfasst, in die Höhe geschlendert und er durch den Fall den 
Tod erlitten hat. If ag nun immerhin der Ünglficksfall mit dem Betriebe 
der Eisenbahn Überhaupt in einem Zusammenhange stehen, so kann 
denn doch nicht, ohne dem bezogenen Gesetze eine über die Absicht 
desselben weit hinausgehende Auslegung zu geben, in dem geschilderten 
Vorfalle eine Ereignung im Verkehre der Ilisenbahn erblickt werden, 
da nach der richtigen Ausführung des erstem Bichters hierunter nur 
solche Betriebsmanipulationen zu verstehen sind, welche mit der durch 
die Anwendung der Dampfkraft verbundenen besonderen Gef&hrlichkeit 
in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhange stehen. 

Da nan die Competenz des H. G. lediglich auf § 3 des (Gesetzes 
vom 5. März 1869 gestützt wurde, dieser Gompetenzgrund aber dem 
Gesagten zufolge hier offenbar nicht zutrifft, so muss das erstrichter- 
liche der Incompetenzeinwendung stattgebende Urtheü als gerechtfertigt 
erkannt werden. 



^r. 27. Entsch. des Ober-Landesfjerichts (eile. 
1. Civil-8enat. Vom 28. September 1894. 

[Souffcrts Areh. N. F. Bd. XX. Heft 8. Nr. 157. S. 28*.) 

EiQeiithMiiserwerb durch InSdification an dem Sohienengeleise einer ElMAkalis, aicb 
WMi die Aslegung nur «Hf KMatflgsiis erfolote. 

Die Bechtsvorg&ngerin des Klägers hatte auf Grund zweier mit 
der Eisenbahnverwaltung abgeschlossener Verträge vom Bahnhof in E. 
ein Anschlussgeleise auf ihr Grundstück legen und auf den Grund und 
Boden der Bechtsvorgängerin der Beklagten verlängern lassen. Das 
bestehende Verhältniss wurde vom Elfiger zum 1. üDSktz 1894 ge- 
kündigt. Die Eisenbahnverwaltung nahm die Kündigung an und be- 
nachrichtigte davon die Beklagte. Diese Hess trotz schriftliclien und 
mündlichen Verbots am 12. März 1894 den südlichen Tlieil des auf 
dem Grundstück des Klägei-s liegenden Geleises nebst Weiche losreissen 
und wegbringen. Beklagte ist in beiden Instanzen zur Wiederherstellung 
des früheren Zustandes und zum Schadenersatz vemrtbeilt worden: 
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„In Übereinstimmung mit ilpn Gründen des 1. Richters hat auch 
das Ber.-Ger. die Aiusicht gewonuen, dass die Anschlussgrehiisanlage, so- 
weit sie sich auf dem Grund und Boden des Klägers bofaiul, durch 
Verbindung mit diesem Grund und I^odeii Tlieil desselben geworden 
nnd daher in Besitz und Eigenthun» des Kliitrers und seiner Rechtsvor- 
gänr!:erin übergegangen war. Der Umstand, do^s bei der ursprüng- 
lichen Anlage des Anschlussgeleises zwisclien der Rechtsvorgängei in 
des Klägers nnd der Eisenbahnverwaltung eine Kündigung des be- 
stehenden Verhältnisses vorbehalten war, scheint allerdings darLUif hin- 
zudeuten, dass nacli der Absicht der Vertragscliliesseuden ein zeitlich 
uubegi enztes Bestehenbleiben der Anlage nicht beabsichtigt war. Rich- 
tiger Ansicht nach 

vgl. EatwA. d. BQ. BcL 9 Nr. 89 S. 169ff. und Bd. U Nr. 57 S. 233 (in Senf f ert 
Areliiv Bd. S9 Nr. 6 und Bd. 41 Nr. 169) 

Jurnn indess bieranf nichts ankommen, sondern es ist fikr den Begrilf 
der Inftdiflcation lediglicli entscheidend, ob die Verbindung, wodurch 
sie bewirkt sein soll, eine ihrer Natur nach bleibende und feste ist 
Da nun hier nach dem Übereinstimmenden Vorbringen der Parteien die 
Geletsanlage in der fttr Vollbahnen üblichen Weise hergestellt ist^ die 
Schwellen, Schienen nnd Weichen also dui'ch Eingraben nnd Verankern 
fest mit dem Boden verbunden waren, sodass der eine Theil nicht yon 
dem andern ohne Zerstörung oder wenigstens eribebliche Veränderung 
beider getrennt werden konnte, so hat das Gericht kein Bedenken ge- 
tragen, Inftdification anzunehmen. Die Legitimation des Klftgers, die 
Beseitigung der Anlage durch die Beklagte zu verbieten, sowie die 
Nichtbeachtung seines Verbots mit dem interdictnm quod vi aut dam, 
dessen Voraussetzimgen im Übrigen vorliegen, zu verfolgen, steht da- 
mit ausser Zweifel. 



Nr« 28. Entsch. des Preass. Ober-Yerwalt.-Gerichts« 
4. Senat. Vom 3. Oktober 1894. 

Priiss. Listf. Virw. Ges. § 133. ZvitM Gei. § 56. Das ptllnillobs 8«bot as eine 
EisenbiliBverwaftssi, etaea Eisaabaliiparallelwaii oNaaagaiiMo n aaterlnltea bei 
VeraieMasi der AaafSliraag im Zwaaiewe^t, M aiaht dl« Feattettang elaea Zwaags- 
aiitlelt iai Slaae des g 133 L. V. 6. aad daher mit der verwaHaagagerlelitllolieB Kfage 

aagrelfliar. 

Der Ostprenssischen Slidbahn* Gesellschaft zu Königsberg i. Pr. 
ging von der Stadtpolizei-Verwaltung zu Loetzen am 15. Juni 1892 
nachfolgende Verffignng zu: 

,Dttrch unsere Verfügung vom 22. Augast 1887 (bestfttigt 
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durch das roclitskr&ftige ErkenntniBS des Ereisausschiiflses bier- 
Belbst vom 24. Jannar 1888) ist der Direktion aufgegeben wor- 
den, den l&ngs der durch die Stadt fnhrenden Eisenbabnstrecke 
sich hinziehenden Parallelwes anf beiden Seiten ordnnngsmässig 
mit Gräben zu versehen und eine entsprechende Abmndnng und 
Bekiesung desselben herbeiznllUiren. 

Mit Rficksicht darauf, dass bislang an dem Wege nur die 
nothwendigsten Reparaturen ausgeführt sind, und der gegen- 
wärtige Zustand eine Be&lgung unserer rechtskräftigen Anordnung 
erheischt, sehen wir uns veranlasst, darauf zu dringen«, dass 
unserer vorerwähnten Verfflgung nunmehr binnen drei Wochen 
nachgekommen werde, andernfalls wir die erforderlieben Arbeiten 
im Zwangswege ausführen lassen werden. 
Nach fruchtlosem Einsprüche klagte die Gesellschaft auf Aufhebung 
dieser Verfügung, wurde jedoch in den beiden ersten Instanzen mit 
ihrer Klage abgewiesen, indem beide Vorderrichter der neuerlichen 
ortspolizeilichen Verfügung die Bedeutung bdmassen, dass mit derselben 
ein Zwangsmittel festgesetzt und ausgeführt wurde, und deshalb die 
Beschwerde im Aulsichtswege für das allein zulässige Becbtsmittel er- 
achteten. Die von der Klägerin noch eingelegte Bevision erachtete 
das Ober-Verwaltungsgericht (IV. Sen.) für begründet und wies unter 
Aufhebung der Vorentscheidungen die Sache zur anderweiten Ent- 
scheidung und Verhandlung am 3. Oktober 1894 an den Kreisausschusa 
zu Loetzen zurück auf Grund folgender Erwägung: 

1. Die Festsetzung und Ausführung eines Zwangsmittels hat im 
Sinne des § 133 des Landesverwaltungsgesetzes begrifflich zur Voraus- 
setzung, dass eines der im § 132 erwähnten Zwangsmittel nach vor- 
gängiger Androhung in besonderer Verfügung festgesetzt und dann 
thatsächlich zur Ausführung gebracht wird. An Einem, wie dem An- 
dern fehlt es hier, da die Verfttgung mit der Androhung schliesst^ dass 
die erforderlichen Arbeiten, sofern sie nicht nach Massgabe der ersten 
Verfügung binnen drei Wochen freiwillig geleistet werden würden, im 
Zwangswege zur Ausführung gebracht werden sollen. Hierin kann 
doch nur die Androhung eines Zwangsmittels, nämlich der Ausftthrung 
der Anordnung durch einen Dritten für Rechnung der Klägerin ge- 
funden werden, oder, da das gleiche Zwangsmittel schon in der ersten 
Verfügung angedroht war, allentalls auch eine wiederholte Anmahnung 
vor der Festsetzung und Ausführung dieses Zwangsmittels. Der neuen 
Verfiip:un^ ist die Bedeutung eines neuen, mit den Rechtsmitteln aas 
§ 56 des Zuständigkeitsgesetzes angreifbaren polizeilichen Gebots bei- 
zumessen. 
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2. Znm Erlass eines solclicii (-iebots war Je(l(u:li die ZusläiulijL,^keit 
der beklagten Polizeiverwaltuiig befrriiudpt. Denn der streitige, für 
die Betheiligten und insbesondere also für die liewohner der Stadt 
Loetzen als Ersatz lür die dnrch den üaiinbaii gestörte Verbindung 
nach dem See nnd der Feldrtur angelegte Weg sreh^lrt offenbar nicht 
zu den eigentlichen Kisenbalmanlageu, welche anssclüiesslich der Auf- 
sicht der Eisenbahnbellorden unterliegen, Dies träfe vielmehr nur dann 
zu. weini der Weg den eigentlichen Zwecken der Eisenbahn zu dienen 
hätte, was erweislich nicht iler Fall ist. 

Selbst angenommen, dass der Weg als öffentlicher angelegt oder 
dies erst später geworden ist, und Klägerin damit ihier ünterhaltnngs- 
pflicht entledigt sein sollte, so würde sie immerhin die polizeiliche An- 
ordnung, soweit sie als nothwendig und angemessen zu erachten ist, vor- 
behaltlich ihres Ersatzanspruches gegen den an ihrer Statt zur Unter- 
haltung des Weges Verptlicliteten zu ertüllen haben, nachdem sie ihre 
Klage nur gegen die Polizeibt höide und nicht auch zugleich gegen den 
an ihrer Statt Pflichtigen gerichtet hat (§ 56 Abs. 4 des Zuständigkeits- 
gesetzes). 



Nr« 29. Entmli. dM Ober-Landesgertchto BrllHD» 

Vom 10. Oktober 1B94. 

fRHIl .Tahrfr Vfl! Nr 34 s m^l 
Ein Unfall, welcher nach Einstellung des Verkehres bei einer Reconstruction dps Bahn 
kSrper? sich ereignet, fällt seihst dann nicht unter das Haftpflichtgesetz vom 5. März 
1869, wenn die fragliche Reoonstructlon mit besonderer OriigUohkelt durcbgefdhrt 

worden ist. 

Das Gesetz vom ö. März 1869, R. G. Bl. Nr. 27, ist eiu Ausnahme- 
gesetz, indem es die sonst auf dem Gebiete des Schadens geltenden 
Regeln in wesentlichen Punkten durchbricht, es muss daher jeder aus- 
dehnenden Erklärung der darin gebrauchten Ausdrücke, sohin auch der 
Worte j, in Verkehr " entgegengetreten werden. Die hier in Frage ste- 
hende Arbeit mag mit d« in Bahnverkehre in einem gewissen Zusammen- 
bange gestanden haben, als eine ,,Ereignuug im Verkehre'' kann sie 
selbst und der dabei vorgekommene Unfall ohne Vergewaltigung der na- 
türlichen Sprachweise, welche auch diejenige des Gesetzgebers ist, nicht 
bezeichnet werden. 
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Nr« SO. Entech. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 11. Oktober 1894. 

Zustimllgkeit der Handelsgerichte zur Behandlung von Klagen gegen das Eisenbahn* 
ärar wegen Ansprüchen aus dem Frtelitgeaoliifte. Unzulässigkeit dat ZiiapncliM des 
Betrages des deciarirten Interesses u der rsohtzeitigen Lieferung gegen den vo« 
Kläger abzelegswlea Eid Iber den von ihm erfelgtes Verksuf der verspllet eis- 

geltngten Waare. 

Laut Artikel 272, Z. 3, H. G. B., gehören die Gesch&fte des Fracht- 
führers und der für den Transport von Personen bestimmten Anstalten 
zu den relativen Handelsgeschäften; derartige Geschäfte gelten als 
Handelsgeschäfte, wenn sie gewerbsmässig betrieben werden; aus der 
Organisation der Staatseisenbahnen ist erkennbar, dass der Wille von 
vornherein auf den Abschluss von ganzen Eteihen von derartigen Ge- 
schäften gerichtet ist^ und erscheint daher das Kriterinm des gewerbs- 
mässigen Betriebes auch dann vorhanden, wenn dieser Betrieb nicht le- 
diglich in Gewinnsabsicht erfolgt. Gemäss § 38, Z. 2, des Einftthmngs- 
gesetzes zum Haadelsgesetzbuche, sind Streitigkeiten, welche ans den 
im Artikel 272 H. G. B. erwähnten Handetsgeschäftou hervorg^en, 
wenn eine Handelsgesellschaft oder ein Kaufmann, dessen Firma 
im Handelsregister erscheint, der geklagte Theil ist, der Handels- 
gerichtsbarkeit zugewiesen. Wenngleich die Gsterreieliischen Staats- 
eisenbahnen im Handelsregister nicht eingetragen sind, so kann es bei 
dem sehr bedeutenden Umfange des Geschäftsbetriebes derselben keinem 
Zweifel unterliegen, dass deren Registrirung, falls es sich nicht eben 
um eiu Unternehmen des Staates handeln würde, erfolgen mOsste, nnd 
muss daher der Anschannng des Krstrichters in der Competenzfrage 
insolange beigepflichtet werden, als niclit durch eine im | 8 des £in- 
fttbrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuche in Aussicht gestellte Ver- 
ordnung die streitige Frage in anderer Weise geregelt wird 

In der Hauptsache dagegen war das Klagebegehren unbedingt ab- 
zuweisen. 

Denn pfcmäss § 70 der Ministerialverordnung vom 10. Juni 1874 
R. G. Bl. Nr. 75, bildet die dedai irte Summe des Interesses an der 
rechtzeitigen Lieferung nur die Maxinialgrenze des vom Entscliädigungs- 
berechtigten nachzuweisenden Schadens und hat die Klagsfirma in dieser 
Richtung einen ausreichenden und zulässigen Beweis nicht angeboten. 

Aus den Ausfütirungen im Beplicandum geht nämlicli liervor, dass 
di<^ Klagsfirma vor AMauf der reglementsniässigen Li» !Vrfrist zwar eine 
gleiche Anzahl v<iii Ballen Kotzen, aber nicht eben jene Ballen Kotzen 
in specie, weiche ihr eben mit dem Frachtbrief zugekommen sind, ver- 
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kauft hat UDd lediglich die Abi^ieht Iiatte, mit den bestellten, jedoch 
verspätet eingelangten Waaren ihrer Verbindlichkeit nachzukommen. 

In letzterem Falle felilt der C'aiisalnexiis zwischen verspäteter Lie- 
ferung und Schaden: der über die Klagsbehauptung eines Verkäufen 
in specie angebotene Ei(lesl)e\veis ist aber, weil das Beweisthema mit 
den eigenen Ausiulirongen der Klagsfiima uiclit im Einklang steht, nicht 
zulässig. 



Nr« 31. Entsch. des Oestomicli. (Obersten Oeriehtshofes. 

Vom 17. October 1894. 

|0«M«r. SiMnb. T«R»nlii. Bl. Tm Hr. 40. B. fit.] 

Die EiawkihMittraehiraiii hiflet für de« Solmtfei, welcher Nirm Bctfleittetmi 
iunk in Ditnett erlttceiie kSrparlleli» V«rl«t»ifl| •HtttaiHlei Ist, wmi sie ilolit 
«M UrlefiR Naebwelt fIhrC, daM die Vtrletzmi duroh eliMiat VeraolwIdM dw B«- 

dlraattten eiiiietrttei lit 

Der Beweis der von der geklagten Gesellschaft aufgestellten Be- 
hauptung, dass N. instructionswidrig die Bremse verlassen habe und 
beim Herabsteigen gefallen sei, ist nicht gelungen, weil dem angeb- 
lichen, dem Ingeniem* F. gemachten, von diesem im Protokolle vom 
25. December 1891 niedergeschriebenen Geständnisse des Klägers: „dass 
er wabrscheinlich beim Herabsteigen von der Bremse gefallen ist, 
wahrend der Waggon noch langsam ging", beweiswirkende Kraft nicht 
beigemessen werden kann, weil der Kläger einige Stunden nach der 
Amputation seines Armes sieh nicht im Znstande voller Besonnenheit 
befand. 

Nach dem aesetae vom 5. H&rz 1869, B.-G.-B1. Nr. 27, wird Yet- 
muthety dass die Ereiguuug, durch welche die körperliche Verletzung 
des Klägers verursacht worden ist« durch Verschulden der Unternehmung 
eingetreten sei: es liegt daher nicht dem Kläger ob, diejenige Er- 
eignnng, welche die Ursache seines Unfalles gewesen ist, aufzudecken 
und zu beweisen, vielmehr hat die Geklagte die Verpflichtung, die ge- 
setzliche Vermnthung zu entkräften und das im vorliegenden Falle be- 
hauptete Verschulden des Klägers an der erlittenen Beschädigung zu 
beweisen. 

Der ans der behaupteten Ordnungsmässigkeit des Verschiebens 
und der der genehmigten Type gemäss befundenen Beschaffenheit der 
Bremsvorrichtung bei dem Kohlenwaggon Nr. 2120 gezogene Schluss, 
dass der Kläger, dem die Handhabung der Bremse an diesem Waggon 
oblag, hierbei gegen die Instruction gehandelt haben müsse und dadurch 
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selbst den Unfall verschuldet liabe, ist kein ordnungsmäsjiiger Beweis 
des Selbjjtverschuldens, schon deshalb niclit, weil nicht die Prämisse 
über allen Zweifel bewiesen ist, uämlicii da.'^s bei der Veiscliiebiuig des 
Zuges Nr. 557 vollkummeu iustructionsmässig voigcgaugeu wui'de. 



Nr. 82« Entsdi. des OberlAndesgeiielits KSln, 

Vom 22. Oktober 1894. 

[Zeitaebr. t Vnaa. ClvUr. Bd. XXVI. B«ft t S,m.} 

Oer Unliniihner einer Eleeitahn hat den Adjaxentee für 4ie Eetwerthoni elaee fio- 
bimlee le Felfe der deaieelfeen «m der iMMleekw ven Feuerninkei der LekeaMtiven 

drt headen fiefMir anfkukoaiBien. 

Wenn anch dem Beklagten in UebereiDstimmnng mit dem Gntachten 
zuzugeben ist, dass die durch den Bahnbetrieb hervorgerufenen Er- 
fiehflttemngen sich als auffallend gering darstellen nnd keine Naehtheile 
für die Gtobäulicbkeiten des Klägers herbeiführen, wenn anch femer die 
sonstigen Störungen und Bdftstigungen des Ellgers durch Gefthrdung 
des Verkehrs nnd den Bauch der Lokomotiven besonders im Hinblick 
auf die in Betracht kommenden liadlichen Verhältnisse nur Ton nnter^ 
geordneter Bedeutung sind, diese in den Bedfirfiniasen des Verkehrslebens 
nnd dem Zusammenwohnen der Menschen begründeten Uebelstftnde so- 
nach dem Kläger nach den bekannten und feststehenden Grundsätzen 
des Nachbairechts einen Anspruch auf Entschädigung nicht gewähren, 
so enthält doch die Immission der von den Lokomotiven ansgestossenen 
Fenerfunken in das Besitztiium des Klägers und die dadurch fttr seine 
Gebäude herbeigef&hrte Feuersgefahr, durch welche naturgemäss die 
Vermiethung nnd der Verkauf derselben erschwert, der bei einer etwaigen 
Vermiethnng oder einem Veiicanfe zu erzielende Preis herabgediUckt 
nnd sonach eine theilweise Entwerthung des Eigenthnms des Klägers 
und damit demselben ein sich sofort geltend machender nicht unerheb- 
licher VermOgensnaehtheil verursacht wird, einen das Mass der nach- 
barlichen Duldung offensichtlich äbersteigenden Eingriff in seine Bechte, 
welche die Urheber nach denselben Grundsätzen zum Ersatz des ent- 
stehenden Schadens verpflichtet. Unter gewöhnlichen Verhältnissen ist 
diese Ersatzpflicht durch die Vorschrift des Artikels 1382 des B. G. B. 
begründet; sie hat also ein Verschulden des Schädigenden und insofern 
eine der Willkflr desselben unterliegende Handlung oder Unterlassung 
zur Voraussetzung, als erfordert wird, dass er den Eintritt des Schadens 
voraussehen konnte nnd er sich der Nichtbereehtignng seines Handelns 
bewQSSt sein mnsste. Beim Betriebe einer Eisenbahn auf Grund einer 
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staatlicheD Oenehmigimg oder, wie liier, bei dem Seiistbetriebe einer 
solcben darcb den Staat auf Grund des demselben znstdienden Hohdts- 
rechtes kann nan zwar in einer Schädigung der AnHieget durch die 
mit dem Betriebe verbundenen besonderen Gefahren begrifflich ein Akt 
der Willkfir in diesem Sinne und somit ein Verschulden nicht gefunden 
werden; gleichwohl hat auch in einem solchen Falle der Geschädigte 
Schadensersatz zu beanspruchen und der Eisenbahnnntemehmer, in 
dessen Interesse die schädigende Handlung vorgenommen wird, fttr den 
dnrch die Gefahren des Betriebes entstandenen Schaden aufzukommen. 
Bei dem auf Grund einer staatlichen Genehmigung oder in Ausübung 
eines staatlichen Hoheitsrechtes stattfindenden Betriebe einer Bisenbahn 
ist nftnüicb den Anliegern das ihnen sonst zustehende Becht auf ünter* 
sagung der schädigenden Handlung entzogen; da aber bei einer solchen 
thatsädüich ein Bingriff in ihre Eigenthumsrechte vorliegt und dem- 
gemäsB in der Aberkennung des Widersprnchsreehtes eine das Eigen- 
thum beschränkende Entaiehung eines Rechtes aus Grfinden des Gemein- 
wohls zu erblicken ist, so ist fär die den Eägenthfimer dadurch trelfenden 
Nachtheile ans dem nämlichen Grunde Entschädigung zu leisten, wie 
bd der zwangsweisen gänzlichen Entziehung von Grundeigenthum (Art. 
545 des B. G. B.; §§ 2, 12 des Enteignungsgesetzes vom 11. Juni 1874). 



lfr*3d. fiek* Entsch. des Reichs-Tersicherungsamts* 

Vom 28. Oktober 1894. 

[Amtl. Nachr. d. R. V. A. Oes. Au«g. Jthrg. XI Nr. 8 S an ] 

Da» Fällen vm Bäaaiei auf einem Eisenbahndumt Ist Hsttr Unttäftden deis BetrtelM 

der EieenlMüinverwaltuMi zaiareolMien. 

Das Reichs -Versicherungsamt hat in ständiger Bechtsprechnng daran 
festgehalten, dass die Holzfftlhmgsarbeiten, ohne Bftcksicht darauf, ob 
die zu fällenden Bäume geschlossen auf einem Waldgrundstäck oder 
zerstreut auf landwirthschaftlichen Grundstäcken stehen, in der Begel 
— abgesehen von besonderen Ausnahmen, welche hier nicht vorliegen — 
dem auf dem Grundstück sich vollziehenden Betriebe zuzurechnen sind 
(za vergleichen Bundschreiben vom 10. Januar 1889 und Bekurs-Ent- 
scbeidungen 854 und 1264, Amtliche Nachrichten des B.y.A. 1889 
a 89, 1890 S. 492 und 1893 S. 220). Die von den Arbeitern des Zimmer- 
meisters ausgeführten Holzfällongsarbeiten auf dem verlassenen Bahn- 
damm haben deshalb als Tlieil des auf dem Bahndamm sich vollziehen- 
den Betriebes des Königlichen Eisenbahnüskus zu gelten. Der Umstand, 
daas eine besondere Pflege und Unterhaltung der Bäume nicht statt- 
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gefanden bat, steht der Annahme einer auf dem Bahndamm sich voU- 
ziebenden, ihrer Natnr nach an sich land- bezw. forstwirthschaftlichen 
Nutsang nicht entgegen; denn thats&chlich fand auf diesem Damme, eine, 
wenn auch nicht umfangreiche, Holzknltur statt, deren Erzengnisse von 
dem Königlichen Eisenbahnflskus verwertbet worden sind. Hierbei ist 
es unerheblich, ob — wie der Arbeitgeber des Elftgers behauptet hat — 
bereits in frOheren Jahren eine ähnliche Abholzung des Bahndamms 
erfolgt ist, and ob auf demselben ausserdem noch eine Gras- und Weide« 
nutsnng stattfindet 

Diese Natzung des Eisenbahndamms kann aber als ein selbstsUto- 
diger land- bezw. forstwirthschaftlicher Betrieb des Eisenbahnfiskus nicht 
erachtet werden. Da vielmehr durch die weite Fassung des § 1 ZiiF. 1 
des Ausdehnungs - Gesetzes nach der Absicht des Gesetzgebers die 
Möglichkeit gewährt werden sollte, sämmtliche Betriebe der hier ge- 
genannten Verwaltungen, auch die handwerksmftssigen und die damals 
noch nicht Tersicherungspflichtigen landwirthschaftlichen Betriebe, in 
die staatliche UnfaU?ersicherang einznbeziehen, so erscheint es gerecht- 
fertigt, die in Bede stehenden Arbeiten als einen Bestandthdl der ge- 
sammten Wirthschaft der EisenbahuYerwaltung im Sinne der genannten 
Gesetzesbestimmung zu erachten (zu vergleichen Handbach der ün&U- 
versicherung Anmerkung 14 und 16 d zu § 1 des Ausdebnungsgesetzes 
und Anmerkung 23 zu § 1 des landwirthschaftUchen ünfallTersicherunga- 
gesetzes). Dsss der Eisenbahndamm den eigentlichen Zwecken det 
Eisenbaimverwaltung nicht mehr dient, ist bei dieser Sachlage uner- 
heblich; denn immerhin steht derselbe noch im Eigenthum des Eisen- 
bahnfiskuB und in der unmittelbaren Verwaltung der Eisenbahnbebörden. 
tJebrigens liegt die Erhaltung des Bahndamms und des auf demselben 
befindlichen Baumwnchses nach der Erklärung des Vertreters des Be- 
klagten in der mündlichen Verhandlung vor dem Beichsversicherungsamt 
unzweifelhaft im Interesse der Eisenbahnverwaltung. 



Nr. 34* Entsch. des Preoss. Ober-Yerwalt. Gerichts* 

4. Senat. Vom 31. Oktober 1894. 

(Bntscli d U V. ü. Bd. 87 Nr. ü9 s. i76 ] 

Die Inantpraohnahme von Wegen für den ttffentlioilen Verkebr und die UmwandluBg 
ves Primtweiiii Ii IfliMlIlelis Wege sash dM ver im MtrafttratM ritr Krstoonlssiio 
ven 13. D«»nlier 1872 letttbaiidM iMterldleD ind foraiellM RacM. Die Aslagtsg 

von Eisenbahn-Zufuhrwegen als öffentlicher Wege nach Massgabe der bei der Prflfiiiig 
der Elsenbahn-Bauprojekte erfolgeiuten lindespolizeilichen Bestimmungen. 

Dass der streitige Weg ursprünglich im Jahre 1842 als ein öffent- 
licher angelegt sei, ist nicht nachgewiesen. Es mag femer dahingestellt 
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bleiben, ob die Polizeibehörden ihn schon im Jahre 1866 mit Recht als 
üflfentlichen in Anspruch nehmen konnten. Für die Gegenwart ist dies 
zn bejahen. Aus der zu den Akten überreichten Generalstabskarte wie 
aas dem von dem klägerischeu Mandatar überreichten Lageplaa des 
Bahnhofes Königszelt geht hervor, dass der Weg mit einer grösseren 
Zahl von Gebäuden besetzt ist, und zwar nicht etwa nnr mit fiskalisehen 
Häusern, die dem Betriebe der Eisenbahn dienen, sondern auch mit 
Gehöften Priyater. Es unterliegt femer keinem Zweifel, dass der Weg 
nicht nur dem Verkehr der Anlieger nnd dem des Bahnhofes dient^ 
sondern auch dem Darchgaugsverkehr swischen zwei Steassen und zahl- 
reichen Di^rfem. Das war, wie nachgewiesen, schon bei Erlass der 
mebrgedachten Verfügungen im Jahre 1866 der Fall und ist es jetzt 
nicht minder, ja, soweit erkennbar, im gesteigerten Masse. Dies er- 
giebt das von dem Kreisbaumeister G. erstattete Gutachten vom 10. 
Februar 1894, in dem hervorgehoben wird, der Verbindnngsverkehr von 
Nen«Jauemick ftber Eouigszelt nach Tscheschen und Puschkau und um- 
gekehrt sei für gewöhnlich unbedeutend, nur zur Zeit der Rttbenlieferung 
nach der Zuckerfabrik Puschkau werde derselbe sehr stark, da beinahe 
von acht Ortschaften aus der Rftbenverkehr ftber den Weg nach dieser 
Fabrik stattfinde. Wenn so dieser Weg im Laufe einer langen Beihe 
▼on Jahren tttr den Vericehr der an ihm Wohnenden wie für den Durch- 
gangsverkehr eine Bedeutung erlangt hat, die ihn Jetzt thatsftehlich als 
ein wichtiges Glied des Öffentlichen Wegenetzes erscheinen lässt, so ist 
es zunächst nicht gerechtfertigt, die Stelle des Wegeeigenthflmers zu 
diesem Vorgange mit Blicksicht auf das Einschreiten der Polizeibehörde 
im Jahre 1866 auf Zwang oder Bechtsirrthum zurftckzufiUiren. 

Es konnte weder der Verwaltung der Breslau-Schweidnitz-Freibnrger 
Eisenbahngesellschaft noch der des Eisenbahnfiskus zweifelhaft sein, 
dass sie gegenftber der im Jahre 1866 erlassenen polizeilichen Anordnung 
nicht ohne Bechtsbehelfe waren, am wenigsten seit der Emfährung der 
Bechtskontrole in die Verwaltung durch die Erdsordnung vom 13. De- 
zember 1872, also seit 20 Jahren. Und selbst, wenn man mit Rttck- 
sicht auf die Bemerkung in dem Berichte der Direktion jener Gesell- 
schaft vom 13. Januar 1870, dass der Weg als öffentlicher erklärt sei, 
annehmen wollte, dass sich diese Behörde in einem Irrihum über die 
rechtliche Bedeutung Jenes polizeilichen Vorgehens befunden habe, so 
erhellt doch durchaus nicht, dass sich dieser Irrthum mit dem üebergange 
der Bahn auf den Fiskus auch auf die fiskalischen Verwaltungsbehörden 
fortgepflanzt hätte. Endlich ist auch nicht anzunehmen, dass die Be- 
nutzung des Weges zn anderen Zwecken, als denen des Eisenbahn- 
betriebes » auf eine den Jederzeitigen Widerruf in sich schliessende 



Digitized by Google 



32 



Batidi. «las Deatabben Beidisg^richto vom 83. Kovembw 18M. 



Duldang des Eigeuthfimers zurückzuführen sei. Dagegen spricht nicht 
nur die lange Dauer, soDdem auch der ümfaiig der NaUang des Wege.s, 

der dem Eigen thilmer seine Unterhaltung erschweren musste. Vielmehr 
erscheint nach der ge.samuiten thatsächlichen Tia^^t' des Falks ilie An- 
nahme gerechtfertigt, dass der Eigenthlimer des Weges jsich sclilii ssHch 
in die Bestimmung des Weges fiir den öffentlichen Vorkehr gefügt, dass 
er ihn selbst so diesem Verkehre gewidmet hat, so dass er sich der 
polizeilichen Inanspruchnahme für den Öffentlichen Verkehr nicht mehr 
widersetzen kann. 

Begründet ist gleichwohl der Angriff der Revisionsbeschwerde, der 
sich dagegen richtet, dass der Vorderrichter im Tenor seiner Entschei- 
dung über die Oeffeutlirliknit des Weges erkannt hat. (ieüenstand des 
Streites ist ledi^^lich der Beschluss des Beklagten, weh-lier eine bestimmte 
Beparatur des \Ve<^es vom Fiskus fordert. Die Oeffentlichkeit des 
Weges ist die nothwendige rechtliche Vuranssetznng dieses Beschlusses, 
aber auch nur als solche, nicht als selbststäudiger Gegenstand des 
Streites kommt sie für das gegenwärtige Verfahren in Betracht, so dass 
der Bezirksausschuss Uber ein Mehreres erkannt hat, als seiner Ent- 
scheidung unterbreitet war und unterbreitet werden konnte. — Da die 
Oeffentlichkeit des Weges und damit die Zuständigkeit des Aratsvor- 
Stehers zu seinem Einschreiten anzuerkennen war, und da auch das 
Mass des von ihm Geforderten nach dem überzeugenden (rutachten des 
Kreisbaumeisters G. gerechtfertigt erscheint, so war die Entscheidung^ 
des Kreisausschttsses insofern, als sie die Klage lediglich abweist, zvL 
bestätigen. 

lieber die Frage, ol) der Fiskus oder (}\e Gemeinde Königszelt 
üffontlich-rechtlicli verpliiditet ist, den Weu' zu unterhalten, war nicht 
zu eiitsclieiden. da diese Gemeinde nach dem klaren Inhalte der Klage 
nicht mitbeklagt ist. — Auf den Inhalt und die Bedeutung des Orts- 
statuts Yon Königszelt vom 7:^^^^ — einem übrigens im Wesent- 
lichen nnd an erster Stelle zur Regelung öffentlich-rechtlicher Verhält- 
nisse bestimmten Statnt — war daher nicht einzugehen. 



Är. 35. Kutsch, des deutschen Keit hsflrerichts. 

2. Strafsenat. Vom 22. November 1894. 

[Jur. Zeit'splir. f Kls;isv-L,uhr .T.ihr^; W. H. ft 4 Nr 3!». >. ] 

R. Str. Ges. B. §§ 230.316. Fahrlässige Gefährdung eines Eisenbahntransports. — 
üangelhafte Begründung In Ansehung der Fahrlässigkeit 

„Das Urtheil rtndet den Grund für die Verneinung der Frapfe der 
Pflichtverletzung und für die Freisprechung darin, dass der Augeklagte 
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im vorliegenden Falle keinen Auftrag znr Bevidon des Geleises er- 
halten hatte. 

Der erste Richter stellt nun thatsächlich fest, dass der Angeklagte 
als Hülfsweichenwärter angestellt und verpflichtet war, dass er das 
Geleise knrz vor dem Unfälle gesehen und bemerkt hatte, dass es noch 
nicht frei sei; dass er nichts desto weniger in der Meinung, das Geleise 
sei inzwischen frei geworden, dem darnach fragenden Stationsbeamten 
nicht den wirkliclien Sachver!ialt, sondern nnr seine irrigen Scbloss- 
folgeniugen als Thatsachen mittheilte. 

Hiemarh ist nicht ausgeschlossen, dass der Stationsbeamte die Be- 
sichtigung durch den AngekKtirteii als Revision gelten Hess, was nicht 
unstatthaft war, da er Tiiclit zu iiuterstellen brauchte, dass ATifT<"k]afi:ttir 
ihm 1 hnvahrcs berichtet habe, wahrend er, wenn Angoklairtcr den wahren 
Sarhvt rhalt angegeben hätte, diesem etwa den Auftrag gegeben haben 
würde, die Revision wirklich vorzunehmen, die Angeklagter nur vor- 
gegeben hatte. Dass der Angeklagte seine Besichtigung selbst als 
Revision ;uiffasst<^, lässt sich daraus schliessen, dass er sie in das so- 
genannte Freimeldebuch eintrug, in das er das Freisein des Geleises 
erst „nach beendeter Revision" eintragen darf. Ob der Angeklagte 
unter solchen Umständen nicht verpflichtet war, den Zustand des 
Geleises, wie er ihn thatsächlich wahrnahm, statt seiner irrigen Schluss- 
folgerungen dem btatiuiisbraiiuen mitzutheileii, ob ferner der Angeklagte 
hierzu nicht schon in soiiici Eigenschaft als Bediensteter der Eisenbalm 
und ganz abgesthcn von einer ihm übertragenen Revision verpflichtet 
war und ob nicht die unwahren Angaben des Angeklagten kausal waren 
für die Untei lcissunp- jeder Revision, sei es, dass sie der Stationsbeamte 
selbst vorgen iinnu'ii, sei es, dass er sie dem Angeklagten tibertragen 
hätte, hat das Uericht nicht geprüft. Sind aber diese P^ragen zu be- 
jahen, so ist die Pflichtverletzung auf Seite des Angt^klagten dargethan. 

Was ferner den ThatbesUud des § 230 Abs. 2 des St.G.B. betrifft, 
so koiiuiii das Urtheil, abgesehen von der Frage der Pflichtverletzung, 
noch aus dem weiteren Grunde zur Verneinune- der Frage nach der 
Fahrlässigkeit des Aiigtiklagten, weil dieser annehmen konnte, dass der 
an dem Stationsbureau vurbeifahreude Zug der Zug 819 sei und dem- 
gemäss dem Stationsbeamten berichten konnte, das Geleise X sei frei, 
und weil er glauben konnte, der Stationsbeamte werde vor Annahme 
des Zuges 829a das Geleise entweder selbst revidiren oder revidiren 
lassen. Letztere Aniialuae widerlegt sich selbst durch die aus den Fest- 
stellungen des ersten Richters hervorgehende Thatsache, dass Angeklagter 
durch seine unwahren Angaben, aus denen geschlossen werden nmsste, 
dass er das Geleise bereits revidirt habe, jede weitere Revision ver- 

Eger, SiMnbahnrodiUlclie Eutoolieidttngea. XIL 9 
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hinderte. Ausserdem kann fttr den Aasscblnss einer Fahrlässigkeit 
nicht das entscheidend sein, was der Angeklagte aufs Oeradewohl an- 
nehmen oder glauben konnte, denn die Folge der Fahrlässigkeit in einem 
Falle vne der vorliegende, ist es gerade, dass die Gefahr flbersehen 
wei*den kann. Es fragt sich vielmehr, ob der Angeklagte bei ge- 
höriger Aufmerksamkeit and Ueberlegung nicht zn einer ent- 
gegengesetaEten Annahme hätte gelangen können. Konnte er bei ent- 
spradiendtt: Anflnettoamkeit insbesondere bei Unterlassung jeder Lfige 
jenen Irrthum vermeiden, hat er aber diese Aufmerksamkeit nicht be^ 
tUltigt, so Uegt FahrUssifkeit auf seiner Seite vor. 

Auch diesen Qeslchtspnnkt hat das Urtheü nicht geprüft Es war 
daher aufzuheben und die Sache zur anderweiten Verhandlung and 
Entscheidung an das Landgericht znrilcksnverweisen. 



Nr« S6. Enfseh. der KSnigL Ungar. Knie« 

Vom 18. Dezember 1894. 

|0««t«rr. BlMob. ▼«rordn. n. TOI. Nr. M. &M$.1 

Die DIrekticin der königl. ungarischen Staatsbahnen und deren Betriebsleitungen sind 
In strafrechtlicher Beziehung als Behörden anzusehen. Gemäss dem §227 des ungar. 
Str.'Ges. begeht derjenige das Deliot der falschen Ansohuldigong, welcher einen Anderen 
vor einer Behörde einer strafbaren Handlung wissentlich und .fälschlich beschuldigt, 
oder gegeii ihn wissentlich falsche Verdaohtsgräade stfsr Beweise erdiciitet oder 

herstellt 

In der Begrün diinp; wird auspfefiilirt, dass der Anp^eklagte über- 
wiesenerinassen von der Grundlosigkeit seiner Aiizeiß:o Uberzeup;! sein 
musste, dass er hierdurch die Disciplinaruntersucliunfi: {?egen den von 
ihm Verdäclitigten veranlasst hat und dass er hiebei nur von rach- 
süchtigen Motiven geleitet wurde. Die Strafe wurde mit Rlirksicht . 
auf die bisherige Mnbeschultenheit des Anzeigers auf das geringste 
Mass herabgesetzt. Endlicii niuss die Direktion der kgl. ungar. Staats- 
bahnen schon der Autorität des Staates wegen, dessen Bahneigenthum 
sie verwaltet, als eine Ik-hörde an'jesehen werden, zumal dieser Direktion 
das Recht des Disciplmarverfnln iis gegen die Angestellten der Staats- 
bahneu eingeräumt wurde und deren Diaciplinarerkenntnisse anter Um* 
ständen auch inappellabel sein können. 
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Nr. 37. £atscli. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 
Vom 18. Dezember 1894. 
lOesurr.SiAmib. V«roxdii.BL vm. Nr. 82. S.49&.) 
Die zu EisenbahnzweokeD vorgenonmene Expropriation bewirkt die Aufhebung eowoM 
der dinglichen als der obligatorischen, die enteigneten Liegenschaften betreffendei 
Barechtigungen. Es bedarf daher nicht erst der Aufkündigung Seitens des Enteignetet, 
Mi all baaifUoli daa aataigaataa Obleotea baatabaiMtoa PaoMvarbiltalia tm Aafl5«Ms 

ti brlafaa. 

Der Ansicht des ersten Biehters, wonach durch die zwangsweise 
Enteignung nor die Rechte des Eigenthflmeis nnd dinglich Berechtigter, 
keineswegs aber jene blos obligatorisch Berechtigter, wie des Bestand- 
nehmers, sohin Bestandsvertrftge nicht anfgehoben werden, sondern yom 
Enteigner im Sinne des § 1120 a. b. G.-B. anfg^ftndigt werden mfissen, 
kann nicht beigepfltditet werden, wenn erwogen wird, dass nach dem 
Entelgnangsgesetse durch die Zwangsenteignnug die weit stärkeren, mit 
realer Sidierhelt aasgestatteten dinglichen Bechte erlöschen. Schon 
hierans ist der Sdüuss berechtigt, dass die weit schwächeren, auf einem 
obligatorischen Verhältnisse zwischen dem EigenthQmer nnd einem 
Dritten berohenden Bestandrechte durch die zwangsweise Enteignung 
ipso jnre aufgehoben werden. 

Jeder Zweifel in dieser Richtung muss aber durch die Bestinunnng 
des § 5 des citirteu Gesetzes behoben werden, worin es heisst, dass 
bei Ermittlung der Entschädigung auch auf jene Nachtheüe R&cksicht 
zu nehmen ist, welche Nutzungsberechtigte, Gebrauchsnebmer, Bestand- 
nehmer durch die Enteignung erleiden und deren Vergütung dem Ent- 
eigneten obliegt, und dass auch § 25, Abs. 4, für solche dinglich nicht 
gesicherte Rechte Vorkehrungen bei Ermittlung der Entschädigungs- 
summe trifft. Hieraus folgt, dass aui-h im vorliegenden Falle durch die 
zn Eisenbahnbetriebszwecken durchgeführte Enteignung mehrerer Par- 
cellen die Pachtrechte des N. erloschen waren und daher eine gericht- 
liche Aufkündigung eines bereits erloschenen Bestaudvertrages an sich 
unstatthaft erscheint und die enteignende Kaiser Ferdinands-Kordbahn 
zu einer solchen Aufkündigung nicht activ und N. nicht passiy legitimirt 
ist. Deshalb muss die Aufkündigung unbedingt aufgehoben werden, so- 
bald nicht von der Nordbahn der Beweis erbracht wird, dass das Pacht- 
verhältniss zwischen ihr als Eigenth&merin und dem früheren Pächter 
N. yertragsmässig fortgesetzt wurde. 



Digitized by Google 



36 Sttsdi. 4m DmUmImii BeichsgerielitB vom 19. DtMbar ISM. 

Nr. 88. Entseh. des Dentaeheii SelchsgerteiitB. 

1. Civil-Senat. Vom 19. Dezember 1894. 

lEntach.4 lUlchiger. i (MvilH. Bd. 34- S. 2fto 1 

Naob Art. 386 bezw. 408 Abs. 3 H. G. B. ist die Einrede der Verjährung ausgeschlossen, 
wenn innerhalb eines Jahres die auf einen Theii des Sohadenaeraatzes gerichtete Klage 
so erhoben ist, dass der Grund und Betrag des ganzen Sdiadens ersichtlich Ist und 
naob der Abaioht iat Klio«ra die Geltendmachung eine Bethätigaig dee gaazea Rechte 

eathiit 

Nach Art. 886 des H. G^. B. Teij&brt die Klage gegen den Spediteur 
wegen ßeschädigong des Quts nach einem Jabr vom Ablauf des Tages 
ab, an welchem die Ablieferang bewirkt ist. Die Ablieferang ist hier 
nnstreitig im August 2889 bewirkt oder doch, obwohl der Adressat die 
Annahme schliesslich verweigert und die Waare zur Disposition gestellt 
hat, als bewirkt im Sinne des Art. 386 des H. G. B. anzusehen, insofern 
alles dazn seitens des Spediteurs und Frachtffthrers Erforderliche ge^ 
schehen ist. Die Klage auf Ersatz des Schadens wegen Beschädigung 
des Guts ist gegen die Bekl. im Dezember 1889, innerhalb des Jahres, 
erhoben. Die Klage giebt den Grund des Anspruchs, die Art des 
Schadens und seinen Betrag mit 178ö,5ö Mark an. Sie machte die 
Feststellung des Schadens, des Grundes desselben und seines Betrages 
erforderlich, obwohl das Klageverlangen in der Klage auf den Betrag 
7on 300 Mark nebst Zinsen eingeschr&nkt ist. Sie setzte die Bekl. auch 
zur erforderlichen Vertlieidigung gegen den ganzen Anspruch in den 
Stand. Die Bekl. hat auch sofort im Wege der Widerklage Feststellung 
beantragt, dass dem Kl. ein Schadensersatzanspmch nicht nur in Höhe 
▼on 300 Mark, sondern in Höhe von 1785,55 Mark nicht zustehe. 
Danach wurde durch die Klageerhebung innerhalb der Veij&hrangsfrist 
trotz der BeschrRnkimg auf Zahlung von 300 Mark der ganze An- 
spruch zur richterlichen Kontestation gebracht. Damit wurde der von 
der Revision betonte Zwork der kurzen Frist des Art. 386, den Streit 
schnell und frisch zur richterlichen Entscheidung zu bringen, damit dem 
Spediteur nicht der ihm nach Art. 380 Abs. 2 des K G. B. obliegende 
Beweis erschwert oder unmöglich gemacht werde, erreicht. Nach § 240 
unter 2 der C. P. 0. war der Kl. befugt, den Klageantrag auf 1785,66 
Mark zu erweitern. Er hat von dieser Befugniss Gebrauch gemacht. 
Ob dieser Vorschrift gegenüber Verjährnngsgesetze, welche ausdrück- 
lich die Wirkung der Klageerhebung wegen eines einheitlichen An- 
spruchs von bestiuinUera Betrage auf den in der Klage bezifferten Be- 
trag beschränken, auch für den Fall noch in Geltung sind, dass die 
Theüklage im Laufe desselben Prozesses anf den ganzen Betrag der 
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Forderung ei'weitert wird , kann dahingestellt bleiben. Denn die §§ 
570, 571 Tit. 9 Thl. T des A. L. R., auf welche die Bekl sich beruft, 
enthalten einrn solchen Grundsatz niclit. Der § 570 bestimmt, dass, 
wer einen Tbeil seines Rechts ausübt, dadurch das ^anze Recht erhält, 
und der § 571 macht davon nur die Ausnahme, dass von verschiedenen 
Befui.;nissen aus gleichem Kechtsgrunde die eine durch Nichtaus- 
übung erloschen, die andere durch Ausübung erhalten werden kann. 
Nach den in Simon und v. Strampf s Zeitschrift Bd. 3 S. 532 mitgetheüten 
Materialien sollte dadurch gerade der Auffassung vorgebeugt werden, 
dass Geltendmachung eines Theils des Rechts stets die Verjährung be- 
züglich des nicht geltend gemachten Theils eintreten lasse. Das kann 
allerdings bei Ansprüchen, die auf eine bestimmte Summe beziffert oder 
bezifferbar sind, der Fall sein, wenn erhellt, dass mit der klagend 
geltend gemachten bestimmten Summe der ganze Anspruch 
erhoben, das ganze Recht ausgeübt sein soll. Darauf beruht das 
ürtheil des Obertribuuals in Striethorst's Archiv Bd. 97 S. 210 und das 
ürtheil des R. G. in den Entscheidungen für Civilsachen Bd. 10 S. 104, 
während es sich in dem Ürtheil des R. G. — Entsch. Bd. 22 S. 314, 
318 — , um mehrere selbstständige Anspi iiclie aus demselben Rechts- 
grunde, § 571 Tit. 9 Thl. I. des A. L. R. , liaiidelte, von denen in der 
Verjährungszeit nur der eine klagend geltend gemacht war. In den 
ersten beiden Urtheilen ist zwar ausgeführt, dass der § 570 a. a. 0. 
nicht auf theilbare Geldforderuugeii, sondern auf Rechte anwendbar sei, 
nach deren Eigenart die Lheilweise Ausübung sich als Ausfluss der 
zur Zeit dieser Ausübung fortbestehenden Existenz des ganzen Rechts 
charakterisire. Aber die oben hervorgehobene besondere prozessuale 
Gestaltung der Sache lag damals nicht vor. In dem von dem B. R. 
angezogenen Urtheile des R. G. vom 7. Marz 1891 ist denn auch schon 
hervorgehüben, dass es für die Frage, ob dm ( h die lheilweise Ausübung 
eines Rechts (die theilweise Geltendmaclmng eines Anspruchs) das ganze 
Recht, der ganze Anspruch, erhalten werde, stets darauf ankomme, ob 
nach der Absicht und den konkreten Umständen diese Geltend- 
machung eine Bethätigung des ganzen Rechts enthaUe. Darüber 
kann aber nach dem Inhalte der Klage und der festgestellten Sachlage 
im vorliegenden Falle gar kein Zweifel obwalten. Die Einrede der 
Verjährung Ist deshalb mit Recht verworfen. 



. kj .i^ed by Google 



38 Bntscli. dei Frenw. Ober-Verwalt. Gerichts vom 22. De2emb«r 1894. 

Nr« 39« Eutseh. des. Frenss. Ober-Terwalt. Gerichts. 
4. Senat Vom 22. Dezember 1894. 

(BnlNh. d. O.y.6. BL 17 Nr. W S. tM.} 

Der Betrltb i» TnumpertsewarbM direh itm UittrmiHinr elier Eltenbahi Mehl 
diene ekAt leltn|ipiloMlff nr Ueterlietteng der vee dee BieebelHiliBfni eeegebee* 
dee Wege lagk Haiiflefte dar llee. ve» 16. ApHI 1889, II. Je« eed 4. Aeaeit 1891, 
Mr. die PriilpeelleMiiaee fir dee Weiebee ete. 

Es ist nicht augänglich, eine Eisenbahnstation und das Lager eines 
Kohlenhändlers für die Handhabung des Gesetzes vom 4. August 1891 
80, wie es in dem ersten Urtheile geschieht, auf eine Stufe zu stellen. 
Das Kohlenlager kann sehr wohl eine Betriebsstätte im Sinne des ge- 
dachten Gesetzes sein (vergl. das Endnrtheü des Gerichtshofes vom 
13. Oktober 1891, Entscheidangen Bd. XXII. S. 240). Werden von diesem 
Lager Kohlen bezogen und wird durch deren Transport ein Weg dauernd 
und in erheblichem Umfange abgenutzt, so ist es nicht ausgeschlossen, 
daes der Eobleiih&ndler, der durch den Betrieb seines mit einer be- 
stimmtoi Betriebsstätte, das Kohlenlager, verbundenen Eohtenhandels 
die Abnutzung des Weges Temrsacbt, znr Wegennteriialtiing mit Vor- 
ansleifltiifigen herangezogen wird. Dagegen kann in solchem Falle von 
der HeranziehuDg des Eohlenbergwerksbesitzers, von dem d^ H&ndler 
die vertriebenen Kohlen bezogen hat, nicht die Bede sein, nnd zwar 
schon um deswillen nicht, weil zwischen den Produzenten und den Kon- 
sumenten der Kohlenhändler in derart getreten ist, dass durch seinen 
Betrieb, nicht aber durch den des Bergwerks, die dauernde nnd erheb- 
liche Abnntzong des Weges im Shuie des Gesetzes herbeigeftthrt wird. 

Wesentlich anders liegt der Fall, wenn der Konsnment der EoUeii 
oder der Kohlenhändler diese direkt von der Gmbe beziehen, aber nicht 
bis za dem Bestimmungsorte hin auf Wegen befördern, für die Vorans> 
leistnngen gefordert werden können, sondern von der Gmbe oder der 
Betriebsanlage des Bergwerksbesitzers ab zunächst und bis sie solche 
Wege benutzen mflssen, den Transport anf Verkehrsanstalten bewirken, 
für deren Unterhaltung keine Vorausleistungen aus dem Gesetze vom 
4. August 1891 gefordert werden können, insbesondere anf Eisenbahnen. 

Der Betrieb des Transportgewerbes durch den Unternehmer einer 
Eisenbahn macht diesen nicht beitragspflichtig zur Unterhaitang der von 
den Eisenbahnhöfen ausgebenden Wege gemäss dem Gesetz vom 4. August 
1891, weil Eisenbahnen gleichfalls öffentliche Verkehrsstrassen sind, 
und diejenigen, welche zur Fördemng des Verkehrs eine solche Anlage 
geschaffen haben, unmöglich noch dazu angehalten werden können, für 
die aas einer solchen Förderung des Verkehrs sich ergebende erhöhte 
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Wpgebaulast aufzukommen (Wortlaut der Motive zu § 66 des den 
HiUisern des Landtages 1877 vorgelegten Entwurfs einer Wegeordnung; 
vergl, Entscheidungen des Gerichtshofes Bd. XXII S. 245 und 246). Im 
Sinne der Provinzialgesetze Uber (iie Vorausleistungen zum Wegebau 
stehen so die Eisenbalinen den sonstigen öffentlichen Kommunikations- 
wegeu, Flüssen, Kanälen, Chausseen, Staatsstrassen etc., für deren Unter- 
haltung Vorausleistungen nicht erhoben werden können, gleich, — Die 
Eisenbahnen, wie die Flüsse und Kanäle vermehren den Verkehr auf 
den Wegen, für welche das Gesetz vom 4. August 1891 gegeben ist, 
indem sie den Massentransport aus Fabriken, Bergwerken, Steinbrüchen 
etc. auf diese hinlenken; sie heben aber den zur Anwendung des QQ" 
setzes nnerlässlichen Kausalnexus zwischen dem Betriebe der Fabriken 
etc. und der Abnatznng der von den Bahnhöfen und H&fen auslaufenden 
Wege nfdit nothwendlg auf» so wenig, wie Chausseen, Staatastrassen, 
stftdtische Strassen (§ 2 des Gesetaes), an den«i Fabriken etc. liegen 
und anf denen sieb der Masseiitransport aus Fabriken zu jenoi Wegen 
Unbewegt. — Der Umstand allein, dass bei der Mitbenntzang der Staats* 
Strassen ete. vm Transport regelmässig eine Umladnng der Güter niebt 
stattfindet, wobl aber bei der Benutzung der Eisenbabnen und Flüsse, 
ans Eisenbahnwagen und Schiffen in Fuhrwerke, ist fttr die Anwendung 
des mehrgedacbten Gesetzes bedeutungskM. 



Nr. 40. Entseli. dea Oesterr* Obersten Gerlebtsliolbs. 

Vom 4. Januar 1896. 

(0««««nr.XlMn1i.T«rai<dn.Bl.TIII. Nr.M. aiOM.) 

KlafM Sit rslalivm NndttefMoliiffis oagen die k. k. StaatsMisM gehires nr !■«• 

katir der HMidaltgtriiihle. 

Als Geklagter erscheint das k. k. Eisenbahnärar aus einem Fracht- 
geschäfte, welches zwischen dem Kläger und den k. k. Oesterr. Staats- 
bahnen zum Abschlüsse gelangt sein soll. Besagte Staatsbahnen. mag 
auch der Zweck ihres Betriebes nicht lediglich auf Erzieluug ciües 
Gewinnes gerichtet, sondern in der Förderung öffentlicher Interessen 
gelegen sein, erweisen sieb schon nach ihrer Anlage als ein staatliches 
Üntemehmen, welches Torwi^;end in der gewerbsmässigen Ausführung 
des Transportes von Gfltem zu Lande besteht. Auf Seite des geklagten 
Eiaenbahnftrars steht sonach ein relatiTes Handelsgeschäft im Sinne des 
Art. 272, Z. 3 H.-G., in Frage. Neben anderweitigen, durch die Eigen- 
irt des Handelsverkehres beeinffnssten und daher auch eine dieser 
Eigenart entsprechende Begelung erfordomden Bechtsbeziehungen bildet 
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insbesondore aaeh das Fracbtgescliftft einen G«genBtand der handete- 
leefatfichen Geaetagebimg, und das Handelsgesetzbnch bestimmt jeue 
epeciellen, von den aUgemeinen GeseteeeyorBchriften abweiebenden Grondr 
8&tze, nacb welchen der Gesetzgeber die ans dem Frachtgeschäfte im 
Handelsverkehre erwachsenden Bechtsverfaftitnisse benrtheilt wissen 
wollte. Dem gegenüber nnd angesichts der ans der Schaißing eines be- 
sonderen, auch in seiner Besetzung namentlich durch Heramdehnng yon 
Handelsbeisitzem den eigenthOmlichen YerhAltnissen des Handels an- 
gepassten Gerichtsstandes unverkennbar hervorlenchtenden Absicht des 
Gesetzgebers, dem Handel eine den Besämmmongen des Handelsgesetz- 
bnches entsprechende Judicatnr zu sichern, ist kein haltbarer Grund 
zur Annahme gegeben, als hatte der Gesetzgeber Frachtgesdi&fte, die, 
wenn von Privateisenbahnen ausgeführt, in Streitfällen der hier ge- 
dachten Art unzweifelhaft durch Handelsgerichte als besonderer Cansal- 
gerichtsstand zu beurtheilen sind, fUr den Fall, wo das Eisenbahn-Unter- 
nehmen in den Händen des Staates gelegen ist, der Judicatür der ordent- 
lichen Gerichte zugewiesen wissen wollen, und es bietet auch die Be- 
stimmung des § 8 des Emf.-Ges. znm H.-G. keine Handhabe zu einer 
derartigen Annahme, da aus derselben fOglich nur die zeitweise, bis 
zur Begelung im Verordnungswege andauernde Befreiung des Staates 
von den Bestimmungen des Handelsgesetzbuches Uber die Firma, die 
Handelsbttcher und die Procura, keineswegs aber die Exemption des 
Staates in HandelsgeschAften der obgedachten Art von dei- Ckimpetenz 
der Handelsgerichte hervorgeht. 



Nr. 41. Entsch. des deutsehen Beiehsgerichts« 
2 Civil-Senat. Vom 4. Januar 1895. 

[AMMli. dM B«lQluK«r. iOlTfb. BA.U, Mr.n&m.] 
Dsroh S 57 Abt. I des Preata. Eit>i|R.-fiM. v. IL Jisl 1874 M das In des M 16 
bis la des UtsabalmietetiM vom 3. Novsali. 1838 vsriwsbess Wiidarkasftreahl 
beidglloh dir vor EiUm diarn 6aaatiea atattgahtStas Entaliaaafas asTgahaban, wasa 
dar Eistritt dar Varasaaatisagas diaaaa Raehtaa laniaa- § 16 a. a. 8. arat saab Er- 

laaa das Uaaatiaa arfalgt 

Zunächst hat das Gesetz das Wiederkaufsrecht^ welches sich als 
obligatorischen Anspruch charakterisiert, keineswegs dem Eigen- 
tümer des Bestgrundstftckes fiberhaupt, sondern dem zeitigen Eigen- 
tümer, das ist denjenigen zuerkannt, der zur Zeit des Eintrittes 
der Entbehrlichkeit des enteigneten Grundstttekes zu Eisenbahn- 
zwecken Eigentümer der Bestparzelle ist, also einer vor diesem fiSln- 
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tritt« Doch sieht bestimmten Person. Weiterhin handelt es sich 
aber aach vor diesem Zeitpunkte nur um eine an die bezeichneten 
YoraiissetzaDgeii geknüpfte gesetzliche Befugnis, eine Rechtshoff- 
nung, und nicht um ein schon erworbenes Privatrecht. Dass das 
Gesetz doch den in Rede stehenden Wiederkaufsanspruch in anderem 
Sinne, nämlich als eine Hodalitftt des durch die Enteignung erzwun- 
genen Kaufes, beziehungsweise als eine eventuelle zusätzliche Ent- 
schädigung h&tte auffassen und statuieren können, sodass schon mit der 
Enteignung und vor Eintritt der Voraussetzungen ein als Zubehör des 
Bestgrundstttckes erworbenes bedingtes Heclit entstanden wäre, 

TgL £niieh. de» Flenisischen 01)«rtribuiiales Bd. 79 & 182. 
mag znzngeben sein; allein thatsächlicli ist diese» nicht geschehen. Es 
kommt in dieser Hinsicht neben dem Wortlante des § 16 „so soll ein 
Ansprach auf Wiederkauf eintreten, wenn etc." in Betracht, dass 
dieser Ansprach, welcher überhaupt nicht eintritt, wenn ein Grundstück 
ganz enteignet wird, somit ein Restgrnndstück nicht vorhanden ist, nicht 
dem Enteigneten — also dem einen Kontrahenten des erzwungenen 
Kaufes — gegeben, vielmehr als Berechtigter, wie bereits hervorgehoben, 
lediglich der zeitige Eigentümer des verkleinerten Grundstückes be- 
zeichnet ist; ferner dass der Anspruch nicht bloss für die Fälle der 
wirklichen Enteignnng, sondeni auch für diejenigen des freien Ver- 
kaufes eines der Enteignung unterliegenden Grandsttlckes gegeben 
wird, und es in diesen Fällen nicht wohl Aufgabe und Zweck des Ge- 
setzes gewesen sein kann, den Kontrahenten Modalitäten ihres Vertrages 
unterzulegen, welche sie selbst vielleicht gar nicht gewollt haben, end- 
lich, dass das Gesetz vom 3. November 1838 überhaupt nicht den Zweck 
verfoljTte, die eigentliche Entschädigungs frage bei Enteignungen 
zu regeln, vielmelir insoweit in § 11 die bisherigen Vorschriften aus- 
drücklich aufrecht erhalten hat. 

Hiernach ist den §§ 16 — 18 a. a. 0. lediglich die Bedeutung bei- 
zulegen, dass, um d^r AViedorvereinigung eines infolge einer Eisenbahn- 
anlage getrennten Grundbesitzes und somit der Wiederherstellung eines 
durch die Abtretung ptwa zerstörten Kulturzustandes Vorschub zu 
leisten, dem dennaligeu Eigentümer des verkleinerten Gnmdstückes, 
wenn der Enteignungszwock in Wegfall kommt, die Möglichkeit gegeben 
werden sollte, gegen billiges Entgelt den enteigneten Teil mit dem 
Kestgrundstftcke wieder zu vereinigen. Damit ist ausgeschlossen, dass 
durch das Wiederkaufsrecht eine eventuelle zusätzliche Entschädigung 
als gesetzliche Klausel der Enteignung ge währt werden sollte und ge- 
währt word^-ii Si l Dir Ausübung der vor l^iut ritt ihrer Voraus>etziiiigen 
ein wohlerworbenes Kechl iiieniach nicht üildeudeu Befugnis ist aber 



Digitized by Google 



42 



Entsch. des Oeaterr. Obenien Gerichtshofes vom 8. Jauuar 1895. 



abhängig von der fortdauernden Geltung des dieselbe gewährenden Ge- 
setzes bei Eintritt derselben. 

Vgl, SntBcb. dM B.O/a in Clvttt. Bd. 5 a 834. 

Da BQD, was den vorliegenden Fall anlangt, die Bestimmungen der 
§§ 16—18 a. a. 0. znr Zeit der Entbehrlicbwerdnng der von den 
Klftgem beanspruchten 6^mndstllcke nicht mehr in Geltung waren, so 
erweist sich der Elaganspmcb als nnbegrttndet, und es ist unter Auf- 
hebung des Bemfungsnrteiles die Berufung der Kläger gegen das die 
Klage abweisende Urteil des Landgerichtes gemäss § 628 Abs. 3 Ziff. 1 
C.P.O. zarttckxuweisen. Nicht erforderlich ist es dabei, die von dem 
prenssischen Obertribnnale in dem, bei den Verhandlungen vielfach be- 
zogenen Urteile (Entsch. desselben Bd. 79 S. 45) erdrterte und bejahte 
Frage zu entscheiden, oh der § 57 des Enteignnngsgesetzes das Wieder- 
kaufsrecht bei Enteignungen mit rftek wirkender Kraft ftherhanpt 
beseitigt habe, also auch für solche Fälle, bei welchen nicht nur die 
Enteignung, sondern auch die Entbehrlichkeit schon vor dem In- 
krafttreten des Gesetzes vom 11. Juni 1874 eingetreten war, somit 
Wiederkaufsrechte schon wirklich entstanden waren, sodass es auch 
insoweit eines Eingehens auf die gegenteiligen Erörterungen von Eger, 
Enteignnngsgesetz Bd. 2 Anm. 348 Nr. 2, nnd Löh eil, zu § 57 Anm. 
S S. 223. 224, sowie auf die bezüglichen Ausführungen des Oberlandes- 
geiichtes nicht bedarf. 



Nr. 42« Bntsch. des Oester r. Obersten Oerlehtshofes. 
Vom 8. Januar 1895. 

(0«sMiT. EtBtnb. Vcroidn. Bt. VUL Nr. M & Mt.J 

Die Estsoheiisiiff lisr FraiM, wilelw sieh ■■• der Aiettlisiig des dsrek eise Eleeih 
lahseoRMeelei etiiMlIrtM etaatllolieR ElslBemgereoHee ervekea, geMhi isr €eMpetesi 

der AdninlttrativbeliSrdeii. 

Die Klägerin hat in ihrem Recnrse wider den erstgerichtlichen 
Bescheid mit Becht geltend gemacht, dass es sich im vorliegenden Falle 
nicht am eine Veräassemng, sondern um die Einlösung der Bahn, somit 
um eine Form der Ausübung des staatlichen Hoheitsreehtes auf den 
Heimfall handle. Dieses Hoheitsrecht wird im § 8 der Ministerial- 
Verordnung vom 14. September 1854, B.-G.-B1. Nr. 2S8, geregelt^ und 
in Betreff des vor Ablauf der Concessionsdaner eintretenden EinlQsungs- 
rechtes des Staates kommt der Schlusssatz des § 10 dieser Verordnung 
in Betracht. Da nun nach § 13 dieser Verordnung Angelegenheiten, 
welche sich auf die Vollziehung derselben beziehen, vom Rechtswege 
ausgeschlossen sind und vor die administrativen Behdrden gehören, die 
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Einlösung der Bahn aber, wie die Klägerin selbst hervorgehoben hat, 
nur eine Form der Ausübung des Heimfallsrechtes darstellt, und in dem 
der Kla^e zu Grunde gelegten Protokollar - Uebereinkoramen vom 
25. Jnli 1892 ein Abgehen von der vorcitirten Competenzbestimmung 
weder im Allgemeinen, noch insbesondere liinsichtlich der im § 7 dieses 
Uebereiiikommens vorgesehenen Uebenialime der Beamten enthalten ist, 
die Bestimmung des § 13 der MinisteriaiverorflnuiiL'^ vom 14 September 
1854 aber mit Rücksicht auf ihre uneingeschränkte Fassung auf alle 
sich ans eiuer Fisenbahnconcession ergebenden Angelegenheiten anzu- 
wenden ist, so ergiebt sich, dass die mit der vorliegenden KJa;^e an- 
geregte Frage nicht von den (Terichten zu entscheiden ist, sondern vor 
die administrativen Beliürdeu gehört. 



Nr. £ntseh. des Central-Amts f. d. intcruat. Elsenb. Transport. 

Vom 9. Januar 1895. 

(Z«it8chr. f. 4 Internat. £l««iib. Traiuport. Jährt?. III. Nr. l. S. 84. J 
Internat. Uebereink. Art. 6e. Frachtbrief Vorschrift der billigsten Tarife. 

Eine Eisenbahn hatte einen internationalen Frachtbrief mit der 
Vorschrift „tarif le plus rfiduit" angenommen, dann aber nach der Be- 
hauptung des Empfängers doch nicht den billigsten „tarif commun 
d'exportation'' zur Anwendung gebracht. Die Anfrage, ob die Eisen- 
hahn nicht gemäss dem Internationalen Uebereinkommen gehalten war, 
diesen billigsten Tarif anzuwenden, wurde vom Centraiamt dahin 
beantwortet, dass im Art 6. lit. e des Uebereinkommens wohl die Be- 
fugniss des Absenders, im Frachtbriefe die Anwendung von Special- 
tarifen unter den in den Art. M und 35 für zulässig erklärten Be- 
dingungen vorzuschreiben, postulirt, bezllglich der Zulässigkeit oder 
Bedeutung der Formel des .billigsten Tarifes" aber nichts gesagt sei, 
und in letzterer Beziehung auf die internen Vorschriften nnd Uebungen 
abgestellt werden müsse. 



Nr. 44. Entselk ilee Centr. Amts t d. tntenut Etsenl». Thunport 

Vom 9. Janaar 1895. 

[Zeftso]ir.t<l.latenus.BJMnb,Tnnip. J«brg.IIL Nr.i. 8.».] 
Mimt Usbarelnk. Art 10. ErflNiii der Zell- md SlMienwrwIirlflsi dmh die 

ElMnbahi. 

Ein Absender hatte im Frachtbriefe „Verzollung an der Grenze* 
vorgeschrieben; die Verzollung fand aber erst am Bestimuiungsorte 
rtatt. Auf Reklamation des Empfängers, welcher die Frachtbrief vor- 
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Schrift verlangt liatte, weil, wie er behauptete, bei Zolibehandlung am 
Bestimmungsorte die Artikel in rücksichtsloser Weise behandelt und 
durcheinander geworfen würden, bewilligte der Absender dem Empfänger 
eine Vergütung in Form einer Verlängerung des Zahlungstermins. Den 
Werth dieser Vergütung verlangte er von der Eisenbahn zurück, welche 
ihm nach anfänglicher gänzlicher Weigerung dei^enigen Betrag ersetzte, 
der fttr die Zolibehandlung am Bestimmungsorte mehr hatte ausgelegt 
werden müssen, ale wenn diese an der Grenze stattgefiinden hätte. Der 
Absender war damit nicht zufrieden und fragte bei dem Central-Amte 
an, ob er nicht auf Ersatz des ganzen ihm erwachsenen Schadens An* 
sprach halle. — Antwort: Bezüglich der ErfiUlnng der Zoll- und Stener- 
vorschriflen hat die Eisenbahn laut Art. 10* die Verpflichtungen eines 
KommissionArs, der mit der Sorgfalt eines ordentlichen Eanfmannes 
verfahren und, wenn er nidit gemäss dem thernommenen Auftrage 
handelt, dem Kommittenten den entstandenen Sehaden ersetzen mnss. 
Der letztere mnss aber diesen Schaden beweisen, und die Beweiswfirdiguug 
steht im Streitfalle nor dem Richter zn. Im übrigen sind die Staaten 
dnreh das I. U. in der Regelung des Zollverfahrens nidit besdntnkt. 
Wenn die Zollbehörde aafGmnd bindender Vorschriften die VerzoUung 
am Bestimmungsorte angeordnet hatte, und die Eisenbahn ohne ihre 
Schuld den flbemommenen Auftrag nicht hat ausführen können, so 
würde der Richter auch darüber zu entscheiden haben, ob die Weiter- 
sendung des Gutes ab der OrenzzolLitation ohne vorherige MittheÜung 
an den Absender mit der dem Kommissionär obliegenden Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmannes vereinbar war. 



Kr. 45. Entselu des deiitselien Bdohnierlclits» 
2. Straf-Senat Vom 15. Januar 1895. 

[Jor. Wootenaehr. IW. Nr. IViS & US. ZISl 14.] 

Thilbsstaatf der UntarMMiiisi einer Eiseatahsfabrkirte Seitens eine« Sohafaer« !■ 
asrtitsiwr Elgeitoliafl Im 8Im« dar M 24S, 350. Strf. Am. B. 

Nach den Feststellungen des Vorderrichters wurde am 21. Oktober 
1893 bei einer Leibesvisitation des Angeklagten, eines Eisenbahnschaffiiers, 
im Paletot desselben eine Fahrkarte 3. Klasse: «Berlin— Seelow und 
zurück'^ gefiinden, die erst einmal, also nicht zur Rückfahrt, dnrchlocht 
war und am 14. Oktober 1893 mit dtftgiger Gültigkeit verkauft seüi 
musste. An diesem Tage be£uid sich der Angeklagte auf dem Zuge 
Berlin^Stettin via Eberswalde. Der erste Richter unterstellt die HOg- 
lichkeit, dass der Angeklagte die FUixkarte von einem Reisenden, und 
zwar zu einer Zeit^ in welcher solche noch ihre Gültigkeit hatte, erlangt 
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bat, und findet die „Zueignung" darin, dass er die Fahrkarte statt, wie 
er gemäss § 14 der Dienstanweisung musste, zu durchlochen und ab- 
zuliefern, der Behörde verheimlichte, sie der behördlichen Verfügung 
entzog und sie in der Absicht in deu Paletot steckte, über die Sach- 
snbstanz aussehliesslicli im eigenen Interesse zu dispüuircn. Daraus, 
dass der Angeklagte die Dienstpflicht gekiumt nnd gewnsst habe, daas 
er selbst jedenfalls der Eigentümer der Fahrkarte nicht geworden sei, 
auch bei ilirer Uniibertragburktil iiicht habe werden können, folge, dass 
der Angeklagte die Zueig^nung des fremden Vermögensgegenslandes mit 
dem vollen Bewusstseiii ihrer Rechtswidrigkeit in Ausfühiung gebracht 
habe. Das Urtheil ist auf die Revision des aus den §§ 246, 350 Str. 
6. B. verurtheilten Angeklagten aufgehoben. Da der erste Richter 
onterstellt, dass der Angeklagte die Fahrkarte „von einem Reisenden 
erlangt" habe, so entbehrt die Annahme, dass sie für den Angeklagten 
eine „fremde" Sache gewesen sei, der erforderlichen rechtlichen Grund- 
lage. Die Bezeichnung der „Unäbertragbarkeif steht nicht entgegen. 
£s giebt kein Gesetz, welches den Eigentkomsftbei-gang — insbesondere 
anf Grund eines Rechtsgesdiftfta — an dem Legitimationspapiere einer 
preussischen Eisenbatanfatarkarte aoflKliliesBt. Andererseits hat das dem 
Befördernngarertrage beigefügte Verbot der üebertragung nur den Sinn, 
dass auf Grand einer dennoch geeohehenen Uebertragnng der Fahrkarte 
anf dnen Anderen von diesem eine Beförderung ni€lit beanspracht 
werden kOnne; die Eigenthnras&bertragong an dem zor Legitimation 
dieDeodffii körperlichen Olrjekte sollte damit nicht untersagt woden 
nnd konnte es aneh nicht Ferner ist die Feststellung, dass der Ange- 
klagte die Karte innerhalb der Eisenbahndienstrianie bei Gelegenheit 
der Amtsansbbung aberkonuien habe, nicht ausreichend, mn die An^ 
nähme an rechtfertigen, dasa er die Fahrkarte als eine Saehe^ die er 
in amtlicher Eigenschaft empfangen hatte« unterschlagen habe. Es 
entaprieht nicht dem Sinne des Gesetsee, die Erlangung der Karte 
gelegentlich der Amtsausftbung dem Empfange „in amtlicher Eigen- 
Schaft" gleichzuatellen. 



Nr« 46« BnMu dM deitselien Betchflgerleiits. 
4. Straf-Senat Vom 18. Januar 1896. 

IBotBCh. d. Reich««6r. i. Stnili. Bd. 18. S. 8«B.| 
Der Hiatbestand einer UrkindenfHlscbung im Sinne des § 267 Strf. Ges. B. liegt nur 
ver, wenn durch eine unrichtige Eintragung in den Eisenbalinfrachtbrief von diesem 
ia seiner Eigenschaft als Urkunde zum Zwecke der Täuschung Gebrauch gemacht 

werden ist 

Von der Mecklenburgischen Bisenbahnyerwaltnng wird bei Yer- 
nadung Ton Kohlen eine Ermüssigung des gewöhnlichen Frachtsatzes 
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gewährt, wenn mindestens 5 Wagenladungen von einem Versender auf 
einer Versandtstation an einen und denselben Empfänger nach derselben 
Empfangsstation aufgeliefert werden, und die Bedingungen dieses Aos- 
nalinietarilB gelten nadi der Anffassang der BalinTerwaltnng ancb dann 
fttr erfOllt^ sobald nur der Fraektbrief von einer Person als Versender 
MUgesebrieben mid nnteneiebnet and an eine Person als Empfänger 
adressirt Ist^ gleicbTid ob tbat^blicb die Sendung von mebreren Ab- 
sendern berrtthrt nnd f&r melirere Empfänger beatinunt ist. Um dieser 
FnebtermBssigung theilbaftig za werden, bat der Angeklagte gleich- 
seitig mit fünf yon G. aof Station D. znr BefSrdenmg an M. In 8. 
anfgegebenen Wagenladungen seinerseits zwei Wagenladungen, die fftr 
A. in 8. bestünmt waren, eingeliefert und in den von G. in der Güter- 
expedition bber seme fünf Wagen ansgestellten Fi^htbrief ebne Vor- 
wissen des G. nnd des Ezpeditionsbeamten ancb die zwei von ibm ein- 
gelieferten Wagenladungen eingetragen. Der ganze Transport ist dem- 
nftcbst zu dem niedrigeren Frachtsätze befördert worden. Auf die 
Revision des wegen UrknndenfUscbnng yenutbeOten Angeklagten ist 
das Urtbeil der Strafkammer anfgehoben. H&tte der Angeklagte dorch 
den von ihm zu dem Frachtbriefe gemachten Zusatz den Gttterexpedienten 
in den Glauben versetzen wollen, dass dieser Zusatz ancb von dem 
Aussteller berrObre, ao konnte, die Beweisa-heblichkeit der ganzen ür> 
künde vorausgesetzt, das Merkmal des Gebrauchmacbens zum Zwecke 
der Tftuschang als vorhanden angesehen werden. Die Strafkammer 
bat Jedoch diese Absicht des Angeklagten nicht fttr erwiesen erachtet, 
vielmehr nur festgestellt, dass der Angeklagte den Beamten Aber eine 
zwischen ihm und G. bezüglich der Einschaltung der bei den Wagen 
vorher getroflüBuen Verabredmig habe täuschen wollen, üeber eine 
solche Abrede gab der Frachtbrief weder ursprflnglich noch in der ibm 
vom Angeklagten gegebenen Fassung Auskunft, lieferte also keinen 
urkundlichen Beweis darüber, und da die Bedeutung einer Urkunde in 
ihrer Eigenschaft als Beweismittel besteht, so konnte nach dem fbr 
erwiesen erachteten Sachverhalt nicht angenommen werden, dass der 
Angeklagte von dem Frachtbrief in seiner Eigenschaft als Urkunde 
zum Zweck der T&nschung Gebrauch gemacht habe. 



Nr« 47. Eatseh. des AppellaHonshofes von Umoges, 

Vom 19. Januar 1895. 

[ZeltseltT. 1 d. intamat. Eitoib. Tr«n«p. Jabyg . BL Nr. e. & m. Lam« Ftoorjr, BoUetia aanoM 

du obmataw de tu. 8. U.] 

FraohtberaoimsB fir die Beförderang von Fahrieunss. 

Eine zerlegte Karnole, aus den Rädern und der Achse mit Trag- 
federn bestehend, im Gewichte von 440 Kilogramm, war zum Satze 
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des allgcvieiueu Gütertarifs in 1 rachtiiberweisuniG: abgefertigt worden. 
Nacli Ankunft auf der Befetimniungsstation und Prüfung der von der 
Vei"sandstatiüu in Anrecliuung gebrachten b racht verlangte die Eisen- 
bahn vom Empfänger Zahlung der Fracht nach dem Tarife für Fahr- 
Z(;nge. In der aus der Weigerung des Emi)fänger8 folgenden Klage 
verurtheüte das Handelsgericht von Tülle die Eisenbahn zur Aufrecht- 
haltung der ursprünglichen Frachtberechnung. Der Appellhof von 
Linj'j^M's hat das Urliieil abgeändert, indem er sicli darauf stützte, dass 
die fünf /iii ISet "u-derung aufgegebenen Tbeile eine zerle;:ie Kairiole 
mit Rädern, Aclise und Tragfedeni, d. h. einen vollständigen Wagen 
bildeten, dessen Beförderung unter die Bestimmungen dei Art 18 und 28 
des Tarifes für Fiachtgut fällt, dass es nicht darauf ankomme, ob der 
Wagen zerlegt sei oder nicht; dass Art. 18, um den es sich handelt, 
keinen Unterschied in dieser Beziehuug mache und dass durch die 
generelle Bezeichnung in demselben jeder als Frachtgut aufgegebeue 
Wagen zu verstehen sei ; dass im vorliegenden alle um so weniger eine 
Unterscheidung gemacht werden könne, als die fünf den Wagen bildenden 
Theile zusammen als eine Sendung zur Aufgabe kamen. 



Kr. 48. Entgeh, des deutschen Reichsgerichts. 
6. Civil-Senat. Vom 19. Janaar 1895. 

tJnr. Woob«iiselir. tm. Utr. tifti S. 1S4. ZIff n, 80.| 
Oer EigenthOmer hat Anspruch auf Ersatz des Werthe«, den das Grundstück zur Zeit 
der Abtretung hatte, welche im Falle des § 13 Nr. 2. des Ges. v. 2. Juli 1875 mit 
dar Freilegung zusammenfällt, auch wenn diese freiwillig erfolgt ist. Für die Aus- 
Zilliing der hinterlegten Entschidigungssumme bedarf es der Genehmigung des Unter» 

«ebmert nloht 

Der Kl. liat den Anspruch auf Ersatz des Werthes, den das Grund- 
st&ck zur Zeit der Abtretung hatte, die im Fall des § 13 Nr. 2 de.s 
Gesetzes vom 2. Juli 1875 mit der Freilegung zusammen tiillt. Zwar 
kumrat das gedachte Gesetz hier unmittelbar nicht zur Anwendung; 
ersichtlich aber sind die Betheiligten von der Anwendbarkeit dieses Ge- 
setzes ausgegangen, und es ist demgemäss beiderseits verfahren worden: 
d. h. Kl. hat das Grundstück bis zur neuen Fluchtlinie von Gebäuden 
freigelegt und davon, dass dies geschehen, der beklagten Stadtgemeinde 
Anzeige gemacht, worauf, wie es § 14 a. a. 0. vorschreibt, die Fest- 
stellung der Entschädiguug nach den Normen des Enteignnngsgesetzes 
erfolgte. Die Parteien sind auch, wie der I. B. iLonstatirt, dar&ber 
einig, dass durch Freileg ung des Gmodstacks bis zur neuen Strassen- 
tnebUmie dem Kl. das Eigentbum an dem zur Strasse bestimmten Tdirain 
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entzogen, und die Entschädigung nach Massgabe der §§ 13 imd 14 des 
Gesetzes vom 2. Jidi 1875 besw. 8 ff. und 24 f. des Gesetzes yom 11. 
Juni 1874 zu gewfthran sei Unbedenklich Ist daher die Fteflegung 
des Gnmdsttteks zur Strassenanlage als die den Anapiueh auf Ent- 
schädigung begründende Thatsacbe anzusehen, nnd nach diesem Zeitpunkt 
der Werth des Terrains zu bemessen. Dieser Werth wird aber be- 
züglich der schon seit 1825 bebauten Flftche bedingt durch ihre Ver- 
wendung nnd — ohne die erfolgte Abtretung — fernere Verwendbarkeit 
als Bauplatz dea darauf stehenden Wohngeb&udea unter BerAcksiehtigung 
fireiUßh der schon ans dem Bebanungsplan tou 1848 sich ergebenden 
Besehrftnkung in Ansehung baulicher Veränderungen. Dass die Frei* 
legung, wie der B. herrorfaebt^ freiwillig und in Anlass eines Neu- 
baues erfolgt ist^ steht dieser Auffiusung ebensowenig entgegen, wie 
es der Anwendung des § 13 Nr. 2 des Oesetzes vom 2. Juli 1875 ent- 
gegenstehen wttrde. 

Dem B. B. ist darin beizustimmeii, dass zur Auszahlung der hinter- 
ligtenBntschidigungssumme die Genehmigung des Unternehmers überhaupt 
nicht erforderlich ist, da die Hinterlegung lediglich im Interesse der 
Realberechtigten oder sonstigen Beiheüigten erfolgt; der Zahlnngsakt 
selbst ist auf Seiten des Unternehmers durch die Hinterlegung ToUendet. 
Das schliesst aber nicht aus, dass nach erfolgter Hinterlegung zwischen 
dem Berechtigten und dem Hinterleger ttber die Auszahlung der hinter- 
legten Summe Vereinbarungen stattfinden können, aus denen ein den 
Hinterleger bindendes Anerkenntniss zu entnehmen ist 



Nr« 49« Eek. Entsch. des Reichs-Tersichemngsamts» 
Vom 22. Januar 1895. 

Usfille bei B st risai ■■4 Olsstlrtises ftllM ttr ium sstir das Itaf. Vtrs. Ussslz, 
WMa sl« mXt im Reitsiwesk !■ nrtMiliiiheH ZsMimiMriiMts sIsIim. 

DieErklftmngen, welche derverstorbeneHontenrBeinheimer gegenüber 
dem ihn im Erankenhause in Neapel Temehmenden Polizeibeamten ttber 
den Hergang und die Ursache seines Unfalls abgegeben hat, lassen 
keinen Zweifel darüber, dass der Verstorbene, indem er Nachts von dem 
Balkon seiner Wohnung auf die Strasse herabgestürzt ist, lediglich 
einer selbstgeschaifenen Gefithr des gewöhnlichen Lebens, nicht aber 
einer Gefahr erlegen ist, welche irgendwie mit der Betriebsreise, aus 
deren Anhiss er sich in Neapel befand, in Zusammenhang gebracht 
werden konnte. Die Thatsache allein, dass er sich nur aus Anlass 
einer Betriebethfttigkeit überhaupt in Neapel befand, vermag nicht ohne 



Mntaoh. der KöaigL Ungar. Tafel ia Budapest rom 28. isaw 1886. 49 

Weiteres jede Thätig-keit oder Bewef^unj^ des Verstorbenen als im Be- 
triebe geschehen er^cluinen zu lassen. Vielmehr ist auch hier noch zu 
prüfen, ob die uiitallbringenden Handlungen des Verletzten zu der Be- 
U'iebsiliätigkeit, die den Aiilass der Reise bildete, in einer ursächli<;hen 
Beziehung stehen, und dai^ muss im vorliegenden Falle nach Lage der 
Sache ohne Weiteres verneint werden. Liegt aber ein Unfall bei dem 
Betriebe nicht vor, so steht der Klägerin auch ein Entschädigungs- 
ansprach gegen die genannte Genossenschaft nicht zu. 



Nr. 50. Entsch. der Ktfnigl. Ungar. Tafel In Bndapest. 

Vom 23. Janaar 1895. 

fZrttMlir. t d. Iiittraa*. Blsmb. Tr»iisp. J»br«. 1TL H«n 4. 8. 14W144.1 
§ 6L Alln. 4. Ungar. Betr. Re|l. (Art. 12 Abs. 4 Internat Uebereink.) Einjährige 

In dem über die Inartikulierung des in Bern am 14. Oktober 1890 
zu Stande gekommenen internationalen üebereinkommens lautenden (ie- 
setzartikel XXV vom Jahre 1892 ist ausgesprochen, tlas.< das inter- 
nationale Uebereinkommen in die Reihe der Landesgesetze aufgenommen 
wird, und wurde gleichzeitig dem Ministeriuui die Vollmacht erteilt, 
die Bestimmungen des iuternationalen Üebereinkommens im Wege der 
Modifizierung des Eisenbahn-Betriebs-Reglements auch auf jene Rechts- 
geschäfte auszudehnen, auf welche das internationale Uebereinkommen 
keine Anwendung findet, selbst in jenen Teilen, die mit den Aiiwuliningen 
des Handelsgesetzes nicht übereinstimmen. Infolge dieses Aul träges 
ist die Verordnung des k. ungarischen Ministeriums, dato 10. Dezember 
1892, Z. 83,249, zu stände gekommen, in welcher festgesetzt wurde, 
dass vom 1. Januar 1893 angefangen in den Ländern der ungarischen 
Krone die Bestimmungen des neuen Betriebsreglements Anwendung 
finden, und nachdem das neue B.-R. auf Grund der im G,-A. XXV 1892 
enthaltenen Vollmacht ins Leben getreten ist, so hat dasselbe auch gegen- 
fiber den abweichenden Bestimmungen des Handelsgesetzes Gfiltigkeit 
Da nun im Sinne des Alinea (*) § 61 dieses internen B.-B. die ans un- 
richtiger Anwendung des Tarifes oder aus Beehnangsfehlem bei der 
Festsetzung der Fracht und der Geb&hren entstandenen BftekrergQtungs- 
Ansprilche nach Ablanf eines Jahres vom Tage der Zahlang an ge- 
rechnet, nicht geltend gemacht werden kitamen, da ferner die Verjährung 
di^ Katar eines erworbenen Rechtes nicht besitzt, and demnach die im 
B.-B. fltipnUfirte dnjährige Verjährungsfrist auch auf die vor Insleben- 
tieten des B.-B. entstandenen Ansprüche aoszadehnen ist in dem Sinne, 

Bger, EinenbftbnroohUicLe Bntscheidaugen XIL ^ 
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Entsch. des Deutscheu ^chsgerichts vom 25. Janaar 1895. 



dafls das TLijcilnaugsjahr vom Tage dea Inalebentretens des erwflhnten 
6.-B. ZQ rechnen ist, ^ da schliesslich KIAger seine Klage vor Ablanf 
eines Jahres nach dem Inslebentreten des B.-B. nicht angestrengt hatte, 
demzufolge wurde er mit seiner Klage auf Ghrond der Veijührung recht- 
mässig abgewiesen. 



Nr. 51. Entseh. des Beutsehen Reichsgerichts. 
2. Civil-Senat. Vom 26. Januar 1895. 

(Jfw. Wochcnaolir. 118». Nr. U/U. S. 107 ZIft U4 

Doreh die varglMtwelae Haraaztehaii 4at Wirthai «Ines NaehbaroraadttOekt iir 
Beaettaii iea Warlhea itt entdiaetea GnmdttOoiit senitt § 8 dei Preat«. Eatalga. 
6ea. V. II. JsBl 1874 «rutniat der Gruadtati der Werthfeststellaag aasfc d«R rMliali 

baaMttMaa «ajektivM WerttM niobt verietit 

In Ermangelung gesetzlicher Vorschriften fther die Taxen von Grund- 
stöcken und Oebftuden war das 0. L. G. nicht behindert, sich sein 
Urtheil Uber den Werth der den El. entzogenen Objekte durch eine 
Vergleichung mit der dicht nebenan gelegenen früher von Oppenheim- 
sehen Besitzung zu bilden, bei welcher ebenflalls zu Zwecken der Um- 
wallung Theile enteignet und der Werth des Entzogenen von dem er- 
kennenden Senate des 0. L. G. im Prozesswege festgesetzt worden war. 
Indem das B. G. dies that und bei der jetzt streitigen Parzelle deren 
VorzOge vor der von Oppenheim'schen, insbesondere den Umstand, dass 
auf ersterer seit langen Jahren eine flottgehende Wirthschaft betrieben 
woMen, mit einer Erhöhung der Seh&tznng um &0 Prozent in Bhcksicht 
zog, hat es keine Bestimmung des Enteignungsgesetzes verletzt, viel- 
mehr den Begriff des „vollen Werthes" (§ 8 Abs. 1 daselbst) richtig 
angewendet Auch bewegt sich das angefochtene Urtheil nichts wie die 
Revision meint, in einem Gegensatze zu der von dem V. Senate des- 
R. G. am 2. Dezember 1893 verkflndeten und in den Entscheidungen 
Bd. 32 Nr. 73 S. 296 ff. veröffentlichten Entscheidung. Letzterem Ur- 
theile liegt, wie anzunehmen, ebenfalls der in feststehender Recht- 
sprechung des R. G. (vergl. das Urtheil des erkennenden Senats vom 
13. Oktober 1891, II. 169/91, abgedruckt U.A. im rheinischen Archiv 
Bd. 83 Abtheilung 2 S. 91. 92) anfcenommene Satz zu Grunde, dass der 
volle Werth iles § 8 der reichlich bemessene objektive Werth sei, 
welcher durch die Benutzungsfähigkeit des enteigneten Grundatftckes 
bestimmt werde. Wenn I i V. C. S. von diesem Satze in seinem ange- 
führten Uilheile hätte abgehen wollen, würde er gemäss § 137 des G* 
V. G. die Entscheidung der vereinigten G. S. eingeholt habeur 
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Nr. 68. B«k. Soteek. dM Boldu-YenlelMniiigMuiito. 
Vom 31. Jannar 1896. 

[Aatl.lla«lir.4.B.T.A. Gw.Aaif.Jalii«.ZI. Mr. 4 aJM.] 
llHr.Vera.G««. 9 I. TlMtong «Ines Arbeftare dardi •laeii MKtrbalter ala Betriebaatfall, 

Es kann dahingestellt bleiben, ob der der Tödtung des Maschinen- 
wärters voraufgehende Streit sich in der von den Klägern in der Reknrs- 
schrift behaupteten Weise zugetragen hat, oder aber ob der vom Schieds- 
gericht in dieser Richtung als feststehend angenommene, auf die Aus- 
sagen der in der Strafsache gegen den Thiiter wegen Körperverletzung 
mit tödtlichem AusL''nTig vernommenen Zeugen sich stützende Sachverhalt 
der Wirklichkeit eutspriclit. Denn auch in letzterem Fall kann der 
zweite Streit, bei welchem die Tödtung erfolgt ist, nicht als ein selb- 
ständiger, von dem ersten Streit vollkomnipn unabhängiger Vorgang an- 
gesehen werden, wie «1ie< da^ Schiedsgericht anL-^cnomnien hat. Aus den 
in dem genannten Strafverfahren erhobenen Zeugenaussagen geht nämlich 
unzweifelhaft hervor, dass, wenn auch die beiden Streitenden nach dem 
ersten Streite eine kurze Zeit weiter ;,^earbeitet haben, die alsdann von 
Neuem ansgebrochenen Zwistigkeiten ihre Ursache in demselben Betriebs- 
vorgang hatten, wie der er^te Streit, uämUcli in dem langen Ausbleiben 
des Mitarbeiters beim Nägelholen. 

Da hiernach die Veranlassung zu dem Unfall in der That wesentlich 
im Betriebe lag, so hat nach den in der Rekursentscheidung 1054 
(Amtliche Nachrichten des E. V. A. 1Ö9I Seite 262) ausgespro* lii iien 
Grundsätzen der Tod des Maschinenwärters (lann als Tonfall bei dem 
Betriebe zu gelten, wenn auch die verletzende Handlung seilest sich 
noch als Ausfluss ihn- Betriebsgefahr darstellt Auch diese Vuraus- 
setzuni? hat das Rekuisgericht als gegelten fi'irhtet. W^ährend der 
Mitarbeiter zum Nägelholen fort war, kuimteu die (übrigen Arbeiter, 
weil ihnen die ^Ä^d fehlten, nicht weiter arbeiten; der Getödtete ist 
desiialb durch seine Vorhaltungen dem Mitarbf itt r gegenüber, zu denen 
er sich als älterer Arbeiter für befugt erachteü kannte, lediglich im 
Betriebsinteresse thätig crewordeu. Die hieraus erwaciiseiuien Gefahren 
haben aber fftr denselben unbedenklich als Betriebsgefahren zu gelten. 
W^eun der Getödtete in seinen Zurechtweisungen nach den Aussagen 
der gerichtlich vernommenen Zeugen auch unzweifelhaft zu weit ge- 
gangen ist, so vermag das hierin liegende Verschulden im Hinblick auf 
die Bestimmung des § 6 Absatz 7 des ünfallversicherungsgesetzes die 
Entschädigungsansprüche der Kläger nicht aoszuschliessen. 



4» 
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Nr. 58. EnfBelk des Bentseben BeteliflgCTichts. 

2. Civil-Senat Tom 1. Februar 1895. 

P«r. WoolMaMbr. IW^ Nr. Sl/U & 1». ZUL U.] 

Da» SoMtoMM d«r Tblrsn i» Bm ^ t km iwnßn dm* dit Btrababibedlatiiaüa 
gahirt sm ^Mntalmlctriebe'' in Sinne des § i Htftpfl. 8m., Mob wmm dabtl Jta* 

tiidere Elle nicht leNten ist. 

Von der Revision wird geltend gemacht, der B. E. verletze den 
§ 1 des E. TT. G.. weil er grundsätzlich das Schliessen der Thüren 
als zum Betriebe der Eisenbahn im Sinne dieses Paragraphen gehörig 
erachte. Dem gegenüber ist indessen hervorzuheben, dans allerdings 
das Schliessen der Thüren der Wagenabtheilungen an dem zum Zwecke 
des Ein- und Aussteigens der Reisenden auf den Bahnhöfen haltenden 
Zflgen durch die hiermit betrauten Eisenbahnbeamten einen Theil 
des unmittelbaren Eisenbahnbetriebes, nämlich der Personenbe- 
förderung bildet, und dass dalier dem in anderen Fällen, in denen ein 
solcher direkter Zusammenhang der auf den Unfall bezüglichen Thä- 
tigkeit mit dem Eisenbahnbetrieb nicht vorhanden war, in der Recht- 
sprechung des R. 0, H. G. sowohl wie des R. G. gegen die Anwend- 
barkeit des § 1 eit. aus dem Gesichtspunkt angeregten und ver- 
schiedentlich für begründet erachteten Bedenken, ob ein ursächlicher Zu- 
sammenhang zwischen dem Unfall nnddendem EisP!ib;ihnbntrieb eigen- 
thümlichen Gefahren anzunehmen war, im vorliegenden Falle eine 
Bedeutung zur Sache nicht beigelegt werden kann, sofern durch den 
dem Kl auferlegten Eid festgetellt wird, dass in der That das Schliessen 
der Thttre. durch welches die Verletzung desselben nach seiner Be- 
hauptung herbeigeführt wurde, durch einen Eisenbahnbediensteten 
erfolgte. Weiterhin hat aber auch das 0. L. 6. angenommen und des 
Näheren ohne Kp^'ht-^ivrthum dargelegt., dass in der That mit dem Schliessen 
der Thüren b( im Einsteigen der Reisenden besondere dem Eisenbahn- 
betrieb eigen thümliche Gefahren stilbst dann verbunden sind, wenn, wie 
der Bekl. bewf^isen will, besondere Eile nicht ercboten war. Das be- 
zügliche Bc'Wf iMi ieten ist daher auch aus diesem Gesichtspunkte mit 
Recht als unerheblich abgelehnt worden. 



Nr« 64. Enlsch. dM Benteehen ReichsgeriditB* 
2. ClTil-Senat Vom 6. Febraar 1895. 

[Jor. Wo«bttiidir. IMSl 1lr.llflV. 8.1«. ZtCHi] 

IlMftNg das IMtot dM Aillegert aar aaisMMlerla KiwaiilkalltB tiiaar Battllshhailaa 

■It der etidt edir DerfWraeat. 

Die AnsItthniDg, das aervitntartige Beeht des Anliegen an einer 
stadtischen oder Dorfstrasse anf ungehinderte Kommunikation der Bauten 
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mit der Strasse gehe nicht soweit, dass der Anlieger auch Aiisprucii 
auf Erhaltung des Weges in seinem weiieieii Verlaule oder in seiner 
bisherigen Beschati« nlirit liinsii litlich der Höhenlage in diei>em weitertin 
Verlaufe habe, ent<pni lit eiDer konstanten Rechtsprechnng des Ii. G., 
von welcher abziiirrlu n kHino ^>l'alllassung vorliegt. Die Anwendung 
dieses Satzes auf den vorliegeudeu Fall entzieht sich der Nachprüfung. 



Nr. 55. Entsch. des Ceutral-Aints f. d. Internat. Eisenbahuti'iuisport. 

Vom 6. Februar 1895. 

[Zeit«cbr. f. d. Internat. Eisenb. Traiup. Jahn;. III. Heft 8. S. M.| 

lAternat Uel»ereink. Art. 10. ErfMIlviig der Zell* uad Steuer Vorschriften durch die 

EteentakB. 

Beim Centrai-Amt ist ein neuer Fall zur Kenntnis gebracht worden, 
wonach die Frachtbriefe ischrift „Verz Hinig an der Grenze" unbeachtet 
blieb. Eine Sendnng aus Deutschlantl nach Paris sei entgegen der 
Frachthriefvorschrift ^Verzollung an der Grenze'' in Paris, und dabei 
noch unrichtig, verzollt worden, woraus dem Absender ein Schaden von 
Fr. 160 entstanden wäre. Die deutsche Eisenbahndirektion habe die 
bei ihr angehobene Reklamation abschlägig besehieden und dem Ab- 
sind* r bedeutet, die unmittelbare Rückforderung des vermeintlich zu viel 
bezahlten Betrages bei der Zollbehörde in Paris zu bewirken, ^weil 
man sich angesichts des sich mehrenden Vorkommeus solcher Reklama- 
tionen ans geschäftlichen Grliuden gezwungen sehe, eine Vermittelung 
nur in solchen Fällen eintreten zu lassen, wo daau ein Interesse der 
Eisenbahn Verwaltung oder ein besonders triftiger Anlass vorliege, was 
im vorliegenden Falle nicht zutreffe, indem namentlich die Unterlassung 
der im Frachtbriefe vorgeschiiebenen Zollabfertigung an der Grenze 
als Grund für eine unrichtige Berechnung des Zolles nicht angesehen 
werden könne". "Die Anfrage, was geschehen könne, um die Rechte des 
Absenders zu wahren, ist vom Centrai-Amte in Uebereiustinimung mit 
der in H. III, 35, publizierten Aeussenmg dahin beantwortet worden, 
dass nach seiner Ansicht die Verpfliclitung der Kisenbahn, die Zoll- 
vorschriften zu erfüllen, im Fmfange des dritten Absatzes von Art. 10 
zu den Pflichten gehört, welche die Eisenbahn mit dem Frachtbriefe 
übernimmt. Wenn die Eisenbahn es ablelmt, auf die bei ihr angehobene 
Reklamation einzutreten, so steht es dem Verfügungsberechtic-tcn 
(Art.. 2t>) zu, seine Schadensansprfiche gegen eine <ler im An. 21 be- 
zeichneten Verwaltungen geruljtlich einzuklagen. Dabei gilt für die 
materielle Erledigung insofern das gemeine Recht, ah die Eisenbahn 
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fnr die Besorgong der ZoOfomuilit&ten lant dem Art. 10 die Ver- 
pflichtungen eines Kommissioiiftra bat und diese im isteniatioiuileii Ueber- ' 
einkommen nicht umschrieben sind. 



Vr. 56. Entsdi. des Bentsehen Bdehsgeriehts. 
6. CiTil-Senat. Vom 7. Febrnar 1895. 

(Jir.WMhMiielv.l«». Nr.ltflT, 8.14». Zlfll». Pr.T«rw.BI.X?I. Nr.N. 8. Mr.] 

S 5a «tot Kmk. Vers. 6m. to dar FsMung v. 10. April IS92 MtoM fcslui UsttrMfeled 
iwlMhM tllailgea md atofet stlRdlsea ArMtan. 

Offensichtlich war der Abs. 1 des § 5a des Abäaderungsgesetzes 
vom 10. April 1892 dazu bestimmt, eine gesetzliche Regelung für die- 
jeuigeii Fülle herbeizuführen, auf die sich das Schreiben des Reichs- 
kanzlers vom 8. Oktober 1884 und die im Anschlüsse daran von ein- 
zelnen Bundesregierungen erlassenen Anweisungen bezogen hatten. Dass 
die gesetzliche ^Regelung im Sinne jenes Schreibens und der dadurch 
gebildeten Praxis beabsichtigt war, muss von vornherein, soweit nicht 
das Gegentheil deutlich erhellt, als wahrscheinlich angesehen werden. 
Allerdings war von manchen Schriftstellern und Behörden der Grundsatz 
des Schreibens, dass fQr^alle Arbeiter, die von einem Bau- oder einem 
ähnlichen Gewerbetreibenden zeitweise ausserhalb des Sitzes seines 
Gewerbebetriebes beschäftigt werden, dieser Sitz als Beschäftigungsort 
gelten solle, fQr zn weitgehend erachtet nnd die Ansicht yertreten 
worden, es sei zu unterscheiden zwischen stindigen und nicht stftndigen 
Arbeitern, zwischen Arbeitern» die vom Sitze des Gewerbebetriebes aas 
nach ausserhalb verschickt werden, und solchen, die schon vor dem 
Beginn der Arbeit am Arbeitsorte wohnten und nnr zu der dort zu 
verricht6nden]Arbeit angenommen worden sind, zwischen einer längeren 
und einer kfirzere'Zeit beanspruchenden Beschäftigung, zwischen umfang- 
reicheren nnd geringfügigeren Aussenarbeiten. Allein keine dieser Unter- 
scheidungen hat im Abänderungsgesetze einen Ausdruck geftanden, vielmehr 
spricht die Fassung des Abs. 1 des § 5 a, mag sie auch nicht besonders 
glücklich erscheinen, entschieden dafür, dass das Gesetz sich bei dieser 
Ausnahmebestimmung]den Grundsätzen des Schreibens vom 8. Oktober 1884 
durchweg anschliessen wollte und angeschlossen hat. 
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Mr. 67. EntMlu d«6 Dentseheii Bttichsgeriehto. 
6. Civil-Senat. Vom 14. Februar 1895. 

Enatx fflr NioMtielle tut dm Etotihtliibtlrlibe (RMehlmlMlttt) kaii tfer Eigei- 
Miiir elMT vom FortMikm trkaaflea nioto M^ht verlaagM, wen t. Z. des KmCm 
die Mr. elMiriNdHilialuilleohe Ailag« leriitt feettitden bat. 

Das Beruiungsgcricht lehnt es ab, die Grundsätze vom Nachbar- 
recht auf den vorliegenden Fall zur Anwendung zu bringen, weil die 
Eisenbahnanlage mit ihren schädigenden Wirkungen schon zur Zeit 
des Kaufvertrages bestanden habe, der Zustand auch der Klägerin be- 
kannt gewesen und es als der Wille der Kontrahenten anzusehen sei, 
dass die Klägerin die Kauchimraission zu dulden habe. Danach nimmt 
das Berufungsgericht eine durch den Kaufvertrag selbst zum iMitstehen 
gebrachte Grundgerechtigkeit an, bestehend in der Verpflichtuiig, die 
Immission des vom EisenbahngrumlsLucke ausgehenden iiauches zu 
dulden. Dies ist rechtiicli nicht zu beanstanden. 

Das Berufungsgericht ist dem Einwände, dass die Regierung 
als Vertreterin des Forst fiskus den Vertrag abgeschlossen habe uml 
der Eisenbahnfiskus daher aus dem Vciuage Rechte für sich nicht her- 
leiten könne, mit der Ei wiigimg begegnet, dass wegen der Einheitlichkeit 
der juristischen Persou des Fiskus der Forstfiskus bei Abschluss des 
Kaufvertrages auch die Interessen des Eisenbahnfiskus wahrzunehmen 
gehabt habe, die Beamten des Forstfiskus sich auch der Einheitlichkeit 
der fiskalischen Interessen und ihrer Verpflichtung zur Wahrnehmung 
der Interessen einer andern fiskalischen Station wohl bewasst gewesen 
seien. Die Revision macht hiergegen geltend, dasfif die Regierung den 
Eisenbahnfiskus nicht zu vertreten habe, und rügt femer, es sei bei 
der Auslegung des Vertrages nicht berücksichtigt, dass eine auf Ver- 
tretnng des Eisenbahnfiskus gerichtete Absiebt der Regierung nicht 
zum Ausdmck gekommen sei, die Klägerin daher bei dem AlwGhliiflB 
des Vertrages nicht habe wissen können, dass sie ihre Interessen auch 
dem Eisenbabnflskns gegenüber im Vertrage za wahren habe. Der 
AngrifT geht jedoch in beiden Riehtangen fehl Dass anr Vertretung 
des Fiskna in Eisenbahnangelegenheiten andere Behörden berafoi sind, 
nnd dass insbesondere die Regiemng Verpflichtungen für d^ Eisen- 
bahnflskus nicht wirksam hätte ttbenehmen kOnnen, ist vom Beruf^ngs- 
gerieht nicht in Abrede gestellt; wohl aber bestimmt es die Befiogniss 
der Regierung, den Fiskus in den ihr flherwiesenen Angelegenheiten 
ztt vertreten, nSher dahin, dass sie diese Befngniss nicht ohne BQck- 
sieht auf das Interesse anderer fiskalischer Stationen ausüben durfte. 
Dies ist richtig. Die Vertreter einer einzelnen fiskalischen Station 
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sind, da die Theilniig des Fiskns in Stationen mit besonden geregelter 
Vertretung die Einheit des Fiskns als jnristisclier Person nicht slterirt 
(cf. Entscheidungen des Beichsgericbts in Oivilsachen Band 2 Seite 992), 
Vertreter des Fiskns und dttrfen sich daher nicht in Gegmats bringen 
zn den fiskalischen Interessen Überhaupt» auch wenn diese auf einem 
ihnen nicht speziell ftberwiesenen Gebiete liegen. 

Der von der Bevision vennissten Feststellung, dass die KUgerin 
die Absicht der Regierung, den Eisenbahnfiskus zn Yertreten, gekannt 
habe, bedurfte es nach dem Gesagten nicht Die Begienmg hat nnr 
innei'halb der Grenzen ihrer Befugnisse als Vertreterin des Fiskns ge- 
handelt, wenn sie das Grundstück der Kl&gerin mit der Absicht ver- 
kaufte, dass das Grundstftck nur so, wie es bisher vom Forstflskns 
besessen und benutzt war, auf die Klfigerin fibergehen sollte, und es 
war völlig ausgeschlossen, dass sie in dem bisherigen Verhältnisse des 
Gmndstficka zur Eisenb^nanläge durch den Verkauf eine Aendemng 
eintreten zu lassen beabsichtigt haben könnte. Dies Alles eigab sich 
auch für die Kllgerin bei Abschliessnng des Vertrages aus den ihr be- 
kannten Umstanden von selbst; danach rechtfertigt sidi die Annahme 
des Berafiingsgerichts, dass die Elftgerin sich durch den Eanfabschluas 
den Naehtheilen des Eisenbaihnbetriebes Ar die Zukunft unterworfen habe. 



Nr. 58. £ni8ch. der Konigl. Ungar. Jiurie* 

Vom 27. Februar 1895. 

fOcstr-rr. ■Rt^eiiri. Veri rMn ];t V[II Nr, f,2 S.SSS] 

Dif thätlichr Beleidigung eines Bediensteten der k. k. iJstPrr. Staatseisenbahnnn durch 
einen ungarischen Staatsangehörigen ist nach den diesbezüglich milderen BestimmiinBea 
des ()8terreiciii8chen Strafgesetzes zu beurtlieilen. 

Die aiifreliliclie prewaltsame Handanlegung gegen den Conducteur 
bildet sowohl nach § 81 . bezw. 68 des österr. St.-G. als auch nach 
§ 165 des Ungar. St.-G. ein Verbrechen. Ein solches unterliegt gemäss 
§11, bczw. 12 des ungar. Sl.-G. auch dann der Bestrafung, wenn es 
im Auslande begangen mrde« doch miiss dieselbe nach dem ausländischen 
Strafgesetze bemessen werden, wenn letzteres in dem concreten Falle 
milder ist. Dies trifft in der That zu, weil § 82 österr. St.-G. Kerker 
von 6 Monaten bis zu 1 Jahr, § 16ö nng. St-G. aber drey&brigen K^ker 
für dieses Verbrechen bestimmt 
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Abhandlungen. 
1. 

Die Planfestotellong ioi rrtMi^sischen Enteignangsverfahren« 

Von Rudolph Bering, 
Geh. Eegierunp^rath in Erfurt. 
(Öcliluss.) ') 

Bereits im Minigterial-Erlass v. 21. Juni 1880 (£. V. Bl. S. 284) ist 
unter Hinweis auf die Bechtapreciuing des früheren Ober-Tribanals an^* 
sprechen, daas die Äonabme, es sei der § 14 des Elsenhahngesetses durch 
% 14 des Enteignangsgesetzes an fge hoben, unrichtig seL Es wird sodann 
anter Bezngnahme auf die in den Landtagsverhandlnngen von dem Begiemngs- 
Konmissar al^egebcnen Erklärnngen, welche keinen Widersprach gefunden, 
anch nach Emanation des Enteignungsgesetzcs die Kompetenz der Landes- 
pnlizeibch ilnlc in Anspruch {rennrnmen, hpzüirlich der Anlagen sowolil zum 
Schutze der nicht expropriirten Baim-Adjaceiiten, wie der öffentlichen, land es- 
p olizeiliclien Interessen zu befinden, ferner auch nach Beendigung des 
Knteignungsverfahrens, ja selbst uach der Betriebseröüuung der Eisenbahn, 
dem Utttemehmer einer Nen-Anlagc „zam Schutze der expropriirten 
oder anch der nicht expropriirten Bahn-Adjaeenten, wie andi im 
landespoliaeilichen öffentlichen Interesse anfindegen*. Am ScUnsse 
heisst es wfirtlich: ,Die durch §§ 14 n. 15 des Enteignangsgesetaes vom 
11. Juni 1874 resp. § 157 des Kompetenzgesetzes y. 26. Jnii 1876 anf 
die Bezirksrätlie übertragene Kompetenz, ein Enteignnngs verfahren ana- 
log der in Rede stehenden Art vorznschreiben, erlischt selbstredend mit Be- 
endifrun? des Enteifrnnnprsverfalirens. Dagegen ideiht im Uebrigen, abgeselien 
vom EnttiLirinnfrsverfalnen, die den Landespolizeibehörden verbliebene, in Rede 
stehende Kunipeten;;, eben weil sie mit diesem Verfahren nicht zusammenhängt, 
auch nach dem Abschlüsse des Letzteren bestehen*. 

In dem Hinisterial-Erlasse v. 12. Olctober 1892 (£. V. B. S. 347) ist 
die Hitwirknng der LandespolizeibehSrden bei Präfnng der Entwürfe an neuen 
Anlage» Gegenstand einer ansfttlirlicben Erürtemng und wird sie dahin ent- 
schieden, dass ,die Verwaltungsbehörden, welchen die Wahrung der 
betreffenden polizeilichen Interessen im Uebrigenobliegt, insoweit als 
dieselben mit der Anlage der Eisenbahn im Zusammenhange stehen, zu selbst- 
ständiger Entscheidung in dieser Antrelesrenheit niclit hefiiirt sind, viel- 
mehrnnr als Organe de s Ministers der itffent liehen Arbeiten fungircn*. 

Indem der Erlass sodann auf die Interessen bezüglich derjenigen An- 
lagen übergeht, bezüglich welcher der I I des Eisenbalmfresetzes zur An- 
wendung kommt, spricht er weitei' aus, da^ü nur so Gewähr dafür geschaHen 
wird, dass die landespolizeilicben Anforderungen aus § 14 des Eisenbahngesetaes 
mit denjenigen in F.fatlftTtg stehen, welche die Technik des Eisenbalmbaus 

') S. Bd. XI. S. 283, 368. 
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und Betriebs ta erheben bat' Es heisst dann wSrtlicb: »Ancb die Für* 
sorge ffir die in § 14 des Eisenbahngeaetaes bezeichneten privaten Inter« 
essen berechtigt daher die LandespoUzeibebttrden nicht, den ElsenbahnTer- 
«altnngen Auflagen zu machen, sondern nur die erforderliche Frfifnng Torsnnehmen 

Ond auf Grund derselben die Entscheidung des Ministers einznholen. Nur, 
sofern der Eisenbahnuntemehmer bereit ist, die von der Landespolizeibehörde 
für erforderlich erachteten Arbfren herzustellen, bedarf es unter der Vorans- 
setÄiiTip:, dass die der Obhut der Eisenbalinbehörde anvertrauten Interessen 
dadurch nicht berührt werden, der ministeriellen Festsetzung ebensowenig, wie 
in den Fällen einer Einigunir zwischen dem Untemeluner und den Interessenten 
in Betreff der Sichemngsaulageu. Bei der landespolizeilichen Abnahme der 
Bahn, welche der BetiiebserOAiung vorausgeht, haben die Begierangs-BrVsldenten 
sich ebenfistts als Kommissare des Ministers anf die Feststellnng an be- 
schrKnken, ob die im allgemeinen poliaeiliehen Interesse oder an 
Gnnnten der Anlieger angeordneten Elnrichtnngen besÜmmangsgemäss her- 
gestellt sind. Die Prüfung der Hahnanlage in eisenbahntechnischer Trinsicht ist 
auch in diesem Falle nicht Sache der Landespolizeibehttrde, 8">nilern der bei der 
Abnahme hetlieilifrten Eisenhului-Provinzialbehfirde. In Betreff n e u e r Anlagen, 
für welche sich erst bei der landespolizeiliehen Abnahme ein Bedürfniss heraus- 
stellen sollte, ist beim Widerspruch des ünternelimers oder, sofern eisenbahn- 
technische Interessen berührt werden, der Eiseubahnaufsichtsbehörde, gleichfalls 
die ministerielle Entscheidnng einzuholen". 

Dieser Ministerial-Erlass hat es hiernach Termieden, de« Qesetaes vom 
11. Jvni 1874, insbesondere der |§ 14 and 81 deeselb., sowie des § 150 des Zn* 
standigkeitogesetees ErwShnong an thon, kann daher in seiner Wirknng nnr als 
eine Auslegung des § 158 des Znstftndigkeitflgesetzes anfgefasst, mithin nur auf 
denjenigen Theil des Entei^ungsverfahrens bezogen werden, welcher in § 15 des 
Gesetzesvom 11. Juni 1874 als „vorläufige Planfeststellunp'' bezeichnet ist und 
in welcliem an die Berücksichtigung der öffentlichen Interessen alU-rdin^rs auch die 
fürsorgliche lU'riirksichtifmn}r der privaten Intere^f^en antresclilossen ist. Auf 
keinen Fall aber kann dadurch dem, durch § 21 des Gesetzes von 1874 nnd 
§ 150 des Zust^indigkeitsgesetzes begründeten Keelite des Bezirksausächusses 
anf Entscheidnng Iber die im § 21 des (Gesetzes lieaeichneten Oegen- 
stttnde im Wege des BeschlnssverfahrenSf auf welches die §§115 
des Znstindigkdtsgesetzes zur Anwendung kommen, prüjndicirt werden. 

In ehigefaender Wdse hat Eger in seinem Kommentar anm Enteignnngs- 
gesetze zu § 14 (Bd. 1 S. 384) das Prinzip und die Entstehung beider 
gesetzlicher Bestimmungen (§14 Eisenbahngesetz und § 14 Enteignnngsgesets) 
darprelegt und schliesst mit den Worten: „Alle die}«e Verschiedenheiten weisen 
darauf hin. dass § Ii nicht ein den vorangehenden Paracriaphcn analoger, 
rein civilr ec htlicher Entschlldismnirs<rrundsatz ist, sondern seinen Ursprung 
und Zweck in i'<ffentlich -reclitlichen Kiwiifuntren liat. wenn;;leich die Wir- 
kungen sieh auch auf das Gebiet des i iivatrechts erstrecken. Es ist an 
mehreren Stellen der vorstehend mitgetheilten Gesetzesmaterialieu ansdrttcklich 
daranf liingewiesenf dass § 14 einen Qmndsata des Bf f entlichen BeehtSi 
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eine üfTontlirli-rechtliche Veriifliclitiins (ies Unternehmers enthält, dass aber <li© 
Erfüllung dieser Verpflichtung liüiitig auf die privatrechtlichen Entschädigungs- 
verbindlichkeiten von erheblichem Einfluss sein wird, weil sie zugleich letztere 
gans oder tiidlwelae mit beseitigeB kann. Gerade dieeea eigenartige Ver- 
bftltnies des § 14, die Weehselwlrkanff awisehen Öffentlicher und 
priyatreehtlicher Verpfliehtnng nnd die nahe Bertthrnng beider, 
welehe dueh die Beeondeiiieit dea Inatltitts der Entelgniuig bedingt nnd her- 
yergemfen ist, liabMi die Bestimmungen des § 14 des Enteij^nungs- 
geeetzes ebenso, wie die des entsprechenden § 14 des Eisenbahn- 
cpsetzes zn den bestrittensten dieser pranzcn Rochtsmat erie jre- 
macht und vielfach zu einer unric Iitifren Ausletrunfr derselben ge- 
führt." Ganz sicher wird Jeder dieseiu letzten Sat/e beistimmen, und wäre 
es schon ein grosser Gewinn, wenn im § 14 des EnteignnngsgeRetzes die 
y öffentlichen Interessen" Uberhaupt nicht hereingezogeu wären, wenn man nicht 
die A.heicht hatte, den § 14 des EäaenbahngesetzeB anfanhehea. AnderereeltB 
kann man aber anch in umgekehrter Sichtung keineswegs ao weit gehen, ledig- 
lich deshalb, weil man der letztgenannten (JesetJsesbestimmiing eine fort- 
danemde Wirkung erhalten woUte, die Bestimmung des § 14 des Enteignnngs- 
gesetBes gSnaUch zu ignoriren und die Beschlns^fnsgnng hierttber (§ 81 Nr. 2) 
an einer reinen Form ohne jegliche Wirkung herabzudrücken. 

D\p vnn Ep-er selbst in ausführlicher Weise dargelegte Entstehnn^ der 
Bestimmungen in 14, 21, 22 des Gesetzes, insbesondere die vdn üim an- 
gezogenen lU'Viatten im Abgeordneten-, wie im Herrenhaube beweisen klar, 
dass, wenngleich die Verptiiciitnng zur Herstellung der darin bezeichneten 
Anlagen, neben der Geldentschädigung, dem Expropiaten nicht, wie diese 
letstere, einen im ordentlichen Bechtswege verfolgbaren Ansprneh 
gehen sollte, weil sie anch mit öffentlich-rechtlichen Interessen in mehr- 
fachem Znsammenhange steht nnd diese sich mit Privatinteressen herflhren, 
dennoch die nad^ § 21 No. 2 zu treffende Entscheidung fOr beide Tkeile 
d. h. fOr dm Unternehmer sowohl, wie für die Expropriaten, beaüglidi der 
Privatinteressen positives Recht schaffen soll, welches nur im Wege 
der Berufnnjr nach § 22 beiderseits ancrefocbtpn werden kann. Es kann 
daher auch niclit der Ansicht Efj;er"s beiirestinjuit >Yerden, wenn er (No, 9 
zu § 21 des Gesetzes I^d. 2 S. 147; als Grundsatz aufstellt, „An die vor- 
gängige Entscheidung der Bezirk sregieniug {des Bezirksausschusses etc.) m 
Betreff der Obliegenheiten des Unternehmers ans § 14 sind hierbei die Inter- 
essenten nicht gebnnden*, und S. 149 daselbst anter Bemfitng aaf Seydel, Bähr 
und Langerhans etc. den znstllndigen Behdrdmi (also hei Eüsenhatanai den 
Landespoliaeihehörden) allgemein die Befogniss anspricht, «sj^terhin die im 
arsprOnglichen Enteignnngsverfahren auf Gmnd des § 14 al. 2 dea Enteig- 
nnn^gesetzes getroffenen Entscheidungen abzuändern oder zurückznnehmen". 

Efrer geht aber noch weiter, indem er 149 Nr. 16) wörtlich sagt: 
.Bei Eisenbahnbanten ist die Kompetenz der Enteignuntrsbehörden auf die 
Grenzen des ministeriell genehmigten Projektn t§ 4 P^ispnbabngejäetzi 
beschränkt Die Enteignuugsbehörden dürfen durch die gemäss § 14 des 
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Enteigniings- oder § 14 des EisenbahngeBetzes angeordneten Anlagen die 
ministerieU ToigeacbrielMne Auffllixiiiig und Konstmktt^a iddit tAgamM/Mg 
abanderiL Eb ist Omen daher inabeMiidere nicht geataitei, otmo ntailsteilelle 
Oenehmignng Dnrehlftiiei Brttcken, NiveanfihergKng«, KreiuEiiiig«n atuni- 
ordneii, welche In dem ndnisterieUen Projekte nicht vorgeseheB alid. Ebenao- 
wenig steht der WegepoUzeibehörde die Berechti^in^ zu, die Einrichtang der- 
artiger Anlagen vom Eisenbalinuntemehmer zu fordern*. Er beruft sich hier- 
bei auf die Entscheidungen des Ober -Verwaltungsgerichts vom 6. März 187B 
und 5. März 1879, welche er Bd. 1 Ö. 491 (zu § 14) dem Inlialte nach 
nähfr mitaretheilt hat, berücksichtigt aber hierbei nicht, dm» bt'ide Entschei- 
dungen auch nicht mit einem Worte des Gesetzes von 1874 Erwähnun«: tluin, 
vielmehr lediglich nnd allein die in § 14 des Eisenbalmgesetzes enthaltenen 
Beetinmiimgen Im Auge haben, eomit für die Frage der Wlrknng des § 14 
des Enteignangsgesetses gftaziich einflnBslos sind. 

Vergeblieh würde man sich bei der AnffaHnng Egerns fragen, woia 
denn fiberhanpt dem Besirkeansschnsfle dorch die §§ 21, 22 des Eateignnngs- 
gesetzes eine Festsetzung und Entscheidung darüber zugewiesen Ist, 
welche Anlagen „an Wegen, Ueberfahrten, Triften, Einfriedignngen, 
Bewässerung» - und Vorfluthanstalten für die benachbarten Grundstücke zur 
Sicherung gegen (ipfaliren und Nachtheile noth wendig sind**. Die Fest- 
setzung der Fristen zur Einleguntr der Berufung hiergegen kann doch nur den 
Sinn haben, dass an die Nichtinnehaltung dieser Fristen ein franz be- 
stimmter Nachtheil, d. h. die Rechtskraft der Entacheidung des Bezirks- 
ansschnsses geknüpft wird. Ueber die technische Constmction der frag^ 
liehen Anlagen, fibw die Schntzmassregeln zur Sicherang des Bahn- 
körpers und des Betriebs auf der Bahn hat selbstver stündlich nur 
die Eisenbahnverwaltang, also der Ktnister der üffentUchen Aibeiten zn be- 
stimmen, und kann man nnr annehmen, dass Eger dies gemeint hat. Es 
bedarf wohl kaum einer nilheren Erörterung, dass bei der Frage der Nothwendigkeit 
der Anlagen des ^14 nicht bloss polizeiliche, sondeni in ganz erhebliclier Weise 
volkswirtliscliaf tliche Interessen, viclt'acli auch rein pecnniäre Interessen 
mitspreclien liezw. vnn {rrössereni oder trerinperem Einflüsse sind. Wo aber 
polizeiliclie lnterese»eM überhaupt nicht berüiirt werden, wird man sich ver- 
geblich fragen, weshalb die Eisenbahnverwaltung bezüglich der Bei'ücksidi- 
tigung der Privat-IntereMen absolnt den von der Lande spolisel-Behürde 
festgesetzten Bestinuanngen Folge an leisten verpflichtet sein soll, wenn sie 
sich im Wege freier Vereinbarung, sei es in Betreff der Herstellnng von 
Schntzanlagen, sei es in Betreff der Unterhaltung derselben, wesentliche ma- 
terielle Vortlieile sichern will oder wenn das Fortbestehen einer beim Bau 
der Eisenbahn, den damaligen örtlichen Verhältnissen entsprechend hergestellten 
Ent- oder Bewässemnprsanlaire in Folge von GemeinheitstheilnTicren oder Privat- 
Dismembrationen oder s(»nst im Interesse der besseren Ausmitzun^r sich als über- 
flüssig herausstellt und desliall) von der Eisenbalmverwaltung mit den Nächst- 
betheiligten eine anderweit^i KcKulirnug herbeigefüljrt wird, ulme dass hierbei öffent- 
liche, insbesondere polizeiliche (§ 10 ü, 17 ALB) Interessen berührt weiden. 
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Das BesnlUt vorstehender Betrachtniig ist hiernach dasselbe, zn dem 
aduiii die AbiMadliingi atisedmckt im Archiv für EiMnhafaiiweseiL Jahrg. 1889 
S. 106, gebmi^ iat, das« gegen die im PlaafestetellmigshnehlnBae enthaltene 
Feetielsong der als nothweodig erkannten Schntzaidagen im Sinne des f 21 No. 2 
des Entei^nngsgesetzes der Rekurs offen steht» jedoch mit der llMagt.be, daaa 
bezüp^lich des öffentlichen Interesses der Beschloss Seitens des Ministers 
der üffentlklien Arbeiten nach § 4 n. 14 des Gesetzes vom 3. Novenilier 1838 
auch oline J^erufunir pinrr Prüfung und Gonehmifrnnfr, Ertjilnznng 
oder Abilmlprunfj untciwortcn ist, wfthrend bezüglich der Ansprüche der Ad- 
jacenten und 8unstip:cn Kealbci echtigten dem Planfeststellungsbeschlusse 
alle Wirkungen der liecbtskraft zustehen, wenn und soweit eine 
Bernfnoff nicht eingelegt ist Eis bedarf liierbei wohl Iceiner näheren Ans- 
ffihnms oder BegrBndang, dnas, wenn ans Gründen des Öffentlichen 
Interesses ^ter dne Abändening oder Anfbebmig eiser Anlage, die eintm 
PriTatgmndstflek bestlmmungamMg mit sn Qnte gekommen iat, für notb- 
wendig befunden wird, nicht bloss ans §§ 74, 75 Einl. Pr. L. R. sondern 
anch anf Grund des Enteignnngsgesetzes eine Sntscbftdigung für die durch 
die Abandernnjr etc. entstehenden Nachtheile zn pewahren ist. 

Sind hiernach bezüf^lich der Ktnnpetenz und Feststellung? der unter § 14 
des Enteignunpsgesetzes fallenden ^chut/,anla4;en , die (»ffentlichen Inter- 
essen von den Privat-Interessen zu unternclieiden, ist nur mich die weitere 
Frage aufzuwerten, ob bei einer Abänderung des Gesetzes vom 11. Juni lb74 
es nicht sweckmSasig erscheint, an Stelle des Hinisters der öffentlichen Ar- 
beiten eine andere Ministerial-Instans fftr die Entscheidung über die Bemfung 
bestiglich der ledigUcb das Privatinteresse betreffenden Schntzanlagen tSauatr 
setseB. Es wird wohl nicht in Abrede gestellt werden können, dass die Be* 
Stimmung, wonach der Minister der öffentlichen Arbeiten nach § 22 des Ge- 
setzes vom 11. Juni 1874 an<di da, wo es sich um reine Privatinteressen 
handelt, die mit den Interessen des EisenbahnnntemehmerR in Widerspruch 
kommen, die letzte Entsdieidung hat, gerade gegenwiirtig, \\u die Eisenbalin- 
unternehmungen fast ausschliesslich in den Händen der Staatsverwaltung sich 
betinden, mit dem alten Kechtsgrnndftatze, wonach Niemaml zugleich Richter nnd 
Partei in Einer Sache sein darf, kaum in Einklanj^ zu bringen it>t (vergL 
Bering, das PMossische Enteignungsrecht, Erftart, 1888). Indess erhilt 
diese Frage eine wesentlich andere Benrtheilang , wenn die aVorUtafge* 
Plaafeatstellnag, wie oben vorgeschlagen, ndt der «definitiven'' Flanfest- 
fteUnng veiliiinden wird, über die Nothwendigkeit der Sohntsaalagen also so- 
wohl in Bficksicht anf die öffentlichen Interessen, wie in Rücksicht auf die 
Privatinteressen,' sofern bezügli ch dieser letzteren die Berufung ein- 
gelegt ist, eine ministerielle Entscheidung überliaupt erst getrotTen wird, nach- 
dem der Be zirksausschuss seinen IJeschluss hierüber gelasst hat. 

Zum Schluss der vorstehenden A Uiifüiiruugen ist hervorzuheben, dass der, 
den betheiügten Beliörden zur Begutachtung vorgelegte . Entwui f zu einem 
Preussischen Was^sergesetze" für wasserwirtlischat'tiiche Unterneh- 
mungen Bertimmnngen über die Verleihung des Enteignnngsrechts nnd ttber 
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das Verfahren d«r Bntoigiiiuig getroffen hal« welcbe wesentlicli Ton den Tor- 
Schriften des GeBetzes von 1874 abweichen. Lrabeeondere wird von dnem 
«Torlänligen* nnd „definitiven" Flanfeststellangsverfahren gana abgesehen 
und es nähert eich den Anschaaimgen Eger's insofern, als es als Kegel 

anfstellt, das« das Verfahren behufs Feststelluni? des Plans und be- 
hufs Fe ststeliung der Entschfldisrun zu verbinden und durch einen 
Beschluss zu erledigen ist. (§ 2ö8.) In der Bejrründunfr wird liierüber 
bemerkt: „Abgesehen von denjenigen Abweichungen, die sich ak Konsequenz 
der gewählten Behörden-Organisation ergiebt, ist soweit thunlicli auf Verein- 
fachung und Abkflrxnng des gewöhnlichen Enteignungsverfahrena Bedacht ge- 
nommen. Namentlich kommt in Betracht, daaa, während nach dem Enteig" 
nnngBgesetae das Verfahren hefanfs FeBtstolliing des Planes nnd behnfs Fest- 
steUnng der EntschSdignng in getrennten Abschnitten sich volMeiht» in den 
vorliegenden einfacheren HUIen gewShnliclL eine Verbindung nUJglich 
sein irird'. (S. 216.) 

T>ass diese Verbindunpr aber vielfaoli nicht möglich ist, vird dadurch 
anerkannt, dass der »ScliiusHsatz dos i? liöH bestimmt: ,Der Oberprilsident oder 
das Wtisseranit kann jedoch in geeigneten Fällen ein getreuiiteü Verfahren 
unorduen". Es wird diese für zulässig erachtete Trennnng unsers Erachtens 
wohl die Regel bilden müssen bei den grösseren Flussregulirungen und Kanal- 
banten, während ancfa unsererseits nicht in Abrede gestellt wird, dass die obiga 
VerUndnng eAch bei kleineren Untemehmungm ebenso zweckmäsdg aeigen wird, 
wie bei den Anlagen im Sinne des § 10 der , Wegeordnung fiir die Frovins Sachsen* . 
Da in den einfacheren Fällen aber woU meistens eine Enteignung oder 
die Dureliftthrung des Enteignungsverfahrens sich nicht nothwendi^ machen wird, 
so wäre es unseres Dafürhaltens wohl richtiger gewesen, der obigen Bestim- 
itirtTijr die umprekehrtc Fassung zu geben d. h. die Trennunp: des Plan- und 
Kutschitdi^nin^^s-Feststellnnprsverfahrens als Regel hinzustellen, dagegen die 
Verbindung beider Verfahren aut die einfacheren Fälle zu beschränken. 

Der „Entwurf" legt aber, wie es scheint, dem Planfeststellung« verfahren 
überhaupt keine allzu grosse Bedeutui^ bei; denn in § 257 ist bestimmt: 
i,Die Öffentliche Auslegung des Plans des Unternehmens, die Difentliehe Itsdong 
der Betheiligten und die Znaiehnng von Sachverständigen 19, 26, 27 
des Bnteignnngsgesetaes) erfolgt nur insoweit, als nach dem Ermessen 
des Ober*Prftsidenten ein Bedürfniss hierzu vorhanden ist". Hier- 
nach liegt es ganz in der Hand des Ober-Präsidenten, der in die Privatrechte 
80 tief einschneidenden Entei^rnnnjr ein liJUhst summarisclies Verfahren zn 
geben . welches um so emiitindlicher ist nnd nicht bloss dem Kxpropnaten, 
sondern auch dem Untorneliiner gefährlich nnd uachtlieilig werden kann, als 
auf Grund der vom ()ber-l*rä»identen gc^^ebenen Fnterlagen das an Stelle des 
Bezirksausüchusses tretende , Wasseramt " den B6t»clilus8 zu fällen hat über: 
1. Inhalt und ümfuig der dem Unternehmer einrnrifauaenden Berechtigung, 
sowie die Zelt, Innerhalb weichrar sie ausanftben ist, 2. die H5he der an ge- 
währenden Entschädigung und ev. der Eantion, 8. die sonstigen Verpllichr 
tungen dea Untenrnhiaen, insbesondere die nach § 261 ihm oUlegoito Ver- 
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pflichtnng zur £rrichtnng and Unterhaltnng gewisser Aulagen, 4. über die 
Ziilil8aj|^dt der Betheiligang (§ 250) und den Betrag der von dem Betrelfeiideii 
za flberaefamenden Kosten (cf. § 259). 

Von dem Vorstehenden interessirt hier die No. 3, welche auf § 261 ver* 
weist, weldier für die waaserwirthschaitlichen üntemehmnngen an Stelle des 
§ 14 des Enteignnngsgesetzes getreten Ist. Er lautet in seinem ersten Ab- 
sätze (der zweite Absatz interessirt hier vorläufig nicht): 1) »Der Unternehmer 
ist zur Kinrichtnnp: derjcnitren Anlapen von Wejjen, UeberfalntcTi, Triften, Ein- 
friedigungen, Eind eich n n p: e n , Ik^v•Sssf•l•un^^s- und VorÜnt^ianstalten u. s. w, 
verpflichtet, welche für andere Griuidstücke oder im öt i en 1 1 i c he n Inter- 
esse zur Sicherung gegen Gefahren und Nachtheile notlivvendig werden — *. 
Die gesperrten Worte enthalten die Abweichungen von dem Wortlaut 
des § 14 des Enteignungsgesetses. In der „Begrandnag" (S. 214) helsst 
es: ,Die SichernngsmaBsregein sind nicht, vde nach dem Wortlaute des Ent- 
eignnngsgesetEes, auf .benachbarte* Gntndst&cke beschrSnkt^ sondern, ent- 
sprechend der diesem Wortlaute zu gebenden Interpretation, auf «andere** 
Grundstücke ausgedehnt". Gerade diese Begrflndung weist darauf hin, dass 
eine öffentliche Bekanntmachung des Plans und üfTentliche Ladung der Be- 
theili«^en, soweit sie nnbekannt sind, (denn die bekannten Interessenten müssen 
doch wohl geladen werden!) dringend nothwendif i«t. nni aiuli ilmen Gelegenheit 
2u geben, ihre Ansprüche auf Schntzanlagen geltend zu machen, da der Ober- 
PrUsident oder sein Stellvertreter (§ 266) unmöglich übersehen kann, welche 
, andere* Grundstücke eine Schutzanlage im Sinne des § 251 bedürfen, die 
im EnteignvngSTerfahren aber nicht zugezogenen Interessenten nnr das Be^ 
auf Entschlldignng, nicht aber das Becht anf Herstellung von 
Schutsanlagen im ordentlichen Bechtswege geltend machen kSnnoi. 
Auf alle Diejenigen, welche das Enteignungsverfahren practisch kennen ge- 
lernt und in grösserem Umfange mit ihm au thnn gehabt haben, werden die 
Bestimmungen über das Verfahren in wasserwirthschaftlichen Angelegenheiten 
(§§ 255 263 des Entwurfs) wohl sicher den Eindnick hervorrufen, dass 
das Vertaliren doch allzusehr summarisch behandelt ist un l ant,'enomnien zu 
sein geheint, als ob es sieh fast durchgängig um nur höclisi einlaclie Sachen 
handele, während doch erlaiiruugsmassig für Herstellung oder Regulirujig der 
fan § 82 des Entwurfs bezeichneten Anlagen (Schifffahrtskanäle, Hochwassei- 
fllisse u. a. w.) das Enteignnngsrecht in sehr umfangreiehem Ibase in 
Anspruch an nehmen ist. Jedenfalls werden, wenn der Entwuif in dieser 
Gestalt cum Oeseta erhoben werden sollte, nicht bloss die Expropriaten, son- 
iern auch, und zwar ganz besonders die Unternehmer darunter zu Idden 
haben , wd.<&e naditräglich mit den nicht zugezo^^enen oder nicht gehörten 
Entüi li;ldi;rnnjrsberechtigten im Rechtswege zu kämpfen haben. Dass eine Ver- 
bindung des Entuchädigungsverfahrens mit der Planfeatstcllnnp: in Enteignunfren 
zu Eisenbahnzwecken nicht möglich ist und nur zu {rrossen Weitläufigkeiten 
fuhren würde, wird Jeder, der praktische Erfaiii'ungen gemacht hat, aner- 
kennen. Dies näher zu erörtern, bleibt vorbehalten. 

Es ist schliesslich henrorzoheben, dass der Kinister der öffentlichen 
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Arbeiten durch Erlam vom 4. Juni 1894 n 'lo asäT^« jfeiioinnieii hat, 

aut luüglicliäte liesi^hleuni^ing des Entei^ungäverfaUrens lünzuwirken. Ks »oUen 
deshalb zniAchst alle Enteignnngi^angelegeiiheiteii als ^EUsachen'' behandelt 
werden und insbesondere den sehlennigen Sachen Im Sinne des § 5 des Be* 
gidatiTs znr Ordnung des GeschftftsgangB vnd des Verfahrens bei den Bezirlcs- 
anssehfissen Tom 28. FebmltT 1884 (H. 61. d. i. V. S. 97) lunrechn» sdn. 
Dass dies aUein noch nicht genügend ist, um den bestehenden Hängein abzn* 
helfen, geht aus den ^ve!teren Bestimmungen des Erlasses genügend hervor, 
wenngleioli trotz der (bereits oben liervorgehobenen) Ungleicbmrtssigkeit des 
von den Enteip:niuigsbeh<"nlpn beobachteten Verfahrens kein Anlass frefiinden 
wird, die Beobaclitnng eine» gleichmftfsifren Verfahren» anzuordnen. Der Er- 
lass hält al»er eine Mitberücksichtigung der Privatinteressen bei der laudes- 
pulizeiliciicu Prüfung dann geboten, wo mchere Hoffnung auf freihändigen Er- 
werb der OrondstQeke begrflndet ist nnd erwartet werden darf, daas die gldch- 
zeitige eingehende ErOrtenu^ der Frivatinteressen eine Abkttrznng des 
PlanfeststeUnngsTerfahrens mr Folge haben wird. Hierdurch ist, wenigstens 
tndirect, anerkannt, dass die diesseits vertretene Kombininuig des TorUtifigea 
nnd des definitiven Planfeststellungsverfahrens gr nndsStzlich zweckmässig 
erscheint. Selir richtig wird in dem Erlasse hervorgehoben, dass darauf 
Bedacht zu nehmen ist, dass aus der Ernennung der Sachverständigen für 
das EntschJtdijrungsfeststolhiTifrs-Verfaliii'n keine Verzögerung erwrichst und 
deshalb die Kegierungs-Präsidenten möglichst dafür Sorge zw trajren haben, fort- 
während eine genügende Zalii geeigneter, ortskumliger Sachverständigen zu 
ihrer Verfügung zu haben. Gerade dieser Punkt würde bei dem diesseits vor- 
geschlagenen Verfahren, nach welchem die Sachverständigen schon bd dem 
combinirten Planfeststellungsverfahren zuznidehen sind, seine beste Erledigung 
iinden, weil dadurch die Sachverständigen von vornherein mit den Ol^ecten 
ilirer künftigen Abschätzung sowohl, wie mit den Anseliannngen der Landes- 
polizei-B^örde, wie der zugezogenen Gemeinde vei-treter und Privat -Inter- 
essenten genau bekannt werdrn nnd dabei die Unterlajren für ihre Gutachten 
in siclierster Weise derart ^'ewinnen, dass im Entsrliädignngsfeststellungs-Ver- 
fahren sie mit tertiären Al»s( li;it/un<rsreMiltaten liervortreten kfmnen. 

Wenn aber auch anerkannt werden muss, dass die in dem Erlasse em- 
Iifohleuen Massnahmen, die übr^ens zum grossen Theüe (z. B. bezüglich der 
Forderung der Gmndbuchs-Anszüge und der Anweisungen an die Schätzer, 
der AntrSge auf Dringlichkeitserklärung) bereits wohl meist schon beobachtet 
worden sind, zur Beschleunigung des Verfahrens beitragen, so wird doch Jeder, 
der mitten in der Praxis steht, und den Gang des Verfahrens vomrtbeUsfrel 
beobachtet, der Ansicht beistimmen, dass ohne ausdrückliche Abädderung 
der im Gesetze vom 11. Juni 1874 enthaltenen Bestimmungen über das vor^ 
lUufige und detinitive Planfeststellungs-, hezw. das Entsclifldigungs-Feststellungs- 
Verfahren eine wirkliclic nnd gründliche, den Interessen des Exproprianten, 
wie der Expropmten entsprechende Abhilfe nicht erreicht werden luum. 
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Zmt Bevlftlon des Seiner Internationalen UebereiDkommens Uber 

den Elsenbahn-FraclitTerkehr. 

Von Dr. E. Nimk«, 

€teiic1itflaB8e88or, IwBchftftigt bei der Handelskaminer za. Bredan. 

Das BeiTier IntematioTiale UobereinkoinmeD fiber den Eisenbalinfrachtver- 
kehr vom 14. Oktober 1890 sieht demnächst einer Revision entgegen. Dele- 
girte der nenn VertraprsHtaaten , Deutsdiland , Belgien , Frankreich , Italien, 
Niederlande, I.iixeiiibiirg-, Opsterreich-ünfrai-n, Kiissland imd der Scliwoiz, werden 
zn vinw U(»nterenz zunamiuentreten, um über Abänderungen und Verbossomnupn 
7:n berat lien. Seitdem da« Bevorstehen einer solchen Oonferenz bekannt wurde, 
entfaltete »ich in den meisten betheiligten Staaten eine lebhafte ThUtigkeit. In 
Wort Dud Sclirlft naJunen die Interesaenten Stellung zu den einzelnen Para- 
graphen und unterbreiteten den Delegirten ihre WüniiGlie and Bedenlien. Bis 
zur Agitation erhöhte dch die Thfttigkdt in Oeaterreieh. Dort steht man in 
weiten Kreisen von jeher dem Tertragsweric infrenndlich gegenüber. Man 
ventrtheUt es, dasH den vielen internen Frachtrechten ein nenea internationales 
hinzugefügt worden sei, anstatt durch Ausgleichung der einzelataatlichen Fracht- 
rechte von innen heraus den Weg der Universalisirnng des Frachtrechta zu 
besschreiten. Die Normen des Berner Uebereinkommens vertheilten ungleich 
liie Hechte zwischen Bahn und Verfrachter, Hie übersHhen, dass beiile Theile 
sich gleicliVie rechtigt als Kontralienten ß-eeeniilierstiiiiden, und gilben den \'er- 
frachter völlig der Eisenbahn in die Jland. Den Luweuantheil an den Vnr- 
theUen des Vertrages habe die russische Begierung für ihre Bahnen duvunge- 
tngen. Ifit peraönlieher Schftrfe wird den Österreichischen Delegirten 
mangelnde Sachkenatnias vorgeworfen, und darüber Klage geflUirt, dass 
seiner Zeit in Bern nur Vertreter der Eiaenbahnverwaltnngen, nicht aber 
Vertreter des Kaufinannstandes gehört worden seien. Solange eine Kündigung 
des Uebereinkommens noch möglich war, wurde Kündigung, jetzt aber Re- 
formation desselben an Haupt und Gliedern gefordert.*) In Deutschland läuft 
die Bewegung in rnhipreren Balinen. Auf AiifTordeninj^ des Herni TTatidels- 
ministers haben sich die llandelsvertrottin^'en älter das Vei ti uir«werk geäussert. 
Im Allgemeinen traten dieselben für Aufrechterlialtung des Uebereinkommens 

') Vergl. hierzu : Das Berner Uebereiidcommen and das Betriebsreglemcut, kritische 
Beleuchtung als Beilage der Eisenlmhnzcitunjj:, Fachhlatt für Fracht verkehr , lier. v. 
Ii. Mandel, Krakau 1803, und aas der grossen Zahl der Broschüren und Petitionen 
IL Xargulies, die lINlama dar Berner KooTention. Wien 1885. 

Eger. Eisenbaliiirfiehtlieli« EntBcheiUuugou XU. & 
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und seiner weBenfUchateii QnuidfllHixe «in, im iäiuealDeii ft-eilicb irorde eine 
Heng« Ton Abftnderangeii gewünscbt. fitoen UmUdwn Bäf olg hatte die Kon* 

ferenz, zu der da« RelGhseisenbalinaint im AprU 1895 Veitreter der Reichs- 
uiid der Bnndesregierangen, dra Handels, der Gewerbe, der Land- nnd Forst- 
wirtliBchaft iindi 'Berlin 7ti!«aminenberief : grandsätelichea Festbalten im Gaaseii, 
zahlreiche Antrilg-e im Kinzoliicii. 

ATi{;psi(Iit.s dieHor Kri^iternnf^en ist es ertorderlicli , zunäolist den 
Character der Konfere^^, ant welcher die vielfachen Wünsche Berücksichtigung 
finden sullen, ins Ange zu lassen. Das Berner Internationale üeberein- 
kommen ^) ist am 1. Jaonar 1893 in Kraft getreten. Seine GeltungSEeit war 
annftcbst anf drei Jahre bemessen. Erfolgt aber ein Jahr Tor Ablanf dieser Frist 
nicht sdltens eines der Vertragastaaten eine Kilndignng, so Ist es ^als fOr weitere 
drei Jalire verlttngert zn betrachten ' (Art. 60).*) Eine solche Kündigung ist 
nicht erkiftrt. Um trotz Fortbestandes de« Uehereinkonunens als Ganzen Ab- 
ftndemngen im Einzelnen zn erinöp:Iichen, hat der Art. 59 BeviaiDnskonfercnzen 
vor{?esehen, welche wenigstens allf drei Jahvo nnd auf Vcrlanjrpn von einem Viertel 
der VertraKsstaaten d. Ii. drei Staaten,'! sclnui tViilier zusammentreten sollen. 
BieHe Konferenzen haben niciit etwa da» iieclit, A( ndernn^ren des Ueberoin- 
kommens zn beschliesRen. Die Thfitifrkeit derselben beschränkt sich darauf, 
etwaige Aenderungen in Vorschlag zu brinffen, wälirend es alsdann Sache der 
einzelnen Beglemngen ist/) im Wege diplomatischer Verhandlnng die ge^ 
machten Torsclilige znm Vertrage zu erheben. Hierl)ei ist für jede Aendemnif 
die Ueberelnstimmnncr aller nenn Vertragsstaaten erforderlich; denn solange der 
Vertrag besteht, Itann derselbe nor unter Konsens aller Kontrahenten geftndert 
werden. Von irgend welchen Mf liiheitsl)es( lilüsson i>t weder bei den Berathnngs- 
konferenzen, noch bei den folgenden diplomatischen K!iniKnn^'^«> frliandlnngen die 
Bede. Das einzige Mittel, welches ein Einzelstaat zur £rzwuignng einer ge- 



*) Vergl. dazu Qerstner, Internationales Eisenb^nfrachtrecbt , Berlin 1893, 
figer, das Internationale Uebercinkomracn f^bnr den Ei«ienbahnfrachtverkchr, Ik-ilin 1894, 
Eosenthai, Internationales £i.<)enbahnfrachtrccht, Jena 1894. Diese Bticher werden 
in Naehitebmidem nur nach dem Namen ihrer Autoren, das Intemationsle Üeberein» 
kemmen mit I. II. citirt. 

•) Der Ansicht von Epcr, S. 788, dass nach Ablauf der zweiten drei Jahre das 
I. U. ohne Kündigung erlischt und zu seinem Fortbestand eines neuen Abschlusses be- 
darf, liami nicht beigetreten werden. Audi nach Ablauf der zweiten drei Jahre ist 
mangels rechtzeitiger Kündigung stilUtcbweigende Verlängemng anzunehmen. Dafflr 
sprechen die nach ,\rt. r)9 ,a11o drei Jahre" in Ansfiirbt gfinnnimenen Revision skonferenzen. 
Wenn von fomheieiu nur eiue Dauer vun sechs Jahren beabsichiigt wurden wäre, so 
bitte dies im Votrage einen bestimmten Ansdrudc geflmden. 

*) Eger, P. 781, hiilt die Zahl von zwei Staaten für Ausreichend, um den Zusammen- 
tritt einer Konferenz zn erzwiii^'^eu, die Zahl der Vertraijs^tiiiiten betrütrt aber, da 
Luxemburg, welches mit deu Niederlanden durch Feraoual-Uniou verbunden, als besonderer 
Staat ra veehnen ist, neun. 

*) Die IlegirTinr:>-^n -wiedemm Ftind, in^^oweit der Absc!dns-i von Staat sverträgen 
nach den einzelnen Verfassungen an die Mitwirkung- der Parloniente trebunden ist, ge- 
halten, auch für Aendenugen des Vertrages die Zuälimiuuug der Landesvertretungen 
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wfinschten Aendernng hfttte, nftmlich die erentaelle Androhiuig der Kündigung, 
itt für die demoAchatige Konfereiu dadnreli benoinm«!, dass der entmalige 
KttndignDgstenniii bereits abgelaufen ist 

So wertlivoll daher auch die Konferensen elnd, wird doch der Umfang 
des auf denselben Erreichbaren ein besehrBnkter sein. Eine aUseiÜge Einigung 
ist immer nur fttr wenige Punkte zn erzielen. Unm5glicli wäre es, dass jede 
Regierung rait einer solrl)Mi Mpnjrp von Wünschen heiastet auftritt, wie solche 
der oesterreifhischen seitens der dortieon Tnterossenten zugemnthet werden. 
Ebenso hat es keinen Zweck, Fragen aufzuruiien dit>, sich gegen die Existenz 
des I. TT. als srdclu^n richten; das I. V. ist nicht gekündigt nnd besteht daher 
vorläutig bis zum 1. Janoar 1899 fort. 

Dies gilt vor Allem von der Frage* ob internationales oder universales 
Fraditreclit. Das I. ü. verdankt seine Entstehung dem Wnnsdie nach Yer^ 
einlwitlichnng des Frachtrechts in den kontinentalen LSodem. Zwei Wege 
waren aar Erreichnng dieses Zieles mOglich. Entweder saehte man schritt- 
w«s6 die einselstaatllchen Frachtrechte auszugleichen, um alhnählich sowohl 
fSr den internen Verkehr innerhalb des einzelnen Landes als für den externen 
von Land zn Land zu gleichem Redite zu gelangen,') oder man regelte zn- 
uiichst den intpmationalen Verkehr InT-i^li einheitliclie Normen, in der Erwar- 
tung, dnsH sich die betheiügten Staaten diesen liechtssiitzen auch für iiiren 
inteiTien Verkehr anaciiliessen würden. Der letztere Weg ist durch das I. U. 
eingeschlagen worden; ob er der richtige war, lUsst sich zur Zeit noch nicht 
uät Bestimmtheit bejahen: Der Geltungsnmfang des geschaffenen einheitlichen 
Becbtes ist ein sehr enger. Das I. U. kommt keineswegs bei jedem inter- 
nationalen Transport aar Anwendung, VoransBetanng ist vielmelur die Be* 
ntttaung ehies durchgehenden Frachtbriefs. Da aber, wie spttter zn erVrteni, 
aas Gründen, die ebenfalls in den Bestimmongen des L V. an snehen aJnd, 
der Absender häufig von directer Verfrachtung absehen und seine Gilter im 
sog. gebrochenen Verkelir ins Ausland gehen lassen moss, so bleibt für eine 
grosse Zahl von internationalen Tr ansiiorten das neu geschaffene internationale 
Recht ausser Anwendung.") Für sie yilt weiterliin das interne Recht der 
melneren von dem Transporte berührten l-.änder. Aber diese internen Rechte 
bind noch weit von einer Ausgleichung entfernt. Zwar sind in Italien, Russland 



I) Dahin gingm die VoracUI^ von Bger, vergl. ». a. 0. Seite AViuff. 

*) Auch in dem weiteren Falle, dass da^ Out zwar nach dem Ausland zur direkten Ver- 
ladnni? anf gegeben ist, aber auf Ormid dos dem Absender zustehenden Verfüguog»- 
rechts (Art. lö; oder infolge vun Trauapurthiiideruis8«u (Art. 18) im Inlande angebalten 
ivfad, kommt intemsB Bedit, nicht des I. ü. snr Anwendung. Der FrachtTertrag wird 

juristisch durch die iiachträ{>licbe Erklärung des Absenderg, das Gut solle im Inlande 
bleiben, auf^elü.st, und ein neuer Frachtverrrag abtfeschlossen. Wie in diesem Falle die 
Mandsturife berechnet werdeu, so tritt auclt das interne Hecht in Action. Weuu Eger, 
8eit884^ dem entgegenhtit, dass der AbBendor die Bechtsbaus, auf welcher Min FTscht- 

Tertra^,' errichtet ist, nicht eigeuiuächlig iiuderu kauu, so ist dieser Gesichtspunkt ab- 
zoleimea, das Kecht wird niclit durch die Handlungen des Veiaenders geschaffen und 
ISC^dcrt, es folgt ubjektiv deu gegebeueu Thatsacben. 
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und Belgien Efsenbabngesetxe erniaiigeii (G. 27. 4. 1886, O. t. 12. 8. 1885, 
a. T. 26. 8. 1891)» die flieh an die GtundflätEe des I. U. aideli&en. Soll aber 

die Rechts(^leiclilieit vm AVerth gein, BO mnee dieselbe bis /.nr formellen Ein- 
heitlichkeit fortschreiten. Im Gegensatz Iderzn sind FnWc bekannt geworden, 
in denen — allerding» zn Uni-echt — ein Staat s[>eziti8che Bestimmnnffen seines 
Internen Rprhtos anch auf flen intornntinTuilcn WrliPln- nnwpnriet. So ver- 
lantit liiibHlaiid im AiiHciihiH.s an das eil, Kist'nl*aliTiL;(M t/. aiu h im Externverkebr, 
dass der Empt'Jinjrer einer T^adun^ sicli dun h das KrarluUrielduplikat lepitiniire, 
wiewohl da» l. l . eine derart ige Legitimation»idli(dit niolit kennt (sielie spater). 
Ebenso fordert es, Uber Art. 6.1. U. liinauBg:ehend , dass im Frachtbrief der 
Werth des an verladenden Gutes angegeben wird. Eine Ablehnung dieser For- 
demngen ist in der Praxis — so belftstJgend sie für den Absender sind — nicht 
m9gUch; auf diese Weise aber haben sich Modiflcationen des internationalen durch 
das interne Recht eines Einzelstaates entwickelt. Dass der Verlcehr in seiner ge^^en- 
wSrtigen Ausbildnnp: ein Recht auf vrdlitje Reclitsgleichlieit hat, wird fdgrlich 
nicht mehr bestritten werden. Unerheblicli müsste es sein, «»b die Güter im 
j;( brorbenen oder directen Verkelir v(»n Land zu Land {i^elien. oh der drntsche 
Kaiitiiiaiin seine Waaren vom Inland in«? Ausland oder lediglich innerliall» des 
Auslandes von Ött zu Ort beJiddert. Wenn auf anderen Rechtstreliieteu 
Versciiiedenheiteu in nationalen oder kulturellen Kijientiiumlichkeiten ilue Be- 
gründung finden, wenn selbst die Tanffrage Terschieden nach den finanziellen 
VerhUtnissen der Länder gelöst werden darf, so liegt für die Frage, unter 
welchen Bechtsbedingnngen ein Gnt von einem Ort zum andern rollt, am 
wenigsten ein hinreichender Gmnd zu einzelstaatlichen Abweicfaongen vor. 
Jedoch können diese Erwilgunßfcn angesichts des nun einmal beKtehenden inter- 
nationalen Uebereinkommens nicht dazn tTibrcn, gegen den Fortbestand desselben 
anzukämpfen — die Aufliebnng würde einen Rückschritt bedeuten. Anzu- 
streben ist nur, dass seitens der Deletrirtpn der drmnflrlüitit^on <'ont>renz auf 
einen weiteren Anscblnss der internen Ki iiditrerlitt' an flic Siitzo des L V. 
und auf Abstellim^^ der einzelstaatliuhen Moditicationen, wie solche für Uusslaud 
erwälint sind, lüng:ewirkt wird. 

Ebenso masBVoll dürfte aach in Bezog auf die Detailbestiminiiu^eu mit 
den EU eiliebenden Ausstellungea Torsngehen sein. 

An dieser Stelle sollen nnr drei Bedenken erörtert werden,^) die die 
wesentUchsten sind und ohne grandsätaliche Umstossung des Yertragswerkes 
abgestellt werden können. Sie beziehen sich auf das sog. Instradirnngs- 
reeht, das Frachtbriefduplikat, die Zollbehandlung. 



•) Von Bedeutung wären ausserdem norh eine Verlftnicreninicr dpr einjähripen Ver- 
jährungsfrist, die sich mit Rücksicht auf das langwierige Reklamationsvertaiiren als 
m kufs erwiesen hat (Art. 46), eine Erweiterung der Haftung dar Bahnen: das Wahl- 
rocht unter den zu Terklsgendon l'.ahnen erlischt mit Erhebung der Klage, die Mittel- 
bahn aber liaftet nur, wenn sich auf ihr der Schaden ereignet hat (Art. 27), die Ge- 
stattong nachrichtlicher Vermerke im Frachtbrief, wie z. B. zur Weiterbcfürdorong an 
X. X. (Alt 6^ Abs. '6). 
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Das Instradirongsrecht 

Art. 6 Lit. 1. 

Bei dem ausgebildeten Eißenbalmnetz , wie 68 gegenwärtig in fast dien 
niitteleiuropBisehen Staaten TorBanden ist, l&Mt sioli eine und dieselbe Station 
meist auf melireren Routen erreiolien, sei es, daes schon Ton der Abgangs- 
station ans metufaebe Linien nacb dorn Bndziel fQhren, sei es, daas erst unter- 
wegs die Strecice sieh verzweigt. Das Recht, die Answahl unter diesen 
Hontem zu treffen, ist das sog. Instradirungsrecht. Während ans allgemeinen 
Gniiultn iles Fraclil rerlitf^s dieses Recht dem Versender des Frachtgutes zu- 
strlini iiiüsste. wülirend nhcr andererseits e'r,«'nlia1intoc1inisrhe Gründe dazu 
tiiliicn können, auch dein Ki.ichtführer einen Kititliiss auf die einzuschlagende 
Rüutc zu gewähren, liat das 1. TV. wie es sich in seiner praktischen Anwen- 
dung darstellt, die Wnlil der liimie völlig dem Absender ans der Hand ge- 
nommen und der BaJiu üliertiagen. 

Allgemein erfordert znnnchst ArÜlcel 6 Lit 1. vom Absender die Angabe 
des einzuhaltenden Transportweges. Diese Restimmnng ist jedoch Iceine nn- 
bedingte, bei deren Anfrechtef*haltnng der Prachtvertrag nicht zu Stuide 
kSme, und die Bahn die Beförderang ablehnen dürfte, sondern nur eine 
Ordnungsvorschrift, die Rontenwalü ist nicht eine Pflicht, sondern ein 
Recht des VeiiVachters. Unterlftsst ilahcr dii AhKender die Angabe, so hat 
ans allgemeinen Rechtsgründen der Frachtführer den Weg, (\m das Ont 
ncTiTnen soll, auszuw-ililrn. Diese Auswahl mnss folgerichtiir die Bahn mit der 
einem ordcntlifhen Ki arhtt'ührer jrnkonmiendfn Surjrfalt vornehmen, d. h. die 
pewölinliclic diligentia priLstiren und unter Hatduig t'iir massige« Verschuhlen 
dariir einstehen, dass sie die für den Versender zweckmiit^^igste Route aua- 
gewUüt hat Hiermit stimmen die meibteu positiven Frachtredite flberein, die 
deutsche Verlcelirsordnnng geht sogar noch einen Scliritt weiter, sie gestattet 
der Bahn, dem Absender stets nur die billigste Fracht anzurechnen (§ 61). Eine 
Abweichung von diesen SHtzen zu Gunsten der Bahn entblUt das I. ü. Zwar 
soll die Bahn in Ermangelung einer Routenvorschrift denjeni<rt n Wi wfililr^n, 
der ihr für den Absender am zweckmfcsigsten erscheint. „Für die Folgen 
dieser Wahl haftet sie aber nur, wenn ihr ein grobes Verschulden zur Last 
füllt " Dip Alnveichung ist recht erheblich. Mit Recht Ipqrt sie <Ter8tner 
S. 123 dahin aus, dass es iiiernach genügt, wenn die Eisenliahn bei ihrer 
desfallsigen Entscheidung in e-ntem Glauben ueliandelt hat, ni. a. W. die 
instradirende Versandstation <larf mir nicht absichtlich die thcuerste oder 
Iftngäte Route wählen, zur Aufwendung irgend welcher Aafmerksamkeit im 
Interesse des Absenders ist sie nicht gehalten. Der Beamte hat, um in der 
Sprache des preussischen Landreebts zu reden, nur solche Versehen zu vermeiden, 
die bei gewöhnlichen FShigkeiten ohne Anstrengung der Anftaierksamkeit ver- 
mieden werden kSnnML ÜNuans, dass er unterlassen hat, die in Betracht kommenden 
Tarife einzusehen, oder über Frachtkosten und Lieferzeit Rercchnnngen an- 
zustellen, lilsst sich ein Schadenersatzanspruch gegen die Bahn nicht herleiten. 

Eper sticht diese ausserccwöhnliche Miiideniiii: der zn prästiretiden Sorg- 
falt jnristiiich damit zu erklären, dass die Balm bei der Eoutenwakl nur als 
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negotiorum gestor des AbsenderB handele (S. 105). Dieser Gebichtspuukt m 
jedoch abzulehnen. Von einer neg^otionmi gestio kann nnr die Bede sein, 
wenn ein VertngsverbSltiiiss nicht vorhanden beziehnngswelse bereite erloschen 
ist, d. h. auf den wliegenden Fell angewandt, wenn die Bahn berechtigt 
wftre, das Frachtgut mangels Rontenvorsehrilt anf der Zweigstation stehen m 
lassen, nnd nnr freiwillig sich der Weiterbefördening annimmt. Im Falle des 
Art. 6 handelt es sich um ein allgemeines AnftragSTurhAItiiiss flomtii» con* 
dnctio\ nnd wenn dasselbe auch mrht nach allen Riohtiinpren durrh InstinctioneTi 
de« Auftraggebers ausgebaut ist, wird der Mandatar nicht hierfür alsbald zum 
negotiorum gestor, seine aJlgemeiiie vcrrragsmUssige Tieistungspliicht als 
Heauftr«gter tritt in Kraft, die er dann auch mit der veitragsmässigen 
Haftung für culpa levis zu erfüllen hat. Wenn Gerstner S. 123 die be- 
schrinkte Haftong damit za rechtfertigen sncht, dass die Bontenvor- 
schiift in erster Linie Sache des Absenders sei, der Versandstation anch 
nicht die Kenntniss aller nachfolgenden Tarife zngernntbet werden könne, so 
nrass anf den fortwHhrendeii Wechsel der Tarife hingewiesen werden, deren 
Kenutniss doch von dem Absender und zwar selbst von demjenigen, der häufig 
nach der gleichen Richtung verfrachtet, weniger an verlangen ist, als von dem 
Beamten der Ealm. Auch kann diese Erwligimfr nnr bpwpisen. dass die Bahn 
nicht unbedingt füi- ili«' billigste Honte einzustehen, keineswegs aber, <las8 me 
eine geringere Sorgfalt /.u erfüllen hat, als ihr in ihrem Verhältniss als Fracht- 
führer oliiUii,i. Das Wort „grobes" wäre daher bei der Bemessung des Ver- 
schuldens in Art. 6 I. U. zu streichen. 

Für den zweiten Fall, dass der -Absender die einsnseblagende Bonte vor- 
geschrieben bat, sagt der citirte Artikel 6 : 

«Wenn der Absender den Transportweg angegeben hat, ist die 
Eisenbalm nnr nnter den nachstehenden Bedingungen berechtigt, Ittr die 
Beförderung der Sendung einen anderen Weg zu benutzen: 

1. dass die Zollabfertigung immer in den vom Absender beaeichneten 
Stationen stattfindet: 

2. dass keine höhere Fracht gefordert wird, als diejenige, welche hatte 
bezahlt werden müssen, wenn die Eisenbahn den im Frachtbriefe 
bezeichneten Weg benutzt hatte; 

3. dass die Lieferfrist der Waare nicht länger ist, als sie gewesen 
wftre, wenn die Sendung anf dem im Frachtbrief bezeichneten Wege 
anagefHhrt worden wire.* 

Hiemach hat also der Absender kein absolutes Bedit anf die Beute, er hat 
nur ein Becht auf Innehaltung von Lieferfrist, Frachtkosten und Zollstation. 
Aber auch diese drei Ansprüche sind praktisch illusorisch. Die Einhaltung der 
Lieferfrist will an sich nicht viel bedeuten. Die Fristen sind lang genug, um 
der Balm die Einschlagung einer anderen Ronte zu gestatten. Der Anspruch 
auf hilligBte Fracht wird dnvrli die sog. Instradirnngs-Kartelle der Bahnen 
paralysirt. Die verschiedenen Konkurrenzbahnen haben nJlmlich mit einander 
Verträge geschlossen, in denen sie sich verpflit liten, tlie nach bestimmten Sta- 
tionen gehenden Güter in dem einen Zeitraum über die eine, in dem anderen 
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über die andere Linie zu führen. Diese Kartelle, welche in der Regulirung 
der Transporte ihre Rechtfertigung linden tsollen, haben die Wirkung, daas 
ditt EonkiurreiUB der ftümeii untereinaader vennieden wird, insbesondere die 
imgiiiistiger gelegene Strecke nicht nöthig hat^ in ihren Frachten herabzugeben, 
die Bahnen vielmehr die Kftglichkeit haben, die Frachten sn Ungnnsten des 
PnbUfcnms In beliebiger flShe m halten. Dass dsrairtige Kartelle nach 
mSglich wftrenf wenn (U r Absender das absolute BeiritomnngBrecht Qber die 
Beate liMte, soll nicht bestritten werden. Ebenso sicher ist aber, dass sie 
schwerer 7.n Stande kämen und ohne feste Daner wären, wenn der Absender 
di«'Jc'iii^e Linie Vievorziipen köTintf, die er wünscht, Geben aber die Kartelle 
den Bahnen das ÄLittel, die Frachten auf den mehreren Strecken nach Gnt- 
dünken zn nomiiren, nnd in prleiclier uder vei liitltnlssniä^sip: gleicher Höhe zu 
liaiieu, SU enttRilt fUr sie gleiclizeiti^ die BeHchränkung, die ilinen durch Ar- 
tÜLsl 6 für das Instradimngsrecht gesetzt ist, nttmlich die Binlialtang der 
billigsten Fracht Aach die letzte Einschrftnkung, nimlich die Innehaltnng 
der Zollstation, ist yön den Bahnen durchbrochen worden. Die Leitnngs- 
Torsebriften, welche dieselben aof Grand der erwAhnten Kartelle erlassen 
haben, mussten bisher vor der vom Absender angegebenen Zollstation Halt 
machen, d. h. wenn ein deutscher Exporteur wünschte, dass sein von Berlin 
abfrej^andtes nnd nach Warschau bestimintex (int in Sosnowice die russische 
GrrTr/p i)assirpn sollte, so konnte wohl <lie Halin frei bestimmen, welche von 
ihn nielireren Linien zwischen Breslau und Sosnowice nnd wiederum von Sos- 
Uüwji p nach Warschau zu benutzen war, die benannte Grenzstation hatte sie aber 
innezuhalten, und durfte beispielsweise das Gut nicht über Alexandrowo nach 
Rassland einfGikren. Die Bahnen haben nun aof tarU^schem W^ege dem Ab- 
sender auch dieses Hecht ans der Hand genommen, indem sie ▼erhftltniss- 
fflissig büligere directe Tarife daiführten, die hi dem einen Monat fttr die 
Strecke BerUn-Sosnowice'WarsGhan, in dem andern Monat für die Strecke 
Berlin -Alexandrowo« Warschan gelten, nnd daher nur demjenigen Absender 
ZOT Verf&gnng stehen, der in dem einen Monat sein Gut über Sos- 
nowice. besrw in dem andern über Alexandrowo gehen lässt. Der vom 
1. Januar 1895 ab in Kraft getretene ileutsrh - rnssi!5che Verbandstarif ?iat 
derartige Leitongsvorschrlften monatsweisc getroffen and enthält die Be- 
ütinunuDg : 

.Sendungen im Verkehr nach Russlaud, welche in den Fracht- 
briefen Vorschriften enthalten, nach denen die zollamtliche Abfertigung 
im Widerspruch zu den Leitungsvorschriften auf einer bestinuntea 
Uebngangsstation stattznJInden hat, geniessen den deutsch -rassischen 
Ttoif nicht, werden Tiehnehr im gebrochenen Verkehr berechnet." 
Dass diese Bestimmungen das Becht auf Einhaltung der Zollstation so 
?iit wie aaflieben, lässt sich leicht eruie.ssen; denn die Differenz zwis( he ii den 
Kosten der directen nnd der gebrochenen Tarife ist so erheblich, dass der 
Verfrachter regelmässig anf letztere nicht zurückgreifen kann, und um des 
directen Tarifs willen auf Bestiiiniinn-r der Zullstation verzichten muss. 
Uieroadi stellen sich die Leitungsvorschriften mittelbar als £iogriffe in das 
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iMseiobnete Recht des Absenden dar, tind von eelbst wirft eicb die Frage 
nach der rechtlichen Znläseigkeit dereelbeii auf. Faaet man die numatUchen 
LeitnngavoTBchriften als einen einheitlichen Ttait anf, eo sind sie rechtlich un- 
gUtig. Dieselben bilden dann einen directen Tarif Berlin-Warschau, der jedoch 
nur unter der Bedin^ng: gewährt i^t, dasK der Absender Bich den von der Bahn 
monatsweise vorgeschriebenen Zollstationen unterwirft. Da nun die Balinen in 
ihre Tarife £r<'iiiflRs Art. 4 keine BpdinjrnTifrpn aiif'nfbmpn dürfen, welche dem 
I. ü. widerHiu t^rlion, die •rcdaclitf« Bodinfrung abov iin Widerspruch zit dein Recht 
des AbHendeiü aiU Befctiuiummr der Ztdlstation steht, so wären die Leitnng^- 
vorsclirifton, insoweit sie sich auf die Zollstationen beziehen, rechtlich nichtig;. 
Die Vorschriften lassen sich juristisch nur dadui'ch aufrecht erhalten, dass 
man sie als zw&lf verschiedene, füi- jeden Monat gewährte Tarife aiu^eht. 
Alsdann liegt das Verhftltaiss so, dass die Balmen im Jannar einen dlreeten 
Tarif Berlin -Sosnowice-WarsehaD ersteUt haben, im Febrnar einen solchen 
Berlin-Alezandrowo-Warschan, im Mftrz wiederum BerUn^Sosnowice-WarsGhaii 
u. 8. w,, ein Verfahren, das, da die Einführung von Tarifen durch Art 11 
I. U. den Balinen anheini gegeben ist, niclit unzulässig wÄre. und ist hier nur 
zweifelhaft. ol> diese Monatstarife, die nur eine pinheitlirlu' Publikation filv das 
ganze Jahr eifaliren haben, als priiltip piiblizirt zu erachten sind (Art. Ii i. was 
nach deiitselieiii und russischciii Lumlesieilit zu rntsrhpiden ist. Jedenfalls ertriebt 
sich zweierlei hieraus, einmal, da&H dm rc» litliche. Auliecht^rhaltuntr dieser 
Verbandstarife nur durch eine künstliche Konstruktion möglich ist und jedeiifailh 
dem Geiste des I. U. nicht entspricht, andererseits aber, dass die Bahnen 
im Stande sind, auf tarifarisehem Wege das letxte Recht des Absenders auf 
dem Gebiete der Instradirang, nftmlich das Recht Uber die Zollstation, aas der 
Welt zQ schaffen. 

Mnss somit anerkannt werden, dass die Routenwahl praktisch T9IUg in der 
Hand der Bahn liegt, so dürfen ebensowenig die vielen Schäden ansser Acht 
urebssen werden, die sich für den Absender hieraus ergeben. Znnfichnt weiss 
re^elinflssiL*^ derHelbo Tiieht, Wf» sich im gegebeuPTi Ansrenblirk sein Uut betiiidet. 
Di»' Folge davon ist, dah.s er in dem wichtigen Hechte, welches er über das 
iidkinle Gut hat, nämlich nachtrftglich über dasselbe zu verfiif^en. erheblich 
beschränkt ist. Wenn darauf hingewiesen wird, dass das Verhiiltniss im 
internen Verkehr nicht anders liegt, da anch hier die Bahn nach § 51 der 
Verkehrsordnnng das Instradlmngsrecht hat, so spielt das nachträgliche Ver- 
ffignngsrecbt Im internationalen Verhehr eine angleich wichtigere Rolle, als 
im internen. Der Absender wird insbesondere dann m nachtrflglichem 
Anhalten des Gutes schreiten müssen, wenn er von der Insolvenz des Em- 
pfttngers Nachricht erhiilt; im inländischen Verkehr kann er sich aber viel 
genauer na< li der Kreditwürdi^'^kcit seines Käufers erknndigen als im Verkehr 
mit dem Aiisl:iii<l: aiieb ist naturjremiiss seine Waare mehr gefälirrlet. wenn 
sie er^t einmal die Grenze überschritten hat. In dieser Unkeiintniss über 
den Verbleib des Gnten kann >'u,h aber auch dann der Absender belinden, wenn 
durch die sog. Li^itungsvorschriften der Weg, über den das Gut geführt 
wird, ein füi- alle Mal für bestinunte Zeiträume veröffentlicht l8t. Denn diese 
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Friüten wechseln so schnell, meistens monatsweise, dasä, taüs ein Transport 
gegen Ende eines Monats abgerungen ist, der Absender nicht «eiaR, ob du 
Gut seineB Weg nocb ftber die tHat diesen oder schon Uber die Ar den n&chsten 
Monat geltende Bonte nimmt. Ans InteresBentenkrelBen ist der Vorschleg 
gemacht worden, dem Absender sofort durch die Versandstation die von 
dem Gat eingeschlagene Rente mittheilen an lassen. Dieses Mittel lülft nnr einem 
Theil der Uebelstände ab. Denn mindestens so jj^efährlich wie die Unkenntniss ist 
für den Absender die Kenntniss, dass sein Gut einen anderen Weg genommen 
liat, als er es wimsdite. Der Transport eines Gutes ist nicht ein Intervall, 
in dem der Absender an seiner Waare kein Interesse hat. Anch ül>ersendet er 
liieselhe niclit immer an einen bestinnnten Adressaten, damit t»ie sicher in dessen 
Eigenüiuni ubejgehc. Gerade iju grösueren Verkelir Ulsst der Exporteur seine 
Waare an seinen Kummistdonär gehen, in der Hoffnung, sie auf einer Zwischen- 
Station besser Torwerlhen an kOnnen. Hier ntttat ihm die Keantniss, dass sie 
einen anderen Weg genommen hat, dnrebans nicht Femer kann Ihm ans 
Oröndeo der Konknrrenz daran gelegen sein, dass die Waare über eine be> 
stimmte Sonte nicht gefOhrt wird. Vor allem aber ist sein Interesse an Ein- 
haltung der bestimmten Zollstation brennend; hier ist der Spediteur domizilirt, 
der für Um der Verzollung beiwohnt, der die Zollgefälle verauslagt und sich 
»einer Tntevp«<*'n annimmt. Hält man demgegenüber die Gründe, welche die 
Bahnen für ihr Instradiningsrecht ins Feld führen, so wird die grosse Be- 
tiiebserlei( hternng hervorgehoben, die durch die Möglichkeit angemessener 
Vertheilung der Transporte erzielt wird. Dieser Grund verdient insoweit 
Berücksichtigung, als es sich nm Wahrung des regelmftssigen Transportver- 
kehrs handelt, nnd die Bontenvorschrift des Absenders denselben stfiren würde. 
Warn aber das Instradimngsrecht der Bahnen daan fährt, denselben Kartelle 
sn ermöglichen, die die gegenseitige Konknrrena ansschllessen and aar Hebong 
der Fhichtea dienen, so mttssen diese finanzpoUtischea Erwägangen gegenüber 
dem hochgradigen Interesse, welches der Absender an der Eänhaltong der 
von ihm vurfjeschriebenen Route hat, zurücktreten. 
Der Art. 6 Lit. 1. liiitte hiernach zn lanten: 

,Hat der Absender den Transportweg an^regeben, ist die 
Eisenbahn nur dann Iterechtipt, für die Heförderung der Sendiuifr einen an- 
deren Weg zu benutzen, wenn der rej^elnulssige Transpurtverkehr durch 
die Befolgung der Routenvorschrift getilört werden würde.* 

Das Verfügungsreolit 
Art 15. 

Eine der wichtigsten Fragen des Eiscnbahnfrachtrechts bildet die Frage 
nach dem Dispositionsrecht ttber das rollende 6nt. Dass der Absender über 
das Gut, solange e« nnterwecr^« i^t, verfügen kann, und die Eisenbahn seinen 
Anweifiuniren über Anhalten un«l limdirigiren des Transpctrtcs Folge leisten 
Hiuss, int ein dem Frachtvertrage so wesentlicher Satz, dass er in allen 
Keehtssystemen Aufnahme gefunden hat. Andererseits ist es nicht princip- 
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widrig, dies» Sats nach zwei Bichtongen einznsclirttiikeii. Da durcli die nach- ^ 
träglichen AjamümogeB des Verfrachten die TertragsiufieBige Stellung des 
FrachtfDhrerB nicht verschleehtert werden darf, eo mnse derselbe die Befol- 
gung der Anwdsiuigen ablehnen können, sofern durch eie der reget- 
mttmige Transportverkebr gestört werden wflrde. Wenn daher das I. U. 
dieser BodinpnTig in Art. 15 A\)h. 5 positiven Ausdruck giebt, so wird zwar 
der Balm liierdurch eine grosse Freilieit in der Befolgung der naclitrftgliclien 
Anuv'isiiTiprpn gewUhrt, da sie zunftchst allein \\)m' etwaige Transportstfirunfr« n 
lu tlu'ik-n kann, diese EinsclirSukimp- biMct aber einen nfithwcmlijrPTi f^clmtz für 
die Balm in ihrer Stellung als Fiaclittiilirpr. liegt auch im hltel•^'^^'(■ der All- 
gemeinheit und ist zudem richteriicher Naclipi iituny; unterworlen. Ferner muss 
der FrachtfiUirer berechtigt sein, vor Befolgung der Dispositionen die Legi- 
timation des Abeenders zu prüfen. Bei dieser Frftfiing handelt es sieh nm 
die FeststeUung, ob der, welcher die Anweisung ertheilt, wirklich der Absender 
des Gutes gewesen ist. Und wenn auch hier das I. U. eine Beibe von Förm- 
lidikeiten aufstellt, die geeignet sind, die Legitimationsprüfting durch die Bahn 
zu erleichtern und zu sichern, so mögen dieselben im Einzelnen unbequem 
sein, z. B. die Dispositionsordre darf nur schriftlich, nicht z. B. telegraplüsch 
ertlieilt und ntir an die Verf^andtstation, nicht z. B. an Zwischenstatidnen ge- 
richtet werden (Art. 15, Abs. 6), grundsätzliche Bedenken haben sie nicht 
gegen sich. 

Dagegen ist es dem Frachtrecht als solchem unbekannt, da«« der Fracht- 
führer vor Befolgung der nachtriiglichen Dispositionen in eine FrQfnng des 
BecfatsTerhSltnissee zwischen Absmder und EmpCBnger Antreten, dass er unter- 
suchen kann, ob der Absender noch Eigenfhftmer des rollenden Gutes ist oder 
nicht, ob er obligatorisch zur Uebersendung an den Empfänger verpflichtet 
ist und durch Zmückhaltung einen Vertragsbruch begeht. Jedoch schon 
die neueren Verkehrsordnungen weisen dem Frachtführer, wenn es die Kisen- 
balin ist, eine derartige quasi judicielle Rolle zu, sie geben ihm unter Um- 
stünden die Entsrhridnng anheim, ob dor Abstnidrr, der nachtriiglielie Anwei- 
sungen ertlieilen will, dem Empfänger gegenüber noch ein ilinfrliches boz. <)bli;ra- 
torisches Recht ii])er das G\it besitzt. Diese Kechtsstollinii; , über denn 
prinzipielle Berechtigung liier nicht geurtheilt werden soll, die aber Jeden- 
falls ein Hinanstreten der Bahn aus der SteUung des Frachtführers als solchen 
bedeutet, findet In den modernen Verkehraordnungon ihren Ansdruek darin, 
dass, wenn der Absender sich dn Duplikat des Frachtbriefs hat ausstellen 
lassen, er über da« Out nachtraglich nur dann verfügen kann, wenn er 
das Duplikat noch besitzt und der Bahn vorweisen kann. So auch die 
deutsche Verkehrsordumi^r § «4. Dieselbe macht jedoch, in der Erkenntnis», 
dass die Fraere, <>b die Bahn ohne Weiteres oder nur gegen Duplikat den An- 
weisungen des Absenders Folge leisten f^oU, lediglich das Interesse des 
Empfcingers berührt , die Vurfrape , ««b iiberhanpt ein Duplikat ausgestellt 
werden muss, vun dem Belieben der l'arteien abblinffig, d, h. von dem 
Anti-age des Absenders, der sich hierbei wiederum nach flen Wünsehen 
seines Empfängers wird richten müssen. Das I. U. geht einen Öcluitt weiter, 
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('8 Ifjrt «tets der Bahn die envälmte Entscheidunp: über die Hechtsstellnng des 
Absendern bei, indem es die AuBstellung eines Diiplikatfraclitbriefes znm ab- 
solnten Erfordernisa des Frachtvertrages erhebt (Art. 8). Die Rechtslage int 
hiernach die, dass der Absender nur gegen Vorweisang des DnpUkates über 
das mllesde Gnt verfügen kann. Sobald er das Duplikat ana Httndeo giebt, 
verliert er sein Dit^tdüoiiareehl Daaeelbe geht aber nicbt aogldeb an den* 
lenigen Uber, der daa Papier empfangen hat, den Empfftnger oder einen Dritten. 
Dem DnpUkat ist «aadriicklich der Gharacter eineeDispoBltlonspapieres (Konnoaee- 
mentß) entzogen (Art. 8 Abs. 2). Das Verfögnngsrecht des Empfangers be- 
ginnt erst, sobald das Gut angekomnien ist, nnd er den Dnplikatfrachtbrief 
erhalten nder Klace auf Ausliefernnpr des Ontes pepen die Bahn erhoben hat, 

Jievor auf eine Würdigung: dieser Kei lit-^ln^re einire^'anpen wird , bedarf 
der Inhalt des nachträglichen Vei fücrunjrsreciits , Kuweit dasselbe nacli Vor- 
stehendem dem Absender zusteht, der Erörterung. Der Absender kann nach 
Art. 15 Abs. 1 sein Gut noch an der Versandtstation zurückverlangen, er 
kann es nnterw^ anhalten lassen, oder an einen anderen Empfänger amdiii- 
(^en, nnr mnsa letzterer auf der ursprünglichen Bestinunnngsstation oder anf 
einer Hittelstation domiziliren.') Es ist die Frage aufgeworfen worden, 
ob diese Befugnisse das dem Absender anstehende Veiffignngsrecht ersehCpfen, 
oder ob er noch weitere Hechte in Bezug auf das rollende Gut hat, die 
er ohne die Beschränkung des Art. 16, d. h. ohne Vorweisung des Duplikates, 
an«?ttben kann. Insbesondere ist dies praktisch preworden für die Frage, ob 
er das ahjresandte Gut ohne Duplikat naclitrüglich mit Nachnahme belasten 
oder die aiüerlegte Nachnalime erhöhen kann. 

Dass der Artikel 15 die dem Versender auf Grund des Frachtvertrages 
zustehenden Befugnisse nicht erschöpft, ergiebt sich aus dem I. U. selbst, das- 
selbe fahrt noch weitere Rechte des Absenders an, nnd jswar, das Becht, der 
ZoUbehandlimg beizuwohnen (Art. 10), bei Transportiiindemlssen Aber das 
Gut zn disponiren (Art 18) nnd etwa^e gerichtliche Aneprfiche gegen die 
Eisenbahn geltfflid an machen (Art. 26). Aber andi in diesen FftUen Ist das 
Dispositionsrecht des Absenders na(h gewisser Richtung von dem Besitz 
des Duplikat«! abhängig. Uci Transporthindemlssen darf der Absender, 
wenn er das Duplikat nicht nielir in TTHnden hat. den Ikstimmungsort 
öder die Person des Emiifänpers nicht ändern. Die Aetivlegitiination übt 
er ohne Duplikat nnr mit Einwilligung des Empfängers aus.^) Der ali- 

0 Einen Bfloktransport nach der VerBandstatlon oder einen Transport Uber die 

BeÄtimmungsstation hinaus ud(,'r iift( h ouier nicht auf der Koute liegenden Scltenstation 
kann er nicht verlangen, da diese Anweisungen ausserhalb der Grenzen des ursprüng- 
lichen Frachtvertrages liegen wttrden. Von vielen Seiten wird eine Erweiterung des 
Verfägniiiy^srt i ht(".s nach den bezeichneten Richtungen erwünscht. Besonders erheblich 
wäre jedoch ditiso Ausdehnung nirht, da der .MHcndnr den gleichen Zweck durch Aus- 
skeilung eines neuen Frachtbriefes erreicht, wozu er im Geschäftsverkehr sowieso meist 
VerutlMBimg haben wird, um den neoen Adressaten nieht wissen zn lassen, wohin das 
Qnt ursprünglich gehen BoUte. 

*) Der Art. 10 kommt als I^ele^' nicht in Betracht, denn er bringt ttberbaapt nicht 
ein VerfügaDgHiecht des Absenders über das Out mit sich. 
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gam^ne GrnndiatK de« I. ü. ist dalier der, daee, lobald die lUMlitrllelielieii 
Verffigimgen dee Abienden m elfter Umdirigintiig des Ontes in per- 
sBnlicber oder OrtUcber BesiebniiK fiOireii können, er Idensn des DnpIikÄteB 
bedarf. Der Empfftnger aoU mit dem Angenbliek, wo der Alwendeir du 

Dnplikat ans Händen gegeben bat, idcber sein, dass ihm das Gut nicht 
tnelir durch spätere Massnahmen entzogen wird. Hiermit entsclieidet Bich 
die Frage nach der Ztililssipkcit nachträgliclier Belastonp mit Nachnahme. 
Hat der Empfänger ein Ee( ht darauf, das Gut zu erlialten, snhald das Dnplikat 
abgesandt ißt, so hat er aiioli das Recht, es unter den Bedingungen zu er- 
lialten, die ihm bei der Abwendung des Duplücates gestellt waren. Was daher von 
der nachträglichen Entziehung des Gntes im Ganzen gilt, mnss ebenso für die 
nacbtiügliGbe Erecbwemng der Empfangsbedingungen zutreffen. Da aber die 
nacbtrSi^cbe Naebnabmebelaetnnir besw, ErbObnng nicbte andere als dne eolcbe 
Eracbwerong ist, steht sie dem Absender obne Dnplikat nack dem 1. ü. nicht sn. 
Entgegengesetzte Tarifbedingungen der Bahnen wUrden ebenflAUs, als dem I. U. 
uridersprechend, nngttitig sefaiL^) 

Diese Rechtslage, nach welcher der Absender ohne Dnplikat nicht über 
das rollende Gut verfügen kann, ^\^rd de lege ferenda auf das Lebhafteste an- 
neirritl'ön. Allgemein wird zunäcliüt auf den F'all verwiesen, in welcliem da« 
iHijilikat verloren (resrangen ist. Hier mnss allerdings der Absender das 
Gut in die Kiinde den vielleicht ganz krcditnnwürdigen Empfängers gehen 
iassen, auch wenn er absichtlich das Dnplikat nickt an denselben abgesandt 
hatte. Zwar sind verscliiedene Torsehiage gemacht worden, de lege lata Ab- 
hülfe zu BchaffeiL Schwab*) ist der Ansidit, dass, wenn der Empfänger in 
die nacfatrSgliche Verfttgnng des Absenders einwilligt, diese länwilligang das 
Fehlen des Duplikats ersetse, sodass die Bahn bei Vorweisung der Qenehmignngs» 
Erklärung des Empfängers den nachträglichen Anweisungen des Absenders 
Folge zn leisten veriifliditet sei. Diese Ansicht ist bereits als widerlegt an- 
zusehen^): in den Berner Konferenzen hat man es ausdrücklicl' .'i'Tjelelmt, die 
Genehmigung des Empfängers alltreraein für ein Surrogat des leidenden Fraeht- 
bricfdnplikats zu erklären; w«* dies beabsichtigt worden, wie in der 
Frage der Activlegitixnation, ist e» im I. II. besonders gesagt (Art. 26, Abs. 2), 
Aber aneh die Ansicht von Eosenthai, a. a. 0., dass die Bahn wenigstens be- 
rechtigt sei, bei Uebereinstinunnng beider Theüe den Anordnungen des Ab- 
senders Folge an leisten, dürfte ein praktisches IGttel nickt sein. Das I. V. 
legt der BsJm, fsUs sie die Anordnungen des Absenders ohne Duplikat befolgt, 
volle Sehadensersatzpflicht iieirennber dem Empfänger auf und erUftrt die 
Anordnung selbst ^ nichtig (Art 10 Abs. 2 und 7). Zwar ist diese 



Umgekehrt ist natOflidi eine Butlsetnng von Nsdinahme andh <rfme Vor* 

weißuui,' des Du|ilikat8 zulässig, diese widerspricht dem I. U. nicht. 

*) Internationales Uebereinkomraen aber den Eisenbahnfrachtverkehr. Wien 1S91. 
S. 175. 

*) Gerstner 8. 856. Eg er 8. SBl. Bosenthal S. 134. 
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Nichtigkeit nicht dahiu zu verstehen, dass sich die Hahn auch dem Enipf;inp:f»r 
gegenüber, der sein EinverstUndniös erklärt hat, nirht auf dio Amveisiinfr he- 
rnfen könnte, *) — hier hilft stets die exceptio doli — , aber die Bahn iiHtte 
auf ihre Gefahr die Rechtsgültigkeit der GenehmignngserklSniiig des Empfängers 
n prfifes, ein Bisiico, das ale, da stets anslftndisches Becht in Betraeht 
kommt, so leicht nicht eingehen wird. Anch denken diese VorschlKge stets 
nur an den Enil, wo der Absender seine Waare mit Genehm^g^ong des 
Adressaten zurückziehen will. Viel praktischer ist der Fall nnd gefXhrlicher 
der Verlnst des DupUkats, wenn der Absender es für nötbig erachtet, gegen den 
Willen des Adressaten sein Gut znrnckzuhalten. Alsdann lilsst. sich h«)c]ist«ns 
anf die AuinrtiHatiim des Duplikats venvfMspTi, ein Verfahren, das aber für di»* 
Praxiä viel zu lan^rwieripr ist. So ist dei Alfsender allerdings de lege lata bei 
Verlnst des Duplikate machtlos. Aber zu hoch darf man den Verlastfall nicht an- 
iichlagen. Denn geht das Duplikat unterwegs verloren, so liegt die Sache nicht 
anders, als wenn es sonst vom Absender ans EBaden gegeben ist. Geht es aber bei 
diesem selbst Torloren, wfthrend er es absichüich nieht an den Adressaten 
tbersenden wollte, so involvirt dies eine Fahrlilssigkeit, die für sich allein 
noch nicht m einer Aendemng des Art. 15 Anläse Hr^ben kann. 

Ungleich wichtiger ist der Fall, dass der Absender zwar zunächst das 
Duplikat an den EnipfSnger ühersandt hat, nachträglich aber in die Lage 
kommt, übf^r das Gut anders disponiren zu wollen. Entweder kann er dies 
wimsrlien mit dem Willen des Adressaten oder ohne bezw. gep^en dessen 
Wülen. Der Adressat hat z. B. das Gut schon auf detn Trnns))orte 
zur Verlugimg gestellt oder ans anderen, zulässigen oder unzulässigen 
Gründen erklärt, nicht abnehmen zu wollen, oder er hat den Wnnsch ge- 
Äussert, dass die Waare an der Grense, nicht erst an dem Bestlmmnngsort 
Tsnollt werde; andererseits kann der Absender für das Gnt nach dessen Ab- 
gang eine vortheilbaffeere Verwendung haben nnd beabsichtigt, es anrttckxn« 
halten, um wenige Tage darauf, nnd swar noch inneihalb der YertragsfHst, 
dem ersten Besteller andere Waaren zu übersenden, oder er wird von der 
Insolvenz oder Kreditunwürditrkelt des Adressaten in Kenntniss pfesetzt. Alle 
diese Fülle, besonders der letzte, kommen im kaufmiinnischon Verkelir un- 
endlich iiäutitr vor, stets aber ist der Absender, wenn er das Duplikat fibersandt 
hat, grenüthi^irt, seine Waare in die Hand des Adressaten pelanpen zu lassen. 

Hier wirft sich denn die Frage auf, aus welchen Gründen das I. U. das 
Verfügungsreeht des Absenders in der gescMlderten Weise beschittnkt hat. 
Die Vorberathnngen nehmen an, es entspräche einer allgemein verhrdteten 
Handelssitte, dass der Absender, welcher sich des Dnplikats enttnssere, da- 
durch sdne Abgeht knndtiine, sich anch des VerfVgongsrechfts über das reilende 
Gut zu Gunsten des Adressaten sn begeben. Venu er Übersende demsellien 
re^eltnässig das Duplikat nur, wenn er fUr die Waare bereits Bezahlnng er- 
^ten habe oder sie kreditiren wolle. Liesse man ihm alsdann noch das 



') So anscheinend Eger S. 296. 
') Prot, der 11 Konf. S. 98. 
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Diipositionsrecht, so wäre dem Betrug« Thfir und Thor gettfbet, iaaofem der 

Abeendor die bereit« bezahlte Waare nnterweirK aulialten und dem Adressaten 
wieder entziehen könne. Wttren selbst diese Arffuuiente riobtij^, so liesse sich 
noch Manches pccrcTi die aus ihnen gezogene KonfnuieTiz einwenden; denn 
sie beriu'lisichti^rt den Kall nicht . dans der Absender uiit Genclimi^nin^ des 
EmpfUngers die Waaie unterweps anzuliaüeu wünscht. Aber dif voifrctrai^cnen 
Sfttze entsjirechen den thatsäcklichen Verhältnissen nicht. Eiuiual ist es über- 
aus selten, dass die Waare sdion bei AbBendung des Duplikats Yom Empfönger 
besahlt wird. Es kommt die» fast nur beim Ctotreideexport vor, und aadi 
hier erfolgt die BegaUmiig meist nicht gegen baar, sondern gegen Weclmel. In 
der If ebrzahl der FftUe wird erst bei oder nach Ankunft des Duplilutes am Be- 
stimmungsorte geaahlt Bis dahin ki editirt der Absender die Waare, und es wire 
daher an sich schon nicht unbiUig, ihm das Recht, über seine Waare nnderweitif^ 
zu verfügen, solange zu belassen, bis er sein Geld für dieselbe erhalten hat. Viel- 
fach aber stellt die T^ebersendung des Duplikats aii^^^fr jedem Zusammenhang 
mit der Absicht der Kieditgewfthrung. Bei Waaren, die nach Gewicht be- 
zahlt werden, wie Futtermitteln, gewissen Getreidearten etc., soll das Duplikat 
niclits anderes sein, als der Ausweis Uber das abgegangene Gewiehtsquantiim, 
da meist usanoemftsslg für den Kaufpreis das Gewicht der Abgangsstation mass- 
gebend ist. Eine noch andere Bedeutung hat die üebersendung des Dnplücat» 
im Ihtport nach Bässland. Die msuschen Eisenbahnverwaltnngen verlangra 
ron dem EmpAnger bei Andieferung des Gutes behufs Legitimation die Vor- 
weisung des DnplilEats. Dieses Verlangen steht zwar nicht im Einklang mit 
den Bestimmungen des I. U., nach welchen die Bahnen das Gut an den im 
Originalfrachtbrief bezeiclmeten Empfänger auszuhändigen haben i Ait Iti). Die 
ruHKisoben Bahnen aber haben diese Praxis aus ihrem internen Fiaclitrecht 
übernommen und halten auch im Ext«rnverkehr an ihr so fest, da.ss mit der- 
selben gerechnet werden muss. Auch lUsst sich nicht verkennen, dai>ü bei der 
geringen Ausbildung der Firmenregister in Eussland und der vielfach grossen 
Entfernung des Adressaten - Domicib von der Bahn die Legitintatlonsffifaran^ 
dnrefa Duplikat der einfachste Weg ist Somit aeigt rieh» dass der Absender 
in vielen Fallen nur Absendung des Duplikats genöthlgt ist, ohne besahlt an 
sein oder kreditiren zu woUen, und dass er durch die Absendung keineswegs 
bnmer die Absicht kund thnt, seine Verfügung fiber das rollende Gut auf- 
zugeben, dennoch aber stets durch Art. 16 von nachlarSglichen Dispositionen 
über seine Waare ausgeschlossen ist. 

Znr Behebnnp: dieser Uebelstilnde ist aus Interessent enkieisen der Vor- 
schlag gemacht wurden, die Ansstellnn^ des Duplikats — gleichwie es im 
deutschen internen Verkehr der l*aü ist (Verkehrsordnung § 04) — nicht 
obligatorisch, sondern nur fakultativ zu gestalten. Es sei hier zanächst vor- 
ausgeschickt, dass es den Anschein hat, als ob die f&r den internationalen 
Verkehr geschilderten üebelstinde auch fttr den deutschen Internverkehr Pinta 
greifen mtssten, da auch hier der Absender, welcher sich ein Duplikat hat 
ausstellen lassen und dasselbe ans Händen giebt, sein Verfignagarecht über 
das rollende Chit verliert Die internen Verhttltaisse leiden jedoch keine An- 
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wendnng auf den Eztentverkdir. Im internen Verkehr spreclien fUr die 
Uebereendnng de« Dnplilcats selten andere Gründe mit als die wirkliehe Ab- 
lichtv das 0iit dem Adressaten zn Icreditiren. Dess aber die Kreditgewftfamng 

im Inlande mit gerinL-^ei pn (xefahren verbunden ist, als im Verkehr mit tiem 
Auslände, )>edarf nicht der Ausführung; die Einziehung^ von Informationen ist 
leichter, die Erlangung: des Kanfpreifies gesicherter, das eventuelle droit de 
Huite plipr durchführbar, als wenn das Gut über die Grenze p:egani;en ist. 
Auch liat sirli that«*ächlich im Inteni verkehr durch die nur fakultative Ein- 
führung de» Diipiikute» die Sitte, ein solches ausstellen /u lassen, bezw. die 
Uebersendung deisaelben vom Absender zu erfordern, weit weniger eingebürgert, 
als im inteniationalen Verkehr. Ißt diesem Umstände reebnen denn auch die- 
jenigen, welche fflr den BztemTerkehr den Vorschlag machen, das Duplikat 
anr faknltati'r sn gestalten, sie hoffen, daas yqh demselben weniger Oebranch 
gemacht werden werde. Jedoch dürfte diese Erwartung im Hinblick anf 
die vielfachen vorerwähnten Orttnde, in denen im intemationaien Verkehr zur 
Ausstellung und Uebersendung des Duplikats geschritten werden nmss, fehl- 
pehen. Auch enthillt die fakultative Einführung eine starke Belästiirnnj!: der 
Halm, da dieselbe auf ilire (Totalir liin jedesmal, wenn der Absender nach- 
träglich über das Gut obne Heilningung eines DuplikatH verfügen will, zu 
prüfen hJltte, ob ein solche« ausgestellt ist oder nicht. Endlich aber ver- 
schiebt der Vorschlag nui" die Schwierigkeiten, da es nicht die Ausstellung de» 
Duplikats ist, gegen die sich die Absender wenden, sondeni dagegen, dass sie bei 
Uebersendung desselben in jedem FaUe ihr Verffigongsrecht Aber das Gnt verlieren. 

Das Bestreben der Interessenten gebt daher anch, namentlich in Oester- 
reich, positiv dahin, dem Absender trotz Ansstellung und Absendung des Dupli- 
kats das Verfügungsrecht vollständig zu wahren.^) Es wird darauf hinge- 
wiesen, dass durch die gegenwärtige Bestimmung die Rechte zwischen Ab- 
sender und EniiifÄnger nngleich vertheilt seien, dass nur an etwaige Betrugs- 
versuche den erstoven . niclit aber an die Krediterschleichnng des letzteren 
gedacht sei, dass überhaupt die Frage , (»b der Absender zu Recht oder zn 
Unrecht über das rollende Gut verfüge, nur die Parteien, nicht aber die Balm, 
angehe, ja es wird der Vermuthnng Ansdruck gegeben, dass die ganze Be- 
idirRakung des Verfügungsrechts nur den Zweck gehabt habe, die Bahnen in 
der Ausübung ihres Instradiiungsrechtes mdgUehst unbehelligt su lassen. Diese 
Bdiauptungen und Vorwfiife sind übertrieben. Im Gegentheil, efaiem grund- 
sätzlich allgemeinen VerfOgungsrecfate des Absenders, trots Uebersendung des 
Doplikates, kann das Wort nicht geredet werden. Da es im Handelsverkehr 
vorkommt, dass der Absender schon bei Absendunjj des Duplikates Zahlung 
erhalten hat, da femer das Duplikat in der Tliat liilntig kreditirungblialber 
fibersandt wird , kennen gesetzfrel>eris( h nicht Wege eröHnet werden , die es 
dem Absender ad libitum ermöglichen , das bezahlte Gut dem Empfänger ZU 
entziehen oder den gesclilosaenen Vertrag wieder zu brechen. 

Dahingegen wird man sich gern nach einem Vorschlage umsehen, der ge- 
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eignet ist, auf der einm Seite den Empfänger eicber sa etellen, nnd auf der 
anderen Sette, wo dieee Siclienuip ▼om Bnpfitaiger gar nicht gewünselit wird, 
dem AlMender ein naehtrAgUcbes Verftlgnngsreclit fiber du roUende Qnt m 

ermöglidien. Ein solches Mittel wird in der Einführung doppelUM Du[i1ikatc 
gefunden. Der Absender sollte berechtigt aein, sich Ton der lialin nicht ein, 
sondern zwei Duplikate ansatellen zu lassen, von denrn jedes ilitsclbfn Rerhto 
wie (las andere gewälirte. Die Ansstellunjr des zweiten niiUste rein fakultativ 
sein und auf beiden Exemplaren duicli den Vermerk: ,ein zweites Duplikat 
ist auHp:este]lt", kenntlich gemacht werden. Die iiraachbai'keit des Vor- 
schla^es zeigt sich an folgenden Alternativen ; 

Liegt der Fall so. daaa der Empfilnger sein« bei Abeendang des Dupli- 
Icat» nlilt, X. B. durch seinen am Absendeorte domisilirten Vertreter, Korn* 
mSssionftr, Bankier, so liat er nur nSthig, sich beide Duplikate auahladigen «u 
lassen, wobei er aus dem einen ersieht, ob ein zweites ausgestellt ist. 

Will der Empfänger erst gegen Empfang des Duplikates am Bestimmungs- 
ort zahlen, so ist es Sache der Parteien, sich darüber zu einigen, ob der 
Erapfjlnger zugleich mit der Waare beide Duplikate überj^andt haben will oder 
nur eins. T.etzternfalls behftlt der Absender über das rollende Gut das Ver- 
fügnng^iveclit ; da^ Risiko des Euipfängeru dauert nur sulauge, bis das Gut am 
Bestimmungsort angekommen ist, da damit das Duplikat in den HHnden des 
Absenders nach Axt. 15 Abs. 4 werthlos wird. Wünscht aber der EmpHinger 
schon wahrend des Transportes der Waare sieher au sein, so fordert er Ein- 
sendung beider Duplikate, und der Absender, der diesem Verlangen nach- 
kommt, darf sieh nicht darftber beklagen, dass er nicht mehr über das Gut 
irtilirend des Transportes verfligen kann. 

Ebenso wird der Fall liegen, wenn die Zahlung des Kaufpreises erst ge- 
raume Zeit nach Empfang des Duplikates erfolgen soll nnd dasselbe nur sur 
Benachrirliticrung über das verladene Gewicht üborsandt wird. 

Die Hauptbedeutung liat der VorscJilag da, wo das Duplikat wie im Ver- 
kehr mit Rnssland legitimationshalber dem Adressat«n eingesandt werden uiuss. 
Hier hat der letztere weder Kecl>t noch Veranlassung, etwas dajregen 
einzuwenden, dass sich der Absender das Verfügungsrecht walirt, und 
derselbe sichert es sich stets durch Toriftuiige Zurfidchaltung dea zweiten 
Duplikats. 

Auch für die Bahn hat der Vorschlag weder eine Erhöhung der Arbeit 
noch der Verant\^-ortung im Gefolge. Von der geringen Htthe, die darin be- 
steht, auf die Duplikate im Falle doppelter Ausstellung den nöthigen Ver- 
merk zu setzen, darf abgesehen werden Eine sonstige Listenfühnmg oder 
Kontrolle etwa darüber, ob ein oder zwei Dujilikate ausgestellt sind, erübritrt 
sich vollständig. Denn sofern der Alisender auch nur ein Duplikat vurw^i-en 
kann, ist es für die Versandstation siclier. dass ihm nach dem Willen dea 
Adressaten das nachträgliche Dispositionsrecht zustellen sollte, gleichgültig, ob 
ein oder zwei Duplikate ausgestellt waren. Da^s die Bahn durch die erweiterte 
Verfügungsgewalt des Absenders httoJiger in die Iiage kommen klfnnte, 
das Out anhalten oder umdiriglren zu müssen, kann selbstverständlidi nicht 
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uu Gewiciit faliea. Aach wird dieae Besorgniä» durch die KlauHel den Art. 15 
AIm. 6 «rheWdi Tomiiidert» nach wildwr die laditaiiglichen AttwelBnngeii des 
AbModerB jedoifUlB daim snrllckgewieMii werden dürfen, wenn dvrch eie der 
ngefanlaeige Traiupertrerkelir geetSrt werden würde. 

EndUeh wird der viel erörterte IUI, dnes das DnpUkmt yerioren geht, 
uAmr ^efnhrlichen Folgen entkleidet, das zweite Duplikat ereetzt das erste. 

Das Verhältniss würde sich lüemach in der Praxis so ^stalten, dass der 
Absender sich ein zweites Duplikat ausstellen l?U?8t, wenn er sich für den Fall 
des Verln^ts dpH ersten schützen will, wenn er das erste nur zu Legitimations- 
zwecken übersenden muss, oder wenn er auch sonüt nicht beabsichtig, sich 
durch üebersendnnff des einen Duplikat« seines Verfüprnn^rsrechtes zu bcfrehen. 
iLr wird l»eide an den Adressaten übersenden oder sich überhaupt nur eins 
HMteilen laaian ^ md daaielbe abtenden — , wenn er sein Geld erhalten hat 
oder abeichtüoh kreditiren will, nnd der BrnpOnger schon wühreod des Trans- 
partes der Waare sicher xa sein wflnseht. Die Einriehtong hann allen 
laleutknwn der Parteien gereeht werden nnd helBstIgt aach die Bahn nicht 
■it erhöhter Arbeit oder Veran^twortUDg. 

Es Heese sich die Frage aafwerfen, ob nicht schon nach gegenwärtiger 
Hecbt^lage die Bahnen zur Ansstellnng zweier Duplikate berechti{i-t sind. Biese 
Frn;;c ist zu verneinen. Denn da die Massrej^el zur Kol^e lial)en soll, 
(la^s dpi- Absender trotz Uebersendung des einen Duplikat« sein Vertügimgs- 
ret bt über das Gut behält, tritt sie mit Art lö Abs. 2 seinem gegenwärtigen 
Inhalte nach in Widerspruch. 

Die eifoiderliehe Aendemng des I. U. Hesse sich in folgenden Zosati 
Ueidin, der bei dem von der AnssteUnng des Dnplünts handelnden Art 8 
AlNi. 6 seine Stelle ni finden hfitte: 

«Die Bahn ist auf Verlangen des Absenders verplliehtet, den Empfang 
des Frachtgutes auf zwei Duplikaten an bescheinigen. Sie hat alsdann 
jedaa derselben mit dem Vermerk: „ein zweites Duplikat ist ausgestrlH' 
an fersehen. Jedes der beiden Duplikate hat die gieiehe Bechtswirknag. " 

^ Die Zollbeliandiusfl. 
Art. 10. 

Die bedenklichste Bestimmung des I. U. ist der Art 10 Abs. 3 nnd 4: 
,DieZoU-, Steuer^ nnd Poliaeivorsehriften werden, solange das Gut 
M auf dem Wege befindet, von der Bisenbahn erfflllt. Sie kann diese 
AttflKnbe nnter ihrer eigenen Veraatwortüfililnit einem Kommissionftr 
ubertragen eder sie selbst übernehmen. In beiden F&Uen hat sie die 
Verpflichtungen eines Konunissionflrs. 

Der Verfügungsberechtigte kann jedoch der Zollbehandlnng entweder 
selbst oder durcls einen im Frachtbriefe bezeicimeten BevollmUchtif^ten 
beiwohnen, um die nüthigen Aufldärmigen über die Tarifirung den Uutes 
zu ertheilen und seine Bemerkungen beizufüfren. Diese dem Verfügungs- 
berechtigten ertheilte Befugniss begründet nicht das Recht, das Gut in 
Besitz zn nehmen oder die ZoUbelmndlang selbst vorzunehmen.* 
Ia«r. BMütekSMolitkat SrtMluMwiR«n. ZU 9 
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Diese Vomhrift bfldete schon in den Berner Kotferencen den Gegen- 
stand lebhafter Disknssion, sie ist gegen den Widersprach Denteddaads nnd 

Oesterreichs aa%enominen worden, sie wird von den wissensehaftUchen Be« 
nrthellem des I, U.. mit kritischen Blicken betraclitet,*) von den Tntoi ossenten 
mit unpewülinlicher Leidenschaft bekttmpt't,*) sie hat in der Praxis vielfach 
znr Nichtanwendung des gesammten internationalen Rechtes pefiihrt. Der 
Kern der Bestiuimung ist der, daps nicht der Ahst nilci das Kccht haben soll, 
für die VerzoUunsr seines Gutes an der Grenze m\ sorgen, 8ei es. dass er es 
selbst thun, sei es», das» er es durch eine Mittelsperson (tTrenzspediteur) be- 
sorgen wollte, sondern dass allein die Bahn das Recht hat, die Verzullong 
ansfllhrmi m lassen, nnd «nur entweder durch elgoie Agentoren oder durch 
angenommene Eommissionäre. Die Bestimmnng ist n<m; nadi den meisten 
internen Fracbtrechten und aneh nach dem alten Ver^betriebsreglemenft 
§ 51 Ahe. 2 hat der Absender die Wahl , ob er die VerKollnng der Waare 
selbst überwachen oder diese Thätiglceit der Bahn überlassen will. Schon das 
russische interne Eisenbahngesetz vom Jahre 1885 § 6(i legte, ioi Anschluss 
an die dajnals bereits in Bern angenommene Fassiin? des Art. 10 I. U., anch 
für das interne russische Recht der Eisenbahn die aussclüiessliche B^fiipniss 
der ZoUbehandluug bei. Wenn nach Art. 10 Abs. 4 I. U. dem Ali-.iii.ior er- 
laubt ist, der Verzollung behufs Ertheilung von Aufklärungen beizuwoh- 
nen, 80 ist dieses Assistenzrecht durchans kein Ersatz für das genommene 
Beeht der Zollbehandlnng seihet. Einmal ventrsacht es dem Absender doppelte 
Kosten, wenn er neben der Balmagentur noch einen PriTatbeyollmBehtigten 
beanftragt, femer aber spielt der letztere neben der Agentur eine redit einflnss- 
lose Bolle; denn da die Bahn fflr die richtige VenwUnng die volle Yersntwor^ 
tung dem Absender g^nfibcr trägt, liegt es nahe, dass sie den assistireiiden 
Privatbevollmächtigten zu irgendwie massgebenden Eingriffen nicht verstattetb 
In erster Linie durch Artikel 10 jreschädigt sind die an der Grenze do- 
micilirendeu Spediteure, <lie bisher das Verzollnnfrsjreschiilt innegehabt hatten, 
nnd flenen es nunmehr durch die Bahnagenturen aub der Hand genommen ist. 
Die Meihthetroffenen aber sind die Absender selbst, die Exporteure. Es hat 
sich im Laofe der Jahre gezeigt, dass die Absender der Spediteure znr Kr- 
haltnng ihres Verkehrs nicht entrathen k^mten. Vü» ZOUe werden vea aoa- 
llndischen Beamten berechnet, Im! keiner AbscUttanng entstehen nnter den 
Betheiligten soviel Differenzen, wie bei der VerzoUnng, die Zollpositionen sind 
dehnbar, sie decken sich keineswegs mit jeder vorkommenden Waare. Bei 
diesen Verhandlungen braucht naturgeniÄss der Abgendw eine Mittelper son, 
die seinen Standpunkt mit Sachkenntniss und Interesse wahrnimmt. Hieran 
koninit, dass die Zolldeklarationen. Avehlie der Absender ansstelU, leicht ma- 
terielle und formelle Ungenauickeiten ent^iaUen. da der Exporteur ^raniicht im 
Stande ist. alle ausländisclieu Z(dl- nnd \ ei fuhi ensvorschriften bis znr .Sicher- 
heit zu kennen. Hier greift der (rrenzspeditear verbessernd ein und schützt 
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den Absender vur Zollbtiaten, Transportverzögerung , KoniiHcaüon des i^utes. 
Zn allen dleien YenielLtungen rdcta die amtlicheii Bahnagenten aiit ihrer 
geringeren SachltenntDiaB und vSUigen UnhitereBBirtheit nidit ans. Besonders 
gilt dies flir den dentachen Verkehr nach Btusland, wo einersnta mit den 
schwierigen ZoUpoeitionen des dentech-niBSlschen Tarifs, andererseits mit den 
theil^ve^sl' wenig informirten nissisdien Zoll- und Bahnbeanitcn ZU rechnen ist. 
Dt-ii Handelsvertretungen der üstUcLien Provinzen ist eine grosse Zahl von 
Fällen bekannt geworden, in denen TTKliiNtrie-Erzengnisse , z. B. Kisenblcrht», 
Kessel, Korksteine, Lumpen ftr von den rnssisehen Znllbpamten nach falhdien 
und viel tlienreren Positionen verzollt wurden, die Ralinlieaniten dies ruhig 
geschehen liessen. und entweder der Absender auf diese Weiist- zu Schaden 
kam, oder die irrthümliche \'erzolluug er»t durch dab Eiugreilen des Privat- 
speditenra richtig gestellt wnxde, Bs könnte an dieser Stelle nodi auf dne 
weitere Bedentnng der Greoaspeditenre hii^ewiesen werden. Ffir den Export 
nach Bnssland bilden sie geraden die Vermittler des Verkehrs; sie stehen 
regehnftssig mit dem Exporteor im KontoknrrentTerhttltDisse, legen für ihn die 
Züllj^efUlle ans und ziehen den Kaufpreis ein , sie informiren den Absender 
über die Kreditwürdigkeit des russischen Känfers und suchen im Nothfalle die 
Waare für ihren Mandanten zu retten. Alter abfreselien davon, dass die Ver- 
anslagung der Zidlf nach der Interpretation des preussischen Herrn Ministers 
der ttfifentliehen Arbeiten vom 3. Juni 1M93 (Zeitung des Vereins deutscher 
Eisenbalinvenvaltunsren 1893 S. 47Üj auch bei der gegenwärtigen FasHunir des 
Art. 10 Abs. 4 zulässig ist, lieüse sich gegenüber der sonstigen Veruiittelungti- 
thätigkdt der Speditenre einwenden, da» diraelhe aas dun Bahmen dessen 
heranstritt, was der directe internationale Verkelir dem Absender bieten soll. 

Sicher ist aber, dass in der Praxis bei den meisten Exporten nach dem 
Analaade der dentsdie Absender den Grenaspedltenr nicht entbehren kann, and 
auch tbatsächlich nicht anf ihn Tendchtet. Er uinss dann unter zwei Mitteln 
wählen. Entweder beauftragt er neben der Bahnagcntnr noch einen Grenz- 
spediteur mit dei' Assistenz; dieses Mittel ist aber bei der einflusslosen 
Stellung, flie rtlsdann dem Privatbevollmltchticrten nacli Art. 10 Abs. 4 zukommt, 
von geringem Werthe und iü'A /n den sonstigeu Zullabfertigungsgebühren noch 
neue Kosten hinzu, die von mindei wertliiiren Exportartikeln nieht getragen u erden 
können. Oder der Absender verzichtet überhaupt aiU direcle V'erladung, er 
adresdit seine Gftter nvr an den Grenaspeditenr nnd bMoftragt diesen, sie nach 
geschehener Zollabfertigung nen an den Empfänger zn kartiren. Für diesen Fall 
kommt nidit der Abs. 3 des Art. 10 aur Anwendung, sondern Abs. 6, wonach 
bei Ankunft der Waare am Bestimmungsorte die' Zollbehaadlnng Beeht des 
Empföngers, hier des Grenzspediteurs ist. Die Sadie liegt dann so, dass der 
Absender lieber den directen Verkehr trotz seiner Bequemlichkeit und Billige 
keit anfjriebt und die ungleicli thenreren Frachten des ^n brochenen Verkehrs 
bezalüt, als dass er sich der VermitteluDg des Spediteurs begiebt und sich 
auf die Bahnagenturen verlllsst. Dieser Weg wird ausserordentlich liäufig 
einjresclilafi:pn, er ist bei wcrtlivollen und koraplicirteren Waarengattnngen un- 
bediu^l geboten und sviid auch soubt überall da gewählt, wo er nicht durch 
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die Mehrkosten des gebrodieiien TurifB gendesii «nageBChlonen bt Et Itt lo 
weit gelcommeii, dass, um dieses gebrochene Verladnngtverfafaren ffIrderUn sn 
ermUglichen» die Huidelsyertaretiingen des Ostens sieh, entigegen allea sonstigen 
Frineipim des Handelsstandes, Bolan^e Art. 10 Abs. 4 bestehe, gegen Br- 
stellnn^ verhiUigter directer Tarife nach Russland aasgesprochen haben. 

Welchps von ilem erwJlhnten Mittel alier aTich der Absender behnfs 
Tloi anziehung der Privatspoditeure wfiltlt . stets Btellt sich dam^jelbe als eine 
Verlheuernnf^ der Fracht nach dem Aii-lnii lt' dar. Diese Vertlieuerung wiegt 
z. B. für den Verkeki- nach Eusylaml lua t^o schwerer, als die Bestimmnnp: 
des Artikel 10 noi' für den Land- und nicht l'iir den Seeverkelir gilt , und 
ebenfalls des msrische Eisenbahageseti, weldies wie erwUmt, dne i^etdünnteiide 
Bestimmnng enthalt, mit derselben noch mir die sn Lande, nidit die sn 
Wasser eingehenden Waaren triflt Diese Differenahning sehttdigt, nm ein 
Beispiel all geben, besonders die obersddesischen Eisenwerke, die für ihre 
Transporte nach Bassland auf den Landweg angewiesen sfaid,' wlhreod die 
bdgischen and englischen Werke den Seeweg benutzen kennen. 

Endlich aber hat die Bestimmnng des Art. 10 Abs. 3 eine wicbtipre 
politische Kontieijuenz. Da die ansliindisclip. Ref*"iernnfr die iTebühren für ihre 
Bahnagenturen nadi freiem Eriuesüen festsetzen kann, ist 8ie im Stande, für 
Waaren , deren Einfuhr sie verhindern will , die aber nach den Handels- 
vertrilgeu unter bestiiumteu ZoUsiltzeu eingeiion dürfen, tüe Zollabiertigongs- 
kosten nach Gntdttnken an erMhssL 

IHesen Uebelstttnden liesse sich nnr dadurch abhelfim, dass der Absender 
das Becht erhielte, für die Zollbehaadlnng seines Gates nch nicht nnr der Bahn- 
agentar, sondern auch PdTatbevoUmiUditlgter, der Grensspeditenre, an bedieneiL 
Es bedarf jedocli znvor der Erörterung, welche Motive zu der ge^en-^ 
wArtigen Fa^sang des Art. 10 Abs. 3 geführt haben.*) An der Spitae 
steht die Erwnp-nnfr, das Fraclitirnt würde, falls die ZollbpbnTiflhinir einem 
Privatboviilliiiilrlitigten des .Vlv^nrider« iiV>prla8soTi werde , zeitwt ilif^ aujs 
dem IJesitze der Bahn lieraiiBtreten und in den des »Si»tMliteurs über- 
gehen. Hierdurcli müsse lYdperichtig auch die Verantwortlichkeil der Bahn 
für das rollende Gut unterbrochen werden, was wiederum in der Aas- 
stellang eines nenen Frachtbriefs seinen Ansdmck an tndssi bitte. Dfoaer 
Wedisel des Fraehtbriefs stftnde aber ndt dem Grandsatae des einheitttchen 
Transportes nnd dnrchgehenden Frachtbriefes, anf dem das ganse TJebereiii- 
kommen aafgebant sei, hi 'Widerspruch. Diese Brwigungen beruhen Jedoch 
auf einnr Verkennnng der thatsächllchen Vorgiin^re, wie sie sich bei der Ver- 
zollung an der Grenzstation abspielen. V'm einer Inbesitznahme des Gutes 
durch den Spediteur ist, selbst wenn derselbe die Zollbehandhmg besorgen 
darf, nicht die Rede. Sobald das Gut an der Grenzstation ankommt, ü>>er- 
giebt es die Eisenbahn sofort der Zollbehörde, dieselbe belegt es zunächst nüt 
Beschlag und sclireitet darauf zur Verzolhinff. nach deren Abfertigung sie es 
wiederum der Eisenbahn aushändigt. Wenn nun der Spediteur selbst die Zollver- 
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mittelung hatte, würde er keineswep;« das Out berühren oder Offnen dürfon, auch 
wäre er es nicht, der es der Zollbehörde vorwiese, Rondem nach wie vor die Balm, er 
könnte es ini Falle von Meinunprsverschiedenheiten nicht anhalten, sondern müsste es 
weiter gehen lassen und wäre auf den Weg nachträglicher Beschwerde angewiesen. 
Seine Thätigkeit bestünde nur darin, daas er die Declaration, die ihm vom 
ÄlMoider eingesandt ist, prttfm, der ZoUbeliSrde filerreiclieii mid mit dendbeu 
ftber die tielitige Tarifirmitr yeibaiidehi kSimte. Gegenwltrtig tteht dieses Bedit 
nur den Bahnageiitareii n, wHlireiid der Spediteur — Iwsten FMla eis 
Aasiatent Art 10, Abs. 4 — darauf varten rnnss, ob die Agentur auf seine 
anfkllreadea Bemerknn^m Wei-th legen will oder nicht. Fällt also das Ar- 
gument, dass durch die ZoUbehandlung seitens der Spediteure die Detontion des 
Frachtgutes an dieselben tiberfrehe, so wird damit auch das weitere. Motiv liiufällig, 
dass die Haftnnp- der Bahnen unterbrodien und ein neuer FrachtVirief nötlüg werde. 

Wenn lenier daraut lüngewiesen wird, dass die Bahnagenturen billiger 
seien, als die Privatspedit^ure, so darf dieser (irund nur dazu führen, dem 
Absender beide Wege zur Verfügung zu »teilen und ihm nicht denjeuigen zu 
▼eneiilifliem, der aasdbei&end tbeanft ist, ab«r seinen Interessen benar aoAspiidit. 

Aneh die theoretiacbe BegrOndong, die Bosenthal der Bestimmung des 
Art 10 Abs. 3 giebt^ dass die Besorgung der ZoHformalitäten nacb dem 
Wesen des Fraehtvertrages m den Leistungen des FraebtffIhrerB gehöre (S. 86), 
beweist nur, dass sie dessen Pflicht, nicht aber sein ausscliliessliches Recht ist 

Als Motive, die auf tiiatsüchlidi richtigen ErwSgnngen beruhen, lassen 
sich nur zwei feststellen, entweder der Wnnscli der Bahnen, die Oebtiliren 
für die Zollbehandhinf; ihren Agenturen nii-.rait den Privatt<]ieditcnrcn zukommen 
zu lassen, oder das Bestreben einzelner Kefi:ierungen, mit Hülfe dieser Ge- 
bühren einen Einfluss auf den Import gewisser W'aaren zu gewinnen, der 
ihnen auf Grund der Zollverträge nicht zusteht. Während das letztere Motiv 
aber, in die Praxis umgesetzt, eine Umgehung der geschlossenen HandelsvertiAge 
involTiren «tirde, mnss das erster« Motiv Tor den geschilderten ünamtrSglich- 
keiten, die mehr noch die Bzportenre als die ^[»editenre treffen, norQclLtreten. 

bi Interessentenkreisen erachtet man es fOr möglich, schon de lege lata 
den Art 10 Abs. 8 dadurch nnschSdlich m machen, dass die Bahnverwal« 
tnngen durch 'nienstinstniotionen Terpflichtet worden, sich der Tom Absender 
im Frachtbriefe benannten Mittelspersonen für die Zollbchandlung zu bedienen, 
und auch Schwab a. a. 0. Seite 135 erblickt hierin oinoTi möij^lichen Aus- 
weg. Von einer solchen Verpflichtung der Bahnen kann jedoch jurisfisdi 
nicht die Rede sein, da dieselben nach Ab«. B des Art. 10 für ihre Vertreter 
die Verantwortlichkeit tragen, Niemandem aber Pertionen als Vertreter auf- 
gezwungen werden können, für die er einzustehen hat. (Eger S. 184, 185.) 
Eine AUiilfe l&sst eich nnr von einer Aendemng des Art. 10 Abs. 3 er- 
warten, welche dahin m lanten h&tte: 

,DIe Zoll-, Stener- und Poliaeivorschriften werden, so lange das 

Qnt sich anf dem Wege befindet, von der Elsenbahn erfüllt, falls der 

Absender nhiht ein Anderes im Frachtbriefe vorgeschrieben hat" 
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Das YeKabreii bei EDtelgrnnngcn fflr Etscnbalmzwecke im Küiiig- 

reiche Saeksen. 

Von Dr. W. Solwlolnr, 

Finansratii in der KSnigl. Generaldirektloii der Kklwitdien Staateeisestialineii 

in Dresdeu. 

A. 

Dm BicüMiteöht BtttdgmmgirwftbNn im AUgtmtlMiL 

Der Mangel an einem einheitliclien Enteipmungrspesetze in SacliBen hat lüer, 
wie auf dem Gebiete des materiellen, so auch auf dem des formellen Ent- 
eignuBgsrechtes zu sehr wenig befriedigenden Zuständen geführt Fast für 
jeden EnteignungsfaU bestellt ein anderes Verfahren. Für einige Kategorien 
feblt es beinahe gllnzlicli an gesetsUchen Normen Ar das Verfahren, so für 
Enteignungen n Straesmanlagen nnd rar Dnrchf tthmng von Lokalbanordnnngen. 
Fttr andere Eate^onen iHt da» Verfahren in den betreffenden Siiesialgeeetaen 
nur in einzelnen Punkten, aber auch hier in verschiedener Weise geordnet« 
80 bei Enteitrmiiijren für Ufer- und Daiinnhanten, Anle^-ung von Exerzier- nnd 
Siiiiessplittzeii , für l)(n}i;bauliche AnlaireTi, für !*t!>Titli! iie Was8erleitung:eii und 
tii)- Wiederaufbau nach Bränden. Eine prewisse i ebereinstimmunp findet nich 
nm- in Ansehunp des Verfahrens zur Wahrung der Hechte der sogen, ent- 
fernteren Interessenten (Eealgläubiger). 

Eäne'amfassendere Begelnng l»t allerdings das formelle Enteignnngsredit für 
Enteignnngen zu Eiaenbahnanlagen (in der Volls. Verordnung z. Eisenbahn- 
Enteign.-Oe8. vom 6. Jnli 1835), sowie an Wasseiianfsberichtignngen nnd Ent- 
nnd Bewttssemngsanlagen (Oes. v. 15. Angnst 1856 §§ 37 ff. nnd Anst-Verord. 
hierzu v. gleiclien Tape) erfahren. Aber ancl) liier pebi it lit os an einheitlichen 
Gnindsiitzen, namentlich in Bezng auf die VoUziebnng der Eateignnng nnd die 
Art der Ent8ch}ldip:unf?sfest8tellnnpr. 

Schon für das materitllr Knteijrnunpsrecht ist es ungemein schwierig, 
aus den verschiedenen Gesetzen L^cwisse leitende (Tnindslitzc zu entwickeln. 
Für das foruielle Enteignungsrecht »mss man bei dein ilenn:iligen Rechts- 
zustandc in Sachsen lücrauf von vomlierein verzichten. Da^ Enteignungs- 
verfahren kann nnr für jede Kategorie besonders dargestellt werden. 

Der Verfasser will im Folgenden den Versoch einer solehen Darsteilnng 
fSr die Enteignung zu Eisenbahnzwecken nntemehmen. Einmal ist dies 
das wichtigste nnd nmfsssendste Anwendnngsgebiet der Enteignnng. Sodann 
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scheint gerade hier ein drii^enderes Bedüifniss nach einer Zasammenfassnng 
dM foimeUeB Beehtes Tonnfiegen, da. ites heutige TerMireii bei Eäsenludin- 
enteignnogen der VolbdeliiingBveronlikiuig y<ni 1835 in vielen Ponkten nicht 
mehr entepricht, sondern eich unter dem Einflneee der Praade nnd gewieeer 
dem £äMidwlin1»ai eigenthttmUcher YerhiltniBse wesentlich abweichend ent^ 
wickelt nnd mehr oder weniger gewohnheitsrechtlichen Charakter angenommen 
hat. Um so nothwendiger erscheint es, den liierdorch geschaffenen Bechte- 
zustand, über den man auch in Sachsen in weiteren Kreiden nicht crenügend 
untenit'litet ist, zu fixiren und klar zu le^^eu. llierhei werden emzclTT^ Ali- 
sfhweil'iuigen in das Geldot des materiellen Eütei{rnunii;sreehtes ebensowenig 
zu umgehen sein, wie »ich bei der Darstellung de» letzteren die BerüliruDg 
vun Fragen des formellen Becbts ganz vermeiden läset 

1. 

Gesetzliche Grundlagen des Verfahrens bei Enteignangen für Eisentiahnzwecke. 

Auf das Verfahren hei Eisenbahnenteignangen beziehen sich folgende 
üesetzes Vorschriften und Verordnuniren: 

1. Gesetz vom 3. Juli IS'Sö über die Abtretung des zur Kr- 
bauung einer Eisenhahn Ton Leipzig nach Dresden etc. erfordere 
liehen Grnndeigenthnms. (Oes.- nnd V.-Bl. S. 371ff.) § 2 (Plan der An- 
lage, wonach die Nothwendigkeit der Abtretung bemessen wird), § Ö (Adminis- 
tratives Verfahren), § 6 (Rechtsweg), § 9 (VerfiRhren betreffs der entfern- 
teren Interessenten), § 10 (Kosten des Verfahrens). 

2. Verordnung über die Vollziehang dieses Gesetzes und In- 
struktiun der Strapsenbaukommissionen und Taxatoren hierzu 
vom 3. Juli 1835 (des.- und V.-Bl. S. 374 fr;. i<S 1. 3 fi. 12—14, 18 25 

3. Verordnung vom 4. März I6'6a, enii;,^e Zusat/e und Erläutern ii^^en 
/u der Vidlziehungsverordnung vom 3. Juli 1835 betr. (Ges.- und V.-Bl. S. 72 ff.) 
Pkt. 1 und 3.1) 

4. Verordnung vom SO. September 1872, die technischen Vorar- 
beiten für den Ban von Privateisenbahnen betr. (Oes.- nnd V.-Bl. S. 489 ff.). 
Diese Verordnung enthält in den §§ 7 nnd 8 des zweiten Abschnittes (B. 
Von den speziellen Vorarbeiten) die Formvorsehrlften für die Anfertigung 

der Enteignungsunterlagen. Nach diesen Vorschriften wird im Allge- 
meincn auch bei Staats eisenbahnbauten verfahren. 

5. Verordnunar vom 7. Mftrz 1874, das Verfahren bri Expro- 
priationen für Eisenbahnzwecke betr. (Ges.- nnd V.-Bl. S. 17 ff.). 

>) ünterm 21. Februar 1836 warde vom Min. des Innern eine aus 6 Abschnitten 
bestehende Nachtragsinstruktion f. die Strassenbankfnumis^ionen, das wegen der 
Leipüg-Dres<ieDer Eisenbahn in Gem. des Ues. u. der Vdg. v. 3. Juli 1835 m beobach- 
(nde Ezpropr. Tertüavn betr., erianen. Himrvon wurden 8 Abschnitte wegen ihrer 
aUgendneren Bedeutung im Ges.- nnd Ver.-Bl. mittels Ver. v. 14. Milrz 1896 bekannt 
gemacbt, vgL v. Biedermann in der Zeitschr. t Bechtspfl. und Verw., K i\ 16. Bd. 
S. 412ff. 

^ Der erste Abschn. d. Ver. i— 6) enthält die Voncbiiften «ber die sogen* 
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ZI 

Die E«tti|iiinasliebttrtfea und iwmt FMkttoMR. 

Die Enteipmnng gründet sich anf daa öffentliche Recht. Dto Fast* 
stellnng des Gegenstandes der Entei^nng nnd die Vollziehnnp: derselben ist 
daher bocniffsmÄssig Verwaltnngssache, die Feststellung^ und Befriedipning des 
Ent schädi^uDgHanspmchos dagegen an sich Jastijs»ache, da hierbei ,das öffentliche 
Interesse nicht weiter hetlieiligt ist, als an der Eiistenz perechter Privatiechts- 
ordnung und ilirer Bewährung überhaupt" (Wach). (Vgl. Scheicher, Rechtsw. 
d. Enteig. § 41 Anm. 1 8. 186» § 96 Anm. 886 8. 461.) Aue überwiegenden 
ZweckmftBsigkeitflgrlliiden ist ftber in vielen Staaten wenigstens die Yorlftnflge 
Entecheidmig fiber den EntedAdignagaanapnieh einer VorwaltnngBbeliVidef nnd 
zwar In der Begel demlbea BeliSrde übertragen, welelie die Enteignnng ana- 
aoeprechen und zu voUiieben bal. So andi im E6nigniehe Sadiatti (vg^. 
Ä. a. 0. § 96 S. 463 ff.). 

Daher ist liier auch bei Enteigrnnnpen zu Eisenbalmzwecken für das Ent- 
eipnungsverfahrcn im e. S. beiden Theilen nur der Verwaltunprsweg 
gegeben, während für das Entsch ädip:nnjrsverfaliren znnitchst der Ver- 
waltungsweg, dem Enteiprneten aber fnidit anch dem Unternehmer) ausser- 
dem der Rechtsweg eroflnet ist (vgl. a. a. 0. § 8 Aniu. 48 S. 36; § lüü 
Anm. 316 8. 488; § 104 S. M)3ff.). Den EnteignungsbehÖrden ist demgemäss 
auch die Vorentsdieidiuig ftber die Entsehftdigungsfordemng des Bnt«igneten 
nnd zwar sowohl nach ihrem Ornnde — in Bezog anf das Beebt anf Bnt- 
eehSdlgiug — wie nach ihrer H8he ttbertragen. Als weitere Funktion dieser 
Behörden tritt in Sachsen, ahweleliend yon der Einrichtung in anderen Staaten, 
namentlieh den Thürini^iHchen, wo für beide Geschäfte verschiedene Organe 
eintreten, noch die Wahrnehmung der allpremeinen landes polizeilichen In- 
teressen und die Fürsorge für die in ilirer f>ioherheit oder ihren Ver- 
kehrsverhältnissen durch die Anlage betroflenen Privatpersonen lünzu. 
Sie liabeu dalier ausser den mit der Enteifrnunfr selbst zusammenhangenden 
Geschäften aucli die le<Uglich dui'ch die Anlage bedingten polizeilichen Mass- 
nahmen im Öffentlichen nnd privaten Interesse nach § 4 des Enteignungs- 
gesetzes vom 3. Jnli 1836 (Erhaltung von Wegen und Wasserlänfen und sonstige 
Veranstaltungen zum Schutze der Bahnanlieger) zu treffen nnd dureliznfBhren. 

Die EnteignungsbehSrden und deren Funktionen werden sun&dist 
bestimmt durch § 5 des Gesetzes vom 3. Juli 1835: „Die Bestimmung der 
zum Bau dieser Eisenbahn abzutretenden Grundstücke oder Parzellen*) 
der letzteren, deren Ab sc hat zun pr, die Anordnung der nach § 4 nö- 
thieen Vnrk eh r ii u en und die Ausuiitte lun^ der deshalb zu leistenden 
En tscliäditr uniro n erfolgt im Verwaltungswege, zunächst durch die 
Strassenbauiiommissionen der betreffenden Aemter, durch deren Bezirk 

generellen Vorarbeiten, deren Ansfiümmr' nnd VorI^;ung ZOr Ertheilnng der 
Konzession zum Hau einer Eiscnbahu ertorderiich ist. 

') Unter aParzeUen" sind im Gesets vou 1836 and der Vülk.-Ver. stets Gnuid- 
stttckstheile im Gegenssln su dm lechtUeb dn Ganses Uldeaden GiundstOidBsn sn 
▼enkdien. 
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diiEiMBiMdin gefiQurtiviid*; fener dwch die Yer Ordnung aber die Besiort- 
▼erhUtnisBe In EiaenlMUm- etc. Angelegenlieitflii ?om 36. Juni 1861: ,§ SB. 
Dem Depirtement dei Innern ansBcblieaeiicb gehören an: a) die Leltmig der 

Verhandlimgen fiber zwangsweise Abtretung des zn Eisenbahnen erforderlichen 
Gmndeigenthnms nnd die Entscheidnng aller darauf Bezug habenden Sachen, 
insoweit dabei niclit der Bechteweg betreten wird, und zwar pl»Mf]i/oititr bei 
Staats- und Frivatbalmen, — — — — dio Hanrlhabung des Schutzes der 
Adjazenten geg^en Getahren oder BeeinträchtiKua^'eii, wehlie aus der Anlage 
oder dem Betriebe der Bahn entstellen et<'. 4. Die Erlediguntr der unter 
lit. 1). aufgeführten Angelegcnlieiten erfulgt, in dem lür Verwaituugssachen 
ttberbaupt bestehenden, bez. hinsichtlich der Expropr. Sachen durch das Ges. T. 
8. Jnli 1835 geordneten Instamennge*. 

Naeh §$ 7 und 9 des Oesetsee über die Organisation der Beliörden 
fär die innere Verwaitnng vom 21. Apiü 1873 in Verb, mit der Verord. vom 
22. August 1874 § 8 nnd der Verord. vom 15. Olitober 1874 Abs. 2 sind 
die Geschäfte der Strassenbankommisdonen, (welche aus dem Amtshaaptmann 
und dem Gerichtsamtmann zusammengesetzt waren), für Enteiprnnngs- und 
Kinenhahnangelegenheiten ausschliesslich nnf <lic Amtshanptmannschaften 
übergegangen. Diese liaben sonach die Knnktionen der Fnteismungrt- und 
Landespolizeibehörden bei Balinanlagen je innerhalb ihres iSezirkes, und zwar 
auch in den son&t von der Zuständigkeit der Amtshauptmannschaften ausge- 
nommenen Sudten Dresden, Leipzig und Chemnitc, anszuüben and entscheiden 
ftber alle einschlagenden Punkte in erster Instann. 

üeber Be knr se gegsn die EntseUiessongen der Amtshanptmannsdiaften ent- 
scheiden nach ^ 31, 32 des Organ. Ges. y. 1873 die Kreishanptmannschaf ten 
(gemiss § 25 kollegial zusammengesetzt) in zweiter nnd letzter Instanz. 

Besch werdelnstaaz ist nach den Ereishauptmannschaften noch das Mi- 
nisterium des Innern, welches krat't seines Oheranffichtsrechtes auch an sich 
cndfiilti're Entscheidungen der Kreishauptmannschaften autlieben nnd zur ander- 
weiten Entvscheidung zurückverweisen kann, wenn solche gegen den Inhalt der Akten 
oder gegen klare Vorschriften des materiellen oder formellen Rechtes Verstössen. 
Oft lässt das Miiiiäterinm des Innern liierbei aucli ein freieres Ermessen walten. 

Der Schwerpunkt der Thätigkeit des Ministeriums des Innern in Eisen- 
btbn'Enteignnngsangelegenhetten liegt aber in der Feststellnng nnd Ge- 
nehmigüttg des Planes der aasznflUirenden Anlage, welcher die formelle 
Voranssetzimg der Einleitong jedes Enteignnngsverfalirens an TSisenbahnnwecken 
bildet, vgl. Ges. v. 3. Jnli 1885 § 2: «Ueber die Nothwendlgkeit der Ab- 
tretnag des hierzu in Anspruch zn nehmenden Grundeigenthums ttberliaiqit 
nnd den Umfang desselben ist nach dem Unserm Minigterio des Innern 
üher die Richtung und Anlage der Eisenbahn, sn^v^e die dazu erfnrflerlichen 
WachthSnser nnd anderen Gebäude vorher zur Prüfung vorzulegenden 
and von demselben genehmigten Plane zu entscheiden", und Gesetz 
über die Expropriation von Cfrundeigenthum für Erweiterungen 
bestehender Eisenbaknen Tom 21. Jnli 1885 § 2: ,Fär jeden einseinen 
IPaU, wo nach § 1 dieses Qesetm die Ezpropriaüon eintreten sull, geschieht 
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aolebei durch besondere, üns zur Genehm^ruig: Torsnlegende Verordumig des 
Minigteriime des Innera nach vorgängiger 0enelimignng dee Planes 

(§ 2 des Grs v. in 3, JoU 1885)«. 

Zur Mitwirkung an dieser Planfeststellnng und -CTenehini^unp-* ist wk 
§ 1 der ohpn anp^efülirtcn Verordnung' ühpr die Rpssortvorliiiltidssp vom 
20. .Tnni IHhl das Finanzministeiinm berufen: .Von den das P^isenbalin- 
wetien betrertenden Angelegenheiten geliört A. den Departements! des In- 
nern und der Finanzen gemeinschaftlich an a) die allgemeine Prüfung 
und Beurtheilung aller £i»enbahuuutemehmungen, gleichviel, ob es sich um Aus- 
ftthrnng dereelben ans Staats- oder aas FriTataiittelii handelt*. 

Hiernach wird jeder Enteignongsplan für Btoenbahnanlagen von beiden 
WniBterien gemeinschaftlich festgestellt und geneiiniigtt znnftehst ^001 Finans- 
minlsterlnni geprüft nnd nach dieser Prflfiing vom Hinisteriiini des Innetn 
zur Enteicrnung antorisirt 

Die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden in Eisenbahnenteignungs» 
angelegpnheiten erstreikt suii nach § ö des ües. V. 3. Juli 1835 und § 2 
der Verordnung vm 2i'). Juni IHöl: 

1. auf die Leitung des gesaiimiteu Enteigunuirsvei-falireng und die Fest- 
stellung und Entscheidung aller mit der Enteignung zusaiunu nhllnffenden i:'unkte 
und Streittragen zwischen dem Luteruehmer nnd den Entei^eieu, 

8. anf die Wahmehmnng der aUgemeinen landespolhceilicben Interessen nnd 
die Handhabnng des SchntKes der Anlieger gegen nachtheilige Einwirkungen 
der Anlage und die Entscheidung aller hierbei auftretenden Differenzen zwi^ 
sehen dem üntemebnier einerseits nnd den betheiligten Privatpersonen bes. 
den im ötTontl. Interesse veiiugenden Bdit>rden andererseits. 

Die Zustiindigkeit der Enteignungsbehorden als solcher, insbesondere anr 
Entscheidunir über KntsrhHditruncstVacpn, ist zunilchst i^achlirli bosrhriinkt in 
Hinsicht anf die mit der EnttiLMnm'j- in ursii» lilicliem Zusammenhange stellenden 
Ansprüche, soweit sich solche noch während der Dauei des Verfahrens nath 
(Inunl und l'mfang erkennen und beurtbeilen lassen (vgl. .Schelclipr. Keelit^w. 
der Ent. § 47 S. 215 ft.; § 53, S. 24«ff.). Ferner ist jene Tliiltigkeit üeitlich 
begrenzt durch die Daner des Enteignungsverfahrens, welches mit dem sog. 
Schlnssverhandlungstermine seinen endgültigen Abschlnss findet (vgl. Verord. des 
Hin. des Innern vom 20. Juli 1881 im Sachs. Wochenblatt 1881 S. 158.) 

Die Verwaltnngs-Beh5rde bat sich hiemach der Entscheidung ftber die Ent- 
schädigungsansprüche der in ihren Beehten nicht von der Enteignung, sondern 
nur von der Anlage Betroffenen, feiner über Sehttdenforderungen Enteigneter, 
die sich nach Grund und Umfanir im Voraus noch nicht ermcsf^en lasHcn (irrava- 
mina de futuro), endlich über alle naeh Absrhlnss des Verfahrens ireltend ge- 
machten Ansprüche der Ents« Iteidung zu enthalten und die Bctheiligten hier- 
mit lediglich anf den Rechtsweg zu verweisen. 

Der Rechtsweg gegen die Entsclieidnng der Verwaltungsbehörde über die 
Entschädigung*) ist dem Enteigneten^) bereits durch § 31 der sftchs. Ver- 
f assungsurlninde» ausserdem aber durch § 6 des Oes. 6. Juli 1835 noch besonders 

') ") Stohe nftchate Seite. 
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eröffnet wurden: „Entsteht ein Streit über die Summe der Entschädigung und der 
Eigenthämer will sich bei der Entscheidung (!) der Verwaltungsbehörde nicht be- 
nhigen, so tritt die auf dieiea Fall steh bectebeiule Yotsdurift der VerfaraiuigB- 
«rkmide § 81 ein. PBr den eoIchenfallB sn betretenden Bechteweg baben 
die lagenthttmer nn4 die Unternebmer das Jnstisanit, in deaien Benrk daa ab- 
mtretende Orondeigentbvm liegt, ala Oericht erater inatanz anznerfcennen*. 
Der hier vorgesclirirhene Gericbtsstand hat nach dem Vorbehalte in § 15, 2 des 
Einf.-Ges. zur Civ.-Proz.-Ordn. auch jetzt noch ausschliessenden Charakter. 
Vd. ReclitMv .Icr Ent. § 104 S. 507; H{li)f^, Zwanfjaeuteign. , § 8 S. 20 Anm. 4H. 
!)ip KrlpiliL'unp des EiitstliädjgungBstrfit»^s im l\efht??wejre bildet in SailiKen 
keiaen Tiieil des Enteignungsverfahieus in \v. S., da bipv -— abweichend von 
dem Prensg. Enteignungsrechte, Ges. v. 1874 § 32 uit Vuliziehung der Ent- 
eignaug durch den Widerspruch gegen die EntBchädigimgsfeststeliung über- 
banpt nicht beeinflnaat wird, Verf.-Urk. § 31 Abs. 2 (,es ist aber einat- 
veOen die Abtretung an bewirken nnd die von der Verw.-BehSrde featgeaetate 
Summe an beaaUen*) und Vollz.-Ver. vom 3. Jnli 1836 § 22. 

Die Wahrnebmnng der allgemeinen landeapoliaeiliehen In« 
t er essen nnd die Sicherung der Anlieger g^^en nachtheilige Einwirkungen 
der Anlage richtet «ich auf alle Veranstaltungen, welche aus Anlass der Er- 
richtunpr nnd des T^etiiebes dei- Eisenbahnanlage einerseits im Interesse des 
allgemeinen V'eikehis und tltr öffentlichen Sicherheit (AnfreebterliaHung von 
öffentlichen Wecren und WasserlHufen, Sicherungsmassre^^eln an soh heu, Schutz 
gegen Ueberselivveuimungsgefahr etc.), andererseits für den Verkehr der Bahn- 
anlieger und zmu Schutze derselben gegen üefaliren (Herstellung von Bahn- 
ttbergängen Vir Private, Anordnung von Einfriedigungen, Schntaschranken, von 
Vorkelinuigen anr Abwendung der Fenersgefahr ans den Loeomotiven etc.) 
sich als erforderlich herausstellen. 

In erste rer Hmslcht erseheint die V^rfOgongagewalt der Ent^lgnungs- 
behörde weder nach § 4 des Ges. v. 3. Juli 1835, noch nach § 2, d. und e. 
der Verordnung über die KeHsortverhilltnisse ycm 26. Juni 1860 beschränkt, 
sofern sich nur die geforderten Veranstaltnniren unter einen der angegebenen 
(»efsiolitsimtikfe des öffentlidien Interes<5e< biiniren his^ien. Eine solche Be- 
-ihriuikun;; crgifbt sicli aber einmal aus deu später erlasseneu Bahnpolizei- 
gesetzeu des deutschen Kelches (^Betriebsordnung für die Uaupteisenbalmen 



Die Beäclireitung des Hechtswegeä iät nach Ansicht des Verfassers von wenig- 
Ktem einer Toimtselieidai^ der Enteignungäbebörde, dagegen nicht von der EnehSp- 

Inng des gp«<a!nmten Instanzenzuire«; im Verwaltmigswecfc nbhanfrig; vg-l. "Rechtsw. iler 
Enu §g 100, 101, 102 S, 48ö~4U8. Die sächsischen üerichte haben ireiUch bisher 
innier noch an der Ansicht festgehalteu, dass der Enteignete den Kcchtsweg iu Bezug 
auf die Entscbädigungsfrago sofort beschreitcu köuuc, vgl. auch das neaeste Erkenntn. 
des Oberlandci«e;ei Dresden y. 18. Mai IfiSS im Säcbs. Archi? fBr bfiigeri« Bseht und 
l'roa. 3. Bd. S. mOfL 

*) Dem Unternehmer steht der Kechtsweg nicht in, weil er ihm im Gesetze 
nicht gegeben ist, vgl. Rechtsw. «I i I i. 104 S. 503 ff. Aus Grümitn der Rechts- 
i;Uicbl)t.'it hätte 'T allerdimrs mch ik'iii Untoniehmer eiugeHlumt werden soUeo, wie 
Ü. in Preusseu nach g 30 Eut.-Ües. t. 1874. 
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92 W. Schelcher, EnteifpuugsTerfabren für Eisenbahiiüwecke im K&uigr. Saclittea. 

Devtsehlaiids vaä Balmordmuig fttr dio Nebeneisenbalaai DeitMlilaaidB, 
beide Tom 5. Juli 1892) ineofeni, ab diese GeBetee iMetinante Vor> 
■chzlften über die Sichening des Sifeiitlieben Verkebres und der Anlieger 
gegen die Gefabren den Bahnbetriebes, namentlich hinsichtlich der Einftiedlgnng 

nnd Bewachnnjr der Bahnen, fenier hinsichtlich der Signalisimng von Zügen 
md der zuliit^sifien Falirgeschwindigkeit (Betr.-Ord. §§ 4. 5. 26. 27, Bahn- 
ordn. 7, 12. 21. 27. 28) enthalten, über welche die I.andespolizdbeliörde 
ak solche in ihren Anordnunii^cn jedenfalls nicht hinausgehen kann. Sodann 
kann die Knteignungtibehürde nicht Hertstellongen anordnen, welche die Sicherheit 
des banlichen Zvatoiides oder de« Betriebes der betreffenden Anlage selbst be- 
etntarftchtigen könnten. Endlich mass bei den aa treffenden Anordnnngen auch 
auf die mehr oder minder gefShrUehe BetriebewelBe der Bahn BUdcsieht ge» 
nommen werden (vgl Beehtsw. d. Eni §8 8. 886. Anm. 48). 

In Bezng auf üßn Schntz der Anlieg^er ist die Enteigniingsbeh5rde 
in ihren Anordnungen zunächst ebenfalls dorch den Inhalt der erwShnten 
reichsgesetzlichen Xonnen. im Uehriiren aber auf die in § 4 des Ges. vom 
3. Juli 1835 speziell roigesehenen Veranstaltungen beschränkt. Sie 
kann nicht dem ünternehiner bauliebe llen«te! hingen auferlegen, welche sich 
nicht unter einen der in dieser Beatimmniifr anpreprebenen Gesicht^pnnkte der 
Ei'iialtuDg des Verkehrs oder der Sicherheit eines Anliegers bringen lassen. 
So I. B. latDn nicht dem ünteradmier Wlederherstelinng eines Oeblades, 
Gartens, Brunnens» oder einer sonstigen Anlage, angeBonnen werden, selbst 
wenn ein von der Enteignnng betroffener GntndstttcksbeBitKer solcher snr Ef 
haltnng seiner wirthBchafHichen Existenx nnnmgftngUch bedarf. In dieaem 
Falle ist der üntemelmier zum Nataralersatze zwar berechtigt, aber nicht 
verpflichtet. Nacli dem Gesetze hat er hier lediglich EntschAdigong an leisten 
(vgl. a. a, 0. öti S. 2()<)rt'. Anm. 102. 103). 

Andrerseits aber erstreckt sich die FürHrtr<j-o der Behörde hier auf den 
Schutz der Anlieger als solcher, ohne liiuksulit darauf, ob sie von der 
Enteignnng betroffen werden oder nicht (vgl, a. a. 0. § 48 S. 224 ff.). 

Aus der rein öffentlich-rechtlichen, polizeilichen Natur der hier in Rede 
stehenden Thfitigkeit der Verwaltungsbehörde ergiebt sich von selbst, dass die 
BeÜieiligten, nnd zwar ebenso die Anlieger als solche, wie die von der Ent- 
eignnng Betroffenoi selbst, nicht einen privat-rechtliehen, sondern nar einen 
Sff entlich-rechtlichen Anspruch anf Anordnung und Ausführung der be- 
trefliendpn Sehnt/' rVehrungen haben, und daher mit diesem Ansprüche aus- 
schliesslich anf den Verwaltungsweg gewlesen sind (vgL a.a.O. & 223ff. 
Anm. 46. 48 a. E. 50). 

Znr Durchfiihmnp: dieser ixdizcilifheii An(»idnnngen ist das für das Unter- 
nehmen ertheilte Enteignung« recht erweitert; es erstieckt sich nach 4 
3. Satz des Ges. vom 3. Juli 1835 auch auf das zu den betreffenden Aulagen 
in Anspruch zu neluuende Privateigenthum, jedoch mit der Beschi-änkung, dass 
dieses Uerzn nicht gSailich enteignet, sondern nur mit den entsprechenden 
Dienstbark elten beschwert werden kann. (Fortsetsnng folgt) 
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4. 

Zum Strai^echtssehutat der ätrassenbahueu. 
Ton Dr. Kari Hille 

Syndikm der GrMsen Berliner Pferde-Eisenbaha-AktieiigeseUflcluift in Berlin. 

Dakke (Bd. XI. S. Kii) dies. Zeitschr.) und Coermann (S. 281) haben 
mit der Bebaaptung zweifellos recht, tlass nach detn heutigfii Stande der 
\ Bechteprechtmg nnd RechtswissenHchatt die mit tliieriticher Krait Ijetriebenen 
i Bahnen nicht zn den filsenbabnen im Sinne des Strafgesetzbaches §§ 315, 316 
819 m recbnen aind. Lubeaondere achlieaat die Thntnche, daaa dne ge- 
{ Idante Anadeliniiiig dar beregten StrafbeaÜoniiiiigaB anf die Ff erdebahnbetriebe 
1 darob ta Anaeebiiaa dea Bondeatatiiea fOr daa JnatiEweaen*) abtselebat wurde, 
I fir den geaetegeberlacben WUlen» daa IngeMmetzen der Pferdebahnbeteiabe 
I ktiner besonderen Bestraflng zu unterwerfen. Mittlerweile bat jedoch der 
Reichstag in seiner Sitznn? am 30. April 1891 einen Antrag nm Ansdehnnn^ 
des StTfifrechtaschiit^rps aiif die Pfenlebahnbetriebe dem Reichskanzler als Ma- 
terial tür eine Strafred it>iiitvelle überwiesen.^) In der sehr einirehenden Ver- 
handlnng wurde Yon slimintlichen Rednern der heutige Rechtszustand für un- 
zureichend erkläit. In der That wird eine unterschiedliche Behandlung der 
Strassenbahnbetriebe nach ihrer Triebkraft auf die Dauer kaum zu halten 
lein. Kommt ea docb jetat acbon vor, daaa anf dem aSmlieben Q^lelae 2fige 
adt mediaoiacber and tiiieriaeher Triebkraft einander folgen. Ohne der Balm- 
strecke in der Skaüitaer- nnd Oitachlneratmaae za Berlin gedoiken an vollen« 
welehe dam Eijsenbabnflakiia gebQrt nnd rar XelilanbefSrdarang vom Qttterbahn- 
liof nach der Stftdtischen Gasanstalt bestinmit ist, dagegen für die Tages- 
stunden einer Strassenbahnbetriebsuntemehmerin zur Ausnutzung Terpacht«t 
ist, weil hier nur an wenigen Nachtstnnden , während welcher der Pferdebe- 
trieb ni1)t, Dainpfzüfre verkehren, sei die den Tlüergarten durchkreuzende 
iStrecke Xoliendorf-Platz — Moabit her vorsreh oben, welche theils mit Pferdeki-aft, 
theils mit elektrischen Accumulatoren betrieben wird. Hier folgen «ich also 
Wagen uiit verschiedenen Triebkräften. Soll nun der Zufall, ob der erste 
einem bereiteten BetrlebeblndenÜBse nabende Wagen von Pferden gezogen, 
oder durch avfgespeicherte Elektridtät getrieben wird, wirklich die welttn^ 
lande Bedeutung hab^, die gegen die SIeherheit dea Bahnbetriebea verübte 
Tbat and anf aie sarickEvfBhrende Ent^leiaang zu einer mit Geldstrafe oder 
Haft beatrafbaien Pebertratung, oder an einem bei Vorafttalichkelt mit Zncht- 

<) Drucks, c. d. Verk d. Bondecor. Sess. 1875 Nr. 73, 78 S. 18; Plot. S. 423. 
*) Drocka. a. d. Balehat Veih. 1801 Nr. «13. 
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hMiftf bei Fahrlilflrigkeit mit Geflin^niaB in bestrafeixlen Verbrechen bezw. Ver- 
gehen 7.U tfOHtalten. Das allj^^emeine Secbtegefiihl wird darin schwerlich Bc- 
friedijruiitr rimlpn, Insofoni nun bei der iuiraer weitcrirreifenden Verwendnng 
elementarer Tiidikiiitte im StrassenbahnlutridK' unter dem Verwaltuniriä- 
gebranche *) das Ikralircii dtuhelben Bahnstret ke mit versrhiedenen Triebkr.lften 
zu gestatten, anf prif.sseie Verbreitung der Filllezahl /u rechucn ist, in «lenen 
der Zutall, welcher von zwei zu erwartenden Züjfen zuerst eintreffen wird, 
für die strafreclitUclie BeartheUmi^ der That einen aneschlag^benden EinflasB 
abea wfirde, dürfte der Gesetsgeber allerdings «ich bald daan genOtliigt sehen, 
ansglelehend einzugreifen und dem Wunsche des Dentachen Reichstages zu ent> 
sprechen, anf dem Gebiete des Strassenbahinschntzes das Recht mit den Zn- 
standsTeriiUtniSBen in eine mehr aachgemftsse Uebereinstimmnng an bringen. 



Literatur. 

1. Besondere eisenbahnrechtliche Schriften. 

Coermann W., Kaiserl. Amtsrichter. Die Beicks-EiseubabngesotJEgebung. Text-Ausgabe 
mit AnmerituQgen. Berlb 19^. J. Gntte&tag. 

Dm vorliegimde Sammelwsik enthftlt eine toh der sachknndigen Hand 

des durch verschiedene eisenbahnrechtliche Abhandlongcn bereits vortheiltiaft 
bekannten Verfassers bewirkte tibersichtlicbc Zusammenstellung der weitver- 
zweigten reich srechtlichen Best inuinin^^yn über das Kif«eiibahn- 
weüeu uud bringt iu einem Anhange die beiden wichtigsten urgaatücken 
BisenbahngesetM des Königreichs Preosseo, das Gceeta Uber die fiisenbalm« 
Unterndmiiiiigen vom 8b Nevember 1838 and das sogaaannte Khrfubalui* 
Geaetz vom 28. Juli 1892, zum Abdruck. Das praktische Bedürfniss na«^ 
einer Zusammenfassung des in vielen Einzclgesetzcn und Vcrurdnnngcn zer- 
streuten Quclleumateriales des deutschen Eisenbabnrechtes besteht schon 
längst. Die Art der Lösung dieser Aufgabe im vorliegenden Werke erscheint 
aber auch um deswillen besonders dankenswertb, weil hierbei sogleich eina^ 
seits der Versuch einer systeiuatischcn Ordnung jenes BUterisles gemadit, 
andrerseits trot;: des boHi hränkten Raumes in ikn Aumorkungun zu den ein- 
zelnen Oe-'etzeävorsrhriften die Deutsche Rechtsprechung, insbesondere dicicni^ro 
des Reichsgerichtes, in nahezu erschUpfender Weise mitberückäichtigt worden 
ist Die Gliadenmg des Stoffes in L Yerfaaeongs- nnd Venrsltungsrocht, 
II. Bflrgerikhea Beeht and III. Stralireoht ist im Grossen nnd Gensen sach' 
gemäss, da sie den dsmlt vwbundcnen Zweck der Erleichterung der Uebersicht 
in einfachster Weife erreicht. Jede andere, wissenschaftlich vielleicht rich- 
tigere Anordnung des StotTes würde zu einer Vennehning' der Kategt>rien 
fuhren, ausserdem aber eine Trennung der grösseren organisclien Gesetze und 
Verordnongen je nach der Richtung ihrer eiiiaelaea Vorscbriftett nnd Bin- 
reihang derselbea miter v«f«ehiedene Kstegmea bediagen, wodurch das 
eigentliche Ziel des Verfasser« den Juristen nnd Ei*;pnbahnbeanitoii einmi 
möglichst klarea nnd handlichen Leitfaden duxch die fiiaenbahageeetsgeboiig 

*) Z. B. thieriscbe nnd Oampftaraft anf der nümlicfaen Stveelce, in Wiesbaden, 
Berlin, Hambnrg; thieiische nnd BlektiicitSt in Dresden, Halle, Hambaiig. 
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BeidiM m liietoii, weieatlich beefntrtelitigt wttrte. Ala Haogel 

ies W«t1cn iat et la beaekfaneB, dus eine Auahl wichtiger VonoluiftMi 
darin fehlen. Dahin gehören die Babnordnnng für die Nebeneiseubahneiii 

die BcstimmTingren über 'Vw Bof;llu£ning der Eisenbahnbeainten, ilie Normen 
fQr den Bau uüd die Ausrüstung der Haupteisenbabnen, Avesentliche Tlieile der 
Betriebs- und Verkebrs-Ordnnng (die Anlagen), die Auüf uhrongäbestiiuiuuugen 
des internat üebweinkonmmfl, die Art 990 M» 481 des Hand. Get. Bnchs. 
Ks steht IQ erwarten, due bei einer nenen Auflage dea Wericee» welehaa 
im Uebrigen anfa wSrmBte empfoiilen werden Itana, diese LUcken aiisgefOUt 
werden, Dr. W. Scheicher. 

Hatifl, H. Komi'ciidiuin <U r Bahnen nicdorrr Ordijiinü:. I. TliL'il. }ierliü 18yö. M. Hahn. 

Daä Wtii'k tiUlhäU otneu Abdruck der preuaaiscbeu Gesetze vom 3. Xü- 
vember 18S8 (Eisenbahngeaets) nnd vom 88. Juli 1892 (Kleinbabngeaetz) 
nebet Anafttbrangabestimmmigen. Dieaen reihen aicb ttbeniditliehe Znaainmen- 
Stellungen über die technischen, finanziellen und persönlichen Verhältnisse der 
, deutschen Privtit-EisenLabnijn niederer Ordnung an. Das Sammelwerk, welches 
fortan alijubriicb erseheiueii soll, wird .sich für jeden, der sich über die 
TerlkftltniBae der genannten Bahuen infonniieu will, sdn ein uüuiicheä und £u- 
Teilliagea Naebaehlagebabh erweiaen. 

Eifelhtrd^ F. iL Sammliuig von Geaetaen, Verordnungen, Brlaaaen n. a. w. in fiesug 

auf den Siaenbahndienst. Berlin 1895. B. v. Deoker's Verlag. Q. Schenk. 

Das Torlieg:end(i Sammelwerk bezweckt, den Eisenbahnbcaniten als 
Handbuch zur Vorbereitung für DicnHtj>riifiin<?en und zum praktischen Ge- 
brauch zu dienen, zugleich aber auch den Kisenbabnvorwaituiigeu aiä Hülfs- 
und NachaehlagebncL Die Qoeetae vnd Veronbnugan aind in ihrem amtlichen 
Tette in neueeter Faeanng, aber unter Anaaoheidnng aller fOr Eiaenbahn- 
dimatawedie Uberflttsaigea Paragraphen, wiedergegeben. DazAvischcn sind An- 
merkungen eingefü<ft. die den üesetzeatcxt kurz <t1 intern, auf Parallelste! len 
hinweisen, ministerielle Aust'iUirung^erlassii iii ihrem wesentlichen Inbalt an- 
fübrcn. Eine derartige Sammliuig entspricht ohne Zweifel einem lebhaften 
BedflrCniaae. Sie enthUt in did Theitai: I. Geaetae und Verordniingen ali- 
gemelnen bihalto: Beicha- und StaatSTer&aamig, GerichtarerfaBaiing, Ciiril- 
nnd Strafproaeaveeht, Vormimdschaftsrecht, Gmnderwerb etc. etc. II. (fesetae 
und Verordnungen, welche liei dem Bau, dem Betriebe und der Verwaltung 
der Staatjieisenbahnen in Betracht kämmen, eiuachliesslicb Haftpflicht. Kranken-, 
Unfall-, InvaUditäts- und Altersversicherung. III. Die BeamteugesBtzgebung, 
unter BerOdcsichtigung der VerbUtaiaae der preoaaiadmi Staataeiaeabahn- 
beamteu, als: Anatellunga-, Beaoldnnga«, Diae^linai^, FenaiinaTeiliiltniaae, 
Hinterbllebenenversorguug etc. Nach der Reichhaltigkeit der beiden ersten 
Lieferiuigen. welche sich bi? zum Gerichtsverfassungsgesetzc einschl. erstrecken, 
darf erwartet werd<ju, da^ü die Sammlang den angegebenen Zweck voll imd 
ganz erfüllen und ein gutes Hülfsmittel fOr den praktischen Gebrauch 
bieten wird. Dx. G. Eget. 

EriMUHi, Oalu Daa aehweiamaehe Biaenbakn^Haftpflielit'Geaeta vom 1. Juli 1876 inter- 
pretirt durch das Bundesgericht 1876'-94. Basel 1895. Detloffs Bucbbdlg. 

Das schweizerische Haftpflicbtgeaetz hat eine erhöhte Haftpflicht des 
Unternehmers 1) filr den Bahnbau und 2) für den Bahn- und Dampfschiff- 
fahrtsbetrieb eingeftüirt. Ersterc umlasst jedwedes Verschulden de» Unter- 
nebaiefa, tetatere alle Verlefamagen nnd Tödtuugen bei dem Betriebe, aofem 
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dritter, welche nfdit Im Dfenstrerhftltiiüw sur Bahn stehen, nachgewiesen 
wird. Durch ausjsugs^vei^o W}f>i]#>rgabe der zahlreiVhf»Ti Entscheidungen des 
obersten üchweizerischea Gerichtshofes hat Verfasser eine sehr sorgfältige und 
brauchbare Ueb^rsicht fiber den Stand der einschliigigen schweiserisch^ 
ReditMiattdiDng gegeben, ffin VexgMdi mit der dentaekeB eigfelvt die 4her* 
einitinunende Aaffaasnng der weeentlicheu Begriffe, wie der bOberat Gewalt, 
dee ebenen TenolroldeM, dee Betriebes. W. OOimsiui. 

Mil, Dr. Vict. Encyklopädie des gcsammten EiflenlfthiiweieiiB. TU (fleUtua) Bud. 

Wien 1H:>5 «'i^rl rterol-r« Solu! 

Mit dem vorliegenden Baude ist das gross angeleimte, von dem Heraus- 
geber mit unendlicher Ausdauer und Sorgfalt durchgeführte Werk, fUr welches 
ibm der wtnuste Denk der g«nammten . Vetkehrewelt gebührt, beendet Wie 
die vonngttbeoden Binde, so «nth&lt auch der Soblnssband eine BeOie tot- 
zttgUch geschriebener Artiicel, welche wichtige Fragen des Eisenbahnrechts 
berühren. Dahin gehören: Subventionen (Gross), Tarifß:*»8et«gebung (Ulrich), 
Zwaogsvolhitrecknng (Gleim), Transporthindemisse, 1 ransportTcrsicbening, Un> 
fallTersichening, Zollverfahren, Verpadnuig, Verschleppnng, Wegebaupflicht, 
Verein dentielMr Risenbahii'YerwiltaBgen. (BQII). Dr. O. Vger. 

Hnrfinee, M., DieBlUni der Berner Convention Aber den InternntioBftUn 
FraohtenTerkelir. Wien 1895. Splelliagen 4 Seboriob. 

Die vorliegende BroschUre ist eine gegen das internationale TTebcrein- 
kommen gerichtete Tendenzschrift. Der Verfas-^er führt pine scharfe 
Feder, er versucht den ^grossen Prinzipien* des Ueberemkoiiuiiens (gesetzliche 
TranspurtpHicht der Eisenbahnen, deren Solidarhaftung, Bechtseinheit für alle 
Vertragsstaaten), „an denen bidier jeder mit wAmuBt Elirlliidit vefüber ge- 
tHrbH^UMm, ein wenig in*e AntUti m leuchten' (Seite 6), nnd konnnt m dem 
Sehlurae, das« dieselben werthlos nnd eher geeignet sind „zu verwirren, als 
«n vereinigen und zu vereinfachen' (Seite 63). — Ausserdem enthält die 
Schrift eine iu einigen i'unkteu nicht unberechtigte Kritik verschiedener Ein* 
selbestinunungen des Uebereinkommens, und zwar Aber die Veijähning, aber 
die BontmiTorw^ft fan Frachtbrief und dee YerfUgiuigneGbt dee Abeenden, 
Aber den AuMeUnn der PriTstTennittehing bei ErfttUnug der ZoUvorschrif' 
ten etc. in Unterwegsstationen u. s. w. Der Verfanser (jelaTi^t -/n ilrm Krg:ebnis8e. 
dass hierbei ,die Verkürzung des Publicunis im Verhältni.s /um frtilieren 
Bechtsznstande eine geradezu ziifermässige sei," (Seite 22), und , als das 
wahre herrschende Ptindp der gnnien Convention dee Beeütelwn ermlMiae, 
die Beebte dei Pnblienms den Bohnen gegenüber mOgKeltit in beiebfAnkei 

\n 1 die Willkttrhenrschaft der Bohnen für immer zu befestigen.' 

(Seite 53). Dom Verfasser kann <lie Anerkennung nicht versagt werden, das« 
er seine Ausflihrungen in eine interessante Forni zu kleiden wusste; allein 
der Inhalt der Broschüre zeigt, dass der Autor einen einseitigen Standpunkt 
vertritt nnd eieb dorin gefällt, in eefnem TM Aber dee Ziel hinouni' 
sehieueu. Es wird wohl Niemanden geben, der die Beroer Omvenlien ab 
Ideal eines Ftaebtrechts betrachtet ; sie hat woHentHohe Mängel. Aber in 
Anbetracht, daao es der erste Versuch ist, den für d(<n Verkehr wichtigsten 
Theil des Privatrech tes, das Eisenbahnfrachtrecht, für eine Keib© von Staaten 
im Verkehre unter einander gleichartig zu gestalten, ist das, was geschaffen 
nade^ Immcihin im Imben <imdo oneikmuieMwerth. Der efameitigo StMd- 



Digitized by Google 




Liteiatur. 97 

pukt, den die Bvoidilln vertritt» liziagt w mit öoli, da« i» Antot In dar 
Btner Convention lediglich NaobtbeUe nnd Uängel findet, dass er das Ver* 

tragswerk als .verfehlt als eine ungeheure Schädigung dr-^ HrindeU, der 
Industrie" (Seite 06) hbztidimt (!). Deu sich aus dem üebereiukonunen ohne 
Zweifel ergebenden Vortheileu verschliesst er sich gänzlich und stellt Furde> 
langen wd, die vmi dnem billigen und objektiven Standpunkte am als m wedt 
gebend rarflckgewieeen werden mflunen. WQide der Yerfaaier adt leiner An» 
siebt, dass nicht Verbesserung, sondern gänzliches Aufgeben der Berner Con« 
vention noth thut, weitere Kreise überzeugen ki nnei!. dann würde der Grund- 
stein eiächüttert, auf dem das Gebäude eines küultigeu mustergültigen mißt- 
nationalen Frachtrechtes seinen barmoniechen Abschiuss finden kann. 

Dr. L. V. KantBoÜi. 

BudMn, Biüit. Dt, Max Fdur. ▼. 0le YonekiiftaB, betr. den QeliflhieMtwmpel nnd 
die Btneklignnf dv JBiaealwltti-I^ichtbrielB^ Wien 1805. A. Hartleben. 

Der Herr Verfasser, der «oh bereits durch eine Beihe trefflicher 
Arhpiten um das Oesterreichische Eiscnhalinrpclit ^elir verdient g^niiiclit hat, 
behandelt in der vorliegenden Schrift in klarer und übersichtlicher \\ cLsti <lie 
Vorschriftiin Uber die Steupelpflicht und Drucklegung der Eiseubabufracht- 
biiefe in Oeaterreieh, fonebnUcli anf Ghmnd der yerardnnog vom 11. De« 
cember 1892 (R. G. Bl. Nr. 913). Die Kenntnln dieser Votsebiiften iat fOr den 
Eisenbahnverkehr von nicht zu nnterachüty.ender Bedeutung und es gebührt 
<laher dem Horm Verfasser volle Anerkcimuug tUr die grosse Mühe und Sorg- 
falt, mit der er sich der eingehenden Erläuterung der bestehenden Vorschrifteu 
nntersogen bat Dr. O. Eger. 

FMer, J. Staat und Bleenbalniett. BaaeL 1896. 

fNiknirier TnnbabngeseUaehaftBvevtilge ud Bedingungen. 1888. 1890. Heft 1. 

Reanid de la llgislatien gte&rale des diemine de fer alleiaands. Paris 1886. 

S«haater, Dr. B. n. Weber, Dr. A. Die Beobtvninnideii der teteirelclibdieB ffiseB" 
bahnen. Heft 18 nnd 19. Wien 1885. A. Hartleben. 

Vtraebrifton für die Terwaltong der PrenstiBeben Staataeisenbabnen. Qttitig Tom 
1. AgiÜ 1886. Amt!, kxag. Beilin 1896. Carl Hqfmattn*s Verlag. 

II. Mit dam Eisinlialiiireclit im Zusanmenhano stehende 

ScIirifleiL 

Jaetb, Oskar Dr. Die k. Wtbrttembogisdien Staatselsenbabiien in bistofiseh-statiatiadier 
Darstellung. Ein Beitrag nr Gesiebte des Sieenbelmwesens. H. Lanppsdie 
Bnohbandlung. Tübingen 1895. 

Der Herr Verfasser giebt in ausführlicher Darstellung eiu üheraichtlicbes, 
von ernstem Studium zeugendes Bild der (ieschichte des Baues der württem- 
bergischen Eisenbabnoi nnd der Verkdursentwiekeinng anf denselben. Di dem 
I. Hanpttbeiie ist die Bangescbiebte nacb 6 Perioden — Ten 1849—1865, 
1850—1866, 1865-1873, 1878—1887 u. 1887 bis auf die Gegf'vvart — dargestellt, 
während in dem II. Haiipttbeile der Stand der württemb. Eisenbahnen und 
deren Betriebsergebnisse nach dem Vcrwaltungsberichte pro 18^2/93, sowie 
die Üentabilität der einzelnen Linien erörtert sind, und ein Vergleich mit den 
andlNtt dentwhen Babnen in venebiedener BiiAtang gezogen ist. Eine 
Uebeniditskarte bringt die Perioden des Banee der einaefaien Strecken dentlicb 
Bger, JUMnbaliafeehtiMie BatsoheUiiBgeD. JED. 7 
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eur Ansduwuig. Die Darstellang bildet einen sehr verdienitvoUen und 
InteniMiitaB Beitrag wax Gaachiobto de« dautwlieii Biflenbabuwesens. 

Dr. M. Rcindl. 

Tronner, Ludwig Kd. Da.^ Ei.'ienbahuverkelirswesen. Gnindlegeade Vorarlieiien für 
eine Neuordnung und künftige Verkebrs-Wissenscbaft. Zürich 1895. Verlag 
im Art. LttHtiita Ontt Fttadl. 

Die yerfiegende Setuift giebt in lauipjfa I^ntdlnng die Grandiflgtt 
ftn, nach denen der Herr Verfasser eine Umgestaltung des Verkehrswesens 
und eine wissciiHcliaftlicbe Behandlung df>r A'ittr ilM u desselben lllr möglich 
erachtet. Nutli einer 3achgeniti«'?eii Einltitung werden in den ,Vorerinne- 
mugcn' ^ä. 17 — 25) die gruniUegeudeu Gedanken, nach welchen sich die 
gedadite Neooidanng am Tolbdeh«! Ufte, nledei^cgt und Mdenn in dner 
Bdhe von Anlagen (A— 17) nSher erlintert. Wenn aidi «u«ii gegen die Ane^ 
ftthrongen des Herrn Verfassers mancherlei Bedenken geltend macheu lassen, 
HO verdienen «locli seine wohlüberlegten, gedankenreichen Eri^rterungen und 
Vorschläge, iu!«bt>äuudere jene über die Ausbildung der Verkehrsbeamteu 
(Anl. A) und über Vereinfachung der QeblUnenberechnung für die Transport- 
ieiitongen der Eisenbahnen (AnL G. L K. Q») dae volle intereese vnd die 
anfkeerkeame Beadittuig der Veijwhnkidae. Dr. M. Bebdl. 

Barna, Ign&c. Kommentar des ingar. Handelsgesetzbuelics 2. Aufl. 18M. 

Bechtold, H. V. Das Eisenbahnwesen filr Jedermann. Berlin \H\)h. 

Branollitsch, M. v. Die neuen preussischen Verwaltungsgesetze. Hernu?gegeb. v. Studt 
u. Braunbehreus. 2. Bd. 12. GeaammtauH 6. Bearb. Berlin lS9b. Carl Hey- 
malm*« Verlag. 

Brfwie, J. H. B. und Mseniiiara, W. H. Beporti of Caaes deoided bj tbe Bailwi^ 

and Canai Commissioners 1891 to 1894. vol. 8. 1895. Sweet and Uaxwell. 
Canatela, R. Frhr. v. Lehrbuch des östeneichiachen Uandelarecbtea. 1. Bd. Berlin ISSä. 

Car! Heymann's Verlag. 
Illing. Die Ivuichs-Qewerbeordnuug. Bearb. v. Dr. (s. Kautz. Berlin ISd!). A. Haack. 
LndMMii, Bob. t. Die Gewerbeordnung f. daa deatedie Bdeb. 8. Bd., liompl. Mfinchen 

1896. C. H. Beck. 

Lteal* Dd. Vollbahnen? Grundsätze für ihre Anwendung, erörtert au dem Baiumetn 

V. Tirol. Eine Stii-üf von N. N. Insbruck 1895. Waguer. 

Troje. Die Regulative und äüustigeu AnsfiilirungHbestimmungen zu den ZuUgcbeuen, 
nebst den Beetimmungen üb. d. Uebergaugi^abgaben- Verkehr. 5. Aufl. Har- 
burg 1895. G. Elkan. 

Walter, E. Das Arbeiterrecht, Styrum 1895. Spaarmann. 

Weifllia— -Glon, Frdr. Freiherr zn. Hntspriclit die gegenwärtige Organisation der Staats- 
bahnverwaltungcn den Zwecken und Aufgaben de« Verkehrsweaeufl? Tübingen 
1895. U. Laupp. 

Wieainger, 0., Iicg.-Batb. Der dented» ZeS- «. Stenerbeamte unter ^es. B«rlloiu. der 
ba^fiiedien Terbaitoisee. I. Tb. Erlangen 1894. Palm d Enite. 



III. Abhandlungen aus Zeitschriften etc. 

Eder. Dr. Alb. Eisenbahngenossenschalteu (Zeitschr. f. Eiseub. u. Dampischittahrt. 1895. 
Heft 18, 19). 

Farrer, Tbomaa. On tiie Ligbt Baiiway qeeetion in tbe United Kingdem. (Bnlletin 
de Ja Cfwuniasiett Intemationale da Congrte dea cbemin« de fer. Jnniheft 1895. 
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GMm. Der Entwurf eiiied Ges^etzeH, 'betr. das Pfandrecht an PrivateiMnbahneu und 
Kieinbabuen und die ZwaogävuUstreckang in dieselben, nach seiner Ge- 
nehmigung durch dtm Landtag. (Zeitschr. f. Kleinbahnen, Jahrg. II, Heft 8.) 

Hausser, Dr. A. Wirkung des Bemw Uebereinkommeiis nd vorherige Pftadungen. 
(Pester Lloyd 1886. Nr. 60. 57). 

Hille, X«rl| Dr. HsndhftlNUig des Armenmbts in HaftpfliefatsadMn. (Dentsebe Strsssen- 

o. Kleinbahn-Zeitung 1895, Nr 27, S. 346.) 
Miytr, Artlmr. Die Huaiizidle Seite des Oesterreich. Gesetzes vom 31, Dezember 1894 

über Babueü niederer Ordnung. (Mittbeil. d. Vereins f. d. Förderung des 

Lokal' und Straasenbabnwesens 1895. Heft 6 S. 
IHuilus, G. Streifzüge auf das Gebiet der Kleinbahugeüetzgebung. (Die Schmalspurbahn 

1896 Nr. 8, S, Ö, 7.) 

V. MnaMlnit Tb., Bitter v. Die Haftpflicht der Tramways fttr Körpenrerletmogen nach 
Mnreidi. Beeilte. (Zeitschr. f. Eisenb. u. Dampfschififfahrt 1895, lieft 2ß S. 424 ) 

Reeeaberg. Besteuerung der Aktiengesellschaften in Oesterreich. (Moaatssohrift i, 
.\ktienrecht und Bankwesen. 4. .Jahrg. 1895. Heft 4/5.) 

Zeller, Dr. W. Die badiscLtiu Lokal- und Nebenbahnen im Privatbetrieb. (Zeitschr. f. 

Kleinbahnen. Jahrg. H. Beft6S.26ö.) Zur Qesdilcllte und SUtistik des Eisen- 
babawesens in Grossbenogtbam Hessia. (Eisenb. Areb. 189i5. Hefl 5 8. MB.) 

Ueber die Forderung des Baues von Kleinbahnen seitens der Provinzial- (Kommunal-) 
Verbände. (Zeitschr. f. Kleinbahnen. Jahrg. 2, Heft 7 S. 303. Heft 8 S. 361.) 

Ueber die Verpflichtnng der Kleinbahnunteniebmcr, ihren Bc«Uen8teten bei deren Abgang 
unaufgefordert einen Bcschäftignngsuachweis zu geben. (Die Strassenbahn. 
1896. Kr. 19.) Zum Oesetaantwarf , betr. das Pfandreciit an Prhwtebeii- 
babnoi und Kleinbabnen und die Zwangavollatre(&ang ia dieselbea. (Nr. 16, 
17, 18.) Bestimmungen und Gesetae Mr Forderung von Kleinbahnen bezw. 
Nebenbahnen (Lukalbahnen) in den anaserpreussiflchen Staaten Deutschlands. 
(Die »Stra.ssenbahn. 18^5. Nr. 24.) 

The light Bailways Bill (Englischer Kleiubahugesetzeutwurf) (ir^u^^meering 1895. Nr. 
1538. 8. 681.) 

Hauptsächliche tferkmale der Kleinbabngeaetae in Preoasen und in Oesterreich. (Dentsebe 

Strassen- nitd Kleinbahnzeituiig. 1896. Nr. 25 S. 317.) 
Das Amtsvergehen der Eisenbahntranspörtyt'ffilirdung. (Deutsche VerkehrsM. 1R95. Nr.d4.) 
Organisatiun der Staatsanft^iclit über die französischen Eisenbahnen. (Verordu. Bl. des 

Ütfäterr. llaud. Miaiät. f. Eisenb. etc. 1895. Nr. 96; Zeitschr. f. d. iuteruat. 

Eisenb. Thuisp. Jahrg. m Nr. 7 a 848.) 
Tba atatataiy powers of SngUsb and Seetch BaUway cempanies (Transport London. 

1895 Nr. 158.) 

Bsilwaj legislation in Arcansas, Ulinoia, Bfinnesota (Railwajr Qasette. New*Yorfc. 
1895 Nr. 27) in New-Jersey, Michigan (Nr. 28). 

Ablieferangshindeniisse. (Oesterreich. Eisenb.-Zeitong. 1896. Nr. 29 u. 30.). 

Die BoTision des Bemer ITeberdnkommens. (Das Handela-Moseam. Wien 1898 Nr. 38.) 

Ueber die Bedeutung der Vorschrift des Internationalen üebereinkommens Art. 37, erster 
Satz: ,Im Falle der Bescbadi^'untj hat die Eisenbahn den ganzen Betrag des 
Uinderwertes des Gutes zu bezahlen.' (Zeitschr. f. d. internst. Eisenb. Tran^. 
Jahrg. m (1895) Nr. 7 S. 252.) 

Die Veietaadiebang der Hessischen Ludwigababu (Zeitg. d. Ver. deutsch. Slaenb. Ver- 
walt. 1896. Nr. 46). Strafrechtliche Bestimmangen in dw Betriebsordnung 
(Nr. 47), die rechtliche Natnr der Eisenbalmkonzessionen (Nr. 61), die Zoll- 
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behamllung im mt«niat. Fr;\( ht verkehr uiifl das Bemer Uebcremkoiniiirn (Nr.&8), 
das Vi rfahreii b. Enteiguuug von MebeubaUugel&ude o. d. iiei». Gts. vom 
29. Miu iiiSl ^N'r. 68). 



Gesetzgebung. 



OmittelM Reich. GeseUs vom 31. Juli 1895, betr. Abänderung des Gesetzes, betr. die 
Einfahmng pin^r «iiüieiUioliea ZeitlMMtimiining vom 12. M&rs 18»ä» (fi. Q, 

Bl. 1894 S. 42Ü.j 

Bekazmtmftchiuig des BeicbekMuilera vom 1. Juli 1806, betr. Sigaiumiig imd Abäudenmg 
der Anlage B. mr VerkebnordBUg fttr die EiwnbalmeB DeatachUndi (E. G. 

BL 1895 S. 364). 

Bekum tuachung' des Heichflkaiizlers, betreffend die dein iiiteruatloimlen Ucf)creinkommeu 
über den P^iäeubahufrachtverkelir beigefügte Li&te. Vom 3. August 1896 (&. 
G. BL mö ii. 42y). 

OMtarreloli. Geoeti Tom 19. Jqai betvdFend die im Jelm 1895 lichemMtellendeii 
Belmai niedenr Ordaimg. (Oeatendeh. R. G. BL Skttok IUI. Nr. SB 

86. Jani 1895.) 

GMelaeTom 12., n 28. Mai, 3. u. 22. Jimi botreffcnd die Förderong der Eiaen- 

bahnen niederer Ordnung in den HerEogLiiüiuern Siilzbarj^ und Srhlestcn , in 

Mähreu, äowie in den ErzherzogUi. Oesterreich ober und imter der Euns. 
PramMH. Allerb. Erlaea vem 17. Affü 1895, betr. Bau «nd Betrieb der in dem Q«i6tt 

Yom 8. April 1895 vorgeeeheneik Denen EiM&bnlmlinien. G. & 1896 8. 161. 

Eisenb. Verordn. Bl. S. 361. 
Oeeeti, betr. den weiteren Erwerb von Eiaenbaluaflii fttr den Staat. Vom 10. JnU 1895. 

(Q. 8. 1895. Nr. 31 S. 315.) 
AlleiiL Erlaae vom 16. August 1895, betreffend die Uebertragung der Tarwaltoug der 

ftnf Gnmd des Qea. vom 16. Joli 1895 in das Eigenthnm dee Staates tber> 

gebenden Eisenbahnen an die Direktion Erfurt. (G. S. 1895. Nr. 38 S. 681.) 
Qeaetli betrefl'end das Pfandrecht an Privateisenbahiien und Kleinb ibnen und die Zwanq^- 

voliätreckuni? in dieselben. Vom 19. August IHHn. i G. S. 1896. Nr .W S 4'>*J.) 
Frankreich. Gesetz vom 4. Mai 1895, betr. den Bau von schmalspurigen Lukaibahuen 

im Departement Sarthe (Journal oflleial 1895. Nr. 188 8. 9681). 
RiainlM. Geseta fttr den Bau nnd Betrieb ven Lokalbahnen in Bnminien. Tom 

10. April 1895. 

itaialand. Yerordimng: vnn 30. November/11. Dezember 1894, betr. da« Verzeichuiss 
der Statioiiäeutfeiuuogen. (Verordn. BL d. Minist, d. Verk. vom 8J20. Fe- 
bruar 1890.) 

Vonchriften ttber die bei der Abfertigting dw Gttefsenduigan in beachtende Bethen- 
folge; (Samndg. d. Oes. n. Verordn. 1896 Nr. 4a Vom 18. Itta 1895.) 

21./24. Mai 

Verordnung v. •575~j^^ 1895, betr. Beatimninngeu für das Auf- und Abiaden von 

Gütern auf den Bussischen Eisenbahnen. (Sammig. d. Ges. u. Verordn. 1895 

30. Mai 
Nr. 88. Vom ^ 1896,) 
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Kr, 6d. fintseh. drs 0<st( rreick. Verwalt. Gerichteliofes« 

Vom 5. Jan aar 1894. 

(Oeae«rr.Biaaib.TMror4B,BLnQ. Nr.W. fl.M».l 

I. Da» ReeM das firandbeiHurt asf dtt aitirlnlitahe Wauer Ist dirah teliei 6rmd* 
Ntlti basehrliilit Mi artlrfiftt «Mi Mt wrttor alt die ereaien teliiM Mtees aad 
InbeMidare aielit mf «itarlnlltche ZiiilsM zu OfentlloliMi Gewisser». 2. Bei Be- 
wllltguno einer Wesseranlage ist de« BfTentliohe« Interesse des Babeketaiebe» eet- 

•preoben, wenn die Verhandlung und Eatscheidung Ober den Umfaeg der Waseerbe- 
oützung einem besoederee Verfahren verbehalten wird. 3. Die UnterlaMunq von Er- 
hebengen begründet nur dann einen wesentlichen Mangel des Verfahrens, wenn die 
NichtvornaliBie derselben einen Thatbestand zur Folge hat, der eine Entscheidung des 
Streitfalles unthenlleli nuuHit Ob und wann abgesondert von der BewilÜQnng der 
Anlage ein eigenes Verfahren nnd Erltenntniss über Umfang und Bedingungen eleer 
UntemeliiiunB durohznfttbren eel* darüber haben die AdminletratlvbebBrden in ent- 

echeiden. 

Mit der Entscheidiing des Ackerbaumimsteriams Yom 26. September 
1892, Z. 13. 107, wurde in Bestittignng des Erkenntnisaes der Landes- 
regierang in LailMch Tom 23. Mai 1892, Z. 5102, der Stadt Trieet die 
Bewüligimg zur Herstellung eines Sammel-^ l>ezw. Ableitungscanais am 
rechten üfer des Beka-Flnsses bei Ober-Vrem, sowie eines zur l^eisung 
desselben dienenden, über die ganze Breite des Beka-Flusses zu legenden 
Schlenssenwefares zum Zwedke der Verhinderuug des Versickerns des 
Wassers in der bezeichneten Strecke des Reka- Flusses bei kleinen 
Wasserständen, jedoch nntrr Vorbehalt der nach DarchfUhrung der an- 
geordneten Erhebungen im Instanzenzuge yorzunehmenden genauen Fest- 
setzung des Umfanges der der Stadtgemeinde Triest in Absicht auf den 
Betrieb der Anlage zukommenden Bechte, zur Benützung der oben ge- 
nannten Sickerwasser ertlieüt. 

Die Südbahü- Gesellschaft, welche durch diese Entscheidung sich 
r&cksichtlich der Auresina-Wasserieitung in ihren Bechten als verletzt 

B(er, Blmlniuinchtllob« Rntmlwldviigeii. XSL 8 
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erachtete. In achte dagepreu beim Vei waltungs-Genchtshüfo die Beschwerde 
ein, in welclier zum Theil in materieller Beziehung: der Inhalt der Eut- 
scheid un<,', zum Theil in formaler Beziehung das eingehaltene Verfahren 
bekämpft wurde. 

Die Südbahu ideutificirt nnn ohne weiteres ihre Quellen und deren 
unterirdischen Zofloss, welcher Dach ihrer Behauptung eben jenes Sicker- 
wasser wäre. Diese Anschauung steht jedoch im offenbaren Wider- 
spruche mit dem Ues^sa Denn to § 4& Beidm-Wasserr.-Ges. spricht 
dem Grundbesitzer nur jenes Wasser zn, welches auf seinen Gmnd- 
stficken enthalten ist und aus denselben zu Tage tritt. Hierans folgt, 
dass das Kecht des Besitzers auf das unterirdische Wasser durch seinen 
Grundbesitz beschr&nkt ist und sich nicht weiter erstreckt, als die 
Grenzen seines Besitzes. Da also die Sfidbahu ein Recht auf eine 
Wasserbentttzung aus dem Beka- Flusse gar nicht behauptet und die 
Concessiou nur dieses Offentliehe Gewässer und nichts weiteres zum 
Gegenstande haben kann, so entfiel in dieser Richtung die Nothwendig- 
keit einer Einschränkung der Bewilligung gemäss § 66 Landes-Wasserr.- 
Ges. in der Weise, dass das Unternehmen unter Vorbehalt des Rechte- 
weges zur Austragung der privatrechtlichen Einwendungen blos in Öffent- 
licher Beziehung ffir zulässig zu erklären gewesen wäre, wogegen jener 
Vorbehalt, welcher der Sttdbabn in der vom Ministerium bestätigten 
Entscheidung der n. Instanz bezüglich der Geltendmachung ihrer be- 
strittenen Anspräche auf die 8ickerwässer gemacht wurde, den ihrer- 
seits erhobenen privatrechtlichen Einwendungen volle Rechnung trägt. 

Aber auch das von der Sftdbahn hervorgehobene Öffentliche Interesse 
des Bahnbetriebes wurde in der angefochtenen Ministerial-Entscheidnng, 
bezw. in der durch dieselbe bestätigten Entscheidung der IL Instanz 
vollauf berficksichtigt, indem die AdministrativbehOrden die Verhandlung 
und Entscheidung Uber den Umfang der Wasserbenfitzong einem be- 
sonderen Verfahren vorbehalten haben, in welchem nach § 4 Landes- 
Wasserr.-Ges. jene den Wassergebranch regelnden Bedingungen erst 
festzusetzen sein werden, die im Öffentlichen Interesse als zweckmässig 
oder nothwendig sich darstellen, und wobei insbesondere erst zu erkennen 
sein wird, ob durch Anbringung eines Wassertheiluugswerkes oder in 
was immer für einer Weise die Wahrung des öffentlichen Interesses, 
sofern dasselbe Oberhaupt tangirt werden sollte, durdizufähren sei. In 
meritorischer Beziehung konnte daher die angefochtene Entscheidung 
als ungesetzlich nicht erkannt werden. 

Aber auch in formeller Richtung sind die von der Beschwerde- 
f&hrerin erhobenen Einwendungen nicht stichhaltig. 
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Nr. 60. Entsch. der ITOnlgl. Ungarlsehen Kurie. 

Vom 23. Februar 1894. 

[Zeitscbr. f. d. inUTiuit. EHenh. Transp. TIT. Nr. 8. P 3^13 ] 

Verfuflwngerecbt de« Absenders. Schadensersatzklage wegen verspäteter Besorgung 

der Mchträglichen Verfügung. 

Ein Absender hatte am 20. Oktober 1890 die VerfQgong getroffen, 
dass eine von ihm aufgegebene Seudung dem Empfänger an der Be- 
stimmungsstation nicht ausgehändigt werden solle. Der Vorstand der 
Versandstation hat die Verfügung aber erst am 21. Oktober, nnd aswar 
vermittelst der Post, bef(">rdert und es war bei Ankunft dieser an der 
Bestimmungsstation das Gut dem Empfänger schon übergeben. Der 
Absender behauptete, dadurch einen Sdiadpn von 75 fl. G5 kr. erlitten 
zu haben, dessen Ersatz er von der Eisenbalm verlioigte. Dabei kam 
auch der Umstand in Betracht, dass der Kläger dem Stationsvorstand 
gesagt hatte, dass, wenn es anders nicht möglich wäre, er die tele- 
graphische Disposition verlange. — Die erste Instanz hat die Klage 
abgewiesen und die königliche Kurie — entgegen der Ansicht der zweiten 
Instanz, welche die Bahn wegen verspäteter Beförderung der Verfügung 
verantwortlich machen wollte, — der Abweisung sich angeschlossen; 
im wesentlichen mit folgender Begründung: 

■ 1. Der Vorstand der Versandstation habe mit der bloss brieflichen 
Beförderung der Verfügung keine Versäumnis begangen, weil ihm 
die Wahl gelassen worden war, auf welchem Wege er jene be- 
sorgen wollte. 

2. Anch die Ab5?endiing der Vernigiiiig' erst am 21. Oktober könne 
die Verpflichtung der Bahn zum Schadenersätze nicht brcnnndeu. 
Es wäre Pflicht des KlRjrers •rewesen, die seiner Klajre zu Grunde 
liegenden Umstände und somit auch zu beweisen, dass seine Ver- 
fügung noch am Tage der Übergabe weitej befördert werden 
konnte, was er auch niclit einmal versucht habe. 

3. Eine Schadenersatzpllicht der Bahn könne auch daraus nicht er- 
wachsen, dass die Verfügung zuerst einer Reex|»editionsstation 
und erst durch diese der Bestimmungsstation zut,M'g^angon sei, da 
der Vorstand der Abf^an^rsstation nicht wissen konnte, ob tlie 
Sendung damals die Keex[ieditii»nsstatiou öchuu verlassen hatte, und 
wenn dies uoch nicht der Jj'all gewesen wäre, dem Kläger dadni eh 
die Transpoi-tkosten von da bis zur Bestimmungsstation wären er- 
spart worden. 
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^r. ül. Entselu des Oesterreich. Obcrsteu (jiericlitäUöl'es. 

Vom 8. März 1894. 

(BöUJftlirg. VUI(U»i). Nr. 8. S.8ai 

Die EiHibaiimntmiabnQiig itt verpfllohltt, die EitaohUlsuii für kiiifligeii VanlleMt- 
entguf m tli durah «IM Eral|mi| Im B«trl«b verietztea ind erwerbMinflklg ge- 
wtrdMet Kind wfwi wd idolit erat dMi ze beiaklei», wenn letzterae das erwerbe* 
fShIge AKer erreloM hat. RlekttelitnahBie «if dM 6rad dee Vereehutdeie dee Be- 
eobUlgera bei fieneeevag dee Sobeiersenegeldee. 

Insoweit die RevisioDsbeschwerde der Geklagten dagegen gerichtet 
ist, dasB der minderjährigen Sofle B. ttberhanpt ein Betrag als Ersatz 
f&r künftigen Erwerbsentgang zugesprochen wurde, kann diese Be- 
schwerde als begrflndet nicht angesehen werden. Diesfalls wird anf 
die erschöpfende, der Sachlage und dem Gesetze entsprechende und 
dnrch die Reyisionsanafflhrnngen nicht widerlegte oberiandcsgerichtliche 
Begründung gewiesen. 

Hingegen stellt sich die Bevisionsheschwerde der Geklagten in 
Betreff der Höhe der Beträge, welche der mindeijährigen Softe B. si* 
erkannt wnrden, als begründet dar. 

Nachdem die erste Instanz das Schmerzensgeld mit 8000 fi. be- 
messen und die zweite Instanz diesen Betrag auf 10.000 fl. erhöht hat, 
^ist der dritten Instanz mit BOcksicht anf die Bestimmung des § 51 des 
J. H. D. vom 24. Oktober 1845, J. G. S. Nr. 90, die Möglichkeit be- 
nommen, einen geringeren Betrag als 8000 fl. als Schmerzensgeld zuza- 
erkennen. Die Umstände nun, welche zur Begründung der Erhöhung 
des Schmerzensgeldes auf 10,000 fl. in zweiter Instanz in Betracht 
kommen, haben bereits in erster Instanz bei Bemessung des Schmerzens- 
geldes mit 8000 fl. die vollste Würdigung gefunden und ist das mit diesem 
Betrage zugesprochene Schmerzensgeld nichts weniger als zu niedrig 
bemessen. 

Was den für Verunstaltung und künftigen Erwerbsentgang er- 
hobenen klägerischen Ansprach anbelangt, hat die erste Instanz für 
die Verunstaltung 4000 fl. zugesprochen und den Anspruch anf Ersatz 
für künftigen Erwerbsentgang derzeit abgewiesen, während die zweite 
Instanz als Ersatz für künftigen Erwerbsentgang und für die Ver- 
nnstaltang einen Betrag von 10.000 fl. zuznerkennen fand. Wenn nun 
erwogen wird, dass auf die Verunstaltung gemäss § 1326 a. b. G. B. 
nur insofern Rücksicht zu nehmen ist, als dadurch das bessere Fort- 
kommen der Beschädigten yerhindei't werden kann, und wenn weitors 
in Betracht gezogen wird, dass die Verhältnisse der Beschädigten mit 
Rficksichtnalune anf den Stand ihrer Eltern und anf ihi-en Znständig- 
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keitsort keineswegs derartig beschaffen sind, dass dne Anwartschaft 
der Beschädigten auf eine das Standes- und landesttbliche Maass Uber- 
steigende Versorgung irgendwie als' berechtigt angesehen werden könnte, 
mnss der ihr in atweiter Instanz als Ersatz fOr Vemnstaltong nnd 
künftigen Erwerbsentgang anerkannte Betrag von 10.000 fl. als ein ttbei^ 
massiger nnd mit den thatsAchlichen Verhältnissen durchaus nicht im 
Einklänge stehender bezeichnet werden. Vielmehr stellt sich die Hftlfte 
dieser Summe, d. L der Betrag 'von 5000 fl., als entsprechend dar nnd 
dies unter Bedaehtnahme auf den in erster Instanz fBr Veranstaltung 
allein unter Vorbehalt des Bechtsweges f&r den Anspruch auf Ersatz 
für kOnftigen Erwerbsentgang zuerkannten Betrag von 4000 fl. und auf 
die bezogene Bestimmung des § 51 des Gesetzes über das summarische 
Verfahren. 



Nr. 62. Entseh. des» llcutseli. Ilelchsgerfehts. 
4. Civil -Senat Vom 15. März/12. April 1894. 

[Bolze Prax. d. Reich gi r is S. 373. Ziff. 

Es entspricht den allgemeinen GruidtitiM ilM Rechts wie auch der Billigkeit, die bei 
Eisenbabnbauten durch Wegeverleguagen Virartaebten Mehrkosten dem Eisetibahnunter- 
aehmer aufzuerlegen und dadurch dem zur Wegeunterhaltung Verpflichtetan für die 
VernelwiiAg der Weiebauiast eieeii Aneprucii aif wirtlieoliaftiielie AHegieloiiaaff zu gefcei. 

Die Schwarzburg- Sondershansensche Stadt Grenssen liegt an der 
Eisenbahn zwischen Nordhausen und Erfürt. Um Platz fQr den Bahnhof 
zu gewinnen, wurde auf Grund der landespolizeilichen Grenefamignng im 
J. 1867 eine Ton der Stadt zu erhaltende Öffentliche Wegestreeke kassirt 
und dieser Weg um den Bahnhof herum gef&hrt. Die Stadt ist an-* 
gehalten, den Weg chansseemässig auszubauen. Der Pr^issisehe Eisen- 
bahnfiskns ist verurtheilt, der Stadt die Kosten, welche ihr durch Er- 
haltung des Kommnnikationsweges entstanden sind, nach dem Verhältniss 
zu erstatten, in welchem die Last der Unterhaltung durch die von der 
Eisenbaliuvcrwaltung veranlasste Wegeänderung verursacht ist. Revision 
zurück irewiestMi. Das Verhältniss ist nach Pr. Recht zu beurtheilen. Nach 
einem Urtheil des Pr. Ober-Verwaltungsgericlits vom 18. Nov. 1882 — 
Entsch. d. 0. V. G., Bd. 9, S. 186 ff. — kann da, wo es sich bei der 
landcspollzeilichen Genehmipfung um Anlairen, insbesondere um Wege 
handelt, die tinabhängig von dem freien Ermessen des Unternehmers 
nothwendig im otlentlichen Interesse zu dauerndem Bestehen herzurichten 
sind, aus dem Mangel einer besonderen Regelung der ünterhaltung»- 
pflicht in der polizeilichen Auflage als Inhalt derselben zwar nicht ge- 
folgert werden, dass die EisenbaiingeseUschaft die Unterhaltung ohne 
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Bücksicht auf das sich ans der HeroteUns(? der Anlage swischen ihr 
nnd dem ordentUchen Wegehanverpflichteten nach allgemeinen Bechts- 
gnmdsätzen ergebende Bechtsrerhftltniss nnter aUen Umständen allein 
fibemehmen soll, wohl aber sei anznnehmen, daas nach dem Willen der 
Landespolizeibehdrde die Unterbaltong des Angeordneten insoweit dorch 
die Gesellschaft erfolgen aolle, als erforderlich sei, um eine Er&nknng 
des Rechts des ordentlichen Wegebanpflichtigen durch eine rechtswidrige 
Vermehning seiner Baalast anszoschliessen. Nnr in diesem Sinne kOnne 
die landespolixefliche Anordnung verstanden nnd gehandhabt werden. 
Es bedarf indessen einer Erörterung der Willensrichtong der Landes- 
Polizeibehörde nicht Aus der von der Landespolizeibehdrde der Eisen- 
bahngesellschaft gemachten Auflage wegen Verlegnng des Weges folgte 
wenn wie hier eine anderweite ansdrftckliche Festsetsnng nicht getroffen 
ist, unmittelbar die Yerpflichtnng der Gesellschaft zur Tragung der 
dnrch die Wegeftnderung Temrsachten Mehrkosten in Ansehung der 
Unterhaltung des Weges. Der § 14 des Pr. Gesetzes vom 3. Not. 1838 
fndet zwar keine Anwendung, weil die Voraussetzungen dieser Gesetzes- 
Yorschrift nicht zutreffen« Auch der § 14 des Fr. Gesetzes vom 11. Juni 
1874 ist im gegenwärtigen Falle, in dem eine Enteignung nicht in 
Frage steht, nicht entscheidend. Allein es beruht auf den Grundsätzen 
der Billigkeit, der Klägerin in Folge der durch die Verlegung des Weges 
herbeigeführten Vermehrung der Wegebaulast einen Ansprach auf wirth- 
schaftliche Ausgleichung gegen die Unternehmerin des Eisenbahnbaues, 
an deren Stelle der Beklagte getreten ist, zu geben. 



Nr. 63. Entseh. des Deutschen B^^ichsgerfditH« 

1. Civil-Senat. Vom 21. März 1894. 

Oer Irrthum eine» Gründungskomitees iitier die Art dpr Ersenbahnkonzcssion , welche 
einem von ihm mit einer Bank wegen K;i[)italbr8chaffiing yeschlossenen Vertrage zu 
Grunde lag, bezieht eich aiciit auf diesen, sondern stellt sieb als Irrthum im Beweg* 

gruad dar. 

Ein Konsortium zur Erbauung einer Eisenbahn hatte mit der 
Preussischen Bank einen Vertrag geschlossen, in welchem diese gegen 
eine Provision von 25000 Thaleni die Eröffnung von Subscriptionslisten, 
Entgegennalinie und Aufbewahrung der Baareinzahlungen u. s. w. übei^ 
nalmi. Wird die {öffentliche Btkanntmachung nicht spätestens binnen 
6 Monaten erlassen, so ist die Bank an die übernommenen Yerpfltcb- 
tnngen nicht gebunden, die Provision von 26000 Thalern aber verfallen. 
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Die FroTision ist gezaUt und von der Bank fttr Terfallen erklärt» weil 
die BekaimtiDAGbtmg nicht erfolgt ist. Die Klage auf Bttckzahlung der 
25000 Thaler ist abgewiesen; Revision zarfickgewiesen. Das BernfuDgs- 
nrtheil verkennt nicht, dass die Aaffassung, welche das Grfindungs- 
komitee von der Bedentnng der am 9. Dec. 1863 ertheilten Eonzession 
hatte, eine wesentliche Voranssetznng fikr den Abschluss des Vertrages 
bfldete, nnd dass die Eonzessionäie sich in dem Irrthnm heAinden haben, 
dass Jene Konzession, welche nnr eine provisorische war, eine definitive 
gewesen sei. Damach handelt es sich aber weder um emen Irrthnm 
Ober den rechtliehen Charakter des Vertrags, noch um einen solchen 
ftber dessen Gegenstand, noch endlich um einen solchen ttber wesent- 
liche Eigenschaften des anderen Kontrahenten, sondern um eine irrige 
VorsteUnng der Bechtsvorgänger des Klägers ttber den Ümfang ihrer 
eigenen Berechtigung. Das Beruftogsurtheil hat daher ohne Verletzung 
des 77, I, 4 A. L. B., vielmehr in zntreffiBnder Anwendung der §§ 145, 
150 1, 4 ausgesprochen, dass der Irrthnm sich nicht auf den von Seiten 
des Gründungskomitees mit der Preussischeii Bank abgeschlossenen 
Vertrag beziehe, sondern sich nur als em Irrthum im Beweggrund 
darstelle. 



Nr. 64« Entseh. des Deatsehen Belehsgeriehis. 
3. Civil-Senat Vom 8. April 1894. 

(Boll« Pni. d. Bridugtr. Bd.ia. &aM. Zl£CM.l 

Maifalitfe PaMlvIegHlaMllM elaer Eni- sud BewIswrMgigeaMtenMhifl nr Klase 
gegen den Elseakahnllekm aae SeliUan eiMelaer fieneeeea. 

Eine Ent- nnd Bewässerun£fso;en(tsseiis( liaft hat wider den Eisen- 
bahntiskiis Klaofe erhoben, weil die durch den Brückenban fresrliädifrten 
Genosben Ansi)rncli darauf hatten, dass ihrti J5eiträp:e o;t.'mindert würden, 
welche ^linderung durch Melirbelastung: anderer Geuossen, uämlich durch 
Erhöhnng ihrer Beiträge, zu decken wäre. Wie hierdurch der juristischen 
Person »bT Genossenschaft als solcher ein veruiügen^reehtl icher Nachtheil 
erwachsen könnte, geschweige denn schon erwachsen wäre, ist durch 
dieses Vorbrinpren der Klägerin schlechterdings nicht dargelegt. Da aber 
die Klägerin dtjnjeniijen Schaib ii, welcher nicht sie selbst, sondern ein- 
zelne Mitglieder der (t» nussenschaft betrifft, ein/.uklairen nicht b^sritiniirt 
ist, SU tüloft oluie Weiteres, dass auch die erwäliute zweite ivlage- 
begrüüduug uuif^euügen<l ist. 



Digitized by Google 




108 Entsch. der EOnigL Ungar. Kurie vom 16. Mai 1894. 

Nr« 65. Entsch. der Köiii;;^!. l iii^arischcn Kurie. 

Vom 16. Mai 1894. 

(EöU Ebciib. Entfrli. i«S4 Vr 4;? s. i3'J.) 
Nichthaftbarkeit der Elsenbahn für eine körperliche Verletzung, welche sich eine 
reisende Frauensperson dadurch zuzieht. d:i-,:s .sie aus unbegninfleter Beunruhigung liber 
das Benehmen des zum Zwecke der Faiirkartfnrevision in das Coupe eingetretenen 
CondMOtMirs die Thürschnalle erfasst und bei dieser Gelegenheit infolge Oeffaen« der 
von auMM nicht veraciilossenen Tbüre herausstürzt. 

Der § 1 des GesetzarUkelB XVm ex 1874 beatimmt, dass in dem 
Falle, wenn jemand bei dem Eisenbahnbetriebe sein Leben verliert oder 
eine kl^rperliche Beflch&digang erleideti das Unteraebmen fftr den Schaden 
yerantwortlich ist, ansser wenn dasselbe beweist, dass der Tod oder 
die körperliche Verletsong durch eigenes Verschulden des Qetödteten 
oder Verletzten verursacht ist. Demgemäss belastet die BeweisfOhrung 
zwar die Zweitgeklagte, diese hat aber dieser ihrer Beweisverpflichtung 
Genfige geleistet, weil mit dem in der Klage angegebenen Thatbestande 
selbst and mit den Angaben der zweiten Klägerin bewiesen ist, dass 
damals, als die zweite Klägerin schwere körperliche Verletzungen er- 
litten liat, beim Betriebe kein Verschulden vorkam, sondern den Schaden 
das eigene Verecliulden der zweiten Klägerin verursacht hat. Die zweite 
Klägerin nämlich ist, wie dies aus der Klage und Replik hervorgeht, 
eine nervöse Frau, welche sich fürclitet, allein in einem Coup6 zn 
reisen ; sie ist, als der Conducteur ihre Fahrkarte prüfte und über ihre 
Beschwerde aucli den Wärmeapparat in Ordnung brachte, ftber den starren 
Blick des Oonducteurs, sowie darüber, dass er auf ihre Frage nicht 
antwortete, sowie dass er sich auf ihre Aufforderung nicht sofort ent- 
fernt hat, erschrocken, hat sich aus der Kette der auf natürliche Ur- 
sachen zurückführbaren einzelnen Vorfälle Schreckbilder gemacht, ist 
von ihrem Sitzplatze aufgestanden und hat die Se lmalle di i sich nach 
aussen ötlnendeu, nicht verriegelten Thftr ansrepcu kt, ihrer Behauptung 
nach, um Hilfe zu rufen, nach Aussage des Zeuf?en Julius H. aber, 
welcher das Aufschreien der zweiten Klägerin gehört hat, dass sie in 
diesem Coup6 nicht bleibt und die Antwort des Conducteurs: „Man 
kann jetzt nicht aussteigen, denn der Zug fahrt." in der Absicht das 
Coup6 zu verlassen, die Thür aufgemacht und ist, obzwar sie der Con- 
ducteur zurückzuhalten bemüht war, mit diesem zusammen von dem 
Waggon herabgestürzt. Bei diesem Thatbestande ist es offenbar, dass 
das Versclailflen in der Persönlichkeit der zweiten Klägerin selbst und 
in ihrem Verli alten licp:t, indem sie sich ohne triftigen Grund der Gefahr 
des Hinausiallens ausgesetzt hat, wobei dem Conducteur auch der Um- 
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stand als Versclmldeu nicht zur Last gelegt werden kann, dass er die 
Thür mit dem äusseren Verschlusse nicht absperrte, weil es nicht vor- 
geschrieben ist, dass der Conducteur bei der Kartenrevision die Thür 
zu verriegeln hat, weil das Hinansfallen auch nicht erfolgte, als der 
Conducteur den Wftnneapparat nntersnchte, sondern als der Condacteur 
bei der Thftr Stellung geuommea bal, am laut des Zengen Julius H. das 
€k)iip6 zn. Torlasaeii, und die zweite K^gerin ihm nadizufolgen im Begriffe 
war, woran sie der Condacteur mit Wort nnd That yerhindern wollte. 
Demzufolge wnrde das ürtheil des zweiten Gerichtes ans den von ihm 
aasgefUurten Orttnden bestätigt. 



Nr. 66. Entsch. des Deutschen Relehsgeriehts« 
2. GiYiUSenat Vom 22. Mai 1894. 

[!Mm¥t&x. Bd. 18. S.M. Zlff.lM.| 

Ist derob 41e FortfÜNnii elMr «tiiltlsohen Strasse die VirMterusg elsei Iber «inni 
Elssslsl M MlMiii fOhrsiden Wegas errarderlloh genrordss, so llsgt dis Traguoo der 
Kssts« fir die dsdsreh ssthwsedlBs Aslsfe isssr Clssibahs-BtirMres der Elssibahs- 

verwaltuno ib. 

Die Stadt Karlsruhe hat behufs Fortfnhnmg einer städtischen 
Strasse einen ftber die fiskalische Eisenbahn hinüberfahrenden Weg yer- 
breitert. Znr DarchführaDg hat ein Grondstttcksanstauseh zwischen 
Parteien stattgefiinden. Da die Stadt sich weigerte, die vom Fiskus 
geforderte Üebemahme der Kosten zn erklären, welche aus der durch 
die Strassenverbreiterung nothwendig werdenden Anlage neuer Barridren 
erwachsen, ermächtigte das Staatsministerium die EisenbahnTerwaltung, 
der Stadt zu gestatten, dass sie die Verbreiterung der Strasse ein- 
schliesslich der nach § 26 der Strassenoidnung erforderlichen YorrichtuDg 
vornehme vorbehaltlich der Entscheidung Aber die Pflicht zur Tragnng 
der Kosten. Da auch jetzt noch die Stadt es ablehnte, ^ie Kosten für 
die Barriören zu zahlen, hat die Eisenbahnverwaltnng die durch die 
ausgefflhrte Erweiterung nothwendig gewordenen Barrieren herstellen 
lassen und dann auf Ersatz der Kosten geklagt. Damit ist sie ab- 
gewiesen, weil es an einem civilrechtlichen Rechtsgmnde für diesoi 
Ansprach fdilt. Revision zurückgewiesen. Namentlich liegt kein Reohts- 
irrthmn darin, dass das Oberlandesgericht die Voraussetzungen des 
B. L. R. 545 nnd 698 für nicht vorhanden erachtet hat. In erster 
Richtung kommt in Betracht, daes es sich jetzt nicht um Entschädigung 
für Entziehung von dem Badischen Fiskus gehörigen Eigenthnm handelt 
In letzter Richtung aber ist entscheidend, dass — abgesehen davon, ob 
überhaupt von einer privatrechtlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der 
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Stadtgemeinde Karlsmhe die Bede sein könnte — die Errichtnng der 
Baniören nidit als eine Anlage zur Benatzang einer Wegegerechtigkeit 
Ober den Eisenbahndamm betrachtet werden kann, Tielmehr lediglich 
als eine znr Vermindening der Gefahren des Eisenbahnbetriebs dienende 
nach § 4 des Bahnpolizeireglements (sc. der Betriebsordnung) f&r die 
Eisenbahnen Deutschlands der EiseabahnTerwaltung obliegende Herstel- 
lung erscheint. 



Nr. 67. Entsch. der Elhiigl. Ungar. Kurie. 
Vom 12. Juni 1894. 

(Röll Elsenb. Entacb. l»9i St. 44. S. 149.1 

Derjenige, welcher gegen das Verbot des Bahnwächters mit thätlicher Bedrohung 
desselben seinen bespannten Wagen Uber die Schienen treiben will, begeht das Ver- 
brechen der Gewaitthätiykr it gegen BehOrden (§ 15 St. G. B.), welches nur beim Vor- 
handensein überwiegend mildernder Umstände als Vergehen qualiflcirt werden kann. 

Die königl. Kurie hat i\m Kutscher des Vergehens der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit sehnldip: erklärt, obwohl eben diese (iefährduDg der 
körperlichen Sicherheit ein erschwerendes Moment des von ihm verübten 
Verbrechens der rjrwaltthätigkeit gegen behördliche Organe, als welches 
der Bahnwilchter anzusehen ist, bilden würden. Mit Rücksicht auf die 
vielen mildernden Umstände, insbesondere das OlVenlassen des WeL^iber- 
gaiiges und die Tninkenheit des Angeklagten, wurde seine That mit 
einer zweimonatlichen Gefängnisshaft bestraft, daher gemäss §20 und 92 
St.-G. diese That nur als Vergehen qualiäcirt. 



Nr, 68. Eiitseh. des Oestemleh. Obenten CteriehtaliofiDS. 

Vom 11. Juli 1894. 

Nichtannahme eines Selbstverschuldens des Heizers, welcher zur Fahrt mit einer Hilfe- 
locomotive beordert wurde und dadurch verunglückte, dass die Locomotive auf ein 
unrichtiges Gleis gerleth und mit i inem Zug zusammenstiess. Berücksichtigung des 
firades der Verletzung, deren Folgpn und der erlittenen Schmerzen, sowie der Ver- 
nijgensverhältnlsse des Ersatzpflichtigen bei Bemessung des Schmerzensgeldes. 

Es ist ganz unbegründet, dass der Kläger die Haupt- oder auch nur 
eine Mitschuld an dem Unfälle trage. Nicht nur fehlen zu einer solchen 
Beschuldigung, insbesondere gegenüber dem Inhalte de.=; strafgerichtlichen 
Erkenntnisses des K. G. Sambor vom 14. Januar 1892, Z. 8483, haltbare 
thatsächliche Anhaltspunkte, sondern es ergiebt sich aus den Zeugen- 
aussagen des Adolf ^r. in Verbindung mit Beilage B, dass der Kläger 
mit den Verhältnissen der iStation St. nicht bekannt sein konnte, weil 
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er erst kurz vorher von Z. nach St. versetzt wurde, dass er ferner erst 
am 16. Februar 1891, Naclits, wo ein Schneestnrm herrschte, von Z. 
in St. ankam und schon am IG. Februar 1891, gegen 2 Uhr nach Mitter- 
nacht zu jenem Hilfszuge, welcher korz darauf einige Kilometer ausser 
der Station vom Unfälle betroffen wurde, beordert wnrde, obwohl nicht 
▼oilLonunt, dass er jemals auf der Strecke St.-L. oder St. CIl ge- 
fahren sei. 

Dass der Kläger erwerbsimföhig geworden Ist, ergiebt sich ans 
dem Befottde und G^atacbten der Sachverständigen vom 29. Mai 1893, 
wonach er selbst damals noch etnen Verband des Bmsikorbes and einen 
solchen des rechten Knies hatte, sein rechter Fuss verkrttppelt ist and 
aich bei einer geringen Beugung oder Streckung desselben Schmerz nnd 
Ansfliessen der Enienarbe einstolloi, daher die Verletzung nach mehr 
als zwei Jahren noch nicht geheflt ist und er fortwährend nicht ohne 
Erttcke nnd Stock gehen kann. 

Was das Schmerzensgeld anbelangt, ist es richtig, dass bei dessen 
Bemessung auf den Grad der Verletzung, deren Folgen und die erlittenen 
Schmerzen, sowie die VermOgensverhftltnisse des Ersatzpflichtigen BQck- 
sieht zu nehmen ist. Allen diesen Umständen ist aber durch die vom 
0. L. H. festgesetzte Höbe Rechnung getragen worden, wenn erwogen 
wird, dass die Verletzung allerdings eine schwere war, dass wenigstens 
in der ersten Zeit nach dem Unfälle die Schmerzen nach dem Ausspruch 
der Sachverständigen bedeutende sein mussten, und wenn auch der vom 
0. L. G-. zuerkannte Betrag ein nicht unbedeutender ist und dem 0. L. G. 
daiin beigepflichtet werden muss, dass die vermmderte Erwerbsfähigkeit 
des Klägers durch Znerkennung seines vollen Gehaltes entsprechend be- 
rflduiGhtigt wnrde nnd dass der von der ersten Instanz zuerkannte 
Betrag des Schmerzensgeldes ein zu hoher War, stellt sich doch nach 
der Sachlage die Herabminderung als zu bedeutend, ein Betrag von 
4000 f., der dem Kläger bei 4 Prozent Verzmsnng eine Rente von 160 fl. 
sichert, als angemessen dar. 



Nr. 69. Eniselt. des Oesterreich. Obersten Oerlehtshofes. 

Vom 25. Juli 1894. 

Zuiässigkc'it der Ausübung des Fahrtrechtes durch F>)npn Eisenbahnviadukt. Besitz« 
Störung dyroh bahnseltige Verhinderung an der Ausübung dieses Rechtes. 

Das O. h. G. Innsbruck hat die Entscheidung der ersten Instanz 
bestätigt, und zwar in Erwfigung, dass die Eigenschaft der S.-Bahn 
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als bficheriiche Elmheit des EiseBbahnbiiclies es nicht ansseliliesst, dass 
an einzelnen Bestandtheilen der Bahn das £igenthnm beschränkende 
Bechte, wie z. B. Grunddienstbarkeiten mit der Wirkung dinglicher 
Bechte aasgeftbt werden, wie dies im § 6 des Gesetzes yom 19. No- 
vember 1874, B. G. BL Nr. 70 ansdrUcklich herrorgehoben wird, in £r- 
wflgnng, das« die Vertretung des klägerischen Fonds dargethan hat, 
dass sie, respectire ihr Pächter nnd ihre Besitzroigftnger von dner 
aolchen Grunddienstbarkeit zu Gunsten der dem Fonds ^hörigen ParceOe 
schon seit Jahren bis in die letzte Zeit Gebrauch gemacht nnd sich 
wenigstens im faetisidien Besitz des bezflglichen Rechtes erhalten hat, 
in Erwägung, dass die Vertretung der Geklagten wissen musste, dass 
sie durch ihre Arbeiter am 27. ITebruar 1894 innerhalb der untersten 
vier ViaductbOgen, an deren beiden Seiten die erwähnten klägerischen 
Grinde gel^;en sind, Gräben aufwerfen liess und derart die zum Zwecke 
der Bearbeitung dieser Grttnde bisher thatsächlich ausgeftbte Durchfahrt 
unter den Bogen unmöglich machte, in Erwägung, dass die Vertretung 
der Geklagten nicht nachgewiesen Iiat, dass diese Massregel im Interesse 
des Bahnverkebres und der allgemeinen Sicherheit wegen getroffen 
wurde oder getrolfen werden musste und dieselbe sich daher vergeblich 
auf die sicherheitspolizeilichen Bestimmungen der Betriebsordnung und 
des Concessionsgcsetzes beruft und überdies bestehende, der Sicherheit 
des Bahnverkehres abträgliche Privatinteressen niclit einfach abolirt 
werden können, sondein vielmehr gemäss § 9 litt. c. und § 10 lit. d and d 
des Concessionsgesetzes durch entsprechende Herstellung einer andere 
weitigen Communication zu ersetzen oder zu enteignen und zu ent- 
schädigen sind, in Erwägung, dass die Geklagte nicht geltend machen 
kann, dass sie von fraglichem Durchfahrtsrechte keine Eenntniss 
gehabt habe, da durch eine Reihe von Zeugen dargethan ist, dass 
diese Durchfahrt stets öffentlich und vor den Augen der Bahn- 
betriebsorgane seit dem Bestände des Viaductes ausgeübt wurde, in 
Erwägung, dass die Vertretung des klagenden Fonds den Besitz eines 
Privatrechtes behauptet und nachgewiesen hat, und dass zur Piüfang 
und Entscheidung der Frage, ob Kläger im Besitze eines Privatrechtes 
sich befinde und in diesem Besitze gestört worden sei, gemäss § 39 des 
a. b. G. B. die Gerichte competent sind, sowie im Hinblick auf die im 
Wesentlichen zutreflFenden Gründe der ersten Instanz. 

Der 0. G. H. hat die Entscheidung des 0. L. G. bestätigt. 
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Nr. 70. Sek. Entsch. des Beiehs-Yersichenuigaaiiits. 
Vom 15. Oktober 1894. 

(VltttMlhngeft «w d. Beefalspraeliinig «to. J«lirg.L Nr.l». &1SI.| 
Usf. Vart. 8m. | 6 ZHT. 2a. KapHalaUndaig m WIttww !■ Fall« tferaa Wledervar^ 
IniratliMO md Waffall der Aaraehnung der AMadiai aaf die Kladerreata alo. 

Die Bestimmung des § 6 Ziffer 2a des UiUallversicln rungsgesetzes, 
dass die Rente der Wittwe des Getödteteu bis zu ihrem Tode oder ihrer 
Wiederverlieirathung 20 Prozent des Arbeitsverdienstes betrage, lässt 
nur die Auslegung zu, dass der Anspruch auf Rente mit dem Eintritt 
eines der beiden Ereignisse erlösclie; hieraus folgt aber, dass mit diesem 
Eintritt die bis dahin durch das ZasammentrefTen mit dem Anspruch der 
Wittwe bedingte KOrzung der Renten der Kinder wegfällt, und der ge- 
setzliche Anspruch der letzteren anf eine Bente von beziehungsweise 
15 oder 20 Prozent in volle Wirksamkeit tritt Dieses zwingende £r- 
gebniss der gesetsUdien Beetimmnag wird dadnrek nicht berfthrt, dass 
der Betrag, welchen die nicht mehr rentenberechtigte Wittwe znr Er- 
leichterung ihrer ja auch im Interesse der Bemfsgenessensehalt liegen- 
den Wiederrerhekathnng im Falle einer solchen beanspruchen kann, 
als Abfindung bezeichnet ist, und dieses Wort aucii da gebrancht wird, 
wo es sich in der That um die Ablesung eines noch bestehenden An- 
spruches handelt, wie im § 67 des ünfallTersicherongsgesetzes. Aber 
auch auf der Grundlage, welche das angefochtene Urtheil einnimmt, 
wfirde es einer besonderen Bestimmung bedurft haben, dnmit gegenüber 
dem selbstst&ndig begrOndeten Ansprüche der Einder anf eine Bente 
yon 15 beziehungsweise 20 Prozent des Arbeitsverdieastes ihres Vaters 
der der Hutter gewährte Abfindnngskapitalbetrag noch als laufende 
Bente im Sinne des § 6 Ziffer 2a Absatz a. a. 0. zu behandeln wftre. 
Denn ein Kapitalbetrag ist weder begrifflich, noch nach seiner wirth- 
schaftlichen Bedeutung ohne Weiteres emer Bente gleichzusetzen, 
mag er auch zur Abfindung ftlr den Verlust emer solchen gewfihrt 
sein; jedenfsBs ist im Sinne des UnfallversicherungsgeBetzes eine solche 
Gleichwerthigkeit nicht zu Termnthen. Dazu kommt, dass die ange- 
zogene Bestimmung des Absatz 2 eine einschränkende Sonderbestimmung 
darstellt, welche nach allgemeiner Beehtsregel nidit ausdehnend ange- 
wendet weiden darf. Eine solche unznllssige Ausdehnung aber wäre 
es, wenn bei der Innehaltnng der Obergrenze fttr die Rentengesammt- 
leistung einer Bemfsgenoasenschaft aus § 6 a. a. 0. eine Geldzahlung 
berficintchtigt wQrde, welche gar nicht Bentenleistung, sondern Kapital- 
Zahlung wenn audi unter dem Titel einer Abfindung — ist Ob 
hmere nnd Zweckmissigkeits^Grande f&r eine solche ausdehnende Aus- 
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les^Dg sprechen mOgen, iBt eine l^rage, die nur für den Gesetzgeber, 
nicht Aber für den entscheidenden Richter massgebende Bedeatong 
haben darf. 



Kr* 71« EntHch. (ks Obcr-Landesiroriclits Wien* 

Vom 17. October is^M 

[Roll J.tiirLV VIII IS91' Nr :i7 > i i 

Wenn jemand, dir nach dem Unfall versicherungsgesetze vom 28. Dezember 1887. R. G. 
Bi. Nr. l EX 1888, gegen Betriebsunfällp versiclitrt ist. aus Anlass eines Betriebs- 
unfalles eine Entschädigung vom Betriebsunternehmer verlangt, welche die ihm nach 
6m Unfallversicherungsgesetze zukommende iibersteigt, muss er nachweisen, dass der 
Betriebsunfall von einer der im § 45, Absatz I und 2, bP7eichneten Personen vor- 
sätzlich herbeigefiihrt wurde. Das Wort „vorsätzlich ■ bezeichnet nur ein doloses 
VorgeheB, oioht aber grobes Versobulden, sesohweige denn jedes Verschuldea. 

H&tte die geklagte Eisenbahngesellschaft ihre Arbeiter im Sinne 
des Cresetses vom 8. Dezember 1887, £. G. Bl. Nr. 1 ex 1888, nicht ver- 
sichert, hätte also Kläger nicht schon von der bemfsgenossensdiaft- 
Uchen UnfallTersichertingsanstalt der österreichischen Eisenbahnen seine 
Entschädigung erhalten, die nach diesem Gesetze ihm gebührt, dann 
könnte er auf Grund des § 1324 a. b. G. B. von der Geklagten die volle 
Genogthnnng im Sinne des § 1325 a. b. G. B. sogar in dem Falle for- 
dern, wenn der ihm Yemrsachte Schade auch nur ans ihrer anfallenden 
Soiglosigkeit entstanden wäre. 

Denn lediglich als solche erscheint die Unterlassung der Befolgung 
eines Gesetzes» das zufälligen Beschädigungen Torznbengen sncht (§ 1811 
a. b. G. B.). 

Wenn Appellant dementgegen behauptet und auszuführen es unter- 
nimmt, dass der aus einer solchen Unterlassung entstandene Betriebs* 
Unfall vorsätzlich herbeigeführt wurde — so übersieht er hierbei die 
Bestimmungen der §§ 1294, 1297, 1301 und 1302. dann 1311 und IS^ 
a. b. G. B. Auch die Bestimmungen der §§ 45 und 46 des Gesetzes vom 
28. Dezember 1887, R. G. Bl. Nr. 1 ex 1888, nach denen der Betriebs- 
unternehmer die Versicherungsanstalt für die zu leistende Entschädigung 
schadlos zu halten hat, auch wenn der Unfall nicht vorsätzlich, sondern 
nur durch grobes Verschulden herbeigeführt wurde — währoid der Ver- 
sirhpTte nur dann berechtigt ist, von dem Betriebsunternehmpr Schaden- 
ersatz anzusprechen, wenn der Betriebsunfall vorsätzlich herbeigeführt 
wurde, übersieht Appellant, da sich aus diesen Bestimmungen klar er- 
pfiebt. dass dieses Htsptz an den Bestimmungen des allgemeinen bürger- 
lichen Gesetzbuches in Ausehuug der Art der Schadenszufügung festhält 
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und die Haftptlicht des Unternehmers laregenuber der VersicheniDgs- 
aiistalt und dem Versicherteu nach diesen regelt. 

Da Appellant nun Seite 5 und 6 selbst iinfriebt: „Kr könne nicht be- 
haupten, dass die Geklagte die Absicht hatte, den Unfall herbeizufiiln eu," 
dieser also nicht vorsätzlich herbeigefiihit wurde, musste die eritnchter- 
Uche Abweisung des Klagebegehrens bestätigt werden. 



Nr. "i'i, Entseh. der KOuigl. Ungar. Kurie. 
Vom 3. November 1894. 

Dit ElMDkafemitonMiiMaiM tloi utuhüttoa, dtbir uoli Ihran «liMeii AnflMtolttM 
ffiaiIhBr, fir «He Jene SehMen vermtwüHteh, welclie 4eiireh verweaokt wirdee, 
dast jeniHnd Mm EteeetalMbetrielie eiee K5r|ier«erlettNBg erlttten hat Unter de« 
Begriffe vee vie «lyer eied mbwendbare EleMeitarerelgnleae^ Neehwaseer, Bergelan 
dgl., aloht aber gewühallohe, abweadbare Uafilte la veretebea. Bein Verkenaiea 
«laae UafaHec bat die Eleeababaaataraebaaag bazB|lleb dar daraae aaletaBdeaea 
SeMUen de« Bewele n fübrea, daee dereelbe aleht dereb ebi VereehaMea Ibrae Par- 
•eMlee berbeliefSbrt warde; ee geeilt daber eteht, daee deaMelbea belne etrafbare 
Naadlaag zar Laet fill|, welebe elaa atrafgeriebtliebe Unlareaebaag zar Felge ge- 

bebt bitte. 

Anf einer nngarischen Strecke der Sfidbahngeeellscbaft entgleiste 
ein Lastzug, indem ein zu leicht beladener Wagen ans den Schienen 
kam; der auf demselb^ befindliche Bremser sprang herab, gerieth anter 
die BAder des folgenden mitgerissenen Wagens und erlitt eine schwere 
Beschädigung, welche ihn zur weiteren Dienstleistung untauglich machte. 

In der Motivirung wird ausgeführt, dass, abgesehen von der Qlaub- 
wttrdigk^t des fraglichen, durch Bedienstete der geklagten Bahn auf- 
genommenen ProtokoUes, schon der Umstand, dass ein unabwendbares 
Ereigniss, welches die Entgleisung verursacht hätte, weder von der 
Bahn behauptet, noch weniger nachgewiesen wurde, fOr sich allein ge- 
nllgend ist, diesen Unfall als die Folge einer vis major anzusäen. 

Es m5ge dahingestellt bleiben, ob wirklieh die geringere Belastung 
eines Wagens dessen Entgleisung bewirken kSnne und derselbe nicht 
Tielmöhi durch die vor- und nachfolgenden Wagen im Gleise festgehalten 
wird. Die Bahn h&tte, wie im citirten Gesetze voigescbrieben ist> den 
Nachweis fOhren mttssen, dass der TJrdaXL durch eine vis nu^r oder 
eine unabwendbare Handlang eines Dritten oder endlich durch das 
eigene Yerschulden des EUkgers verursacht worde. Als solches kann 
ein Herabapringen vom Wagen nicht gelten, da er auf seine eigene 
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Bettoncr Bedacht nehmen mnsste. Da endlieh das citirte Gesetz aoa- 
dracklich die Angestellten der. Eisenbahn in den gleichen Schutz wie 
andere Venmgl&ckte nimmt, so kann das ihm schon von der Bahn 
Gewährte nnr in die von ihr za leistende Entschftdigang eingerechnet 
werden. 



Nr, 73. Entsch. des Kassationshofes zu Turin. 
Vom 6. November 1894. 

(BtllMhr. f.4.1iitwiiat.lilMiib.Traii«p.in. Nr. 7. S.M6.I 

BMohrisktt HafliillMt bei Aiwandung vor S|iiiiaHarir«L 

In Anwendung des Art. 416 des italienischen Handelsgesetzbuches 
ist in den allgemeinen Bestimmungen zu den Spezialtarifen der Eisen- 
bahnen eine beschränkte Haftpflicht vorgesehen. 

Im Specialfall handelt es sich um einen Transport von 2 Eisten 
mit Theatergarderobe, welche unter Inanspruchnahme eines Spezial- 
tarifes m Mailand mit Bestimmung nach Brescia angegeben, hier aber 
nicht an den Adressaten abgeliefert wurden, sondern bei der Agentur 
der Eisenbahn Hegen blieben, ohne dass der Absender davon benach- 
richtigt wurde. Dem letzteren wurde die geforderte Entschädigung 
vom Eassationshofe voll zugesprochen, da die Voraussetzungen der be- 
schränkten Haftpflicht dann nicht zutreffen, wenn — was angenommen^ 
wurde — ein Verschulden der Eisenbahn nachgewiesen sei. .Die be- 
schränkte Haftpflicht kann nicht geltend gemacht werden, wenn, wie 
im Spezialfälle, der Transportvertrag nicht erfDllt wurde, indem die 
Sendung, nachdem sie am Bestimmungsorte angekommen war, dem 
Adressaten nicht abgdiefert und davon auch dem Abs»ider keine tfit- 
theiluttg gemacht worden ist. In dieser Thatsache ist ein Verschulden 
der Eisenbahn begründet, welche den Anspruch derselben auf die in 
den Art. 5 und 7 der allgemeinen Bestimmungen vorgesehene beschränkte 
Haftpflicht ausschliesst, die nur in solchen Fällen in Anspruch ge- 
nommen werden kann, wo Zufall oder andere Umstände vorliegen, welche 
nicht in der Unterlassung der erforderlichen Sorgfalt oder im Mangel 
der vorauszusetzenden Sachkenntnis der Eiseiibalm begründet sind; 
nicht aber, wenn eine unerlaubte und willkürliclie Handlungsweise dieser 
vorliegt, die nicht in das Belieben einer Partei (gelegt und auch nicht 
vom Gesetze geschützt sein kann, weil dies im Widerspruch mit dem 
guten Glauben stehen würde. 
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Nr. 74. Entsch. des Landgerichts I zu Berlin. 
23. Civil-Eammer. Vom 10. Desember 1894. 

[FrMm.IilMBb. Atoll. 1806. Heft t. 8.410.] 

VirptlohtaiB its lihalmrt elier mK den Vernarke »CMtlg flr allt Zlii" versakmei 
Fahrkarte tar Zahlaag des Platifcartwnaohlaiei. Badaataag dir VarkabraordBaag 
alt lax aaatraotaa iDr daa Paraaaaa-Banrdaraa|ivartra|. 

Das Berafimgsgericht geht bei seiner Entscheidung von der in 
WiaseiUK^haft imd Rechtsprechung allgemein anerkannten Auffassung ans, 
daas flkr die Benrtheflung des Inhalts des zwischen d^ Parteien ge- 
schlossenen Personenbeförderungsvertrages lediglich die ordnungsgemäss 
TerOifeiitliehteii Besthnmiingen der Verkdirsordnnng, der Tarife nitd der 
dazu ergangenen Znsatzrerordnnngen als massgebend anzusehen sind. 
Vgl. Eger, Handbuch des Eisenbahnrechts Bd. 2 S. 75. Entscheidung 
des Reichsgerichts in Strafsachen Bd. 15 S. 266, in Zivilsacben Bd. 6 S. 104. 

Denn im Hinblick auf diese Bestimmungen, nicht auf Grund 
der Fahrkarte ist der Transportvertrag geschlossen, durch ihre 
AushAndigung tritt der abgeschlossene Vertrag nur nach Massgabe 
jener Bestimmungen, denen sich der Reisende Btillschweigeod unter- 
worfen hat, in Erscheinung« 

Es ist daher stets die Verkelirsordnnng als lex contractus anzu- 
sehen, nicht etwa die Fahrkarte. Letzterer kann immer nur die Be- 
deutung einer Quittung ttber den Fahrpreis und einer Legitimation 
des Beisenden bei Benutzung der Bahn, nicht die Bedeutung einer Ver- 
tragsurknnde zugesprochen werden. 

Entspricht also im vorliegenden Falle die Fahrkarte nicht den 
Bestunmungen der Verkehrsordnung, so muss dies zufolge der oben- 
bezeichneten Auffassung der Fahrkarte als eines blossen Legitimations- 
pq^iers als rechlich inrelevant betrachtet werden, 

Kläger kann sich auch nicht darauf berufen, dass weil § 12 der 
Verkehrsordnung besondere Beatimmungen besttglich des nothwendigen 
Inhalts der Fahrkarte trüft, demgemflss die Fahrkarte wenigstens be- 
zfiglich der durch § 12 geregelten Punkte als ausschliesslich massgebend 
anzusehen wftre. 

Denn diese Annahme wftre mit vielen im Eisenbahnverkehr gelten- 
den Vorschriften unvereinbar. 

Um einige Beispiele hierfür herauszugreifen, so ist es nach § 14 
No. 8 der Verkehrsordnnng gestattet, dass der Reismde für Theilstrecken 
— gegen LSsung eines ZnschlagsbiUets — in eine höhere Wagenklasse 
llberg^en kann, es würde dies, wenn der § 12 fOr die Benrtheüung 
des Personentransportvertrages in Ansehung des nadi diesem Para- 

■g«r, UiMntafearaditllobe SnlMliciaiiiigm. XU 9 
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grapben wesentliehen Inhalts der Fahrkarte die ausschliesslich mass- 
gebende Norm wäre, hiermit in direktem Widerspmeh stehen, denn 
keine der beiden gelösten Fahrkarten enthält die Bezeiehnang deijenigen 
Wagenklasse, sn deren Bennt^ang der Beisende nach dem Uebergaoge 
berechtigt ist. 

Aehnlich liegt der Pall bei der Zusatzbestimmimg ssn § 14 Ver- 
kehrsordnnng, wouach der Beisende ans einem Personenzuge in die 
niedere Klasse eines Schnellzuges übergehen kann; auch hier enthält 
die Fahrkarte n«ich erfolgtem Uebergang weder die betreifende Zng- 
gattnng, nocli die Wagengattung, bleibt aber vollkommen g&ltig. 

Diese Beispiele, deren Zahl sich oline Mühe vermehren Hesse, zeigen 
schon zur Gent'ige, dass § 12 nicht einmal in Betreff des wesentlichen 
Inhalts der Fahrkarte ausschliesslicli massgebend sein kann, er gilt 
vielmehr nur insoweit, als er nicht durch sonstige Vorschriften der Ver- 
kehrsorrliinng modifizirt wird. 

Die Behauptung des Klägei*«, dass ihn nach dem vom Beklagten 
eingeschlagenen Verfahren die Fahrkarte niclit dazu berechtigt habe, 
wozu sie nach ihrem wörtlichen Inhalte hätte berechtigen müssen, näm- 
lich zur Benutzung „aller Züge" zu dem aufgedruckten Preise, führt 
überliaupt zu unannehmbaren Konsequenzen, weil „alle Züge" unter 
keinen Umständen dem Eeisenden zur Verfügung stehen, nicht einmal 
alle zur Beförderung von Personen bestimmten Züge, insbesondere 
nicht die sogenannten Sonderzüge. Jene Behauptung ist aber auch um 
deswillen haltlos, weil der Mskus die Gültigkeit der ahrkarte auch 
zur Benutzung des D.-Zuges an und für sich gar nicht in Zweifel ge- | 
zogen hat. 

Denn wäre die Fahrkarte des Klüger.^ nicht zu dorn D.-Ziige 
gültig gewesen, so wäre er den iu § 21 Verkchrsordnniifj; iioniiirten 
Strafen verfallen, der Fiskns beansprucht aber gar iiiclit das Recht, 
eine solche Stiafe gegen den Kläger iestziusetzen, weil letzterer un- 
streitig im i'.esitze einer vollkommen gültigen Fahrkarte wai-. 

Auch der Fahrpreis war auf der Fahrkarte in voller Höhe ange- 
geben, denn die erliobene Platzgebühr kann keinesweo-s als ein Theil 
des tarifmässigen Fahrpreises angesehen werden ; dies folgt schon daraus, 
dass die Platzgebtthr sonst nach den geltenden Tarifsätzen, die einen 
Zonentarif nicht keuueo, mit der zurückgelegten Entfernung zunehmen 
müsste .... I 

Davon, dass die Fahrkarte des Klnirf^rs in vertragswidriger M eise j 
als ungültig behandelt worden sei, kann nuthin garnicht die Rede sein, i 
sondern die Eisenbahnverwaltnng verlangt nur neben J i gültigen : 
Fahrkarte für die Benutzung eines D.-Zuges eine besondere PlatzgebUkr. i 
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Das Recht des Fiskus zur Erhebunp: dieser Gebühr ist in ^ 17 Ver- 
kehrsor(lniiii$r ausdiiicklich vojbeliaiteii, an und für sich ancli nicht be- 
stritten, und ms den angetubrten (iriinden auch im vorliegenden Falle 
nicht zu beanstanden. 

War der Fiskus aber berechtigt, vom Klägej- die Platzgebühr von 
2 Mark zu erheben, so war dessen Zahhings Verweigerung unberechtigt, 
und es sind ihm die 2 Mark nicht widerrechtlicher Weise oder sonst 
ohne Hrund abgenötbijrt worden. Kläger kann daher die gezahlten 
2 Mark nicht kondizireu. 



Nr* 75« EntBdi. ies Owtemieh« EisailMhii-SdiMflgeiielits/ 

Vom ao. Dezember 1894. 

[O0«tm.ElMnb.T«roido.BL 3$3u§,ym. Nr.n. &11M.1 
Der Absender haftttflr 4to Molitigktlt tftr !■ dM Fnflhtbrter aHrf«mM»eiien Angaben 
und Erklärungen; dl» AnahM vm Dlt|iMltitMii dM AbtMiwt StItMs dar Bahn ohne 
Baobaohtiiiig des S 64 de« Betriebtreglements begründet dn Vereabalden der Bahn. 

Bei der Entsebeidung der meritorischen Frage Hess sich das Schiedü- 
gericht von der IJeberzeugung leiten, dass beiden Processparleieu in 
Beziehung auf die in der Klage berührte Sendung ein Verschulden 
zur Last fällt. 

Beziiglich der klägerischen Firma liegt das Verschulden in der 
Ausstellung und Uebergabe eines ungenauen Fraciitbriefes, laut welchem 
die Senduivj: an F. G. in Königsbof-Williehnsdorf adressirt war, während 
eine SlUioii Wilhehnsdorf gar nicht existirt, sondern anstatt derselben 
Wilfleiüsdorf gemeint war. Königsbuf ist zwar eine Haltestelle der 
k. k. priv. Böhm. Westbahn, aber keine Station für die Expedition von 
Frachtgütern. Nach den §§ 51 und o2, Z, B, des B.-R. bat der Ab- 
sender die Bestimmungsstation und die Bestiiiiiiiiiii->.lMlni Ii la Fracht- 
briefe einzusetzen und haftet nach § 53, al. 1. i>. iL im die Riclitigkeit 
der in dem Frachtbrief aufgenommenen Angaben und Erklärungen und 
ti ägt alle Folgen, welche aus unrichtigen, ungenauen uder ungenügenden 
Erklärungen entspringen. 

Diesen Vorschriften des Reglements entspricht der erwähnte Fracht- 
brief entschieden nicht, und darin liegt das Verschulden der Klägerin. 
BUerbei ist noch zu berücksichtigen, dass die Firma S. & K. das Fracht- 
brief- Duplicat übergeben erhielt, und obwohl das Duplikat mit dem 
Frachtbrief-Originale vollständig gleichlantet and die genannte Firma 
sohin wissen mnsste, dass die Sendung nach WOhebnsdorf and nicht 
Wilfleinsdorf adressirt war, es dennoch nnterlasaen hat, dea Irrthom 
rechtzeitig richtig zn ateUen. 

9* 
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Andererseits konnte sich das Sclüedsgericht nicht verhelik'ii, da^i:?, 
auch wenn der Abseader die Folgen solch ungenauer Angaben z\i ver- 
treten hat, dennoch die Bahn nicht berechtigt sein kann, die Bestimmung 
des § 53 B.-R. dahin auszudehnen, dass sie über das Frachtgut nach 
ihrem Gutdünken verfügen, sich selbst eine Station aufsuchen und das 
Gut dahin spediren könne. 

Ein w^teres Yerschulden der Bahn lieg^ auch in der Richtung 
Tor, dass sie Diqposiflonen, sei es von wem immer, in Bmpfang ge- 
nommen hat, ohne dabei die Vorsehliften des § 64, al. 8 nad 6, B.-B. 
za boracksichtigen, wonach dem Absender das Yerfllgangsredit Uber 
das Gnt im Fslle der Ansstellnng eines Fraehtbrief-DopUcates oder 
eines Aafnabmescheines nnr dann znstebt, wenn er das DnpHcat oder 
den Anfiiahmsschein vorweist nnd wonach diese Yerfügungeu mittelst 
schriftlicher nnd vom Absender nnterzeichneter Erklllnuig erfolgen 
mttssen, welche ErkUmng im Falle der Aasstellung eines Fracbtbrief- 
Dnplicates oder eines Anfnahrosscheines anf der betrelfonden Urkunde 
zu wiederholen ist» welche gleichasdtig der Eisenbahn vorzulegen nnd 
von dieser dem Absender znrftclEzageben ist. Biesen Vorschriften ist 
jedoch die Bahn nicht nachgekommen, indem sie das Daplicat nnverftndert 
gelassen hat. 

Da sohin ein Verschnlden anf beiden Seiten vorliegt nnd es an- 
thnnlich erscheint, abzuwigen» anf welcher Seite das grossere Verschnlden 
liegt, glaubte das Schiedsgericht nach Becht nnd Billigkeit (§ 1304 a. 
b. O.-B.) dahin entscheiden zn soUen, dass der Schade von beiden 
Parteien zn gleichen Theilen getragen werde. 



Nr. 76. Entsch. des Bentsehen Beiehsgerichto. 
1. Straf -Senat. Vom 3. Jannar 1895. 

[.Ttinst. Zoitscbrillf. BlsaBfl-Lothr. XX Heft 7/8. S.804.] 

Fahrlässige Gefährdung eines Eisenbahntransports. Feststeilung der Thatbestands- 
nerkaale, lulMMUere der VersMlilis«iOQns «iaer Pflioht 1 316 Abt. 2 dM StM, 

Das angefochtene Urtheil stellt thatsAcfalich fest, dass der fhigUche 
Unfall durch das Znsammenwirken verschiedener Ursachen entstanden 
ist, nämlich durch das zn frühe Umlegen der Weiche durch Weichen- 
w&rter F., femer dadurch, dass der Angeklagte G. den Befahl zum 
Umlegen der Weiche in zu unbestimmter und Hissverstlbidnisse nicht 
ausscbliessender Weine ertheilte, sowie dadurch, dass der Angeklagte 
G. den F. nicht vohinderte, den Weichenhebel zu frtlhe umzulegen und 
endlich dadurch, dsss das Wegesignal bereits in die Buhelage zurfick- 
gelegt war. 
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F&r die drei letzt bezeichneten Ursachen macht das Urtheil den 
Angeklagten als Stationsbeamten verantwortlich nnd legt ihm in dieser 
Hinsicht eine Vemichläsäiguug der ihm in der angegebenen Eigenschaft 
obliegenden Pfliohten znr Last. 

Ist hierbei das ürtheil von richtigen Bechtsgi undsfttsen ansgegangen, 
was in Nachstehendem za prttlen ist» so ist auch der Eansalznsammen- 
hang awiflchen der Pflichtremachlftssigung von Seite des Angeklagten 
und der erfolgten Entgleisang des Eisenbahnzugs gegeben nnd damit 
der Thatbestand des § 316 Abs. 2 des St.03. erfüllt. Des Nachweises 
einer besonderen Fahrlässigkeit im eigentlichen Sinne des Worts bedarf 
es dabei nicht, weshalb von yomherein die hieranf sich beziehenden 
Aosf&hnmgen der Revisiott als anzutreffend nicht zn beachten sind. 

In Bezog anf das Tfaatbestandsmerkmal der PilichtTemachlllssigung 
kommt in Betracht, dass die Anfstellnng des Angeklagten, er sei z. Zt. 
des Un&Ila nicht im Dienste gewesen, sondern der Dienst habe dem 
Stationsassistenten obgelegen, durch das Urtheil nicht widerlegt ist. 
Hiernach wftre im Allgemeinen anzuerkennen, dass der Angeklagte zn 
jener Zeit keine Pflichten in Bezog anf den Bahntransport zn erfüllen 
hatte. Da jedoch, wie festgestellt ist, der Angeklagte thatsilchlich in 
den Dienst eingegriffen, sich eingemischt liat nnd Weichensteller F. ver^ 
pflichtet war, dessen Befehlen Folge zu leisten, so hat der erste Richter 
mit Recht angenommen, dass den Angeklagten auch die Verantwortlichkeit 
hierfür treffe. Aber nach richtigen 0mndsfttzen kann diese Verant- 
wortlichkeit sich nicht weiter erstrecken, als eben thatsÜchUch in den 
Dienst eingegriffen wurde. 

Nach den thatsftchHchen Feststellungen des Urtheils stand der 
Angeklagte neben F. am Stellwerke nnd gab diesem den Befehl, die 
Weiche umzulegen. War dieser Befehl, wie thatsächlich und desshaJb 
in für das Revisionsgericht bindender Weise feststeht, zn unbestimmt 
und schloss derselbe Missverst&ndnisse nicht aus, so hat sich der An- 
geklagte unzweifelhaft einer Pflichtverletzung schuldig gemacht, weil, 
wenn er in den Dienst eingriff, er dies in der gehörigen Weise thun 
muBSte. Es ist sonach in diesem Punkte nichts Rechtsirrthümliches zn 
finden. 

Was den weiteren Gesichtspunkt betrifft, dass der Angeklagte den 
F. nicht am Umlegen der Weiche verhinderte, so bezog sich der ortheilte 
Befehl gerade anf dieses Umlegen, nnd wenn der Angeklagte wahrnahm 
oder hfttte wahrnehmen können, dass der Befehl falsch ausgeführt werde, 
so war es seine Pflicht, sofort einzugreifen. Das angefochtene Urtheil 
geht offenbar von dieser Möglichkeit der Wahrnehmung aus, aber es 
muss hierbei doch das Bedenken auftauchen, ob der Angeklagte noch h&tte 
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80 rechtzeitig eingreifen k(}]uien, dass dftdarch die Gefahr verhfltet 
worden wftre. 

Soviel Bich ans dem in dieser Hinsicht nicht genfigend klaren 
ürtheile entnehmen Ifisat, erfolgte das Umlegen der Weiche durch F. 
während der Zug schon ttber die Weiche rollte, nicht frOher, bevor 
der Zug noch die Weiche erreicht hatte. Er ist aber nicht ersichtlich 
gemacht, ob während des Darüberrollens des Zuges eine Verhinderung 
der falschen Weichenstellung, beziehungsweise eine Aendemng derselben 
noch mit dem Erfolge mOglich war, dass dadurch der Un&ll vermieden 
worden wäre. War dies bei der in Betracht kommenden Schnelligkeit 
eines Bahnzuges nicht mehr mOglich, so kann die Unterlassung eines 
Eingreifens den Angeklagten nicht belasten. 

Diesen Pnnkt hat das angefochtene Urthefl nicht geprQft und so- 
nach die Frage des Verschuldens nicht gebührend gewürdigt. 

In ähnlicher Weise verhält es sich mit der unrichtigen Stellung 
des Wegesignals. 

All* diese Gesichtspunkte sind im erstricbterlichen Urtheile nicht 
genügend klar gestellt und darum das Verschulden nicht nach allen 
Bichtungen hinreichend begründet Zweifellos festgestellt erweist sich 
nur der Gesichtspunkt der mangelhaften Ertheilutip^ des Befehls, und 
dieser Grund genügt an und für sich, um das Urtheü zu tragen. Allein 
( s Uu f dabei doch nicht ausser Acht gelassen werden, dass möglicher 
Weise die beiden anderen noch nicht hinreichend festgestellten Ver- 
schuldungsgründe auf den erkennenden Kichter mehr Einfluss übten, 
als jener, und dass jedenfalls bei der Strafzumessung^ der Zahl und der 
Natur der einzelnen Verschuldungsgrüude Gewicht beigelegt wurde. Es 
lässt sich daher auch nicht ohne Weiteres annehmen, dass das an- 
gefochtene Urtheil nicht auf den angedeuteten Rechtsirrthümern beruhe. 

Es musste desshalb die Aufhebung des Urtheils und die Zurück-- 
Weisung der Sache erfolgen. 



Nr. 77. Entseh. des Deutschen Reiehsseriehts, 

6. Civil -Senat. Vom TO. Januar 1895. 

(Scuffort Arcb. N F XX Hc it i s.sw] 

Wird ein Bauübernehmer von seiner Verantwortung befreit durch Genehmigung des 
Ausgefülirten seitens des vom Bauherrn bestellten Bauleiters? 

Richtig ist zwar, ila?^s der einen Bau au.sfülirende Ijcbernehnier in 
der Refrei insoweit von eigener Verantwortung für die Art der Aus- 
führung: frei ist, als er sich dabei ledi|?lich nach den Anordnungen des 
vom Bauherrn etwa bestellten Bauleiters richtet oder sich der Zu- 
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Stimmung desselben versichert hat Zu weit geht aber das Ber.-Ger., 
venu es auch jede nachfolgende Goiehmigung des schon Aiisget'tthrten 
darch den Bauleiter als aasreichend ansieht, um die eigene Verant- 
wortung des Uebemehmers zu beseitigen. Das wfirde darauf hinaus 
hinfen, dem Bauleiter eine rechtsgeschäftliche Vertretung des 
Bauherrn zuzuschreiben, welche so weit ginge, dass er im JE^unen des 
Bauherrn auf die diesem bereits erworbenen Anspiüche aus Fahrlässig- 
keiten des Uebemehmers verzichten könnte. Die Annahme einer solchen 
Vertretungsbefugniss wUrde aber jeder Grundlage im geltenden Becht, 
insbesoudere im gemeinen Hecht, entbehren. In dem bei Seuffert 
Archiv Bd. 48 Nr. 22 abgedruckten Urtheil des 3. Civilsen. des RG. 
finden ach zwar Aensserungen, in welchen auch einer nachfolgenden 
Genehmigung des Bauleiters die ihr hier abgesprochene Bechtswirkung 
beigelegt zu sein scheinen könnte. Es ist aber dort weder deutlich gesagt, 
dass ihr eine solche Bedeutung für alle solche Fälle beigemessen werde, 
und nicht etwa bloss insofern im gegebenen Fall durch die nachträgliche 
Genehmigung eine sonst noch m Aussicht stehende Besseining des Fehlers 
verhindert worden sei, noch erheOt, dass jene Aeusserungen zur wesent- 
lichen Grundlage der damaligen Entscheidung gehörten, bei der es sich 
viehnehr hauptsächlich um im Voraus vom Bauleiter getbane MdnuDgs- 
änsserungen gehandelt zu haben scheint. 



Nr. 78. £nt8ch. des Freu88. ObtT-Verwalt. Geriehts. 
3. Senat. Vom 14. Januar 1895. 

[MittbcUungen aas <l. Rocht-fi rcrlimn^ etc. Jahrg. I. Nr n s ] 

I I. Krank. Vertioh. Ges. v. 15. Juni 1883 bezw. 10. April 1892. Begriff der darflh 
ErwerteHofihiiikelt berbeigefilirteii Krinfcbeit 

Wenn das Krankenversicherungsgesetz vom 16. Juni 1883 für die 
Mitglieder der Ortskrankenkassen den Anspruch auf freie ärztliche Be- 
handlung, Arznei und Heilmittel an das Entstehen einer „Krankheit*^ 
und die Zidilnng des Krankengeldes an eine durch „Krankheit" herbei- 
gefttbrte Erwerbsunfähigkeit knftpft, so ist unter Krankheit in diesem 
Sinne ein Zustand zu verstehen, der ärztliche Behandlung, Arznei und 
Heilmittel nothwendig macht. Ob ein solcher Zustand besteht, bestimmt 
sich nach objektiven, von Sachverständigen festzustellenden Merkmalen. 
Gleiches gilt von der durcli Krankheit herbeigeführten Erwerbsunfähig- 
keit, die allemal dann vorliegt, wenn der Erwerbsthätigkeit nicht oder 
nicht ohne Verschlimmerung der Krankheit nachgegangen werden kann. 
Die einmal eingetretene Krankheit dauprt so lange .i^ nr aucli nur so 
lange fort, als die objektive Nothweudigkeit der ärztlichen Behandlung 
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oder der EinsteUang der Erwerbsthätigkeit besteht Bestellt die Noth- 
wendigkeit in beiderlei Besielmng nieht mehr, so ist die Krankheit be- 
endet, und die Ton Neuem hervortretende Nothwendigkeit der Arvtlichen 
Behandlong oder der Oew&hrong von Arznei und Heilmitteln als der 
Eintritt einer nenen Krankheit ansosehen (vergl. Entsch. des Ober-Verw.- 
Gerichts B4* Xym S. 356, auch yon Woedtke, IV. Anfl., Anm. 18 S. 70). 



Nr. 79. Entseh. des Deutsehcii Kcii'hHg:erIchts. 
6. Civil-Senat. Vom 31. Januar 1895. 

(Jur. WoohMtcbr. li»6. Nr. 18/18. 8 I7i ZifT si.] 

Ob eine Böschung, die schräge Abdachung einer angeschütteten Erdnasse, als Abhaag 
■nter den § 367 Nr. 12 R. Strf. Ges. B. zu stellen Ist und die NichtVerwahrung deai- 
genäss die Haftung am § 26 Th. I Tit. 6 ALR. zur Folge hat, hängt von dam Be- 
dflrfniaae der Verwahrung und dieses von der Gefahr ab, welche der snverwahrte 

Zutand den Verkehre von Meeeehen hriagt. 

WSre der Thatbestand des § 867 Ziff. 12 des Strafgesetdtnchs 
gegeben, so l&ge die Yemaebiassignng eines anf Sebadensverkttongeii 
abzielenden Poliseigesetsee im Sinne des § 26 Tbl. I Tit 6 dee A. L. B. 
Tor (Entsch. des B. G. in CiTÜsachen Bd. 26 S. 53). Es käme sodann 
die in § 26 TW. I Tit. 6 aufgestellte Rechtsvermuthung in Frage. § 367 
Nr. 12 des Strafgesetzbachs bedroht mit Strafe den, der auf öffentlichen 
Strassen, We^^cn .... und ftberbanpt an Orten, an welchen Menschen 
verkehren, Oeffhungen oder Abhänge dergestalt unverdeckt und un- 
verwahrt lässt, dass daraus Gefahr für Andere entstehen kann. Dass 
die Kanalmiindung für sich allein betrachtet, nicht als Abhang im Sinne 
des § 367 Nr. 12 des Strafgesetzbuchs betrachtet werden kann, ist dem 
B. Ö. einzuräumen ; schon der Wortsinn verbietet die Anwendung auf 
ein senkrecht abfallendes Mauergewölbe. Sie könnte nur als Oeffnung 
in Betracht kommen ; die Verwahrungsbedürftigkeit erschien aber durch 
die Feststen IUI},' beseitigt, dass die Böschung keine für den Verkehr be- 
stimmte und brau* liVare FliLche sei, die KanalmOndung sich somit nicht 
an einem Orte behnde, an welchem Menschen verkehren. Das B. ü. 
begründet die Annahme, es sei eine Böschung wie die hier fragliche, 
nicht als ein Abhang im Sinne des § 367 Nr. 12 des Strafgesetzbuchs 
anzusehen, nur damit, dass jeder vernünftige Mensch, der auf eine 
solcht' Bö;jchung wider seinen Willen gerathe, ohne Gefahr von derselbeh 
wieder fortkommen könne, ein Abstürzen nicht die natürliche Folge des 
unfreiwillig-en Geratheus auf jene Böschung sei. Ob eine Böschung, die 
schräge Abdachung einer angeschütteten £rdmasse, unter den § 367 
Nr. 12 zu stellen sei, hängt von dem Bedürfnisse der Verwahrung, dieses 
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▼OE der Gefohr ab, welche der nnverwahrte Zustand dem Verkehre von 
Kensdieii bringt. Die Enteeheidung ist aemit von dem Bed&rfniase der 
SicfaernDg, dieses tod der Beschaffenheit der 0 ertlichkeit und des 
Verkehrs bedingt. Hierbei wird allerdings zu beachten sein, dass die 
Heistellnng einer Jede denkbare Gefahr ansschlieesenden Sicherheit nicht 
im Sinne des G^etzes liegt, sondern dass nach den obwaltenden Um- 
ständen zu benrtheflen ist, ob sich nach vemfinftigem Ermessen and 
den gewöhnlichen VerfaAltnissen eine Gefahr fflr Menschen erwarten nnd 
bei gehöriger Aufmerksamkeit Yoransaehen Hess. (Vergl. Entsch. des 
£&iigL Prenss. Ober-Tribunals Bd. 65 S. 46 ff.) Immerhin wird aber zu 
prfifen sein, ob nach der Beschaffenheit der Oertlichkett und nach der 
Art und Häufigkeit des Verkehrs ein BedOrfhiss der Sicherung auch 
f fir ihrer Sinne nidit vOUig mächtige Personen, für Kinder und Trunkene, 
besteht^ ob eine für die Tagesseit ausreichende Sichening ffir den Ein- 
tritt dfior Dunkelheit genügt, ob eine Sicherung nur gegen das Ueber- 
treten fiber den Band des Weges auf die BOschung oder gegen ein Ab- 
irren vom Wege zn gewähren ist, ob diese Sicherung sich auf die ganze 
Wegstrecke oder nur auf eine Stelle zu erstrecken habe, an der sich 
die Gefiihr des Absturzes wie hier durch senkrechten Abfall, plötzlich 
in ausserordentlicher Weise steigert. 



Nr. 80. Entsch. des Bern. App. und Kass. Hofes in CItHs. 

Vom 8. Februar 189&. 

tZ*lta«lir.il.BflniuJitrlBt.Ver. BiLZZZI. Hefts. S»«.! 
KaflyflieU mt EfMShatabatriik. — Zsr Amieimi vm Art. 10 AI. 2 ■. 3 ClMabtfM- 
HaflpllltMiawti, balr. UstorbreolHMfl d«r KlagaverJllMrano direh telviflliiilie Rekbh 
■atlM Mt M ieraa EHadlo«H* — fieduMete Beimtasg das BabnUrpert alt Wai 
iareh AriMHer dar Elaaabalis. Eiirade daa SalhatvaraolNildam ahaa Ultvaraalmldas 
dar Balis tat bairlsdal, whi dar lattdtata ArMtar tratz gagabasar Wamssgaalgsala 
aliMH Sabiallnga la affasar Linia sloM aaawelabt 
Die Beklagte vertheidigt sich in erster Linie durch Erhebung einer 
prozesshindernden Einrede, welche sie damit begrOndet, dass vor An- 
stellung der Klage die in Art. 10 leg. cit. normirte VeijährungsMst von 
2 Jahren abgelaufen, somit der Anspruch veijährt sei (f 146, ZltS, 1 P.). 
In der That ist die vorliegende Klage erst am 10. November 1898 beim 
Rickteramte Bern eingelangt und erst an diesem Tage der Beklagten 
zugestellt worden, d. h. mehr als zwei Jahre nach dem Tage des UnfaUes 
(28. September 1891), und es ist auch richtig, dass die Veij&hmng durch 
die friedensiichterliche Ladung zvan Aussßhnungsversuch vom 2./6. Sep- 
tember 1892 nicht unterbrochen wurde (vergl. das Urteil des Bundes- 
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gerichts vom 8. Jnli 1881 i. S. Weber gegen Gentralbabn, A. S. Band 7, 
S. 537 ff., Uotiv 2)^); es kann sich daher einzig fragen, ob nicht durch 
das seitens des Pforrers Blattner in Wynan namens der Hinterlassenen 
des H. onterm 3. No7ember 1891 an die beklagte Gesellschaft er- 
lassene Schreiben eme Unterbrechung der Veij&hnuig bewirkt and 
durch die ablehnende Antwort des Direktoriums der OeseUschaft Tom 
13. November 1891 ein neuer Anfangspunkt fQr den Lauf der zwei- 
jährigen Veijähmngsfmt geschaffen worden sei (vergl. Art. 10, AI. 1 und 
2 1. c). In dieser Beziehung ist folgendes zu bemerken: Die Fassung 
des Schreibens vom 3. November 1891 dürfte freilich zu Zweifeln An- 
lass bieten darüber, ob darin die schriftliche Anbringung einer Rekla- 
mation im Sinne des Gesetzes oder nicht ein blosses Bittgesuch zu er- 
blicken sei, .allein entscheidend ist die Art und Weise, wie das Direk- 
torium der beklagten Gesellschaft dieses Schreiben beantwortet hat. In 
seinem Antwortschreiben vom 13. November 1891 erklärt dasselbe aus- 
drftcklieh, dass die Verwaltung der Gesellschaft jede gesetzliche Pflicht 
zu ein» Untersttttznng der Hioterlassenen des H&ubi ans den dort an- 
gegebenen Gründen (Selbstverschulden des Yerunglflckten) abldinen 
mfisse, jedoch um die Lage der Hinterlassenen einigermassen lindem zu 
helfen, der Wittwe H. eine einmalige, freiwillige Tröstung im Betrage 
von Fr. 260 zu verabfolgen beschlossen habe. Die Beklagte hat sich 
also nicht etwa auf den Standpunkt gestellt, eine schriftliche Bekla- 
matioD, wie sie das Gesetz beluifs Unterbrechung der Vei jährung ver- 
langt, sei bei ihr nicht angebracht worden, sondern sie hat im Gegen- 
tlieil das Schreiben vom 3. November 1891 als eine solche Reklamation 
behandelt und darauf abschlät^igen Bescheid erteilt und kann nunmehr 
nicht nachträglich mit dem Einwände gehört werden, das Schreiben 
vom 3. November 1891 stelle sich nicht als eine die Unterbrechung der 
Veijährung bewirkende Reklamation nach Mitgabe des Gesetzes dar. 

Als einlässlicher Vertheidigungsgrundwird zunächst geltend gemacht, 
es habe die Klägerschaft durch Annahme der „Tröstung" von Fr. 250 
auf weitergehende Entschädigungsansprüche gegenüber der Beklagten 
verzichtet; von einem solchen \'t rzicht kann jedoch aus dem Grunde 
keine Rede sein , weil die Fr. 250 laut der Zuschrift des Direktoriums 
der Schweiz. Centralbahn vom 13. November 1891 eben nur als frei- 
willige Gabe unter ausdrücklicher Verwalirung gegen die Anerkennung 
der gesetzlichen Haftpflicht, gespendet und von Wittwe H. offenbar nur 
in diesem Sinne und keineswe^rs etwa als förmliche Abfindung ange- 
nommen worden sind. Von mehr Bedeutung ist der Einwand, H. habe 



') So aoch A. & K. H., Ztschr. XVm, pag. 88. 
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entgegen den ihm bekannten Weisungen die Balmlmie ausserhalb seiner 
dienstlichen Verrichtungen betreten (vergl. Art. 13 der Dienstanweisung 
vom 5. August 1890). 

Auch abgesehen von der Vorschrift der ilim gehörig zur Keiintniss 
gebrachten DitiisLaiiweisung, wonach H. auf das Hankett oder die 
BöschuDf?, mindestens 1'/^ Bieter vom iiiissern Schienenstrang entfernt, 
hätte ausweichen sollen, ist es ganz unbej^reitlich und iiut der aller- 
gewöhnlichsten, bei einem normal veranlagten Mensehen zu erwartenden 
Vorsicht durehaus unvereinbar, dass IL, naclulem er dem von Ölten 
kommenden Zuge Nr. 10 ausgewielien, in nuniittelbarer Nähe der 
Kreuzungsstelle das Geleise betrat, auf welchem der Schnellzug Bem- 
Olten Nr. 13 im Herankommen begriffen war. Seit mehreren Monaten 
auf dieser Strecke als Arbeiter beschäftigt, musste derselbe wissen, dass 
eine Kreuzung der beiden Züge bevorstand; er hatte mithin allen An- 
lass, beim Begehen und üeberschreiten der Geleise gehörige Vorsicht 
walten zu lassen (sagt ja doch die Dienstanweisung , dass beim lieber- 
schreiten der Geleise TJmsebaa m halten sei), nnd er hatte auch voU- 
k<munen Gdegenhelt daza, da seine Anfinerksamkeil durch kemerld 
dienstliche ObKegenheiten in Anspruch genommen war, und in diesem 
Punkte nftmentMeh nnt^-scbeidet sieh der gegenwärtige Fall von dem- 
jenigen i. S. Leu c. S. C. B. (A. S. der Bnndesger. Bntsch., Bd. 18, 
S. 242 if.),') wo das Bandesgericht im Ansschlnss der Liberationaeinrede 
des Selbstverschaldens bisher wobl am weitesten gegangen ist. Daran 
ist jedenfalls festzuhalten, dass, wenn anch den Bahnangestellten in der 
Ansttbung ihres Dienstes keine so angstliche Vorsicht zogemnthet werden 
darf, wie den ausserhalb dieses Dienstes stehenden Personen, sie immer- 
hin diejenige Sorgfalt zn beobachten haben, welche von einem ordent- 
lichen Eisenbahnbediensteten unter den gegebenen Verhältnissen erwartet 
werden darf (vergl. die ürtheile des Schweiz. Bandesgerichts vom 
2& November 1881 1. S. Jenni c. Jura- Bern -Luzembahn, A. S. Bd. 7, 
8. 817 £, Motiv 3, und vom 15. Oktober 1886 i. S. Bamseier c. S. C. B. 
A. S. Bd. 13, S. 473 ff.), und gerade in dieser Beziehung entsprach nach 
den bisherigen Ausftthrangen das Verhalten des H. am 28. September 
1891 auch nicht den bescheidensten Anforderungen. Es ist deshalb als 
festgestellt zn betrachten, dass der Unfall auf das eigene Verschulden 
des GetOdteten znrfickznfahren ist, und es ist mithin die Beklagte be- 
rechtigt, gestützt auf Art. 2 des mehrerwäbnten Bundesgesetzes, ihre 
Haftpflicht gegenüber der Elflgersehaft abzulehnen. 



>) ZtMhr. XXVm, 887. 
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Nr« 81« Bntach. dM Oostemieh. T«rwalt Gwidifahotoi. 

Vom 15. Februar 1895. 

[OetMrr. Bltmlh TerortB. n. VIIL Nr.4». ami 
I. Tnuiway-Uitarafhiiiiif M «lud tfM Im § 15 ad S der fieiMrbagweli-llwalle voa 

15. März 1883 angeführten Unternehmimgen periodischer Personentransporte beizu- 
zählen. 2. Von der Gempinde in ihrer Eigpn<!chaft als Strasseneigenthümerln und als 
autonome Verwaltungsbehordp in Bezug auf Sichersteliung der Leichtigkeit und Sicher- 
heit des Verltehrs auf den Strassen gestelite Bedingungen sind als polizeiliche, also 
MTmUielhraoMlloliM fSttnnMm aniitahM, tMl Mkn mihhHi Ii im Cmimiim fir 

dl« Tr»miyMli|t Autdraak n Mul 

Da ftber die Cenceasioniranir von Pfenieeisenbahnen und über die 
GoDsentimiig der Betriebsanlagen derselben besondere Besttnmrangen 
nidit bestehen und aneh durch die in der Gegenschrift berufene Aller- 
hSchste Entscbliessnng vom 25. Febmar 1859 and Artikel II der Ver- 
ordnung Yom 20. April 1861, B.-G.<-Bl. Nr. 49, znr Frage nur soviel 
fesftgestellt erscheint^ dass die Conoessionimng solcher üntemehmungen 
und die Feststellung der Verkehrsbedingungen in den Wirkungskreis 
des Handelsministeriums fUlt, die Tramwayunternehmnngen aber ge- 
wiss den im § 15 ad 3 der Gewerbegesetz-Noyelle vom 15. Mftra 1883 
angefOhrten üntemehmungen periodischer Personentransporte beim- 
zfthlen sind, so folgt, dass bei der Consentimng der Betriebsanlagen 
solcher Unternehmungen die Bestimmungen der Gewerbeordnung zn be» 
achten sän werden. Aus den .Bestimmungen der §§ 26, 29 und SO 
des Torcitirten Gesetzes folgt aber, dass bei der Genehmigang von Be- 
triebsanlagen sugleich alle jene Bedingungen und Besehrankungen fest- 
zustellen sind, welche nach irgend welcher Sichtung bezOglich der Er^ 
riehtung oder des Betriebes der Anlagen sich als nothwendig darstellen. 

Dass diese Bedingungen und Beschrftnkungen sich nicht blos 
auf gewerbepolizeiliche Momente im engeren Sinne zu beschränken 
hal)eii, dass dieselben vielmehr alle, somit auch verkehrspolizeiliche 
Rücksichten umfassen sollen, folgt deutlich aus der Bestimmung des 
§ 29, Absatz 2; ja aus der Bestimmung des § 30, Absatz 1, folgt, 
dass auch £inzelinteressen aus Anlass der ('onsentirung einer Betriebs- 
anlage von der Beliörde wahrzunehmen sind, welche, wenn diese Einzel- 
interessen auch lediglich privatrechtlicher Natur sind, doch angewiesen 
wird, soweit als thunlieh deren Beilegung im gütlichen Wege zu ver- 
suchen, und es muss als in der Intention des Gesetzes gelegen ange> 
nommen werden, dass, wenn eine gfttliche Beilegung von nur Privat- 
interessen betreffenden Einweudungen bei der commissionellen Vor- 
handlung erfolgt, auch dieses Moment in dem die Verhandlung erledigen- 
den Acte, also in dem Con«;ense für die Betriebsanlage, den entsprechen- 
den Ausdruck zu finden haben wird. 
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' Au di€8en gefletsUchen BflStimmuugen ist somit za folgern, dass 
aUerdings ein Ton der Behörde erfheilter Gonsens für eine gewerbliche 
Betriebsanlage der genaue Ansdmck dessen za sein hat, was sieh nach 
den Ergebnissen der Verhandlung als das ReehtsverUUtoiss der con* 
sentirten Betriebsanlage einerseits zn den öffentlichen und andererseits 
m den Priyatintereesen gestaltet hat 

Die von der Conunnne Wien bei der Verhandlung gestellte, von 
der Tramwaygesellschaft fiberdies angenommene Gonsensbedingung ist 
aber weiter keineswegs als eine solche aaznseben, welche lediglich die 
Sicherang privater Rechte und Interessen der Conunnne bezweckt; sie 
ist viehnehr eine Bedingung, welche auch auf Sicherstellnng der Leich* 
tigkeit und Sicherheit des Verkehrte auf. den Strassen abzielt, nnd er- 
scheint somit yon der €k>mmnne nicht blos in ihrer Eigenschaft als 
Eigentbftmerin der Strassen, sondern auch in ihrer Eigenschaft als 
antonome Verwaltungsbehörde gestellt; ebendarum muss diese Bedingung 
als eine polizeiliche und daher öffentlichrechtlichen Charakters ange- 
sehen werden, 

Fflr die Berücksichtigung solcher Bedingungen in dem Consense 
sprechen aber nicht blos die Bestimmungen der §§ 26, 29, Absatz 2, 
und 30 Gewerbegesetz-Novelle, sondern auch der Artikel VI, Absatz 2 
und 5 des Gesetzes Tom 25. Mai 1880, B^-a-Bl. Nr. 66, und Artikel 
XIV, Absatz 3 nnd 9 des Gesetzes vom 31. Dezember 1894, R.-G.-BL 
Nr. 2 ex 1896, welche Gesetze analoge VerhAltnisse in Betreff der 
Localbahnen, bezw. der Bahnen niederer Qrdnnng vor Angen haben 
nnd zu rogein bestimmt shid. Auch in diesen dtirten gesetzlichen Be- 
stimmungen kommt dar Grandsatz zur Geltung, dass öffentliche Strassen 
Ar den Betrieb Jener Bahnen nur mit Zustimmung der zur Erhaltung 
Verpflichteten in Anspruch genommen werden können, und weisen die- 
selben daranf hin, dass die Zalissigkeit nnd die Bedingungen der 
Strasaenbenfttzung besonders festzustellen sind. 



». H2, Entseh. des Dentsehcii Reichsgerichts. 
6. Civil-Senat. Vom 16. Februar 1895. 

IJnr. Wochenaohr. 1895 Nr 8l> as. S. 815. Ziff. 63. 64.) 
Preuss. Enteign. Ges. v. II. Juni 1874 8 36 Abs. 2. Die EntschädigunB ist nur 
h Ge(d. nicht in natura zu entrichten. Die flesetzliche Zirspflicht beginnt 2war für 
all« Theile der Eotsohädiauns an sich gleichmässlg; doch ist eine vertra|tMässiS0 

Abwelohung nicht ausgesohloseen. 

Das Enteigmmgsgesetz kennt nur eine im Gelde zu gewährende 
Eutschftdignng (§ 7), welche nicht blos bei der Entziehung des Gmnd- 
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eigenthums (f 8 £), flODdern auch bei der Beschrftnkniig desselben (§ 12) 
Plate greift Der vom Bkl. in Bezng genommene allgemeine GmndsatsB 
des § 79 Tit. 6 Tbl. I des A. L. R., wonach bei einer SchadensznfBgnng 
alles 80 viel als mOglich wieder in den vorigen Stand gesetzt werden 
soll, kann schon deshalb keine Anwendung finden, weil die abweichen- 
den besonderen Vorschriften des Enteignnngsgesetzes nach anerkannten 
Bechtsregeln der allgemeinen Vorschrift vorgehen. Anch den § 4 des 
Enteignnngsgesetzes, welcher nnr von vorübergehenden Beschränkungen 
handelt, die von der Bezirksregiemng angeordnet werden, macht Bkl. 
ohne Erfolg fftr sich geltend, da in demselben eine Wiederherstellnngs* 
pflicht nicht ausgesprochen ist. 

Wenn anch ein frOherer Anfaagstag als der in § 36 Abs. 2 des 
Enteignungegesetzes vorhergesehene Tag der Enteignung nicht bloss im 
FaU abweichender Vertragsbestimmungen, sondern anch aus anderen 
Gittnden nach den Vorschriften der allgemeiuen Gesetze eintreten kann, 
so geht doch unter den begründenden Umständen die vertragliche Fest- 
setzung allen anderen vor. Nun stellt der B. H. als Inhalt des Ver- 
trages vom 9. April 1889 fest: „Das Kaufgeld exklusive der zu zahlen- 
den Entschädigung wird von lieute ab mit 4Vf Prozent verzinst.* Wenn 
nun auch unter dem Kaufgeld bei Enteignungen oder unter der Ent- 
schädigung zum vollen Werthe nach dem Sprachgebranch des Gesetzes 
nicht bloss der Werth des enteigneten Terrains, sondern auch der 
Jfinderwerth des Restbesitzes, die Entschädigung fttr Wirthschafta- 
erschwerungen n. s. w. zu verstehen ist, und wenn daher die gesetz- 
liche Zinspflicht von allen Faktoren der Entschädigung in gleichem 
Maasse gilt (ürtheil vom 3. Nov. 1880, Just.- Minist. -Bl. 1881 
S. 180), so wird doch dadurch eine abweichende Vertragsbestim* 
mung nicht ausgeschlossen. Indem aber die vorliegende Vertrags- 
bestimmnng Kaufgeld und Entschädigung unterscheidet und nur das 
Kaufgeld vom Tage des Verti*age8 ab verzinst wissen will, überläset 
sie die Entscheidung über die Verzinsung der Km Schädigung dem ( ;e^ietz. 
Sache des Instanzrichters blieb es, zu entscheitleu, welche Theile der 
zugesprochenen Summe zum Kaufgelde, welche zur Entschädigung im 
Sinne jener Vertragsbestimmung zu rechnen seien. Dass der B. R. 
hierbei sich zum Nachtheil des Bkl. rechtlich geirrt, lässt sich nicht 
erkennen. 
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Nr. 83. üevis. £iitsch. des fieiehs-Versiclieraugtiaittte. 

Vom 19. Februar 1895. 

(Amtl. Nachr. il U V A. Sond. Aus«. V. Nr. 9. S. Jf37. Z,443.1 

firmzen der Zu<;tändtr|keit der Schiedsgerichte und des Reichs -Veraiobsniiigtante 
fflgeHiber den auf den Statut •iner KatMaeinricbtuiio berahendan PvnstoiiMMprilohei. 

Nach I 90 Abs. 2 des Statuts einer gemäss §§ 6 and 7 des In- 
Taliditftts- nnd Altersversicherungsgesetzes als Easseneinrichttuig zu- 
gelassenen Knappsdiafts-Penuonskasse kommen die auf Grund des vor- 
genannten Gesetzes gewährten Beuten in vollem Betrage auf die 
Knappschaftaleistungen in Anrechnung. Von dieser Bestimmung Gebrauch 
machend, hatte der Vorstand der Pensionskasse dem gleichzeitig reichs- 
gesetzliche Invalidenrente und statutarische Knappscbaftspension be- 
ziehenden Kläger die letztere um den Betrag der ersteren gekfirzt. 
Nachdem auf die hiergegen eingelegte Berufung das für die Benrtheilnng 
reichsgesetzlicher Beuten eingesetzte ^iedsgericht sieh für anzuständig 
erklärt hatte, ist die Revision des Elfigers in der Entscheidung des 
Reichs -Versicherungsamts vom 19. Februar 1896 aus folgenden GrOnden 
verworfen worden: 

Wie bereits in der Revisionseutscheidung 306 (Amtliche Nach- 
richten des R. y. A. J. u. A. V. 1893 Seite 160) ausgesprochen worden, 
ist das Reichs -Versicheningsamt als Revisionsinstauz (§§ 79 ff. des 
Invaliditäts- und Altersversickerangsgesetzes) nur berufen, über die- 
jenige]] Ansprüche zu befinden, welche sich innerhalb des Rahmens der 
durch das voi gedachte Reichsgesetz geregelten Fürsorge bewegen, und 
es unterliegt keinem Bedenken, diesen Grundsatz auch auf die Schieds- 
gerichte der Invaliditäts- und Altei's Versicherung als Berufungsgerichte 
in Anwendung zu bringen. Im vorliegenden Falle handelt es sich, wie 
der Woitlaiit der vom Vorstande der beklagten Pensionskasse unterm 
19. Mai 1894 erlassenen beiden Bescheide klar erkennen Iftsst, nicht 
etwa nm die Entziehung oder Nichtgewäiirung der reichsgesetzlichen 
Invalidenrente, sondern es ist, ohne dass diese letztere Reutenberechtigung 
bestritten wird, lediglich die gleichzeitig mit der reichsgesetzlichen 
Rente gewährte statutarische Knappschaftspension auf Grund des § 90 
Absatz 2 des Statuts um den Betrag jener Reute gekürzt worden. 
Üeber die ausserhalb der reichsgesetzlichen Fürsorge liegenden Knapp- 
schaf tspensioueu aber haben die Rentenfeststelliiiigsinstanzen des In- 
validitäts- und Altersversickerungsgesetzes nicht zu befinden. 
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Nr* 84. Entseli« des DentHehen Belehggerlchto» 

2. CiTil-Senat. Vom 19. Februar 1895. 

[Jvriit, WoohfiSNhrMH. Vt.lUn. 8.Mk £lff.tt4 

Naflplllohtaat. § 3. Benehiui der nntliiMMlieliMi UkamdiMr dar fieMdtolm. 

(^esetsliclie Vorsdirifteii über *die Berecbnong der muthmasslichen 
Lebensdauer sind, im Gegensatz zu eioigen anderen Gesetzgebungen (z. B. 
§ 35 des B. G. B. Ar das Königreich Sachsen), im c. c. nicht enthalten. 
Folglich ist der rheinische Richter gesetzlich nicht behindert, diesen 
Punkt aus eigener Sachkunde zu entscheiden und von der Befragung 
der gebräuchlichen UortaUt&tstabellen (vergl. Eger, R. H. G., 3. Auflage 
S. 393, 397) abzusehen, wie im vorliegenden Falle geschehen ist. 



Kr. 86. £ntMch. der Köni^l. Tafel in Budapest. 

Vom 20. B^bruar 189."). 

(OcBtorr. Klsenl», Vcrordn. BI. Vlll. Nr 47 ö. ?66.] 

Die in der Berner internationalen Coaveiition und auf Grund derselben im EiseabaNh 
Betriebsreglement bestimmte kürzere Verjährungsfrist ist auch bezüglich des vor daa 
I. linner 1893 entstandenen Anspruches auf Rüokerstatbini der MehrfmoM vnn 

Wfarkenndieit 

Die kgl. Ungar. Staatsbalm wurde im Jahre 1894 auf die Rück- 
erstattung einer Mehrfracbtgebübr geklagt, welche aus einem im Jahre 
1892 von ihr vollzogenen Transport entstanden war. 

Die genannte Bahn wendete die gemäss § 61, al. 4, des B.-R. be- 
reits eingetretene Verjährung ein. 

Das kgl. Bezirksgericht Budapest (VI. Bezirk) verurtheilte die 
geklagte Bahn zur Bezahlung der Mehrfracht sammt 6 pCt. Zinsen 
vom Kl^etage ab und der Gerichtskosten aus folgenden Grnnflpn: 

Wenn auch gemäss G.-A. XXV ex 1892 das in Bern am 14. ()o- 
tober 1890 geschlossene internationale Uebereinkommen über den Eisen- 
bahn-Frachtverkehr als Gesetz sanktionirt und die Regierung darin er- 
mächtigt wurde, die Bestimmungen dieses Uebereinkommens aiicli im 
internen Verkehre in Anweii(lnn<? zn bi-inp:eii, so miiss duch der allj^e- 
meiiie Grundsatz, dass erworbene Reclite diiirli ein späteres Gesetz 
nicht aufgehoben werden diirten. in unverbrüchlicher Gelnin'/ bleiben. 
Nun hat der Klilger das Kecht auf eine längere VerjHhrung erworben, 
und es kann daher <las mit dem 1. Jänner 1893 in Wirksamkeit ge- 
tretene Hetriehsie;rlHnient, rt'sp. dessen 61, al. 4, keine Rückwirkung 
üben, dalier «lie kürzere darin norniirte Verjalirun;;sfrist ilnu «gegenüber 
nicht eingewendet werden kann. Ueberdies hat der Kiäi^er den Beweis 
geführt, dass die geklagte Balmverwaltuug selbst die von ihr vor der 
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Wirksamkeit dieses Paragraphen zu weni<r eingehobenen (Gebühren 
lange nach Ablauf der kürzeren Verjiilirungslrist einofefoideit liat. 
Endlich ist auch in dem mehrerwähnten Jietriebsregleiiieut keine Piäciu- 
sivfrist bestimmt, bis zu welcher die vor dessen Tnslebentr» ten ent- 
standenen Rftckerstattungsansprüche geltend gemacht werden müssen. 

Die kgl. Tafel in Budapest hob mit Entscheidung vom 20. Fe- 
bruar, Z. 4819, dieses L i ilieil unter Abweisung des klägerischen An- 
spruches aus folgenden Erwägungen auf: In dem erstrichterlich citirten 
Gesetzartikel wurde die Ilegierung auch ermächtigt, im Betriebsreglement 
auch solche BestiniMUiugen aufzunehmen, welche mit dem Handelsgesetze 
nicht übereinstimmen. Das vom kgl. ungar. iiandelsmiuisterium am 
10. Dezember 1892, Z. 83.249/IV, hiuausgegebene Eisenbahn-Retriebs- 
reglement entspricht dem Berner Uebereinkommen und hat dalier volle 
gesetzliehe Kraft auch bezüglicli des nicht internationalen Eisenbahn- 
Erachtverkehres. Die Verjährung bildet kein materielles, sondern nur 
ein formelles Recht; jenes kann durch ein späteres Gesetz allerdings 
Dicht aufgehoben werden ; dasselbe wirkt aber auf formelle Rechte un- 
bedingt zurück. Die einjährige Verjährung gilt daher für alle Ersatz- 
ansprüche, welche aus einem Eisenbahntransporte vor dem 1. Jänner 
1893 entstanden sind. 



Nr. 86. Entseh. dm Oesterr* Oberst. Qeriehtolioftfl. 
Vom 20. Februar 1896. 

|06rt«rf.Etie«ib.T«rord.BLVnL Nr. lOI. &lttl.] 
Die nefc fiwetze ven S. Min I86B, R.-6.-BI. Nr. 27, nnil § 1327 a. b. fi.-B. lU 
kenhleede Rillt fir 4te WIttwe oid der Ertlehtntebelftraf fir die Kinder dee toi 
eieer 2ugMRt|leltn| getldtelo« BehiMeeatetei elid eeter BerieMiebtiMM d«r 
ihMB avi dm Peeeleiefeide d«r Bähe nkeaMMdee Betrige n lieneeeee. Erwerbt- 
■efOilge Kinder dei VereeglleUee bebei de» keleen Anepneh tef el« beeeederei 
Verter|H|aeapltal, wem aeeh der Vemagllofcte aeeb leleea FamilleMtaiide end 
eeiMt ElekeoiHenevei'biltnlme aiobt In Staade leweeaa wirs, Ihaen ela eelehet ii 

MiteriaMtR. 

Bas Gericht erster Instanz erlcannte: Es ist unbestritten, dass 
A. zur Zeit des Ünfalles an Jahresgehalt 400 fl., an Quartiergeld 120 fl. 
und an Bekleidungsbeitrag 40 fl. hatte. Was die Keilengelder per 240 fl. 
j&hrlich betrifft, so kdnnen dieselben nicht unter die flxen BezQge ge- 
rechnet werden f weil sie sich als eine Vergütung der mit dem Fahr- 
dienste verbundenen Hehranslagen darstellen. Letzteres gilt auch vom 
Bekleidnngsbeitrage. Es bleiben daher nur der Jahresgehalt und das 
Quartiergdd, zusammen 520 fl. als Grundlage der Schadensbemessung. 

■f «r, BjMiklMMinreehkIlohe BntMheUlmic««. xn. 10 
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Wenn man hievon den zur Bes^eitnng dee Unterhaltea für den Ver- 
angl&ckten erforderliclien, gewiss nicht zu hoch gegriffenen Betrag Ton 
100 fl. absiebt, so verbleibt fftr die Hinterbliebenen ein Betrag von 420 IL 
jftbrlich, wovon nach dem von der geldagten Partei selbst angelegten 
Massstabe anf die Wittwe.die Hälfte per 21011. entflUt^ wfthrend die 
andere Hälfte den mindeijährigen Kindern gebflhrt. Die mindeijäbrige G. 
kommt hier nicht in Betracht, da dieselbe nach Inhalt der Klage bereits 
22 Jahre alt ist nnd deshalb als selbsterhaltongsfähig angesehen 
werden mass. 

Von dem anf die Wittwe B. entlallenden Betrage per 210 iL ist 
jedoch die Pension jährlicher 133 fl. 33 kr., welche sie zugestandener- 
messen vom k. k. Eisenbahnärar bezieht^ in Abrechnnng zu bringen, da 
sonst' das k. k. EUsenbahnärar diesen Betrag doppelt, einmal als Pension 
nnd dann als Schadenersatzbetrag, zvl zahlen hätte. Es bleibt daher 
der fiestbetrag von 76 fl. 67 kr. per Jahr als Bente für die Wittwe B. 
Ans g^eichoDii Grande ist von dem auf die minderjährigen Kinder ent- 
fallenden Betrage jährlicher 210 fl. der Erziehangsbeitrag von zusammen 
60 fl-, welchen die Wittwe jährlich fttr die mindeijährigen drei Kinder 
vom Eiseubahnärar erliitlf . iti Abzug zu bringen, SO dass ein Bestbetrag 
von 150 fl., also 50 fl. per Kind, verbleibt. 

Bemerkt wird, dass die Zuerkennung eines Entschädigungscapitals 
anstatthaft erscheint, da hierdurch die durch § 1327 a. b. G.-B. ge- 
zogenen Grenzen der Entschädigung überschritten würden, vielmehr nur 
die Form der Rente «dem dem § 1327 zu Grunde liegenden Principe 
entsprechend erscheint. Der Anspruch auf ein Versorgungscapital von 
je 1000 fl. für die minderjährigen drei Kinder erscheint schon deshalb 
nnstichhältig , weil nach den klägerischerseits selbst geschilderten Ver- 
mOgensverhältnissen des veranglückten A. letzterer gar nicht in der 
Lage war, ein Versorgnngscapital seinen Kindern zu geben, somit diesem 
Ansprüche § 1327 a. b. G.-R. entgegensteht. 

Uebor Appellation beider Streittheile sprach das Oberlandes- 
gericht in theilweiser Abänderung des erstrichterlichen Urtheils jedem 
der vier minderjährigen Kinder das angesprochene Versotgnngscapital 
von 1000 Gulden zu. 

In (Ion Ortinden wird ausgeführt, dass auch auf die Neben einkiinfte 
des Verunglikkten, nämlich die Meilengelder, Rücksicht zu nehmen sei, 
da er darüber frei verfüg-en konnte. Ebenso sei die Möglichkeit der 
Erhöhung seiner Bezüge in Betracht ztt ziehen, weil er gesund aud 
tadellos im Dienste war. 

Dnreh die zugesprocliene Rente sei der Entscliädiguugsauspruch 
der Kläger nicht gänzlich getilgt, sondern es war allen vier Kindern 
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überdies ein Versorgangscapital zuzusprechen, weil der Verlust des 
Vaters sich zwar durch eine Geldsumme nicht gänzlich ersetzen lasse, 
dieser Verlust aber einigermassen ausgeglichen werden könne, wenn 
den Kindern des im Dienste durch fremdes Verschulden Verunglückten 
eine Geldsumme zuerkannt werde, welche ihre Lebensstellung erleichtert 
und ihr Fortkommen ermöglicht. 

Der Revisionsbeschwerde des Geklagten stattgebend, fand der 
Oberste Gericlitshof in Abänderung der oberlandesgerichtlichen Ent- 
scheidung den reformirten Theil des erstrichterlichen Unheils aus fol- 
genden (ir linden wieder herzustellen: 

Nach § 1327 a. b. G.-B. ist im Falle des aus einer körperlichen 
Verletzung crtulgLen Todes nebst allen Kosten der hinterlasse nen Frau 
und den Kindern des Getödteten das zu ersetzen, was ihnen durch das 
Ableben ihres Ernährers entgangen ist. Das Gesetz hat daduich klar 
ausgedrückt, dass ausser den durch die körperliche Verletzung und 
durch den Tod verarsachten Kosten nur das zu ersetzen sei, was die 
hinterlassene Fran nnd die Kinder des Getödteten bezogen haben 
würden, wenn die Verletzung nicht eingetieten und der Tod nicht er- 
folgt wftre. Dass im gegebenen Falle den Kindern des A. mehr ent- 
gangen wäre, als iii erster Instans denselben zugesprochen warde, dass 
insbesondere A. bei seiner Stellung als Gondnctenr and bei seinem 
Familienstände jemals in die Lage gekommen w&re, f&r seme Kinder 
namhafte Sammen in Ersparang zu bringen nnd denselben Versorgungs- 
capitalien zn hinterlassen, ist um so weniger anznnehmen, als nach den 
eigenen Angaben der Kläger A. im allergünstigsten Falle erst im Alter 
Ton 57 Jahren, im Jahre 1903, das Maximnm der fftr ihn erreichbaren 
Bezüge im Gesammtbetrage jährlicher 1080 il. h&tte^ erlangen kfinnen. 
Demzufolge kann der Anspruch auf Znerkennnng von Yersorgungs- 
capitalien als im Gesetze begründet nicht angesehen werden. 



Nr« 87. £nt8ch. des Central- Amts f. d. Internat» Eisenbahiitnnisport. 

Vom 27. Februar 1895. 

[Zeltschr. f. d. Internat. Biaeob. Transp. Jahrg. III. Heft S. S. 81. 

tatSTMi Uibtrelsk. Art. 3. Aita|t I. Art. XXVI. VarpaolMsi gHUitr MttaH- 

prlparats. 

Eine Verwaltong hat das Central- Amt Uber die Bedentnng des 
Art XXVI der Anlage 1 za den Ansftthmngsbestlmmnngen angefragt» 
gemäss welchen nach ihrer Ansicht die daselbst genannten Metallpr&parate 
nnr in FSssem oder Eisten zum Transport angenommen werden kdnnen, 
welche ndt «imtimii Be^m oder Sändem versehen aaijgfegeben werden 
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(consolid^s an moyen de cercles oa de bandes de fer, firanzteischer 
Text des XJebereinkommens), wftbrend die Fabrikanten yon Bleiweies 
nnd anderea ftbnlichen Produkten die ansachlieseliche Verwendung eiserner 
B&nder als nnnOtig nnd selbst mit Debelstftnden verbunden beaeiebnen. 

Das Central- Amt bat sich dahin aosgeeproehen, dass es bei In- 
betrachtnahme der Entstehnngsgeschichte des Art. XXVI keinem Zweifel 
unterliegen könne, dass die in diesem enthaltene Vorschrift nicht gleich- 
mftssig die Fässer und Kisten betrifft; dieselbe ist vielmehr so zu ver- 
stehen ^ dass allerdings sowol die Fässer als die Kisten, welche zum 
Transport benutzt werden, ohne Unterschied von festem, trockenem 
Holze gefertigt sein mfissen, dass aber die Voi'schrift der Be/eg^^nmg 
vermittelst Beifen nnd Bändern in dem im Art XXVI weiter aus- 
geführten Sinn auszulegen ist, wonach die Boden der Fässer mit Einlage- 
reifen nnd dk DeM der Kisim mit Beifen oder eisernen Bändern 
gesichert sein mfiaaen. 



Kr. $8. Entsdi. des Deutsch. Beiehsgerielits. 

5. Oivil-Senat. Vom 27. Februar 1895. 

Preu88. Enteign. Ges. v. II. ianl 1874 § II. Bei Enteignung ist der Vertniethor zwar 
der Vertrngserfiillung enthoben, aber für schultlhaftcs Verhalten im Enteignungs- 
verfahren dem Miether verpflichtet; er muss bei der Liquidation die dem Miether zu- 
stehende £ntSCtaädigllll0 insoweit mit in Anrechnung bringen, als dieseUw in dem VOlleo 

firundstiickswertbe inbegriffen ist. 

Dem B. R. ist darin beizustimmen, dass die blosse Nichterfüllung 
des Vertrages in vorliegendem Falle nicht geeignet ist, den Schadena- 
anspruch des Kl. zu begründen, weil, wie mit den Motiven der Regierungs- 
vorlage zum Enteignungsgesetz von 1868 s 76) anzunehmen ist, die 
Enteignung des Grundeigenthums gegenüber dem Vertragsverhältniss 
zwischen Mietber und Vermiether einen Fall höherer Gewalt darstellt. 
Dadurch wird indess eine Haftung des Vermiethers für vertragswidriges^ 
schuldhaftes Verhalten beim Enteignnngsverfahren nicht au5:^eschlos8en. 

Der B. B. verneint mit Kc( ins lO. Aufl. Bd. 2 S. 199 Anm. 157 d) 
gegen Demburg (Bd. 2 § 173 Note 10) die vom K. G. in dem eben 
angeführten Urtheil unentschieden gelassene Frage, ob der Vermiether 
zur Liquidation der Schadloshaltan^ des Miethers verpflichtet ist. Diese 
Frage ist indess weder voll zu bejahen, noch voll zu verneinen. Nach 
§ 8 des Enteignungsgesetzes vom 11. Juni 1874 besteht die Ent- 
schädigung für die Abtretung des Grundeigenthums in dem vollen 
Werthe des abzutretenden Grundstockes. In dem vollen Werthe kann, 
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wie § 29 Abs. 2 Euteignungsgesetzes aosdiücklich auerkennt, die dem 
Nelieiih* rechtig-ten gebührende Entschädigung mit inbe^ri itleu sein. 
Diese in dem vollen Werthe enthaltene Entschädifrnn? ist der Eigen- 
thümer und zwar nur der Eigeuthiliner in Ansatz zu lu ingeu berechtigt, 
wie sich ans dem ersten Satze des § 29 Abs. 2 er^iebt. wonach die 
Entschädigunjrssumme für jeden Eigen tliiinier, für die in § 11 bezeich- 
neten Nebeubarechtigten aber nur soweit festzustellen ist, als ihnen 
eine nicht schon im Werthe des enteigneten G rundeigen thums begiitfene 
Entscbädigiing zusteht. Für diejenige Entschädigung oder für den 
Theil der Entschädigung des Nebenbereehtigt/en, welche im Werthe des 
enteigneten Gi-undeigenthums begriffen ist, liaftet dei- Eigenthüuier dem 
Nebenberechtigten persönlich. Das (lesetz erleichtert die Auseinuiidti- 
setzung wegen dieses Ansprnchs nur dadurch, dasb es auf Antrag des 
Eigenthümers oder des Xebenberechtigten die Feststellung des Antheils- 
verhältnisses im Verwaltnngsvei lahren zuliisst (§ 25) Abs. 2i. die weitere 
Austragung des Streites aber diesen Parteien ttberlässt. Auf Ersatz 
des Schadens, welcher in der für das enteignete Grundeigeuthum be- 
stimmten Entschädigung oder in der vuu derselben zu gewährenden 
Nutzung nicht begriffen ist. giebt § 11 des Gesetzes einen besonderen 
Anspruch, der nach § 29 Abs. 2 für jeden Nebenberechtigten besonders 
festzustellen und dessen Betrag nach § 36 Abs. 1 an diesen zu bezahlen 
ist. Diesen Schadensbetrag in Ansatz za bringen oder zu erheben, ist 
nach den augezogeiien Bestimmungen nnr der Nebenberechtigte, dem 
er nach § 11 zusteht, befugt. Wenn der Eigeuthömer aber wir An- 
setznng oder Erhebung dieses Schadenbetrages — Mangels besonderer 
hier nicht ia Frage stehender gesetzlicher oder vertragsrnftsfliger Er- 
michtigung — nicht beAigt ist, so kann in der nnteiiassenen Geltend,- 
machting keine achnldhafte Verletzung der Vertragspflicht des Yer- 
niethers gegenfther dem Itiether gefunden werden. 



Nr. 89. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts* 

1. Straf-Senat. Vom 28. Februar 1895. 

IJur. Wocheus' « r is!J5. Nr.80/8A. S. 28fi Ziff. 86.] 

Der fieknuMh slnes gefilichfm C viivprsornungsT^cheines fällt sioM unter | 363, 
•omltra ueter 267 ff. dei R. Str. 6et. BooIm. 

Der GiTÜTersorgungSBchein dient nach den §§ dff. der Kabinets- 
ordre Tom 10. September 1882 dem Inhaber nicht nur zur Legitünation 
über seine Person und persdnlichen Verhältnisse, und zur Verbesserung 
seiner virthschaftlichen Lage im Allgemeinen, sondern giebt ihm nach 
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Erftllimg gewiBSer Bedingaiigeii des Anspinch auf die Srlangang be- 
stimmter Stellen im Beichs- oder Staatsdienste. Der CiTilverBorgangs- 
schein wird auch nicht zam Zwecke der Legitimatioii ertheilt, wie Pisse, 
HilitibralNBcluede etc., sondern anf Grand eingetretener Invalidität im 
Militärdienste oder Vollendung einer bestimmten militärischen Dienst- 
zeit. Die betreffenden Personen haben einen gesetzlichen Ansprach anf 
den Givilversorgnngsschein, ebenso wie anf die Pension oder, wie 
die HalbinTaliden, des Becht anf die Gewähmng des Scheins oder der 
Pension, §§ 58, 75 des Hilitär-Pensionsgesetzes vom 27* Jnni 1871, 
I 10 des Gesetzes vom 4 April 1874. Der GivÜTersorgnngsschein kann 
daher zum Beweise eines Beehtes gegen das Boich and die Bandes- 
Staaten dienen and der nnbefdgte Gebranch einer solchen Urknnde anch 
die Bechte dritter verletzen, da durch denselben ein Berechtigter von 
der sonst ihm gebfthrenden Stelle ansgesehlossen werden kann, wenn 
sie der nicht berechtigte Vorzeiger des Scheins erhält Der Gebranch 
eines gefälschten Oivilversorgnngsscheines znr Erlangung einv den In- 
habern eines solchen vorbehaltenen Stelle fällt daher nicht unter § 363 
Str. G. B. , unterliegt viehnehr den allgemeinen Vorschriften Uber Ur* 
knndeniälschang. 



Nr. 90. Entsch. des Deutsch. R^'Ichsgericht«. 
2. Oivil-Senat. Vom 1. März 1895. 

Haftpf^ Ges § I Eigenes Vemhuiden liegt nicht vor, wenn der Reisende, da ois 
Bahnbediensteter behufs Anweisung der Plätze nicht zur Stelle war, bei der geboteflse 
Eile anf die Plattform emes Wagens des zur Abfahrt bereiten Zuges apraai nd ven 

dort aus die Wagestbar zu offsM tashte. 

Das 0. L. G. hat auf Grund der Verhandlnngen, soivie der von 
beiden Parteien bei der mündlichen Verhandlung bezogenen und mit- 
getheilten eisenbahnseitigen Vemehmungsprotokolle thatsächlich fest- 
gestellt und angenommen, dass der beklagte Fiskus den ihm beifkglleh 
des beim Eise iibalin^'etrich erfolfrten Fiifalles des Kl. nach § 1 des 
Gesetzes vom 7. Juni 1871 obliegenden Beweis, dass der Kl. denselben 
selbst verschuldet, nicht erbracht habe, dass vielmehr ein solches 
eigenes ursächliches Verschulden des Kl. an dem Thifalle nicht vor- 
gelegen habe. Diese in thatsächlicher Hinsicht einer Nachprüfung des 
Revisionsgerichts nicht unterliegenden Ausführungen geben in recht- 
licher Hinsicht keinen Anlass zii Bedenken; insbesondere kann nicht 
anerkannt werden, dass. wie die Revision geltend macht, der B. R. bei 
dieser i< eststellung die §§ 12 nnd 19 des zur Zeit des Unfalls in Geltung 
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stehenden Efsenbahnbetriebsroglenients Tom U. Mai 1874, sowie den 
§ 14 des Babnpolizeireglements Tom 30. November 1885 verletast babe. 
Der § 12 dt. bestimmt allerdings, dass das Dienstpersonal berechti^rt 
ist, den Reisenden ihre Pi&tze ansmweisen, und wenn hieraus auch mit 
Becht gefolgert wird, dass die Reisenden nicht befugt sind, sich die 
Plätze beziehungsweise den Wagen, in welchem sie fahren wollen, aus- 
zttw&hlen, so kann doch im yorliegenden Falle daraus, dass der Kl. 
ohne bezflgliche Anweisung des Dienstpersonals auf die Plattform eines 
Wagens Werter Klasse des auf der Station B. noch stille stehenden, zur 
Abfahrt bereiten Personenzuges sprang, eine nach g 12 cit unberech- 
tigte Handlung und folgeweise ein Verschulden des Kl. nicht hergeleitet 
werden, weil weiterhin festgestellt ist, dass das Dienstpersonal, welches 
zur Anweisung der Pl&tze nicht nur berechtigt, sondern auch ver- 
pflichtet war, nicht zur Stelle war, und bei der gebotenen Eile dem 
Kl. nicht zugemuthet werden konnte, sieh vorerst noch nach demselben 
umzusehen. Aus demselben Grunde liegt auch eine Verletzung der 
Bestimmung des § 19, wonach die Reisenden zum Ein- und Aussteigen 
die WagenthQren nicht selbst öffben dürfen« nicht vor; das eigenmächtige 
Besteigen der Plattform ist dadurch nicht verboten; dass es aber 
dem KL nicht gelang, die Thikre zu öffnen, ist nicht auf sein Verschulden 
zurttckzufllhren, und dass er zu den fraglichen Versuchen bei der 
Abwesenheit des Dienstpersonals trotz der Bestimmung des § 19 be- 
rechtigt war, wird fttglich nicht bestritten werden können. Uebrigens 
liegt auch nach den Feststellungen der Vorinstanzen in den vergeblichen 
Versuchen, die ThDre zu öflhen, nicht die Ursache des Unfalls. Ferner 
ist auch eine Verletzung der Vorschrift des § 14 des Bahnpolizeiregle- 
ments, welcher bestimmt, dass sftmmtliche Thttren nur so verschlossen 
werden dürfen, dass das Oeffoen derselben den Insassen des Wagens 
möglich ist, seitens des B. G. nicht anzunehmen. Die Bahnverwaltungen 
aind allerdings berechtigt, bestimmte, in die Personenzuge eingestellte 
Wagen von der Personenbeförderung auazuscbliessen und dann auch ver- 
schlossen zu halten. Dass Letzteres untergebens bezüglich des fraglichen 
Wagens vierter Klasse der Fall gewesen sei, ist nicht behauptet, event. 
wäre auch das Dienstpersonal verpflichtet gewesen, den Kl von dem 
Wagen abzuhalten. Bei dieser Sachlage kann aber in der Anziehung 
des § 14 cit. seitens des B. G. wesentlich nur zu dmn Zwecke, um die 
Behauptung des eigenen Verschuldens des Kl. zu widerlegen und 
nicht nm ein Verschulden der Eisenbahn zu behaupten, eine Ver- 
letzung dieser Bestimmung nicht gefunden werden. 
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Nr. 91« EntselL. des Kaestttonsliofes In Paris« 

Vam IL M&rz 1896. 

lZeltnte.f.d.liit«nat.BI««i1i.Tk»iiip. ID. Nr. 9. 8.f8t.] 

Bsfirterilf vob ThiarM. Frltt fir dl« Aiffal« tfartalbM. 



Ein Bennpferd soUtB in Eilft-actat an einem bestimmten Tage 
und zu bestimmter Stunde mit einem im Torans bestimmten Znge be- 
fördert werden. Der Absender hatte am Tage vorher bei dem Stations- 
Chef den Wagen bestellt; dieser könnt < j< loch am folgenden Tage dem 
Personenzuge nicht angehängt werden, weil derselbe mit der ToUen 
Belastung von 24 Wagen in den Bahnhof einlief. Das Pf^rd, welches 
übrigens verspätet zur Abfertigung aufgeliefert wurde, sollte nach dem 
Spedaltarife ftlr Rennpferde, der die Nlchtverantworüiehkeits- Klausel 
enthält, befördert werden. 

Das zur Entscheidung in der Sache angerufene Handelsgericht in 
Nantes hatte am 30. November 1892 die Eisenbahn zur Leistung einer 
Entschädigung an den Absender vemrtheilt, und zwar für den ihm 
durch die Unmöglichkeit, sein Pferd auf dem Rennplatz erscheinen zu 
lassen, entstandenen Nacbtheil ^ in Erwägung, dass, wenn auch der 
Absender nicht dem Wortlaute nach der Bestimmung Aber die Aufgabe- 
frist nachgekommen, dies doch dem Sinne nach geschehen sei, und dass 
die Eisenbahn ffir den Fehler ihres Stationschefs einzustehen habe, der 
es unterlassen, die vorliegende, mit der Bildung des Zuges beauftragte 
Station entsprechend zn verständigen, damit der Pferdewsgen hätte an- 
gehängt werden können. 

Der Kassationshof hat dieses ürtheil mit Entscheidung vom « 
11. März 1895 kassirt, in Erwägung, dass, da das Pferd weniger als 
3 Stunden (reglementmässige Aufgabefrist) vor Abgang des von dem 
Absender für die Beförderung bestimmten Zuges aufgeliefert wurde, 
dasselbe nach Reglement mit diesem Zuge, trotz aller vorläufigen 
Schritte des Stationschefs, nicht hätte befördert werden können. 



Nr. 92. Entseh* des Oesterr. Terwalt. Gerichtshof^, 

Vom 21. März 1895. 



I. Bei Schleppbahnen, für welche das Expropriationsrecht weder ifi Ansprucfi genommen 
wird, noch auch in Anwendung kommt, ist der Stra^sfneiiit^nthumer berectitigt. seine 
Zustimmung zur Strassetbiriut^ung durch die Bahnanlngt- von brlirbigen Bedingungen 
abhängig zu marhpn. sofern diese gegen positive Gesel^r nicht vfTstosscn 2 Eine 
Beanstandung oder Zurückweisung geseUIiob zulässiger Bedingungen Seitens der 
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SteilibeliSrde kum itam ■loht errtlgei, wem iwIsoIim dM Pirtetei ein WMer- 
ttrelt alolit beiMit 3. Die CMipeteH 4u NndatoaifiiitlsrteiM zir 6M«liaigung des 
BalMitaaee kwra durob Parleleainolatloiiee aieht «eoefohlesteii werden. 

Nachdem es sich im vorliegenden Falle um die Herstellung einer 
ScUeppbaJm handelt, fQr \?elche das Expropriationsrecht weder in An- 
spruch gmmmen wurde, noch auch in Anwendung gekommen ist, die 
Bentttsang des Strassengrandes fOr die Zwecke dieser Schleppbahn so- 
mit einzig nnd alltin Ton der Znatinminng der Commune Wien abhftngig 
geblieben ist, war die Commune Wien gewiss bereditigt, diese ihre 
Zustimmung von beliebigen Bedingungen abh&ngig ssn machen, sofern 
solche Bedingungen gegen positive Gesetze nicht Verstössen. 

Eine Beanstandung oder ZarBidcweisnng gesetzlich zulftssiger Be- 
dingungen seitens der Staatsbehörde konnte um so weniger erfolgen, 
als — wie ans dem actenmflsstgen Thatbestande sich ergibt — über 
die einzelnen Bedingungen zwischen den Parteien, d. i. der Commune 
Wien nnd der Htttteldorfer Bierbranerei-Actiengesellschaft, ein Wider- 
streit Überhaupt nicht bestanden hat. 

In Jedem Falle musste im Sinne der Vorschrift des § 16 der Ver- 
ordnung des Handelsministeriums vom 25. J&nner 1879, Nr. 19 B.-G.-B1., 
der ertheilte Banconsens auch eine klare und prftcise Bestimmung Uber 
die bei der politischen Begehungscommission in Form von Bedingungen 
gestellten Ansprüche der Commune Wien enthalten. 

Schon dieser gesetzlichen Anforderung entspricht die angefochtene 
Entscheidung nicht, da der Beisatz, dass der Baunntemehmer zur Be- 
achtung der Foi'dernngen der Commune Wien nur in dem Hasse ver- 
pflichtet sein soll, als diese Fordeningen sich auf den Bau nnd Betrieb 
der Schleppbahn beziehen nnd andererseits mit den bestehenden Ver- 
ordnungen im Einklänge stehen, es voUstftndig im Ungewissen und im 
Zweifel Iftsst, ob nnd inwieweit der Bauunternehmer zur Einhaltung auch 
der insbesondere nicht hervorgehobenen Bedingungen verpflichtet wurde. 

Was nun aber die Beanstandung der Bedingungen 5 und 8 anbe- 
langt, so konnte der Verwaltungs-Gerichtsbof nicht finden, dass eine 
dieser Bedingungen nnd insbesondere jede derselben im vollen Umfuige 
gesetzlich nicht zulAssig w&re. 

Was znn&chst die Bedingung sub 5 betrifft, so verlangt dieselbe 
im Znsammenhange mit den vorangehenden die Wahl eines solchen Sy- 
stems f&r den eisernen Bahnoberbau, welches die volle Gewähr für die 
Zweckm&ssigkeit desselben, d. i. dafür bietet, dass durch den Bahn- 
oberbau, wie er eifeetiv ausgeführt wird, den in den Bedingungen 3 
nnd 4' besonders erwähnten Momenten und insbesondere den Verkehrs- 
bedttrfniBsen Bechnnng getragen wird. 
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Biese Bedingung zu stellen, war die Commune Wien als Eigen* 
thfimeiin des Strassengrundes nnd Verwalterin der Strasse selbst be- 
rechtigt, da es Ja Idar ist, dass der Umfang der EinsclirftDknng ilirer 
Rechte durch den Bafanoberban sehr wesentlich durch tlie Beschaffenheit 
desselben bedingt ist. 

Die Entscheidung des Handelsministeriums vermeint allerdings, dass 
diese Bedingung der Bestimmung des § 23 der Verordnung Tom 26. 
Jftnner 1879, Nr. 19 R.-G.-B1., widerstreite, weil die Genehmigung der 
Einrichtungen des Bahnoberbaues dem Handelsministerium zustehe; allein 
die Deutung, als ob durch die Bedingung 5 die Competenz des Handels^ 
ministeriums für die Genehmigung des Bahnbaues ausgeschlossen und der> 
selben die Competenz des Hagistrats substituirt werden sollte, kann nach 
dem Znsammenhange der erwähnten Bedingung mit allen übrigen und 
nach ihrem Wortlaute nicht als richtig erkannt werden, da die Aus- 
schliessung der amtlichen Competenz des Handelsministeriums durch 
Parteienunciationen überhaupt unmöglich ist und es sich bei der Bedingung 5 
auch nicht um eine amtliche Geneluni^niur!: des Bahnbaues« sondern um ein vor- 
läufi<,^es Eiiiverstäudniss zwischen den beiden betheiligten Parteien über 
ein Detail desselben gehandelt hat. Ganz die gleiche Bedeutung hat 
aber auch die sub 8 angeführte Bedingung, betreffend die Herstellung 
von Sicherheitsvorkehrungen. 



>n 93. Entsch. des Preuss. Ober-Yerwalt Gerichts. 

2. Senat. Vom 30. März 1895. 

Der Eisenbahnflskus kann im Geltungsbereiche der Kreisordnung vom 13. Dezember 
1872 mittelbar dadurch zu den Kreisabgaben herangezogen werden, dass die Gemeinden 
di« Urnen oblieoMiiM Kreisabgtben in die GemeiMlesteuern dsbaziehtn (|$ 11, 14 

Abs. 3. I. c). 

Sclion in dem Endnrtheil vom 12. September 1876 (Entsch. d. 0. V. G. 
Bd. 1 S. 63) ist ausgesprochen, dass das in dem ersten Absatz des 
§ 11 der Ereisordnnng behandelte Rcclitsveilialtniss eine wesentliche 
Änderung in denjenigen Fällen erleidet, wo die Antheile der Stadt- 
gemeinden zufolge der im zweiten dortigen Absatz den Städten gewährten 
Befuguiss nicht im Wege der Unter vertheilung nach dem Kreisabgaben- 
massstabe, sondern in anderer Weise (aus den bereiten Mitteln der 
Kämmereikasse, im Wege der st&fltischen Kommunalbesteuerung etc.) 
aufgebracht werden. „Alsdann — so lieisst es in jener Entscheidung 
weiter — reicht die Wirkung des Individualbesteuerungssystems der 
Kreisabtraben nur bis zur Berechnung des der Stadt zu überweisenden 
Gesanu&tantheüs; darüber hinaus besteht keine Abgabepflicht^der ein« 
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zelneu Kreisangehörigen gegenüber dem Kreise, vielmehr ist die Stadt 
dafür kraft des Gesetzes mit ihrem Gesämmtantheile selbstschuldnerisch 
eingetreten und den an diesem Autlieile partizipirenden Kreisangehörigen 
liegt neben den Verbindlichkeiten, welche ihnen aus dem Selbst- 
bestimmungsrechte der Stadt über dessen Aufbringung erwachsen, eine 
anderweite Zahlungspflicht dem Kreise gegenüber nicht ob. Diese Ab- 
gabenpflichtigen haben daher auch an dem Resultate ihrer Yeranlagang 
zu den Kreisabgaben kein eigenes, unmittelbares Interesse und steht 
ein Recht, gegen dieses Veranlagungsresultat dem Kreise gegenflber 
Einspruch zu erheben, nur einerseits der betheüigten Stadt, anderer- 
seits den übrigen Gemeinden des Kreises za, die Pflichtigen selbst 
düi-fen ihre Einwendungen dagegen, soweit ihnen die Art Auf- 
bringung des Antheils hierzu Veranlassang giebt, nur gegen die be- 
treffende Stadtgemeinde und zwar nach ICassgabe deijeuigen Bestim- 
mungen geltend machen, welche fOr die Erhebung von Gemeindestener- 
Beklamationen gelten*. An diesen Grundsätzen ist bis in die neueste 
Zelt festgehalten worden (vgl. Entsch. d. 0. V. G. Bd. Y. S. 10, 11 
Bd. Till. S. 31.). Ändern aber, wie sieb aus diesen Grundsfttzen er- 
giebt, die Ereisabgaben in den Füllen der Übernahme derselben 
auf den Kommnnaletat in der That dergestalt ihre rechtliche Katur, 
dass sie aufhören, Ereisabgaben zu sein und Eommunalabgaben werden, 
80 sind die Konsequenzen, die der Kläger bek&mpft, nicht abzuweisen, 
da sie Bidi unmittelbar aus dem Gesetze ergeben, und es Iftsst sich auch 
nicht anerkennen, dass diese Auslegung insofern zu einem unlösbaren 
Widerspruche zwischen S§ 1^ ™d Ereisordnung führe, als die 

dem Fiskus in § 14 Abs. 2 a. a. 0. gew&hrleistete Befreiung von den 
Ereisabgaben wegen des aus Grundbesitz, Gewerbe- und Bergbaubetrieb 
fliessenden Einkommens durch die Übernahme des Ereisabgabensolls 
auf den Eommnnaletat illusorisch werde, der Gesetzgeber dem Fiskus 
mit der einen Hand eine Immunität gegeben und mit der andern sie ihm 
wieder genommen habe. Denn es steht zunächst ausser jedem Zweifel, 
dass die Immunität des § 14 an sich völlig unberfihrt bleibt durch die 
Übernahme. Das EreisabgabensoU als solches hat keinen Raum für 
eine Heranziehung des Fiskus aus seinem Einkommen aus dem Eisen- 
baknbetriebe, und doch ist es nur das Kreisabgabensoll, das im Wege 
der Kommunalbesteuerung aufgebracht wird. Andererseits ist aber dem 
Zensiten ein direkter Einfluss auf die Gestaltung des sUdtischen Hans- 
halts nicht gegeben. Er kann seine Steuerpflicht mit dem Etat nicht 
dergestalt in eine Wechselbeziehung setzen, dass er sie dieser oder Jener 
Etatsposition gegenflber in Frage stellt Die im Etat fflr Kreisabgaben 
etwa vorgesehene Position hat daher fttr die Steuerpflichtigen genau 
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dieselbe Bedeatong, wie alle flbrigeii Positionen, die im Wege der 
Oememdebesteaening ihre Deckung finden. (Es wird weiter ausgeflUtrt, 
dasB mit dieser Anffassang ancli die Oesetsesmaterialien Ubereinstimmen.) 



Nr. Entseh. des Dentselieii Belelisgericlit^ 

5. Givil-Benat. Vom 3. April 1895. 

Prwtt. Entolgn. Om. §8. Itl ehi Th«ll itr finmMIflks vm CxproprUtt« bcraHi 
d«r Cxiirtprlatlon firerwillli variunflt m kaii fir dm Rttt M der AtaeldttiU0 in 
EntilfiyiievarriJmR tielit die veiiheilhaftere Lage ftngirt werdee* die et verber durah 

das virktifte Stttok geliabt bat 

Wenn nnn aaeh ein thatsftchlicher ZnsammenhMig zwischen den 
beiden Bechtsakten, durch die die Klägerin das fttr die Wasseranlage 
erforderliche Terrain erwarb, zweifellos vorliegt, so fehlt es doch an 
jedem Recbtsgrande, Ton der Regel, dass fttr die Werthennittelung des 
enteigneten Grandstftcks der Zei^nnkt der Bnteignnng (Abtretong) und 
speziell der Zeitpunkt des Entschädignngsfeststeilnngsbeschlasses mass- 
gebend ist (Belchsgerichts-Entscheidungen Bd. 27 S. 263), abzugehen. 
In der Tbat ist auch, wie die Revision mit Becht hervorhebt, vom Be- 
mfangsrichter ein Grund für die Abweichung von der allgemeinen Begel 
gar nicht angegeben. Es fehlt jedes logische Band zwischen der An- 
nahme des Diati^ächlichen Zusammenhanges der beiden Erwerbsakte und 
der Fiktion, dass für die Werthsermitt^^lung des im EntcignnugSYCr* 
fahren abgetretenen Landes die damals bereits eingetretene Vereinbarung 
als nicht vorhanden anzusehen sei. 

Wenn der Eevisionsbeklagte zur Rechtfertigung der Fiktion darauf 
hinweist, dass auch in anderen Fällen, insbesondere, wenn ein Grund- 
stück, welches die Eigenschaft als Bauplatz durch Aufstellung eines 
Bebauungsphmes verloren hatte, in Ausführung dieses Bebauungsplanes 
enteignet wird, ein thats&chlich nicht mehr vorhandener Zustand der 
Abschätzung zu Grunde zu leiren ist (vergl. Reichsgerichts-Entschei- 
dungen Bd. 8 S. 237, Bd. 17 S. 165), so trifft das nicht den vorliegenden 
Fall, weil es hier die eigene Handlung des beklagten Fiskus, nämlich 
• der freihändige Verkauf der Seeparzelle ist, die der anstossenden Wald> 
parzelle den Vortheü der unmittelbaren Lage am See genommen hat. 
Hatte die Waldparzelle durch ihre Lage am See einen höheren Werth, 
den sie durch die Veräusserung der Seeparzelle zum Zweck der Zu- 
landung verlor, so war dadurch zugleich ein höherer Werth der See- 
pai'zelle für den veräussernden Fiskus bedingt, den dieser hei Normi'ning 
des Kaufpreises zur Geltung bringen konnte. Ist das nicht gescb*'l!en, 
80 kann das Snteignungsverfahren» welches die SeeparzeUe nicht zum 
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Oegenstand hat, niclit dazu dienen, das Versäumte nachzuli ileii. Eiu 
Heclitsanspriicli aul \ eiguLuug des durch die Abtrennung der Sccijarzelle 
bewirkten Minderwertlis des im Kuteignungsverfahren abgetretenen 
Grundstücks steht, wie der ßerutungsricbter selbst auerkaiiut, dem Be- 
klagten uicbt zur Seite. 



Nr. Entseh, des Central^Amte f. d, Intoniat. EteeilNiliiitnMttpork 

Vom 10. April 1895. 

(Zeltielir. t «L intonwfe. BlMntabntmspoH. Jahvg. m. Vr,6 a mi 
littTMi U«b8r«lik. Art 10 iitf 40. Haftpfticlit der Eltanbahn flr die HMdtaifw des 
Mit dtr Erraugif dtr Zollfonialitllton batrMtan Konmtaaionirt. 

Aul eine Auliage, ob die Eisenbahn für die Verzögerung verant- 
wortlich ist, welche der von ihr mit der EiluUuag der Zollvorschriften 
betraute Kommissionär sich hat zu schulden kommen lassen, hat das 
Centrai-Amt in bejahendem Sinne geautwortct. In gleichem Sinuc hat 
die Antwort auf die weitere Frage gelautet, ob die aus der Verzögerung 
resaltirende Nichteiuhaltung der Lieferfrist zur Geltendmachung von 
Entschädigungsansprüchen nach Art. 40 berechtige. 



Nr. d6. £iit8ch. des Oesterr. Oberst. €)erl«hlBhofeB. 

Vom 23. April 1895. 

[0«Bterr. Elsenb. Verordll. Bl. Vin. Mr. lOO. S. 1617.) 

Btl FeatttollMf der Entschädigung im Expropriatioosvarfalirtii ist aooh der Erttli 
dn dM EatHimtM diroli dte Expropriation erwMiwwdM iMfitaMekaa Sohtdan n 

kflritokslaktigaa. 

Gemftss § 4 des Gesetzes yom 18. Februar 1878, R-G.-Bl. Nr. 30, 
ist die Eisenbahn-Ünteinehmiing verpflichtet, dem Enteigneten für alle 
dnrch die Enteignung venursacfaten yennOgenBrecIitlieben Nachtbeüe 
Entschftdignng zu leisten. 

Diese Sehadloshaltnng muss sich demnadi auf jeden wirklichen 
Nachtheil beziehen, der dnrch die Entziehung des Eigenthnmsrecfates am 
Vermögen zugefQgt worden ist (§ 1323 a. b. G.-B.). Damit ist jedoch 
der Begriff der nach § 1324 a. b. G.-B. eine böse Absicht oder auf- 
fallende Sorglosigkeit voraussetzenden vollen Geni^^nnng aoqgeachlossen. 
Im Goncreten Falle ist weiters festzuhalten, dass eine onbewegUehe 
Sache enteignet wird, und dass die in derselben bethätigte persönliche 
Eignung des Enteigneten nach wie vor dieselbe bleibt, daher nicht 
Gegenstand des Ersatzes nach dem Enteignungsgesetze ist. Die zuge- 
sogenen drei Bauverstftudigen haben die vereinigton Bealit&ten 0.~Nr. 62 
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and 287 In P. mit Rftcksicht anf den Banwerth, die Gonfiguration des 
Grandcomplezes, die Lage desselben u. s. w. mit 5062 fi. bewerthet, nnd 
dieser Betrag wird der geriditüebeQ Feststellung der EntscbAdiguug 
zu Grande gelegt. Commlsslonell wurde constatirt, dass der Eigenthflmer 
das ganze Beale in BenQtzung hat nnd ein Gastgewerbe darin aosübt. 
Wenn nan aaeb die Expropriation den Vertust dieser Concession fttr 
den Enteigneten nicht sur Folge bat» so ist doch nicht zu verkennen, 
dass dem Letzteren durch die Unterbrechung des Geschäftsbetriebes, 
durch das Versiegen dieser Erwerbsquelle, durch den localeu Kund- 
Schafts Verlust, durch die Transportkosten, lOethauslagen u. s. w. in- 
sofern ein Schaden erwächst, als er genothigt wird, diese Auslagen ans 
Eigenem zu bestreiten und bis zum Erwerbe eines anderen derartigen 
Schank- und Gastgewerbes mit seiner Familie von seinen Mitteln zu 
leben. Eduard W. hat es unterlassen, diesen Schaden zu speciflciren; 
dessen Bewertbnng ist nach § 24 E.-G. und § 2 des kais. Patentes 
vom 9. August 1864, B.-G.-BI Nr. 208, von Amtswegen vorzunehmen. 



Nr. 97. Entsch. des franzitslschen Kassatlonshofes. 

Civil-Abtbeiliing. Vom 29. April 1895. 

{Zeltsobr. f. d internat Kisonb. Tran«p. III. Nr 8. S 3i)l ] 

Nidithtftong der Eisenbahn bei ungenügender Verpackung. 

Die französische Mittelnieerbahn hatte eine Kiste mit einem darin 
venmcktpn Hund zum Transpnrt angenommen, Dom Tier gelang es, 
aus der ungenügend konstrui*M irn Kis-te zu entfliehen. Engegen dem 
Vorder richter, welcher die Eisenbahn für den dem Eigenthümer des 
Hundes entstandenen Schaden verantwortlich machen wollte, weil die 
Kiste ohne Revers angenommen worden war, entschied der Kassationshof 
zn gnnsten der ersteren, weil eine Verantwortlichkeit der?5elben nicht 
bestehe, wenn der Nachweis geleistet sei, dass die Beschädigung oder 
d^r Verlust aus der uatiirlichen Beschaffenheit der Sache oder dem 
eigtiieii Verschulden des Ai)>t ii lera hervorgegangen sei, was im vor- 
liegenden Falle angenommen werden müsse. 



Kr. 98. BevlB« Üntsch. des Belehs-YerslelieniiigBaiiita. 

Vom 30. April 1895. 

(A]Dtl.KMlir. 4.BVA. 80lld.At«B. V. Nr. 10. 8. IM. Z.4BI4 

Bei Bareehnnig ier Raat« konima, tewilt et tiefe m dl« Zttt nob im iMkriflIrtlee 
tft» levelMIttto- mii Allertversicherungsgesetzes handelt, mr flle wlrldlob verwee* 

deten Beitrage in Betraclit. 

Fttr einen der Peneionskasse einer Staatseisenbahnverwaltung an- 
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gehörenden Versicherten war von dem Vorstande dieser Kasse eine 
Invalidenrente festgesetzt worden, welche nach dem Steigeriin^ssatze der 
IIT. TiObaklasse entsprechend den für den Versicherten vei'wendeten 
Beiträgen, bemessen wai-. Der Versicherte beanspruchte eine höhere, 
nach dem Steigerungssatzc der IV. Lohnklasse berechnete Rente, indem 
er geltend machte, dass sein vorgesetzter Bahnmeister auf seinen Antrag 
ilim die Verwendung von Beiträgen der IV. Lohnklasse zuge.sagt habe. 
Das Reichs -Versicherungsamt hat mittelst Bevisionsentscheidung vom 
30. April 1895 diesen Ansprach zurückgewiesen aus nachfolgenden, auch 
für die Vorschrift im § 22 A1)8at3S 2 des InTalidit&ts- und Altersver- 
sicherungsgesetsns, dessen Wortlaut sich mit § 12 Al»atz 2 der 
Satzungen äet Pemiomkaaw deckt» massgebenden (s^r&nden: 

Es Btebt fest, and der Kläger hat selbst in der scbiedsgericht- 
lichen Verhandlung vom 6. Novonher 1894 anerkannt^ dass nur Beitrage 
der HL Lohnklasse fflr ihn verwendet worden sind; dieselben ent- 
sprechen auch seinem thatsftchlichen Arbeitsverdienst von 2,50 Hark 
bis 2,80 Hark fOr den Tag. Nna behanptet der Kläger zwar, er habe 
seiner Zdt bei seinem Vorgesetzt^i, dem Bahnmeister N., seine Ver- 
sichernng nach der IV, Lohnklasse beantragt, und dieser habe ihm anch 
die Zttsicherang gegeben, dass er zu der bezeichneten Lohnklasse gehöre. 
Allein diese Behauptnng ist nicht geeignet, den Anspruch auf Be- 
'willignng der begehrten höheren Beute zu begründen. Abgesehen von 
der Frage, ob der Bahnmeister als «vorgesetzte Dienstbehörde*^ im 
Sinne des § 12 Absatz 2 der Satzungen der beklagten Pensionskasse 
angesehen werden kann, als solche nicht vietanehr nur die den Eisen- 
tMÜmfidLus vertretende Königliche Eisenbahn-Direktion zu gelten hat, 
ist der behaupteten Aensserung des Bahnmeisters N. — ihre Bichtigkeit 
angenommen — irgend eine Bedeutung fftr die Frage der Bentenbe- 
willigung nicht beizumessen. Denn die blosse Vereinbarung, dass der 
Versicherung ein höherer Betrag zu Grande gelegt werden solle, reicht 
nicht aus, um gem&ss der sogenannten Wichmann^schen Klausel des § 22 
Absatz 2 äes Invalldit&ts- und Altersversicherungsgesetzes die Ver- 
sicherung zur höheren Lohnklasse nun auch wirklich herbeizufllhren; 
dazu gehört weiter die Leistung der entsprechenden Beitr&ge, und nur 
diese sind fllr die aus der Versicherung sich ergebenden Ansprache 
massgebend. War dw Klftger der Ansicht, dass die för ihn entrichteten 
Beitr&ge der HI. Lohnklasse nicht zutreffend seien, so hätte er vor 
Erhebung des Bentenanspruchs in der im g 16 der Satzungen vorge- 
sehenen Weise die behördliche Entscheidung anrufen können. Er hat 
dies aber nicht gethan, und eine Anrechnung von Beiträgen, welche 
vielleiGht entrichtet werden mussten, aber nicht entrichtet worden sind, 
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ist gesetzlich mmüässlg (zu vergleicben BeTisionsentscbeidang 219, 
Amtliche Nachriehten des R. V. A. 1. u. A. V. 1893 Seite 66). 



Nr. 99. Entsch. des Dcutsehon Rclchsgeriehts. 

2. Oivil-Senat. Vom 7. Mai 1895. 

(Annalen <Jer Oro-flirrz. badlBcLcn Gerichte LXI. Nr. 16. S. 289. »38/3.] 

Der Vertrag, wodureh eine Semelnde einem Eisenbahnunternehmen die Benätzung Ihrer 
Wasserleitung behufs Anlage einer Wasserstation und Speisung der Lokomotive |e|M 
elHM jährliahm Pftchtslnt tiariant, begrüMlftt keia« Dieattiiarkelt «art ist kladlar. 

1. Ohne Beehtalrrthnm hat das Oberlandesgericht die Bestellung 
einer anf ein Waaserbesngsrecht des beklagten Konsortium gerichteten 
Granddienstbarkeit verneint. 

In dieser Beziehung hat das Oberlandesgericht namentlich ohne 
Bechtsirrthiun angenommen, dass es an einem durch die Beklagten als 
EigentbOmer Tertretenen G-rnndstttck, zn dessen Gunsten eine solche 
Grunddienstbarkeit bestellt worden w&re, fehle, dass auch die even- 
tuelle Behauptung, es habe sich das beklagte Konsortium eine Grund- 
dienstbarkeit in Vertretung des Staates, als Eigenthflmer des herrsehenden 
Grundstücks, wenn auch im eigenen Interesse bestellen lassen, mangels 
Jeder Aufklärung Uber die thatsAchliche und rechtliche Natur des an- 
geblichen Vertretungs Verhältnisses nicht berficksichtigt werden kOnne, 
dass nicht etwa die Wasseranlago selbst Subjekt einer Grunddienst- 
barkeit jreworden sei, dass eine Einräumung eines Wasserbezugsiechts 
als VortliPÜ für den jeweiligen Unternelinier des Eisenbalinbetriebs 
nicht die Bestellung einer Dienstbarkeit zu Gunsten eines Grondst&cks 
bilde. Auch wenn man davon ausgehen wollte, es diene das Wasser- 
bezugsrecbt „dem gesammten Eisenbahnunternehmen ^, so würde damit 
doch nicht ein durch das beklagte Konsortium vertretenes Grund- 
stück als das berechtigte Subjekt erscheinen. Das Eisenbahnunter- 
nehmen ist au sich auch kein Grundstück, sondern eine Ein- 
richtung, welcher theils Liegenschaften, theils bewegliche Gegenstände 
gewidmet sind und für welche aber weiter auch die Tbätigkeit von 
Personen erforderlich ist Die Einrichtung des Eisenbahnunternehmens 
selbst bildet sonach kein herrschendes (iriiTidsttick. Dass aber etwa 
der Gesammtheit der die Eisenbahnlinie Zell-Todtenau bildenden Grund- 
stücke als solcher eine Dieustbarkeit bestellt worden sei, wurde in 
den Verhandlungen der Vorinstanz nicht behauptet und nicht begründet, 
insbesondere auch nicht etwa dahin, dass die Gesammtheit der Grund- 
stücke Eigenthum des beklagten Konsortiums sei. 

Auf der den § 136 der Gemeindeordnung betrefitenden Bemerkung 
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des Oherlandesgericlits (gegen die Annahme einer Gi uudrlieustbarkeit, 
wie auch gegen jene einer persönlichen Dienstbarkeit) beruht das ober- 
landesgerichtliche Urtheil nicht; es bedarf daher keiner Erörterung, 
ob — was der Vertreter des iievisionsklftgers bestritt — die Aniialuiie 
eines die Aii.vi mliing der bezeichneten Gesetzesstelle bedingenden 
Wertligegeiistandeb ^ciiugend begründet nei. 

2. Die, lediglich der richterlii heu i'iuiuii^i, (ohne einen besonderen 
ßevisionsaugritr) anheim gegebene Annahme des Oberlandesgerichts, 
es sei eine persönliche Dienstbarkeit nicht begründet wurden, enihait 
ebenfalls keinen Rechtsirrthum. 

3. Auch die Ausführungen des Oberlandesgerichts, welche sich an 
die Annahme knüpfen, dass ein bloss obligatorisches, zwar auf eine 
gewisse Dauer berechnetes Verhältniss, jedoch ein solches von unbe- 
stimmter Damr vorliege, enthalten keine Gesetzesverletzung. 

Die Ansffthrungeu des Oberlandeagariehts sind nämlich dahin zu 
yentehen, dass bei obligatorischen, zwar auf eine gewisse Dauer be- 
rechneten, jedoch anf nnbestimmte Zeit abgeschlossenen VarfaAltnlssen 
im Zweifel, also wenn nicht besonders das Gegeuthdl bedungen, 
insbesondere ansdrttcklich ewige Daner verabredet worden sei, eine 
Beendigung des obligatorischen Verh&ltmsses durch einseitige Kündigung 
als vorbehalten anzosehen sei (so dass also nicht etwa bloss eine 
Auflösung ans gerechter Drsache gegeben sei), und weiter dahin, 
eine solche Ettndigung sei im vorliegenden Fall nicht vertragsmässig 
ausgeschlossen worden (wenngleich die Parteien nicht speziell an dieselbe 
„gedacht* haben möchten), insbesondere nicht etwa eine ewige Daner 
des Verhftltnisses verabredet worden. Bei dieser Auffassung enthalten 
die oberlandesgericbtlichen Ausführungen keine Gesetzesverletzung; 
namentlich liegt eine solche nicht etwa in der Annahme, dass die Nicht- 
festsetznng einer bestimmten Daner der sich wiederholenden Leistungen 
oder Gestattnngen (der Abschlihss des Verhältnisses auf unbestimmte 
Dauer) rechtlich nicht etwa an sich gleichbedeutend sei mit einer 
(abge»Kben von einer Auflösung ans gerechter Ursache) ewigen Daner. 
Dem sich aus Landrechtssatz 1135 ergebenden Grundsatz einer (wo 
nicht sonst das Gesetz einen Anhalt für eine Frist gibt) billigen Frist 
für die durch Kündigung eintretende Beendigung hat das Oberlandes- 
gericht bereits Rechnung getragen. 

Nach dem Gesagten war die Bevision zurAckzuweisen und fallen 
gemäss § 92 Abs. 1 der Civilprozessordnung dem Bevisionsklllger die 
Kosten der Bevisionsinstanz zur Last. 



■g»r» EfambabnrttohtUelia Bnuebeldnagra. XII. 
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Kr« iOO. Eutsch. des Deutscheu Reichsgerichts« 
2. Civil-Senat Vom 10. Mai 1895. 

[Z«llg.d.Tn.d.SiBaib.T«rw.lflW. Kr.VI. 

PrtiiM. flat. V. 24. Hirt 1873. H 4 kit 7. BMtl»«ii| dai EaripiiMeB M D1«mf- 

riltM. 

'E& handelt sich nm die richtige Bestimmimg des Endpanktes 
der beiden vom EI. lurftckgelegten Dienstreisen. Der Ausgangspunkt 
derselben ?on seinem Wohnorte EUberfeld ans ist nicht streitig. Be- 
stritten ist nnr, ob dem El. aoch Reisekosten für die beiden Schiass- 
strecken der Reisen, die Landwege in dem einen Falle von Solingen 
nach Windfein, in dem andern yod Gummersbach nach Bahnhof Diering- 
hausen zu vergüten sind, oder ob die beiden Dienstreisen f&r die Be- 
rechnung der Reisekosten ihr Ende in Solingen und in Gummersbach 
gefunden haben. Hiemach ist die Entscheidung nicht abhängig yon 
der Auslegung des BegriiTs ,»Wofanort" in § 6 des Gesetzes vom 
24. Marz 1873 und der Verordnung vom 16. April 1876. Dieser Begriff 
und der § 6 cit. flberhaupt haben nur Bedeutung für die Bestimmung 
des Ausgangspunktes der Dienstreise, worüber im Torliegenden Falle 
die Parteien einverstanden sind. In Ansehung des Endpunktes beruft 
sich der Behl, auf die durch den Staatsministerialbeschluss vom 13. Mai 
1884 (Ministerialblatt für die innere Verwaltung 8. 107) für die Be- 
rechnung der Reisekosten der Prenssischen Staatsbeamten für anwendbar 
erklärte «Zusammenstellung einiger Grundsätze, nach welchen bei Be- 
rechnung der Reise- und ümzngskosten der Reichsbeamten zu verfahren 
ist", speziell auf Abs. 2 Nr. 3 unter B dieser Zusammenstellung, welcher 
lautet: „Besteht ein Gemeindebezirk (Gamisonverband) aus mehreren 
Ortschaften, so ist als Ort im Sinne dieser Bestimmung nicht die dn- 
zeLie Ortschaft, sondern der Gemeindebezirk (Gamisonverband) anzu- 
sehen". Diese Bestimmung der Znsammenstellung hat nach dem Inhalte 
derselben auch Tragwelte fttr den Ausgangspunkt der Reise; aber in- 
soweit ist sie hier der Beurtheilung nicht zu unterziehen. Es fragt sich 
nur, ob sie, soweit sie den Endpunkt der Reise betrifft, mit dem Gesetz 
vom 24. März 1873 in Widerspruch steht oder nicht. Muss das Erstere 
als richtig anerkannt werden, so ergiebt sich daraus zugleich, dass nach 
§ 6 des Gesetzes, betreffend die Erweiterang des Rechtsweges vom 
24. Mai 1861 der Staatsministerialbeschluss vom 13. Mai 1884 ffir die 
richterliche Entscheidung nicht Diassgebend, sondern lediglich nach Vor- 
schrift des Gesetzes zu urtheüen ist. Nun muss aber die Auffassung 
des 0. L. G., dass obige Bestimmung der „Zusammenstellung*' in ihrer 
Anwendung auf den Endpunkt der Reise dem Gesetze vom 24. März 
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1873 zuwiderlauft, für ziit! »äffend f^achtpt werden. Dieses Gesetz und 
aiicli die truhureii auf den iieiistaud desselben bezüglichen gesetzlichen 
liesumuiungen enthalten kt^iue ausdrückliche Vorschrift dai'über, an 
welf-lifin Pnnkte die zu vergütende Heise ihr Ende erreiche. Es hat 
Meimingsverscbiedenheit (iarüber geherrscht, ob in dem Falle, wo die 
Reise nach einer Ortschaft geht, als Enditunki der Reise die Mitte 
des Ortes oder die Stelle in demselben, wo gerade das amtliche 
Geschäft vorgenommeu wird, anznsehen sei. (Vergl. das die letztere 
Annakuie billigende, auf das fiiihere Gesetz, betreffend die Diäten und 
Reisekosten der Justizbeamten vom 9. Mai 1851, bezügliclie Reskript 
des Justizmiuisters vom 16. August 1864, mitgetheilt bei Albrecht, Ver- 
ordnungen und Ergänznnpren betrell'end die KangverhälLuisse etc., 
4. Auflage, 8. 123.) Es [»raucht jedoch auf diese spezielle Frage nicht 
näher eingeg:angeu zu werden, weil sie nicht den Gegenstand des Streites 
bildet. Jedenfalls enthält das Oesetz vom 24. März 1873 keine An- 
deutung daniber, dass es bezüglich des Endpunktes der Reise auf die 
politische Gemeinde und den Geuieiudebezirk, in welchem der Be- 
stimmungsort liegt, ankomme. Das Gesetz will im Allgemeinen, wie ans 
den §§ 4, 5, 7 desselben hervorgeht, dem Beamten Reisekosten nach der 
Zahl der von ihm wirklich zurückgelegten Kilometer gewähren, und 
damit lässt sich die in Hede stehende Bestimmung des predachten 
Staatsministerialbeschlusses. dass in einem ITalle. wie der vorliegt nde, 
wo der betrefl'eude Gemoindel)ezirk aus mehreren Ortschaften be- 
steht, als Endort der Reise nicht die einzelne Ortschaft, sondern der 
Gemeindebezirk anzusehen sei, nicht in Einklang bringen. 



Hr. 101. Entäch. des Deutschen lieichsgcrlclits. 
5. OiTil-Senat. Vom lö. Mai 1895. 

(JnilBt WoclMnaehr. IHM. Nr.SftM. SUCVS.) 

tt ft. iO. PrtSM. EKttiii. e«a. vom II. Juni 1874. M men Striiaraftilagw kaiii 
NT bei RMtgrmdttlekei die dadureb bervergerifene WerlberliBIwRi !■ Betrtobt 
keaiMii. Oer Werlb dee Sticke, deeeen Enteloeneg ler Streeeeeenlage gerade die 
Veraueaetiaig der WertbeerMHiuag dee Reatgreedetteke blMet, erieldet durob die 

Straeeeaaalage keiae Aeaderaag. 

Kl werfen dem B. G. Verkennung des Rechtsbegriffs „voller Werth'' 
im Sinne des $ 8 des Enteignungsgesetzes und Verletznng des Grandsatzes, 
dass der volle Werth zur Zeit der Enteignung zu ersetzen sei, sowie 
gnrichtige Anwendnng des § 10 des dtirten Gesetzes vor, weil es die 
dnreh die in Aussicht stehende Durchführung des Bebauungsplanes für 

11* 
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St. vom 1. Juli 1889 bewirkte, zur Zeit der Enteignung bereits vor- 
handene Wertherhöhung nicht mit in Rechnung ziehe, als eine Werthi;- 
erhöhung, die erat in Folge der neuen Anlage entstehe und deshalb 
gemäss § 10 1. c. ausser Anschlag bleibe. Es mag dem Kl. zuzugeben 
sein, dass unter besonderen ümstftnden auch eine deraitige Werths- 
erhühung mit in Beteacht gezogen werden darf. Wie die Sache aber 
hier liegt, wo e8 sich um Ermittelung des Werthes des enteigneten 
GmndstfldESthefU handelt^ ist nicht einzusehen, wie durch jenen Factor 
zn einer Erhöhung des Werthes dieses Theils gelangt werden könnte. 
Die Wertlierhöhung kann nur auf der Vorstellung beruhen, das Grund- 
Stück erlange dadurch, dass durch dasselbe Toraussichtlich eine Strasse 
gelegt und in B^lge dessen die Bebauungs- oder sonstige Benutzungs- 
fShigkeit vergrOesert werde, einen höheren Verkaufe- oder Nutzungs- 
werth. Mit dieser Vorstellung muss aber die andere untrennbar ver- 
bunden sein, dass solche Verbesserung nicht f&r das zur StrassenanUge 
abzutretende Stttck, sondern ausschliesslich für die verbleibenden Best- 
gnmdstflcke zu erwarten sei. Verständiger Weise muss also die Be- 
rechnung so gemacht werden, dass nur die M Bestgrandstftcken ein- 
tretende Wertbserhöhung in Betracht gezogen wird; der Werth desjenigen 
Stttckes, dessen Enteignung zwecks Anlegung der Strasse gerade die 
Voraussetzung der Werthserhöhung der Bestgrundstflcke bildet, kann 
sich unmöglich in Folge der Strassenanlage verändern. Die Spekulation, 
bei der Enteignung werde für das abzutretende Stflck eme den wahren 
Werth fibersteigende besonders hohe Entschädigung erlangt werden, 
würde Jedenfalls an den Bestimmungen der g§ 8—10 des Enteignungs- 
gesetzes scheitern. Die mit Bttcksicht auf die zu erwartende Strassen- 
durchlegung eingetretene Werthserhöbung kommt den £1. bei den ihnen 
verbliebenen Bestgrundstficken zu Gute; dagegen kann bei dem ab- 
getretenen Stücke eine Werthserhöbung aus jener Bücksicht nicht ein- 
geteeten sein. 

Nr* 103. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 
4. Givil-Seuat. Vom 22. Mai 1895. 

(Preusa. Verw;ilt Bl. XVf. Nr IG f? 564.1 

PrMSt. Ges. V. 12. Mai 1873. § 3. Der Wohaungsgeldzuechuss kann aisnahneweise 
aloh nach einem anderen Orte, als demjenigen, an welchem die Behörde, bei welcher 
tfer Baanta ■ngtstailt ist, ihren Sitz hat, bestimmen. Der WohnusgsfleliUmoiiHas ist 

•la varittilerUolMr Faktor dar BaaoMuao. 

Das B. (3t. hat erwogen : Der „amtliche Wohnort' eines Beamten 
im Sinne des § 3 des Gesetzes vom 15. Mai 1873, betreffend die Ge- 
w&hnmg von Wohnungsgeldznschftssen an die unmittelbaren Staat»- 
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beamten, bestimme sich zwar in der Regel nach dem Orte, an welchem 
die Behörde, bei welcher der Beamte angestellt sei, ihren Sitz habe; 
aber eine Ansnahme Ton dieser Kegel trete ein, wenn nach der Ein- 
richtuug der Staatsbehörde, bei welcher der Beamte angestellt sei, 
einige Beamten dieser Behörde die ihnen obliegenden Funktionen 
hauptsächlich in ausserhalb des Sitzes der BehMe bdegenen Orten m 
verrichten hfttten, und dies^ Beamten demgemäss die ausserhalb des 
Sitzes der Behörde belegenen Orte ihrer Amtsthfttigkeit als Wohnort 
angewiesen wQrden. In diesem Falle sei der den Beamten angewiesene 
Wohnort als ihr „amtlicher Wohnort* anzusehen. Die Ueberweisnng 
des Kl. an das neue Polizeirevier in Jersitz zur Dienstleistung, in 
Verbindung mit der amtlichen Anweisung, dauernd in Jersitz zu wohnen, 
habe zur Folge gehabt, dass am 1. October 1891 die Stadt Posen anf- 
{^ehört habe, der amtliche Wohnort des El. zu sein, und gleichzeitig 
das Dorf Jersitz der neue amtliche Wohnort geworden sei, hiermit aber 
für den El. derselbe Erfolg eingetreten sei, wie bei einer Versetzung. 
Diese Erwägungen verletzen keine Rechtsnorm. 

Dem El. steht ein Anspruch auf Wohnungsgeldzuschuss der ersten 
Servisklasse nicht zu, weil ihm im Jahre 1878 bei seiner Anstellung 
die Stadt P. als Wohnort angewiesen ist. Denn wenn auch der 
Wohnungsgeldzuschuss, — mit der aus 1 3 Abs. 2 des Gesetzes hervor- 
gehenden Hassgabe, — als ein Theil der Besoldung gilt (§ 6 Abs. 2 
des Gesetzes), so ist er doch kein fester, sondern ein veränderlicher 
Bestandthefl des Diensteinkommens, und der Beamte hat daher bei 
einer Veränderung des amtlichen Wohnorts auch nur den Wohnungs- 
geldzuschuss des neuen Wohnorts zu beanspruchen. Dass dieser Bechts- 
satz im § 3 des Gesetzes noch besonders zum Ausdruck gebracht ist, 
beruht lediglich auf der Absicht des Gesetzgebers, bei «Versetzungen* . 
den Zeitpunkt festznstellen, zu welchem der Anspruch auf den bis- 
herigen Wohnungsgeldzuschoss aufhören soll. 



Nr« 103. Entseh. des Oesterr. Yerwaltangsgerichtshofes* 

Vom 24. Mai 1805. 

lOosterr. Eisenb. Verordn. Bl. VIII. Nr, 88. ö. 1873 1 

Die Ablehnung der Anordnung einer LocaleonmiMion über eine beanspruchte Herstellung 
begründet keinen Mangel des Verfahrens, wenn eine Verpflichtung der Bahnunternehmung 
nr Herstellttog im Sinne des Concessionsgesetzes vom 14. Steptenbar 1854, R.«G.<BI. 

Nr. 238, iberbaupt «lebt varbaides tot 

Die m&hrlsehe Statthalterei hat auf Grund der ihr mit dem 
Handelsministerial-Erlasse vom 18. October 1893, Z. 60337, ertheilten 
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Eimftcbtigiuig mit der Entscbeidiuig vom 26. October 1893, Z. 37513, 
das von Johann Eri^n nnd Genossen in Hotsendorf gestellte Begehren 
wegen Errichtung einer hölzernen Brücke fiber den 8azawka-Bach nftchst 
der Haltestelle Stranik-Hotzendorf der Localbahn Hotzendorf-Nen- 
titschein anf Kosten der Kaiser Ferdinands -Nordbahn als nnbegr&ndet 
znrückgeviesen. 

Biese Entscheidung wird damit begrftndet, dass einerseits die im 
BegehnngsprotokoUe festgesetzten Hersteliangen von der Bahngesells^aft 
ansgeflihrt und in die Erhaltung der Gemeinde protokollarisch übergeben 
worden sind, andererseits durch die Anlage der Bahn keinerlei Aende- 
nmgen an demsBachnfer n&cbst der Wegparcelle Nr. 1672/1 bewirkt 
wurden. 

Die Beschwerde bestreitet die Gesetzmftssigkeit dieser Entscheidung 
mit der Behaaptnng, 

1. dass das von der angefochtenen Entscheidung supponirte Begehren 
überhaupt gar nicht gestellt wurde, indem Beschwerdeführer Joha.nn 
Erizan im Vereine mit seinen im Admim8trati>^erfahren auf- 
getretenen Genossen in dem Protukulle vom 14. Juli 1892 ledig- 
lich den Vorbehalt ausgesprochen haben, die Verhaltung der Bahn- 
gesellschaft zui' Errichtung einer für die Bahnanlage ungefährlichen 
Brücke an Stelle des von ihnen errichteten, von der Bahn jedoch 
beanstandeten hölzernen Brückels seinerzeit bitüich anregen zu 
wollen ; 

2. dass, selbst wenn in dieser Protokollar-Erklärung das supponirte 
Begehren erkannt werden wollte, das der angefochtenen Ent- 
scheidung zu Grunde liegende Verfahren mangelhaft sei, weil 
diesfalls die erforderliche commissioneile Erhebung nicht gepflogen 

worden ist, und 

3. dass die Annahme, es sei durch die Bahnaulage keinerlei Aendemng 
an dem Bachufer nächst der Wegparcelle Nr. 1672/1 bewirkt 
worden, dämm nicht zutreffe, weil durch die in Foh^e der Bahn- 
aulage bewirkte Beseitigung eines Wehres bei Bludowitz eine 
Vertiefung des Bachbettes und Erhöhung des Ufers in dem Maasse 
eingetreten sei, dass die als Ueberfahrt über den Sazawka-Bach 
dienende Furt weiter unpassirbar wurde. 

Das Erkenntniss des Verwaltungs- Gerichtshofes stützt sich auf 
nachstehende Erwägungen: 

ad 1. Der Beschwerdeführer .Tuliaun Krizau iiat in Gemein.«chaft 
mit den im Administrativverfahren aufgetretenen Genossen in der an 
die Bezirksliaiiptnianuschaft in Neutitschin gerichteten rolltriiv einfrahe 
vom 1. Apiü 1893, Z. 4923, um die Entscheidung gebeten, ub ei* im 
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Verdne mit Beinen Genossen Terpflicbtet sei, die zn Wirthscliaftszweeken 
erforderliche Znfalirt zu den eigenen Qnindstftcken, bezw. die diesfalls 
Doihwendige Ueberfahrt Uber den Sazavka-Bacb anf eigene Kosten zu 
errichte. Diesem Begehren haben die Einschreiter die Ansicht yorans- 
geschickt» dass es in der VerpflichtuDg der Nordbahn gelegen sei, ihnen 
diese Zufahrt zu ermGgüchen. — Demgemftss war also in dem gestellten 
Petite auch die Forderung nm Anhaltnng der Nordbahn zur Herstellnng 
der erforderlichen Zafahrt nnd beziehungsweise BrUcke insofern mit zn 
erblicken, als der Ab^pi uch Über das gestellte Petit durch jenen Aber 
die eventuelle Verpflichtung der Nordbahn bedingt war. 

Es erscheint sonach die Einwendung ad 1, wie die Gegenschrift 
zutreffend ausführt, nicht begründet 

ad 3. Das gedachte Collectivbegehren vom 1. April 1893 war 
nnr auf die in dem Protokolle vom 14. Juli 1892 aufgestellte Behauptung 
gestützt, dass die als Deberfahrt über den Sazawka-Bach dienende 
Furt in Folge des Bahnbaues unpassirbar geworden sei, weil die Nord- 
bahn das eine Bacfaufer nm mehr als 1 Meter erhöht habe. 

Allein diese Behauptung erwies sich nach dem Banprojecte und 
dem Protokolle über die politische Begehung vom 26. April 1888 als 
unbegründet, da durch die Anlage der Bahn an der fraglichen SteUe 
eine Aenderung des Bachufers weder beabsichtigt war, noch vorgenommen, 
sondern lediglich der über die Furt führende Weg, Parcelle Nr. 1672/1, 
in einem vom Baofattfer entfernten Theile umgelegt wurde. Es kann 
daher keinem Zweifel unterliegen, dass eine Verpflichtung der Bahn zn 
der von Johann Krizan und Genossen beanspruchten Herstellung im 
Sinne des Concessionsgesetzes vom 14.*September 1854, R.-G.-B1. Nr. 238, 
überhaupt nicht vorhanden war, und dass sonach auch zu einer 
commissionellen Erhebung kein Anlass vorlag. 

ad 3. Diese Einwendung war darum zn übergehen, weil sie im 
Administratiwerfahren nicht vorgebracht wurde, der Verwaltungs- 
Gterichtshof aber nach § 6 des Gesetzes vom 22. October 1876, B.-G.-B1. 
Nr. 36 ex 1876, an dem der angefochtenen Entscheidung zu Grunde 
liegenden actenmässigen Thatbestande festzuhalten hatte. 

Bei dieser Sachlage konnte in der angefochtenen Entscheidung 
die von der Beschwerde behauptete Gesetzwidrigkeit oder Mangel- 
haftigkeit des Verfahrens nicht erkannt werden, and war daher die 
Beschwerde als unbegründet abzuweisen. 
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Nr« IM« Entseh. d«s HeiitMiiMi Belehsg^riehte. 

3. Civil-Senat. Vom 24. Mai 1895. 

(Jar. Wocljoujchr 1895 Nr. 36/96. S. 838. Ziff. 37.) 

Hnftpd. 6et. § 7. Behufs Verringerung der Rente hat der haftpflichtige Unternehmer 
darzuthun, dass und in welchem MaaMC der Verletzte wieder erwerbsfähig geworden iat. 

Zunächst ist niclit zu beanstanden, dass der B. £. den Inhalt des 
Vergleichs vom 18. Mai 1887 dahin festgestellt hat, dass für den Fort- 
bezDg der klfigerisehen Rente die Bestimmungen des § 7 des Haftpflicht- 
gesetzes massgebend sein soUen, Auch die Art und Weise, wie der 
Vorderrichter die Beweislast regnlirt hat, giebt zu keinen Bedenken 
Anlass* Ohne Zweifel hat der Bekl. zu beweisen, dass er von der Über- 
nommenen Pflicht zor Zahlung einer Rente an den Kl. durch nachträg- 
liche Veränderungen ganz oder theilweise liberirt sei. Zu diesem Nach- 
weise gehört aber nicht allein, dass Kl. wieder gesttnder und arbeits- 
fähig geworden ist, sondern auch, da er schon vertragsmässig: für die 
Daner seiner Erwerbsunfähigkeit die Rente zu beanspruchen liat, za 
vergleichen § 1 des Vergleichs, dass und in welchem Masse er wieder 
erwerbsfähig geworden ist. In letzterer Beziehung hatte der Bekl. 
darzuthun, .entweder dass der Kl. einen «gewissen Erwerb thatsächlich 
verdient, oder dass und wieviel er nach billiger Berücksichtigung der 
Verhältnisse verdienen könnte ; nicht aber ist es, wie die Revision gel- 
tend machen will, Sache des Kl., nachzuweisen, dass es ihm trotz seiner 
ärztlich konstatirfpTi theil weisen Arbeitsfähigkeit unmöglich sei, einen 
dementspreckenden Erwerb zu finden. 



Nr. 106« BeTis. £ntsch. de» Heich^Versicherangsamts« 

Vom 29. Mai 1895. 

V-!i<?ir <1, UV.-\ . Si»n<l ^ii-.r V S*r. •• s jji* Z.iM] 

Die Fortsetzung (^jnf>s durch den Tod des Rentenbewerber.s unterbrochenen VerfahrMS 
ist ohne ausdrticMlolM Aofnahmeerklärung der Erben unzulässig. 

In einer Invaiidenrentensache hatte der Schiedsgerichtsvorsitsende 
nach Eintritt des Todes der Klägerin deren Erben von Amts wegen er- 
mittelt, demnächst drei der ennittelten Erben zum Termin zur railnd- 
lichen Verhandlang geladen und auf Grund dieser Verhandlung, obwohl 
die Geladenen weder persönlich erschienen waren nodi eine schriftliche 
Erklärung abgegeben hatten, Uber den geltend gemachten Rentenanspruch 
erkannt. Das Reiebs-Versicherungsamt hat in einer Revisionsentscheidung 
Yom 29. Mai 1895 das Vorgehen des Schiedsgerichts mit folgender Be- 
gründung als unzulässig beanstandet: 
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Das scliie(ls(i:orichtliche Verfahren leidet an einem wesentlichen 
Mangel insofei-u, als das ürtheil zu einer Zeit ergangen ist, zu welcher 
das durch den Tod der Klägerin unterbrochene Verfahren seitens der 
Erben noch nicht aufgenommen war. Zwar kann es dem Scliie(lsg:erichts- 
voi-sitzenden nicht zum Vorwurf gereichen, dass er die Erben der 
Klägerin von Amtswegen ermittelt hat. Auch sind, wie vom Reichs- 
Veraicherungsamt in ständiger Rechtsprechung anerkannt ist, nicht nur 
sämmtllche Eiben gleichzeitig, sondern auch einzelne derselben berech- 
tigt, das unterbrochene Verfahren aufzonehmen und weiterzubetreiben. 
Stets bedarf es Jedoch hierftber ihrer aasdrQcklichen Erklärang, sofern 
das Yerfahren Fortgang nehmen soll: eine solche Erklärung aber ist in 
der Brnfnngsinstanz nach Aasweis der Akten weder schriftlich noch 
mllndUch abgegeben worden. 



Nr. lOd. Entseh. des Belgischen KaBsattonahofea. 

Vom 30. Mai 1895. 

VMMhx, 1. d. Ittten»!» Usenb. Tmup, m. Nr. 9. S. SM.] 
Entlailsfrlttm. - Wairaatraftiistln. 

Nach den Bedingungen Aber die Bcihandlungf der Ausfuhrgüter 
Bach Ankunft in der Station Antwerpen (bassins, entrepöt, qnais) wer- 
den die znm Export Uber See bestimmten Transporte durch die Auf- 
gabestation der Bestimmungsstation und von dieser dem Adressaten 
avisirt. Darauf bin hat der letztere der Empfangsstation den Namen 
and die Liegestelle des zur Aufnahme der Sendung bestimmten Schiffes 
im Torans anzugeben, damit der die Sendung enthaltende Wagen sofort 
nach Ankunft nach dem betreffenden Quai dirigirt und daselbst die 
Ueberladnng auf das Schiff ausgeführt werden kann. Ein Empf&nger, 
der diese Bestimmung unbeachtet liess, wurde Ton der Belgischen Staats« 
bahn auf Zahlung der Wa^nstrafmiethe f&r 7 Tage verklagt, während 
welcher, mangels Verfttgung des ersteren, die Wagen in Station Ant- 
werpen beladen stehen geblieben waren. Das Handelsgericht in Ant- 
werpen bat die Elage abgewiesen. Das Urtheil desselben ist aber vom 
Eassationshof auf Begehren der Staatsbahn insoweit aufgehoben worden, 
als Jenes den Anspruch auf Erhebung von Wagenstrafmiethe verneint 
bat; — aus folgenden Gründen: dass die reglementarischen Bestimmnngen, 
und mit denselben die oben namentlich angefiUirte Vorschrift hinsichtlich 
der Verpfliditung des Empfängers zur Bezeichnung des zur Aufnahme 
der Ausftihrgfiter bezeichneten Schiffes und seiner Liegestelle, eine Er- 
gänzung der Gesetze Uber den Frachtvertrag bilden und fttr das Publi- 
kum die gleiche Wirksamkeit und Geltung haben, wie die Gesetze selbst; 
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dass die Staatsbalm den Beklagten auf ZaUang einer Summe von Fr. 
100.25 Wagenstrafmiethe für 7 Tage belangt hat; dass das Handels- 
geriebt sieb geweigert bat« die verlangte EntscbSdignng ansnerkennen; 
dass diese Weigerung damit begründet ist, dass die an den Beklagten 

adressirten Wagen nicht auf eine zugängliche Stelle des Empfangs« 
babnbofes gestellt worden seien und daher die Äbladefrist für den Be- 
klagten nicht habe beginnen können; dass die Staatsbahn hiergegen 
einwendet, dass der >^ini)f;lTi?er im Fehler sei, weil er nicht nach Em- 
pfang dei' Anzeige über die Sendnng, dem Stations vorstand den Namen 
und die Liegestelle des zu beladenden Schiffes mitgetheilt babe, nnd dass 
daher die Entladefrist von dem Moment an zu rechneu gewesen sei, wo 
jene Anzeige ihm übergeben war; dass das Handelsgericht diese Ein- 
wendung mit der einfachen Erwiderung beseitigt hat, dass nichts den 
Absender verpflichtet habe, in der von der Eisenbahn bezeichneten 
Weise zu verfahren; dass das Urtheil des Handelsgerichtes den ango- 
fuhrten reglementariscben Bestimmungen widerspricht und dieselben 
verletzt hat. 

Nr. 107. Entseh. iUs Ih ui^vUtu Heichsgericbts. 

2. CMvil-Senat. Vom 7. Juni 1895. 

[Jurist. Worhensrlir. l&}b. Nr. 40. S. 3ü:> Ziff. 18.) 

§g 16. 24. Preuss. Eiiteign. Ges. v. II. Juni 1874. §§ 13. 14. FImhtlia. 6e8. v. 4. Jsll 
1875. Behufs Ourcfaführung des Reohtsweget In Sinne des i 16 tfse Prants. Ef»tel|n. 
6es. bedarf es eines aiedrlekitolien Verbelwitt beiw, Aliiteaiasat tloirt, es genüyt die 

stltteehweffende Etotaseang auf die Klige. 

Die Bekl. macht zur Bcj!:rUn<!iui<r der Revision in erster Linie die 
in den Vorinstanzen nicht t*i lioln^iu: Kimede der Unzuhissigkeit der 
Klage um deswillen <^eltf»nd. weil derselben nicht das nach dem § 14 des 
Fluclitliuieiigesetzes vom 4, Juli 1875 und den §§ 24 ff. des Enteignungs- 
gesetzes vom 11. Juni 1874 für die Festsetzunsr der von den Kl. bean- 
spruchten Eutschildigung vorgeschriebene Verwaliungsverfahren voraus- 
gegangen sei. Diese Eimede kann indessen nach Lage dei- Sache die 
Hevision nicht rechtfertigen. liichtig ist, dass materiell eine auf Orund 
des ^ L> des erstcren Gesetzes zu gewälirende Entschädigung^ den 
Gegenstand des KecLtsstreites bildet. Die Kl. haben nach den unbe- 
strittenen Feststellungen der Vorinstauzeu auf einem ihnen zugehörigen, 
zu Klbeifeld an der llerzogstrasse gelegenen Grundstück alte, von einer 
neuen Fluchtlinie getroffene Gebäude niedergelegt und die nen errich- 
teten Gebäude hinter die neue Fluchtlinie zuröckverlegt. Den bierdoreb 
frei gewordenen Streifen vor der neuen Flncbtlinie haben El., ebne 
dass eine Enteignung erfolgt wäie, thats&cblicb der bddagten Stadt- 
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gemeinde überlaflsen, und diese hat denselben durch Pflasterong etc. 
zur Strasse gezogen und dem öffentlichen Verkehr Übergeben. Wenn 
Bnn auch hiemach ein Streit zwischen den Parteien nur bezGglich der 
Höhe der den £1. fttr die Abtretung des Streifens von der Behl sa ge- 
währenden Ehitschüdigong bestanden hat, so wäre doch die Bekl., da 
nach dsr erörterten Sachlage die Voranssetzangeo des § 13* des Flacht- 
liniengesetzee gegeben sind, und das vorgftngige Verwaltangsverfahren 
nach den dnschlSgigen Bestimmungen des Enteignangagesetzes auch für 
diqenigen Fälle, in denen es sich lediglich um die Festsetzung der 
Entschldignng handelt, vorgeschrieben ist, berechtigt gewesen, die Ein- 
lassung auf die gerichtliche Klage zu verweigern. Letzteres ist indessen 
nicht geschehen. Die Beld. hat nicht nur in beiden Distanzen sich auf 
die Sache eingelassen und an der Beweisaufnahme über die Höhe der 
Entschädigung sich betlieiligt, sondern nicht einmal die völlige Ab- 
weisung der Klage, vielmehr diese nur bezüglich der Mehrfordernng 
öber den anerkannteu Betrag von IGOOO Mark hinaus, beantragt. Hierin 
liegt aber ein stillschweigendes Einverständniss der Bekl. mit der so- 
fortigen Erhebung der gerichtliclien Klage, das nach § 16 des Ent- 
eignungsgosetzes — da aiicli eine Einigung über die Abtretung statt- 
gefundeu hatte — deren Zulässigkeit ergieht. Dass es dazu einer aus- 
dräcklichci) Verabredung bedürfte, ist weder aus dem Wortlaut noch 
ans dem Zwecke der fraglichen Bestimmung des § 16 cit. herzuleiten 
nnd daher nicht anzunehmen. Derselbe ergicbt, dass ein öffentliches 
Interesse an der vorgängigen Durchführung des Verwaltungs verfahren» 
in denjenigen Fällen, in denen dasselbe zur Durchführung der Enteig- 
nung nicht erforderlich ist, und es nur noch der Feststellung der Ent- 
schädigung bedarf, vom Gesetzgeber nicht anerkannt wird. Danach 
muss aber in solchen Fällen jede, wenn auch nicht ausdrücklich ver- 
abredete Einiguu|3^ der Parteien über die sofortige Beschreitung des 
Rechtsweges zu jenem Zwecke als zur BeLrründtinp der Zulässigkeit 
desselben ^enüsrend oraclitet werden. Ks könnte zwar iiocli das Be- 
denken erhoben werden, dass in § 14 des Gesetzf- vom 2. Juli 1875 
der § 16 cit. nicht — wie die S§ 24 ff. des Kiilei|riiuiis^?e^''tzf"^ — 
aii**di-iicklich auf diu Feststellung- der Entschädif^uuf? und Vollziehung 
der Enteignung nach dem erstereu Gesetze für anwendbar erklärt 
worden ist. Indessen auch dieses Bedenken ist nicht be«yriindet, da 
aus der j^anzen Konstruktion des Fluchtlinienc:esetzes sich ertj^iebt, dass 
die Grundsiitze des Enteignungsrechts aucli hier nia><sf^el>end sein sullen; 
danach erschtmt jedenfalls die analoiie Anweudb;nk»'it des § Iti cit. be- 
gründet. Die hiernaeh sich eigebendt; rechtliche Annahme steht nicht 
in VViderspruch mit dem Urtheil des erkeimeudea Senats in Sachen 
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Hoogen e. Uedem II 37/94, da es in dem damaligen Falle an der Yor- 
anssetznng der Binigiing der Partelen ttber die Abtretung des Grand- 
Stocks fehlte. 



Nr. 108. fintseli. des Dentwhen Beielisgvrleiifa» 

3. Civil-Senat Vom IL Juni 1895. 

(Seltff. d.T«r])«at8eh.8Ja«iib.Terw.lflm. Nr. 70. S.6IS.] 

Preuss. Ent. Ges. v. II. Juni 1874. §§ 9. II. 32. 45. Ein Entelgnungsbesohluss ist 
im Rechtswege nicht anfechtbar. Durch dio Enteignung wird die auf dem Grund* 
stück lastende Servitut aufgehoben, und zwar auch in Betreff des gemäss § 9 mlt- 
üüernommenen RestBrundstucks. doch hat der Scrvitutberechtigte gegen den Eigentbiimer 

Anspruch auf einen Theli der Entschädigung. 

Ob der von dem zuständigen Bezirksausschusse erlassene Ent- 
eignungsbeschluss überhaupt einem Bechtsmittel uuteriiegt, kann dahiu> 
gestellt bleiben ; jedenfalls kann er, wie das Berufungsgericht zutreffend 
annimmt, nach den über die Zuständigkeit der Behörden in Preussen 
geltenden Grundsätzen im Rechtswege nicht angefochten werden. 
Für den Prozessrirhtej ist er datier selbst dann verbindlich, wenn, wie 
die Revision auszuführen sucht, die gesctzlieheu Voraussetzungen der 
Enteignung nicht vorgeleiren haben sollten (vergl. Urtheil des Feichs- 
gerichts. V. Oivilsenats, vom 15. März 1890 bei Etrer. Kommentar, 
Band 2 Anmerknufi: 9 zu § 32), und es bleibt im Pruzcssverfahrcn nur 
zu prüfen, welrlien Eiufluss der verbindlich erlassene Heschluss auf die 
vom Kliiirer geltend geraachte Servitut gehabt liai. Das ergibt sich 
abei- uluu' weiteres ans § 45 des EnteignunjisL^esctzos vom 11. Juni 1874, 
nach dessen Inhalt mit der Zustellung des Enleignungsbeschlussos das 
enteifi:nete (Tiundstiick von allen darauf haftenden privatreclitlicheu 
Verptlielitungen frei wird, soweit xWv^c niclit iilxM'nommen sind. Danach 
ist die Servitut des Klägers erloschen, also die Klage mit Recht abge- 
wiesen. Man konnte höchstens die Frage aufwerfen, oh dei- Bescliluss, 
soweit er das nach § 9 des (Te.setzes zu übenu-limende Rest<rruiiüstuck 
betrifft, überhaupt als ein Enteignnngsbeseliluss im Sinne des Gesetzes 
mit den Wirkungen des § 45 cit. anzusehen sei. Stdbst wenn aber 
gegenüber dem unter ausdriu klicher Bezugnahme auf § 32 des Gesetzes 
erlassenen Beschlu.sse eine solclio Prüfung zur Zuständigkeit des Pruzess- 
richters gehören sollte, würde doch mit dem liernfungsgerichte und der 
heri'schenden Ansicht (vergl. Löhe 1 1 , Eiiieiirnunfzsge.selz, b. 64 Note 1 0 und 
Eger. Enteignungiigesetz, Band I 8. 235 j anzunehmen sein, dass ein 
Unterschied zwischen den einzelnen Theileu des Grundstücks nicht zu 
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machen sei. Ob man mit Grttnhut, Enteignungsrecht S. 152 ff. n. a. ans 
der Natur des Enteignungsrechts zu einer anderen Anffassong gelungen 
kann, bedarf keiner Entscheidung; denn der Inhalt des § 9 dt lässt 
in Verbindnng mit den l&brigen Bestimmungen des Gesetzes und beim 
Maogel jeder Andeutung einer anderen Behandlung nur die Austegung 
zu, dass eine Erweiterung des Gegenstandes der Entscheidung 
stattfindet, auch das Bestgrundstttck enteignet, nicht durch PriTatvertrag 
erworben wird. Dafür spricht entschieden, dass in § 9 beide Theile in 
.das Ganze" znsammengefasst werden, und dass, wenn schon die zu- 
ständige Verwaltungsbehörde das Verlangen der Uebemahme des Best- 
gmndstacks als gerechtfertigt ansieht, die Entschädigung sofort ein- 
heitUch festgesetzt wird; der Zufall, dass erst im Prozesse die Ueber- 
nähme erstritten wird, kann einen Unterschied in der rechtlichen Natur 
der Abtretung nicht herbeiffkhren. Ein solcher Fall, wie er hier vorliegt, 
hätte vielleicht zweckmässiger im Gesetz geregelt werden k5nnen und 
mag vom Servitutbereehtigt^i grossere Vorsidit zar Wahrung seiner 
Rechte eifordem; doch ist dieser nicht gehindert, seinen Anspruch im 
Enteignnngsverfahren geltend zu machen, wie vom Berufungsgerichte 
und bei Eger 1. c. S. 237 näher ausgeführt ist; auch hat er, da die 
Entschädigung für das servitatfreie Eigenthum gewährt wird, gegen 
den Eigenthümer einen Ansprach auf den Theil dieser Entschädigung, 
um den durch das Bestehen der Servitut der Werth des Eigenthums 
gemindert war. 



^r. lOU. Kntsch. der Künii;!. Uii^ur. Tafel zu Budapest. 

Vom 12. Juiü 1895. 

[Oestcrr. Eisenb. Verordn. Bl. VIII. Nr. lOS. S. 1564.1 

Die sicberstellungsweise Execution ist unter den Beschrankunysn der G.-A. LX und LXl 
ex 18öi auch gegen eine Eisenbahn-Unternehmung zulässig. 

Die Actient^esellscliaft der Locall)alin Warasdiu-Colubovez wurde 
auf die Zahliiug von 68.127 fl. 49 kr. geklagt und vom kgl. Gerichtshofe 
in Budapest zur Zahlung- dieser Summe nebst den 6pCt. Zinsen vom 
Kla^;tage al) und der sonstigen ^»jebengebüliren unbedingt verurtheilt. 
Die geklagte Bahn ergriff dagepren die Appellation, welche noch im Zuge 
ist, während der Kl;i«;er um die bichersteliuügsweise Execatiou für diese 
ihm zugesprocheiieii Leistnn<^en ansuchte. 

Das genannte Erslgericlit gaVi diesem Ansuchen mit der Anordnung 
Folge, dass auf das sännntliche in Budapest voräudliche Vernit)gen der 
geklagteii Balm, auf deren sämmtliche Einkünfte und auf säuiuitliche 
Liegenschaften, welche diese Bahn bilden und unter Nr. 142 im Landes- 
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Central-Eisenbftbn -Grundbuch aufgenommen erscheinen, die Execntion 
zur Sicherstellnng vorgenommen, bezw, yorgemerkt warde, daher die 
Parien des Executlonsgesnches dem betreffenden Bezirksgerichte und 
dem Gentral-Eisenbahn- Grundbuchsamte in Budapest, dann dem kgl. 
Gerichtshofe in Warasdin zur Ezecutionsromahme, bezw. Pr&notimng 
flbermittelt werden. 

Dem gegen diesen Bescheid von der geklagten Bahn Uberreichten 
Recurse gab die kgL Tafel mit Entscheidung vom 12. Juni 1895, Z. 1961, 
nur zum Theil Folge, und zwar dahin, dass von der Bahn gehörigen 
Fahrnissen nnr diejenigen gepfftndet werden dürfen, welche nicht unter 
die Bestimmung dos § 26 G.-A. LXI ex 1881, betreffend die Modift- 
cation des G.-A. I ex 1868 über das Ceutral- Grundbuch für Eisen- 
balmcn, fallen, und dass die 8icberstelluiigs\veise Execution auf die 
Einkünfte der genannten Bahn nur unter Beachtung der Vorschrift 
des § 31 des eben citirten Gesetzartikels geschehen darf, dass ferner 
bezüglich dieser Executiousvornahmen nicht der kgl. Gerichtsliof in 
Warasdin, sondern der kgl. Gerichtshof in Budapest als die für das 
Central-Eisenbabn -Grundbuch competente Stelle zu requirireu sei. 

In den Motiven wird ausgeführt: Auf Grund des die Bahn un- 
bedingt veifällenden Urtheiles I. Instanz musste geml£8 § 224 des 
G.-A. LX ex 1881 (Executionsorduung) dem Executionsgesuche Folge 
gegeben werden, umsomehr, als der G.-A. IV ex 1888, betreffend die 
Localbahnen nui* die Forderungen aus Darlehen an dieselben, nicht 
aber die Forderungen anderer Gläubiger bezüglich der Zwangsvoll- 
streckung einschränkt, welche sich aus dem Veimögen der schuldner- 
ischen Balm befriedigen bezw. die Siclierstellung verschaffen können. 
Mit Ki'tcksiclit darauf jedoch, dass gemäss § 2fi des G.-A. LXI ex 1881 
im Falle einer Execution gegen eine Bahuunternehmuug die zur Fort- 
setzung des Betriebes uothwendigeu GegenstiuMlf . sowie die in den 
Oassen der Balm aniresamraelten Baargeld-Riniialiinen als Zubehör der 
Bahn nicht in iiesondere gerichtliche PfämbniL» gezogen werden können, 
und dass geniiiss § 31 desselben Gesetzes die auf den Fnieiiigeuuss der 
läegeuschatteu einer Balmunternehmung geführt»' Execution sich nur 
auf ihr dort bezeichnetes Einkommen erstrecken kann; endlich mit 
Rücksicht darauf, da.ss gemäss § 31 dieses Gesetzes u!td der §§ 208 
bis 211 des G.-A. LX ex 1881 die Execution auf den Bahnkörper und 
dessen Zugeliör, sowie auf die Einkiinfte der Bahnunternehmnng zur 
Coinpetenz des kgl. Gerichtshofes in Budapest als der für das ("entral- 
Eisenbahn-Grundbuch zuständigen Stelle gehört, so kann sich die sicher- 
stellungsweise Execution auf die der Bahn gehörigen Fahrnisse nur auf 
diejenigen ei'strecken, welche nicht unter die Beschränkung des § 26 
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des G.-A. LXI ex 1881 fallen. Wegen der Execution auf die Einkünfte 
der Bahn musste gemllsft 31 dieses Gesetzes die Central- Grundbuchs- 
beh5rde requirirt werden. Nachdem schliesslich dem Becarse nur zum 
'nieil Folge gegeben werden kennte, so durften die Geriditskoeten nicht 
der Gegenpartei znr Last gebracht werden. 



Mr. 110* EnMu des CentraluiitB t d. intemat. Eteenb. TraBSport 

Vom 10. Jnli 1895. 

iZeltMhr. f. d. Internat. BiraBb. Traasp. III. Vt.9. 
Internat. Uebereiok. Art 7. Fraotatzusoblim wenen unrichtiger Oeklaration. 

Ein Spediteur hat sieb mit der Anfrage an das Oentral-Amt ge- 
wendet, ob ein Gesuch um Erlass des Frachtzuscblages wegen falscher 
Deklaration an das Amt oder die Bisenbahn gerichtet werden müsse, 
und damit die Anfrage verbunden, ob dem erstercn die Auflegung des 
Frachtzuschlages im konkreten Falle als gerechtfertigt erscheine. — 
Antwort: Die Reklamation muss bei der Eisenbahn angebracht werden; 
das Central -Amt ist nicht in der Lage, in irgend einer Weise sich 
einzumischen. 



Nr« III. Enfseh, des Gentralniits f. d. Intermt Eisenb. Transport. 

Vom 20. Juli 1895. 

tZ«1tRebr. f. d. Itit«mftt Btmnb. TrftTmp. TIT. Nr. 8. S. 198.1 

Internat. Uebereink. Art. 27. Haftung mehrerer Eisenbahnen im Besohädignngsfalle. 

yAn<i Sendung, welche in einer dem internationalen Uebereinkomincn 
unterstellten schweizerischen Station nach Verlova, Station der italie- 
nischen Serianathalbalm anf^e<?el)eu war, ist hier beschädijirt ange- 
konnnen Tfer Kiiipl'än^rer leimte es ab. hei der Empfaugsbahn zu 
reklainii cn ; eben.su auch die Spediteure, •welche in Bergamo die üeber- 
gabe der Sendnnj»" an die Seiianathalbalin besorgt haben. Auf der 
andern S^ife hat der üüterexpedient der Versandstation die Annahme 
der Rekliuiiation des Absenders verweigert, weil die Geltendmachung 
von Ent.scliiidit^nin^en bei havarirten Sendunjren stets dem l'^mpfänger 
und nicht dem Absender obliege. Der Absemler w-ünsclite Auskunft, 
wie er sieh zu verhalten habe. — Antwort.: ^jemäss Art. 2fi 1. ü. ist 
zur gericlitliclien Geltendmachung von EntscliädiL''un{7sforderuugen der- 
jenige befugt, dem das Verfügungsrecht über das Frachtgut zusteht. 
Im Eeklamationsvei fahren kann die Eisenbalin sich zweifellos ebenfalls 
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auf diese Bestimmang berufen. Wenn der Absender also noch im 
Besitze des FrachtbriefdupUkates ist und der Empfänger die Annahme 
des Gutes verweigert hat, so ist nur der erstere zur RekJamation be- 
rechtigt. Eine mit Art. 26 I. U. identische Bestimmung findet sich 
auch im schweizerischen Transportgesetze (Z. I, 215, Art. 26). Die 
widersprechende Auffassung der Güterexpedition der Abgangsstation ist 
demnach irrig und wird wohl von der Balmverwaltuiig nicht aufrecht 
erhalten werden. Auch der Umstand, da.^s die Serianathalbalin dem 
internationalen Uebereinkommeu nicht unterworfen ist, kann im Öpeciai- 
falle nichts ändern. Dieser Umstand hat nämlich gemäss Art. 30, 
Absatz 3, des schweizerischen Transport *;esetzes nur die Folge, dass 
die schweizerischen Kisenbahnen, welche am Transporte theilgenommen 
haben, für den etwa auf der JSerianathalbahu eutsiau ltiM n Schaden 
bloss in dem Umfange liaften müssen, in welchem die letztere auf 
Grund des italienischen liechtes verantwortlich ist. Welche Beschrän- 
kungen diesfalls eintreten, hat laut demselben Art. 30 die vom Ab- 
sender belaugte Bahn zu beweisen; ebenso, dass die Beschädigung erst 
nach der Uebergabe an die Ablieternngsbahn stattgefunden hat. 



Nr. US. Entech. des KassatloiiBhoffM in Paris« 

Vom 24. Juli 1895. 

FEeltMkr. C d. iBtwMt ElMnb. TnuMpoTt HL Nr.l«. S.M8.] 

NataiiaMIlirea. NlaMbarMliraiii der LtrfeieWMrei In Fallt iar Belaini dereb den 

Eine vom Absender an die Filiale seines Geschäfts unter seiner 
eigenen Adresse l^efQrderte Sendung yon 160 BaBen Wachboiderbeeren 
Im Gewichte von 9310 kg war nach dem vorgeschriebenen Speeial- 
tarife tazirt worden. Unter Bemfong auf die von ihm selbst vollzogene 
Beladung des Wagens verlangte der Absender den entsprechenden Ab- 
zug der Beladegebahr an der Fracht; er stützte seine Forderung auf 
die Bedingungen des angewandten Specialtarifes und die Ministerial- 
Verordnung vom 90. November 1876, durch welche der Abzug der Be- 
und Entladegebtthren an dem Frachtsätze gestattet wird. Iii erster 
und zweiter Instanz erstritt der Beklamant ein obsiegendes ürthdl; 
aber der Kassationshof kassirte das ürtheil des Appellhofes« in Er- 
wägung, dass der Ministetial-Erlass vom 30. November 1876 allerdings 
den Abzug der Be- und Entladegebiihren vom Frachtsatze gestatte, 
Jedoch nur in demjenigen F&llen, in welchen durch die Tarife bestimmt 
wird, dass die Be- und Entladung durch die Absender und Empfänger 
voixnnehmen ist; dass der Art 14 der fftr die beklagte Eisenbahn 
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gültigen Tarif bestimmungcn, auf welcliei) di r hier angewandte Special- 
tarif ver\veit.t, den Absendern und EmpfäugLrn die Be- und Entladung 
f&r ihre Kechüuug und Gefahr, unter entsprechendem Abzug der Gebühren, 
nur für die in dem genannten Artikel büDannten und die in Wagen- 
ladungen von 5000 kg. beförderten Güter der 4. Serie gestatte; dass 
Wachliolderbeeren nicht unter den in Art. 14 benannten Gütern figu- 
riren, dass sie aucli nicht zu den Gütern der Serie 4 gehören; dass 
die j^ehürig genehmigten Tarife G(isetzeskraft hal>eii, dass sie nach dem 
Buchstaben ausgeführt werden müssen und dass durch die dem Absender 
unter den vorliegenden Umständen zugebiniiite T;txPHiUiSsigung in Höhe 
der BeladegebUhreu das angefochtene LiLiicü den geuanuten An. 14 
irrig ausgelegt und verletzt habe. 



Nr. 118. Entsdu 469 Kassatfonehofl» in Paris. 
Vom 24. Juli 1895. 

(Zeitschr. f. d. Internat BtMBb. Transp. HL Nr. 10. 8. 00t.] 

Varapiteto Abliefaraag; EnlaoUUUgimgakhiia. 

Der Kassationshof hat ein TJrtheil kassirt, dnrch welches eine 
Eisenbahnverwaltung deshalb zu einer EQtschftdignng Temrtheflt worden 
war, weil sie den Empfänger nicht von einer im internen Verkehr 
— durch höhere Gewalt hervorgerofenen Transportyerzögerung yer- 
standigt hatte. Die Kassation beruht auf der Erw&gang, dass die 
Verpflichtung, die durch höhere Gewalt verursachte Transportyerzdgernng 
dem Absender beziehungsweise Empfänger bekannt zu geben, weder 
dem Frachtführer im Allgemeinen durch Art. 104 des code de commerce, 
noch im besondern den Eisenl)ahnen durch die anf sie bezüglichen Ge- 
setze und Reglemente geboten ist. Bei dieser Sachlage und angenommen 
selbst^ dass ein in nützlicher Frist dem Empfänger zugegangener Avis 
diesem gestattet hätte, den beklagten Nachtheil abzuwenden, so kann 
die Eisenbahn dennoch nicht haftbar dafür erklärt werden, dass sie 
eine Massregel nicht von sich aus ergriffen hat, zu welcher sie nicht 
verpflichtet war. 
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Abhandlungen, 



5. 

Die Auf bewahmng des Hmdgepiel». 

Ton W. Cmtmim. 

EaiserliclMr Ämtariehter in Boleben (Lothringen). 

§ 37 der Verkebrsordnunp: be-^timmt: 

, Sofern von der Eisenbalm auf einer Station GcpUckträger zuge- 
lassen werden, müssen diesfnu'n durcli I>ienstahzeiclicn erkennbar und 
mit cinei' i^edruckteii IMf-rt^tanweisun^r nebst (it?l)ü]irentarif versehen sein. 
Sie iiaben auf Verlari'.ari den Tarif vorzuzeigen, auch eine mit ihrer 
Nummer verseliene Marke 2U verabfolgen. Der Tarif ist auch an einem 
gceigucten Orte der Abfertigungsstello und der Ausgabestelle auszu- 
hängen. 

Falls sich die Bdsenden solcher 6e|dlcktrlger fSr den von der 
Eisenbahn nicht übernommenen Transport des GepAcks nach nnd von 
den Abfertigungsstellen bedienen, so geschieht dies ohne Verantwortlich- 
keit der Verwaltung. 

Auf grösseren Stationen müssen Einrichtungen bestehen, welche es 
dem Reisenden ermöglichen, sein (iei>Ilck ohne Verantwortlichkeit der 
Vei waltunp^ gegen eine festgesetzte Gebühr zur vorübei-gehenden Aof- 
bevvalivun<r zu überleben. ' 

Dieser Paragi aph scheint im Widerspruch zu § 9 V. 0. und Art. 400 
H. G. B. an stehen, sdne Bechtsvirksamkeit ist daher vielfach in Zweifel ge- 
sogen worden. Ein 'Vnderspmch g^enflber § 9 Y. 0. wäre reehtsnnerheb- 
lich, beide Bestfnunnngen haben die gleiche rechtliche Geltung, § 37 wfirde 
dann nnr eine Ansnahme von der allgemeinen Begel des § 9 bdden. Eine 
andere ist die Stellung zu Art. 400 H. G. B. Die auf Grund der in den 
Art. 42, 43 K. V. enthaltenen Delegation vom Bundesrat erla.ssene Verkehrs- 
ordnung ist rechtlich eine Verwaltungsverordnunp, welche Gcsctzesbestinniiungen 
nicht antlieben kann. Widerspricht § 37 V. (). dem Art. 400 H. G. B., so 
fiind die dem letzteren widersprechenden Bestiimnungen de» ersteren rechts- 
ungültig. 

Art. 400 U. G. B. lautet: 

Der FraditfOhrer haftet für seine Leute und fOr andere Personen, 

deren er sich bei Ausführung des von ihm ttbemommenen Transports 

bedient. 
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§ 9 V. 0. entlüilt ledifrlidi eine Wiederliolong dieses Artikels in der Be- 
Bchräskttng auf die Eisenbalmen: 

Die Eisenbahn hattet für ihre Lente und für andere Persuiien, 
deren sie sich bei Ansfühmng des von ihr übernommenen Transportes 
bedient. 

Die Haftpflicht der Eisenbahn erstreelit sieh auf iwel Klassen Yon 
Personen: 1) auf ihre «Lente' und 2) andere Personen, derm sie deh bei 

Anefühmng des von ihr übernommenen Transports bedient. 

Die Grenze der ersteren Kategorie bildet das Anstellangs- bezw. 
VL'i-tiasrsverhKltni><>< ; zu diesen frehören anTjestritten die Bahnbeamten, aucli 
die nicht fest angestellten, die von der Bahn angenommenen Arbeiter, 
selbst bei iinr vorüberfrehender Beschäftigung. Voraussetzung ist jedoch 
stets, dasK diu betr. i'eiison ihre Arbeitsthlltigkeit in den Dienst der Bahn 
stellt und zu dieser in ein Abhängigkeitsverliältniss tritt. Ein solcher Diens^- 
mietevertrag liegt aber bei den GepSckträgern , «elcbe § 87 V. 0. begreift, 
nicht vor, nach Absatz 1 inrerden diese anf den Stationen znr selbstftndigen 
'Ansttbnng ihres Gewerbes .angelassen*. Ohne reehtUehe Bedentungr ist, dass 
die Bahn Vorschriften über das Verhalten dieser Leute, das Ti*agen von 
Dlenstahzeichen , über Aufstellung eines bindenden OebUhrentarifs und Ein- 
räumung eines Aufentlialtsranmes erlUsst, sie sind nur die BodincnmjDren. unter 
denen die Bahn jenen gestattet, auf deren Privat eisrentum ihr Uewerbe aus- 
zuüben. Die tn jfiu ktrilger gelioren ebenso wenii: /u den „Leuten der Eisen- 
balm"* wie etwa die Rechtsanwälte zu denjenigen des Gerichts, trotzdem auch 
diesen eine Dienstlüeidnng nnd ein Gebtthrentaiif Torgeschrieben sowie be- 
sondere BKiunlichketteii in den Oerichti^bftaden zum. Aufenthalte einge- 
richtet sind. 

Die zweite Klasse omfasst alle andern Personen, deren sich die Bahn 

bei Ausführung' der von Ihr übernommenen Transporte bedient, d. h. mit 
denen sie Dienstmieteverträge für einzelne oder eine Reihe von Transport- 
geseli!1ften einoreht. Voraussptznns' ist riabei stets ein Tran>])ftrtanftra<:- der 
Eisenbahn, matr dieser für den linzelnen VM ausdrücklich uder allgemein 
erteilt sein, l'erner. dass der in Frage stehende Transport von der Eisenbahn 
fomell überuumuien ist, mit Frachtbrief, Autuaiunescheiu oder aiiulichem. 
Scheinbar widersprechend sind zwei Entscheidiingen des Beichsoberhandels- 
gericfats bezüglich der BoUfnhrlente. Ein ürteü vom 21. Dezember 1878 
(Bd. XXIV S. 304) zühlt die Eisenbahn-BoUfnhnmtemehnier zn den Personen 
des Art. 400 H.0. B., nach einem andern, Bd. XXII 223 abgedmckten, ist 
diese Unterordnung Thatfrage. Die crstere Entscheidung hat zur Vorans- 
setzung, dass der Unternehmer im fraglif bf n Falle Aufträge der Bahn aus- 
führte, so dass eine AbweirJiung von der anderen Entscheidnii;;,^ thatsächlich 
nieht vorlieirt. Der lioiUiihruiann ist stets unter Art. 400 H. <i. B. 7.n stellen, 
wtiui öicli die lialiu desselben bedient, iiituials aber dann, wenn ihm der Auf- 
trag zum Anfahren oder Abholen der Güter von Dritten erteilt wird. 

Gleiches gilt von den GepftcktrAgem des § 37 V. 0. So lange sie Hand- 
lungen Tomehmen, welche zb dem von der Bahn Ubemommenen Transporte 

12* 
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gehören, z. B. beim Ans- nnd Einladen von Reisegepäck, das zur Bcfördcriing 
anfgegeben Ist, beim Terlnixigen desflelben hi die Aiifbeivfthntngsräiuiie der 
Empfangsgebftiide, kann die Bahn ihre Haftung rechtaglUtig nieht beechrSuken. 
Es konuaett jedoch beim Traaiport des Gepicks regelmtosig noch eine Reihe 

von Transporthandltmgen vor, welche von der Bahn nicht übernommen sind; 
für diese gilt die Lesondere Haft])fli(ht der Bahn nicht. 

Nach Art. 42;'! Z. 1 H. G. B. kann die Kisenhahn ihre Haftpflicht für 
dasjenige Reisegepilc k au^scliliessen, wrldion nicht zum Transporte anf?( irehen 
ist, d. i. das Pojr. Handsropöck, Von diesem Reclite ist in der Vüikelirs- 
ordnung iiu 1? 28 und 2Ü üebi-auch gemacht, so dass also die Fortbewegung der 
dort bezeichneten Gegenstände auf der Balm nicht zu dem die besondere 
Haftpflicht begrOndenden Eisenbahntransport im technischen Sinne gebDrt Die 
Unterbringnng dieser Qegenstilnde in den Wagpenabteilungen, die Abholung 
aas diesen, die Anfbewahrnng in den Rftamen der Eisenbahn nnd die Be* 
fdrderang vom Bahnliofe zum Empfänger geh5ren nicht zn den Transport- 
hiindlnntren der KisonLalm. Werden solche TOn Personen ausgeführt ^vf•lche 
dabei nii'lit denen de« Art. •H)0 IT. 0. B. znznzHhlen ?ind, so wird dadurrli 
die Balm in keiner Weise verpflichtet. Die BesclnüTikiintr der HaftplÜclit in 
Abs. 1 und 2 des § 37 V. 0. ist demnach eine durchauH rechtgemätise. Zn 
Bedenken kftnnte die Bezeichnung „ Abfertigungs-stelle " im Absatz 2 Anlasa 
geben, diesulbe iiiuss hier mit , Balmhof" gleichbedeutend sein, da die V. 0. 
eine Abfertigung des anm Transport nicht tlbemommenen OepScks nicht kennt. 

Die im dritten Absatie des § 37 V. 0. begrttndete Pflicht aar Herrich- 
tnng Ton HandgepSckabgaben in grttsseren Bahnhöfen entUÜt nicht eine Ans- 
ddmnng der Transportpflicht nnd der damit verbundenen Haftung der Eisenbahn. 
Der Ausschluss der letateren hierfür ist demnach rechtlich zuliis!^i•r und durch die 
angeführte BeBtimmung rechtsverbindlich erfolgt VergL im gleichen Sinne 
Eger» Verkehrsordnnng S. 163. 
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6. 



Ober die Bereebimiif des Sehidenenatom M Beschldl^ang ron 

Frachtgut nacli internatioiialcui Eisen bahii-irachtrcchtc. 

Von Dr. Lidwlf Rttlar vm Kaitseh. 

Concipist der k. k. priv. Oestarr. Nordwestltaliii in Wien. 

Im Art. 'M des internationalen t'lipreiiil^nmmpns ilVr Eis^'nbabn- 
Fra(htverk( liv wird liestinimt: „Im Falle der BeschAdig-nng hat die 
Kifeenbahn den ganzen traj? de;< ^linderwerthes des Gutes zu be- 
zahlen Während Art. 34 für den Fall des Verlustes den ge- 
meinen (Handels-) Werth, .welchen Gut derselben Art und Beschaffenlieit am 
Versandt orte und sn der Zelt hatte, za welcher das Gnt snr BefOrdemiiK 
angenommen worden iBt*, als Ersati nornürt, enthftlt die oben angeführte 
Bestimmung des Art 87 keinen Anhaltspunkt, welcher Ort nnd welche Zeit 
der Berecbnnng des Minderwerthes eines heschfldigten Fradit^ntes hehnfs Er- 
satzlei.«tTiTiq: peiton» (kr Eisenbahn znprunde gelegt werden »oll. Und that- 
RftcMicli stösst anrh die .Anwendnnir des cit. .Xrtikel« in dei- Praxis auf Schwie- 
riirkeiten. Es kann daher nicht Wunder iiflmu^n dass sich die Literatur dieser 
Streitfrage bemttchtigt und versucht hat, dieselbe in erschöpfender Weise zu 
lösen. Wenn hierbei von einer Seite ') bemerkt wurde , „ das» es nur einer 
unbefangenen Auffassung der getroifenen Vorschriften bedarf, um sie ohne 
besondere Mühe zn Terstehen*, so kSnnen wir nldit nmhin, diesem Aussprache 
die Thatsache entsegenznhalten, dass seitens namhafter Fadunanaer nnd be* 
wibrter Antoren dieser angeblich «ohne besondere MUhe an verstehende* 
Art. 37 gana Terschiedene Aosiegnngen erhalten hat, welche wir inKQnset 
wie folgt, zusammenfassen wollen: 

Ti Eine Ansicht ^^eht dahin. da«!s für die Berecbnnng; des Minderwerthes 
im Falle der Bepehädi^unii des Frachttrutos Italrl Ort nnd Zeit der Aufliefe- 
rung, baid jene der Äbliefernnjr nuiss^^ebcnd sein sollen, je nachdem der 
Absender oder der Empfänger einen Ersatzanspruch stellt. Erhebt daher der 
Empfänger die Ersatzklage, dann hat der Werth des Gutes am Ablie- 
fernngsorte, klagt jedoch der Absender am Versandtorte, dann hat 
der Werth an diesem die Grandlage für die Schadeaaberechnvng an bilden.*) 

') Vcrgl.; f'her die Bedeutung der Vorschrift des Internationalen Übereinkommens 
Art 37, erster Satz ...etc., in der Zeitschrift für den interuatioualeu Eisen- 
b ah atraa Sport, heraiugegebea von dem OentnI-Aotl in Bern, Nr. 7, m. Jshrgaag 
(1896), Seite 257. 

') Siehe DeSeignenx, Commcntaiie da prqjet de conTOntion i«dig6 pur la Con- 
ference iuteniat, Paris 1882, pa^. öl. 
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3) Eine andere AnffaBsnng legft dae Schfrevge^clit auf die Worte: ,den 

ganzen Betrag des Minderwerthes des Gutes", welche sich im Art. 37 
vorfinden. „ Soll die Ent8ch<ldi^nng den ganzen Betrag des Minder^eithe» des 
Gutes nmfajjsen, so miiss der Empfltn<rer in die Lage gesetzt sein, sicli mit dem 
Erlüge dem beschiidit^tcn Gut und der erhaltenen Vergütung ein unbeschiidig-tes 
Gnt gleicher Art zu kaufen. Dies ist aber nur der Fall, wenn der »Scliätzung 
des Minderwertbs Ort und Zeit des Empfangs zu Grunde gelegt werden.') 

3) Eine weitere Ansicht geht dahin, das« im Falle der Beschädigung 
«der fflr den Verlnstfali gemftss Art 34 xn ersetxende Werth ab> 
sttglieh deeVerkanfswerths aar Zeit und am Orte der bestimmnnga- 
mftssigea Empfangnahme des Ontes* zu bezahlen ist.*) Andere 
wieder wollen hierbei die anfpewendeten Z8Ue, Fracht- nnd sonstigen Kosten 
beräcksichtigt wissen und sind der Meinung, „dass man als Grundlage 
für die B crechnnng der Worthdiiferenz den gemeinen Handels- 
werth, bezw den gemeinen Werth des unverletzten Gute? am Vei-- 
sandtort uii*], /nr Versan dt;?eit nntpr Iii nzurerlinu im- dos Betrages 
der bezahlten bracht, Zölle und Kusteu annehmen muss und von 
diesem den gemeinen Werth des rerletzten Gates am Ablief ernngsort 
nnd anr Abliefernngszeit abzuziehen hat".*) 

Ehe wir die Bichtigkeit der soeben angeführten Interpretationen des 
Art 87 einer nJlheren Früfkmg nnterziehen, sei auf die sonderbare Anomalie 
hingewiesen, dass die Vertheidiger sowohl der ad 2, als auch jene der ad 3 
angeführten Ansicht sich häufig für die Richtigkeit ihrer Interpretation auf 
die VnrgSngc bei Berathnng des Art. 37 bezw. 34 berufen, welche Vorgänge 
wir jedoch — wenn wir aufrichtig sein sollen — für die Entscheidung der 
angeregten Frage als vollstlindig belanglos bezeiclmen müssen. Im folgenden 
seien kurz die Wandlungen skizzirt, welche Art. 34 und 37 bis zu ihrer 
endgiltigen Festsetzung dorchzumaclien hatten. 

Der anf VeranJassimg des Schweizer Bnndeirathes ansgearbeitete Ent- 
warf/) welcher im Jahre 1876 den Begierangen Deutschlands, Oesterreich' 
Ungarns, Ft'ankreichs nnd ItaJiena vorgelegt wnrde, regelte das Schadenersatc- 



>) So bei Gerstner, InternstioiiBles Efsenbshaf^chtncht, Berlhi 1883, Seite 871; 

Ihnlich Gasca, II Codicc ferroviario, vol III. Diritto internationale, Milano 1891, 
pag 2fi.3— 2G6. In jüngster Zeit wurde diese Aufra>suiig durch den in der Note ') auf 
der Torlicrgetieaden Seite bezeicimeten Aufsatz abermals lebhaft vertheidigt Derselbe 
endden anonym, besw. nnter der Oiillre ,6', doch dfirfte wm Veifkwsor tinsebwer an 
erratlien sein. Die Abhandlung versucht die vertretene Ansiclit mit dem Wortlaute iles 
Art. 37 in Verbindung mit de.'sen aHgemeinpr Kntstchmigsfreschichte zu btjgründen. Wir 
werden im Laufe unserer weiteren Auafübruugeu liierauf uucli zuiückkummen. 

*) SKehe Bger, das httefaetionale Übeieiiikommen Aber den Biseobabnfrachtverkebr. 
Berlin 1894, Seite 6.38. 643 xmi 644. 

*) Vergl. Eosentbai, Internationales Ei8onbahn-l!>achtrecbt, Jena 1894, Seite 
220—222. Ebenso Schwab, das internationale Übereinkommen Dber den Bitenbalin- 
Frachtverkehr, Leipzig 1891, Seite 279, 280. 

*) VorliUiflgBr Entwurf für eine Yereiabanuig Uber den internationalen füsenbabn" 
frachtverkehr. 
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recht für Verlust in einer zwischen den strengen Prineipien des französischen 
und den milderen des ileutschen Eedits die Mitte haltenden Weise, wohei 
Zeit und Ort der Ahliel er un^'- für die Berechnung der Ersatzsuiniiie als 
ma-ssgebend erklärt wurden.') iiinsi<litlieh der Beschädigung liatte Art. 26 
des Schweizer Entwurfes für die Berechnung des Schadens die analoge An- 
wendung der für den Verlust bestehenden Normen vorgeschrieben. 

Der Entwurf der dentBchen Comniiiaare, welciier der Konferens vom 
Jalire 1878 vorgelegt wurde, stellte in seinem Art 20 in ÜlMreinstiiDninng 
mit dem Petit des V. denteclien Haadelstages (187S), aof welcliem liereits die 
Beseitigung der Nommlsätze und Berechnung des Schadensersatzes nach 
dem Handelswerth auch für das Gebiet des deutschen Frnchtrechts ge- 
fordert wurde, folf^endes Princip für die Entschädigung in Fällen des Ver- 
lustes auf: Veiuiitung des gemeinen < Handels-) Werthes des Gntes nni Ab- 
1 ie t erungsort und zur Abliel erun^^szeit, abzüirlicli der ersjtarten Zolle 
und Kosten ; Maximalsätze und Werthdeclaraüon sind unstatthaft. Betreffs der 
Beschädigung bestimmte Art 25 des deutschen Entwurfes: ,Im Falle der 
Besehftdigung ist der Unterscbied zwischen dem Yerkavfswerthe des in be- 
schädigtem Zustande befindlichen Gntes und dem gemeinen Hiandelawerthe, in 
dessen Ermangelnng dem gemeinen Warthe, zu ersetaen, welchen das Gnt 
ohne diese Beschädigung am Orte und zur Zelt der Abliefe rnnp tieliabt 
haben wttrde, nach Abzug der Zölle und Kosten, soweit sie infolge der Be^ 
j?ehSdipnng erspart sind". Diese Prineipien erhielten auch in der T. Berner 
Conterenz (Iii. Mai bis 4. Juni 1878) die Genehmigung; soweit erschien für 
die Schaden^bürei linnng bei Verlust oder Beschftdigong Zeit and Ort der 
Ablieferung ak ma^ägebend. 

Entgegen diesem Beschlasse nnd den Bestimmungen des Art 896 des 
HandelflgesetBbncbeB wurde sodann ia der Denluchiift des Vereins dentscher 
Eisenbahnverwaltmigen snm Bemer Entwurf) der VorseUag gemacht, den 
Schadeneraats anf den gemeinen (Handeii-) Wertii des Gntea am Orte der 
Aufgahe (Versandtort) zu beschränken, weil die Versandtbahn mit Rücksicht 
darauf, dass gerade im internationalen Verkehre die Preise des Versandt- und 
des Ernpfantrsortes enorm differiren, niclit in der Lajre sei, sich über den Werth 
des Gutes bei derAbliefemngeinUrtheil zu bilden, demnach den eigentlichen Umfang 
ihrer Haftung nicht zu kennen vermag. Dagegen sei der Absender durch die 
neu eingeführte Declaratiun des Interesses an der Lieferung in der Lage, sich 
den Ersatz des Werthes am Ort der Ablieferung jedenfalls zu &icbem. In 
diesem Falle sei aber auch die Bahn Ton Anfang an mit dem Umfange ihrer 
Haftung bekannt Dieser YoracUag wurde insofern berücksichtigt, als der 



<) In Ermangelung einer Worthdeklaration scdlte der Moximalsats der Sntachftdigong 
bei Frachtgut nicht mehr als löUO Franca für öO kg betragen. 

*) Deslochrtft des Yerei]» dentschw EiBeabahn-Verwaltoiigen aa dem Berner Ent- 
wurf eines internationalen Vertrags über den Eisenbahnfracbtvcrkehr, beschlossen iu der 
zu Salzburg am 28. und 29. Juli 1879 abgehaltenen Qeneral-Veniaiomiang, Berlin 1879, 
Seite 19-34. 
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Wortlaut des die VerlnatfUle beluuideliideB Artikels ttTUunelir 'wie folgt end- 

gütig festpresetzt wurde: 

Alt. 34. Wenn anf Omnd der vorhergehenden Artikel von der Eisen- 
hahn t'ür gänzlichen oder theilweisen Verlust des Gutes Ersatz geleistet wei- 
den muss, 80 ist der gemeine Handelswerth, in dessen Ermangelung der ge- 
meine Werth, zu ersetzen, welchen Gut derselben Art und Beschaflfenheit am 
Venaaidtofte snr Zeit liatte, zu welcher das Gut zur Beförderung angenommen 
worden ist Dazu kommt die Erstattang dessen, was an Zöllen und 
sonstigen Kosten, sowie an Frackt etwa bereits bezahlt worden ist. 

Die Fassung des den Schadensersatz für BesclAdignng behandelnden Ar- 
tikels erfolgte nach mehrfachen, für dessen Anslegong jedoch ToUständig be- 
deutungslosen Verhandlungen in folgender Weise: 

Art. 37. Im Falle der Beschädigung hat die Eisenbahn den ganzen Be- 
trag des Minderwerthes des Gutes zu bezahlen. Im Falle die Beförderung 
nach einem Spezlaltarife im Sinne des Art. 35 stattgefunden hat, wird der 
zu bezahlende Schadensbetrag verhältnissmässig reducirt. — 

Wenn wir die Entwicklungsgeschichte des Art. 37 an dieser SteUe aneh nur 
in aller Ettzze beleuchtet haben, so glauben wir doch damit zar Oenflge bewiesen 
SU haben, dass derselbe im Laufe der Verhandlungen eine merkwürdige Ver« 
BChlechtenuig erfahren hat. Welcher Ort und welche Zeit der Werthberechnung 
zugrunde zu legen sir. l darüber schweigt sich Art. 37 aus. „Auffällig bleibt 
allerdings'' — meint ein Autor,*) der für die angeblich zweckmassige Fas- 
sung des Art. 37 eine Lanze bricht — „dass dies nicht mit dürren Worten 
gesagt ist. Dies mag seinen Grund wohl in der politischen (V) Erwägung 
haben, dass man bereite bis zum Überdruss über .Versandt' und „ Empfang" 
debattirt hatte und sich deslialb eine Lösung zu empfehlen schien, in welcher 
dieser Streitpunkt nicht ausdrlekJich berührt war*^ .... (!). — Wir haben 
dieser Tersnchten Ehrenrettung des Art. 37 nichts hinzuzufügen; bedauerlich 
bleibt es immer, dass eine solch lakonische und nnbestimmte Teztimng Flata 
grüT, um eine, wenn auch unliebsame, Debatte, deren FShning schon zum 
Überdruss geworden, rasch zu beenden. - 

Wenn wir auf die oben angeführten versclüedenen Auslegungen des Art. 37 
nunmehr eingehen und sie auf ihre Bichtigkeit prüfen, so kommen wir zu fol* 
genden Ergebnissen: 

Die ad 1) des näheren aitsgeführt« Auffassung der Bestimmungen des 
Art. 37 kann keine Billigung erfahren, da nach dieser Interpretation die 
Verpflichtung der Eisenbahn eine wechselnde w&re und von der Eigenschaft 
des Elftgers abhSngeii würde. Es würde dem Belieben des Absenders und 
Empfllngers anheimgegeben sein, die HDhe des Schadensbetrages zu reguUren, 
Je nachdem der eine oder der andere dieser beiden Interessenten die Klage 
anhängig macht*) Obwohl beide das Ersatzrecht aus demselben FrachtTortrage 

*) Vergl. den S. 170 in der Note *) dtirten Anftatz (Seite 256). Diese Worte erseheinen 

umso bemcrken.swertber, als sie — wir glauben kaum fehl zu geben — aus der Feder 
eines an den Eerncr Conferenzen betheiligtcn Schriftstellers stammen dürften. — 

*) Ver^l Bosonthal, a. a. 0. Seite "^22, Geratuer, a. a. 0. i^eite 37J, Anm. 4. 
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aUeiten, wfirde der Inhalt diese« Bechtei Tenehiedea aeln, eine Inceiueqoeiis, 
welche nicht in der Absicht des Gesetzgebers gelegen sein konnte. 

Die ad 2) darß:elegte Interpretation des Art. 37 g^t dahin, dass der Schätzung 
des Minderwerthes Ort nnd Zeit des Empfang^es zn Grunde gelegt werden 
muss lind wird liesriindet: a) änm der Gesetzpreber eine Aiialope zwischen Art. 
34 und 37 nicht irewoUt hat') nnd b) das.s der Ausdniok des Art. 37 : „der fi^anze 
Betrag- des Minderwerths" in einem nicht zn verkennenden Oeprcnsatz zn der 
Vorschrift des Art, 34- über den im Verlustfalle zu leistenden Ersatz stehe. 

ad a) Nachdem Art. 34 in der nanmehr giltigen Form (Werthberechnung 
nach Ort und Zeit des Y er sandte) formnlirt worden war, wurde gelegentlich 
der Berathnng des Art 37 von dem Delegirten Meyer beantragt, dass trots 
der im Art. 34 Toigeaonunenen Änderung im Art 37 der Wertii am Bestlm- 
amngsorte der Ausmessung des Ersatzes fär die Beschädigung des Gutes zn« 
gründe zu legen sei. Der Delegirte Steinbach stellte den Gegenantrag: 
den Schaden im Verlnstfalle nach dem Versandtorte zn bemessen, wnranf der 
Delefrirte Georpre beantraprte, dass zwar Art. 37 mit Art 34 iti Llbereinstimmnnp: 
g:e])ra(lit werde, jedoch in beiden Fällen der Werth des irutes am Orte der 
Abüeferuutr zur Grundlage genommen werden müsse. Endlich stellte der Dele- 
girte Lejenne den Anlarag, den Art. 37 in folgender Weise zu formnliren: 
,ilm Falle der Beschädigung soll die Eisenbidin den Tollen ScMembetrag, den 
das Ont erlitten hat, bezahlen*. Dieser Antrag, welcher nidit welter be- 
g[rflndet war, wurde angenommen. Wenn man die Antrüge der Delegirten 
Heyer, Steinbach nnd George vergleicht und daneboi den Antrag Le« 
jeune einer näheren Betrachtung unterzieht, so muss jeder Unbefangene finden, 
dass der letztgenannte Antrag- absolnt keinen Anhaltspunkt zur Annahme p:iebt, 
dass zwischen den Art. 34 nnd 37 jede Analofrie aufgehoben sei. Derselbe 
lionnte nur bezwecken, da .man bereits bis zum t'bcrdruss über Versandt 
und Lmpiang debattiit hatte", diese Debatte endlich zu Ende zu bringen nnd 
die bestellenden Schwierigkeiten durch einen Vermittelungsantrag, welcher 
allerdings die Frage offen liess, an umgeben. Diese yon uns ansgesproehene 
Behauptung fbidet ihre Begründung nicht nur in der unbeftingenen Früfting 
der obigen Antrüge, sondern auch in der Tfaatsache, dass der Delegirte HeyeV, 
nachdem der Antrag von Lejeune trcstellt worden war, hervorhob, dass nach 
diesem Antrage die Frage, ob im Falle der BeschAdigung der Werth am 
Versandt- oder am Bestimmungsorte ma?sirebend sein solle, noch immer offen 
bleibt. Nichtsdestnweni*?er wnrde der Antrag Lejeune, wie erwähnt, an- 
genommen und hat man es thatsäcklich den Betheilisrten im Reclamations- 
verfaliren, eventuell dem Richter im Prozcösc Uberlajjsen, sich den Kopf über 
die Ti'agweite des Ausdruckes Im Art. 37: ,den ganzen Betrag des lUnder- 
werthes* au Kerbrechen*.") 

') So heisst es in dem in der Note ') Seite 170 citirten Aufsatz, Seite 255 unter 4: 
,Weiui aus dem betreffenden Protokoll etwas klar hervorgelit, so ist es nur soviel, 
dass man die von der Komminion TorgescMagnie Fassung, welche «ine denitige 
Analogie statuirte, nicht gewollt hatte . . .* 
Schwab a. a. 0. Seite 879. 
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ad b) Das zweite Argument, welches für die Richtigkeit der oben 
unter 2) angeführten Interpretation sprechen soll, eripfelt in fohrnflpr SrhliT^s- 
folgrerunff : ') „Nach AH. 34 ist im Verlnstfalle der Werth des Gutes nach 
Ort und Zeit des Versands üu bereclinen. Dieser Wertli ist naturgremäss fre- 
ringer als der Werth, den das Gut am Bestimmungsort besitzt, demnach kann 
Ton dem Ersatz des gansen Werths im Falle des Art. 34 nicht mehr wol die 
Bede sein. Und wenn man nnn auf die Frage, welcher Werth soU im Falle der 
BeBcbftdiiniBg inbetracht geaeogen werden: der geringere Werth des Qntes am 
Tersandtorte und inr Versandtzeit oder aber der liöhere, nach Ort und Zeit 
des Empfanges zu bemessende Werth — wenn auf diese Frage das Inter- 
nat. Übereinkommen antwortet: dor jranze Minderwerf Ii Ist /n ersetzen, so 
kann damit nirlits andcios L'-PiiKint sein, als der nach Ort und Zeit des Em- 
pfanges zu berechueude\ Diese IJedu( fion birgt einerseit einen Trngschluas 
in sich, andererseits führt sie zu Inconset|uenzen. Denn dieselbe erklärt, dass 
der Ausdruck: ,Die Eisenbahn hat den ganzen Betrag des Minderwerthes des 
Chites zu bezahlen' gleichbedeutend ist mit: die Eisenbahn hat den nach Ort 
nnd Zeit des Empfanges zu bemeasenden llinderwerih zu bezahlen, weil der 
Werth des Qntes am Ort nnd zar Zeit des Empfangen ein höherer ist als 
jener zur Zeit des Versandes in der VersandtstaUon. Die Fraemisse, dass der 
Vt T rntltwerth ein niedrigerer als der Empfangswerth ist, ist nicht immer richtig. 
Denn der Eisenbahntransport erstreckt sich auch auf solche Güter, welche be- 
deutenden Preisschwanknnprcn ^nter^v^rt■en sind, wie dies bei den versrhieden- 
gten Producten nicht selten der Fall ist. Kommt nun eine derartige Sendung 
in der Bestimmungsstation beschädigt an, deren Preis inzwischen unter jenem 
zur Zeit nnd am Orte des Versandes herabgesunken ist, so ist sofort zu ersehen, 
dass behnfa Ennittelnng der seitens der Eisenbahn m lastenden EntachSdigimg 
obige Dedvetion nicht angewendet werden luum, wdl sie wider sprechesd, 
logisch nn richtig ist Dtm dann würde der niedrigere nnd nicht der 
höhere Werth in Beredmnng Icommen. Ansaerdem führt die Interpretation auch 
zn Inconseqnenzen. Denn umgekehrt, wenn der Preis einer Waare steigt, 
kann der für die Beschädigung des Gutes zu leistende Ersatz sogar hiiher 
sein, als wenn das Gut ^^inzlicli in Verlust gerathen wäre, wie sich an einem 
einfachen Rechenexempel leicht beweisen lässt. Daraus ist zu eutnelniien, dass 
die Gründe, welche für die oben unter 2) erfolgte Auflegung des Art. 37 an- 
geführt werden, nicht stichhaltig sind, und diese Interpretation keinen An- 
sprach auf Richtiglceit machen kann, nmsoweniger als dnrch sie andere Grand* 
afttze ftber die Beredmnng dea yon der Eisenbalin zn leistenden Ersatzes in 
yerlnatfftllen und wieder andere in BeachftdignngsfäUen znr Anwen- 
dnng gelangen aollen, ohne dass hierfür ausdrücklich das intemat. Überein- 
kommen ^en Anhaltspunkt bietet. Wir werden hieranf noch nnten znrftck- 
komnien. 

3) Die vorstellenden Ausführungen haben f'T!>-eben, dass die bisiier in Be- 
tracht gezogeneu Interpretationen des Ai't. 'öl keinen Anspruch auf Richtig- 



*) Siehe den in der ^'ote ^) Seite 170 angefUbiten Aufsatz, (Seite 253). — 
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keit madien kOimeii.') Es iBt andi schwer, die riehtige LUsang der Frage sa 
finden, da ^e Verhandlungen die AnffMHnmg des GeMtcge1»ert nielit klar er- 
sehen lassen. Es bleibt demnach nlehts ILbrig, als an Hand einer allgemeinen 

Interpretationsrcprel die Lrisnnor za «neben. 

ElicTiso wenifr wie einzelne Worte einen vollständigen Ausdruck des Ge- 
dankens bieten, dieselben vielmehr zn einem Satze vereinig werden müssen, 
ebenso wenii? dürfen einzelne Sätze oder Artikel des Übereinkommens ans dem 
Zusammenhange gerissen werden, da dasselbe sich als organisches Glanzes 
darstellt, dessen einselne Thdle In gegenseitiger Verbindiing anfgefasst werden 
mfissMi. Nachdem der Gesetageher für den Terlnstfall den Schadensersata 
anf den gemeJoien (Handels*) Werth des Ontes am Ter Sandtorte beschrünkt 
wissen wollte, weil die Tersandtbahn andernfalls nicht in der Lage sei, sich 
Uber den Werth des Gutes bei der Abliefenmg ein Vrtfaeü an Inlden, beaw. 
den Urafans: ihrer Haftnncr zu kennen, so mnss angenommen werden, dass nach 
Absii'ht des Gesetzjrebers auch dieselben Grundsätze Uber die Berechnung der 
Scliadeusliübe iu Beseliädigungst'ällen zur Anwendunir frelangen sollen. Wäre 
dagegen dies nicht Absicht des Gesetzgebers f^ewesen , dann hätte er seiner 
abweichenden Auffassung klaren Ausdruck verleihen müssen, was 
jedoch nnterblieben ist. Dass die Anfobnuig des Art 34 in der endgiltigen 
Fassung des Art. 37 Terschwaad, kann nach dem Verlanfe der Berathangen 
der Hemer Conferenz nicht dahin gedeutet werden, dass mm jeder Znsammen- 
hang zwischen Art. 34 und 37 aufgehoben weiden sollte, — der Gesetsgeber 
hat vielmehr, wie bereits dargethan, statt die bestehenden Schwierigkeiten an 
lösen, dieselben zu urasrelieTi versucht. Es ist demnach festzulialton, dass auch 
für die Berechnung des Ersatzbetrafrc^ in Beschädignngsfällen die Be- 
ßtimmuni^cn des Art. 34 analoge Anweu l uiu zu finden haben. Daher ist nicht 
nur der Werth am Versandtorte und zur Versandtzeit, sondern auch die wei- 
tere Bestimmung des Art. 34 über Erstattung der Zölle, l'racht und sonstigen 
KMten in entsprechende Bttckdclit an ziehen. 

Wie diese analoge Anwendung des Art 34 stattanlfaiden hat, erglebt sieh 
sofort ans folgeader, hSchat einftehen Erwigong. Ist das Gut in Verlust ge- 
rathen, so erhUt der Beschädigte den gemeinen {Handels-) Werüi am Versandt- 
orte nebst den erwachsenen Zöllen, Fracht und sonstigen Kosten Testet, 
wodurch der Besrliüdiirte von Ausnalnnsfnllen abiresehen in die Lage versetzt 
wird, ein Gut «rlciclier Art sicli wieder zu verschaffen. Wird das Gut 
aber nur beschädigt, so kann der Beschädigt« nicht denselben Ersatzbetrag 
fordern, welcher im Falle des Verlustes zn leisten wäre, sondern muss sich 
von diesem einen Abzug gefallen lassen und zwar eiuen Abzug iu der Höhe, 
welche dem Betrage, den der Werth des beschädigten Gutes reprSsentirt, ent- 
spricht. Der Werth des beschltdigten Gutes mnss nun allerdings am Bestim> 

>) Nach Fertig^stoUung des Aufsatzes und Einsendang an die Kedaction erscliien 
in Nr. 72 (18i^ö) der Zeitung des Vereins deutscher Eisenbahn -Verwaltungen ein Artikel 
Uber das soeboi beeproebene Problem tou G. Mnscbweel^ Der Autor kommt an dem 
Sclilusso, dass die Eisenbahn als Minderwerth den am Ablieferungsorte festH:e- 
st^liten Schadep nach V^rhältniss der bei yoliständigem Yethiste des Qutes an 
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nuuigsorte «rmittolt werden, da die Feetetelliuiff dee Yerkaufswertlies dee be- 
schftdlgten Gutes am Veraaiidtorte die grössten Korten und Schwieriirl^clten 

vemrsaclieii würde. Wenn wir das soeben Gesäße in prHciser Fassnnpr zun 
Ansdnuke liriiipron . crlialtpn wir folfzciulcs Resultat: lU-hufs Berechnung: 
des in Fullen der Be sciiädigunp zu loiptenden Ersatzes muss als 
Grundlage der pemeine (Handels-) Werth de» unverletzten Gutes 
zur Zeit und am Orte des Versandes unter H inzurechnunir des 
Betrages der bezahlten Fracht, Zülle und sonstigen Koi^teu ange- 
nommen nnd von diesem der gemeine Werth des rerletzten Gites 
am Ablief ernngsort nnd aar Abliefernnptneit abg^e zogen werden.') 
Dem Beschädigten wird hiernach aneh der ganze Betrag des Ifinderwerthee 
yergUt«t. 

Der Streit, wie im Falle der Beschädigunp der von der EisenTialin zn 
leistende Entschlldignng-gbetrag zu ermitteln ist, l*estelit nielit nur für die dem 
internationalen Übereinkoinmrn 'nnr- rwort'enen, sondein amh tiir jene Trans- 
porte, welche sich im internen o( >tt i i-.-unparihchen Verkehi bewegen, nach- 
dem die §§ 80 und 83 der betrett enden Betriebs -Reglements last wörtlich 
mit dem Art. 34 und 37 des internationalen Übereinkommens übereinstimmen. 
Dagegen lantet die Faesnng des § 80 der deutschen Verkehrs -Ordnnng: 

„Wenn Ersatz gelobtet werden mnss, so ist der gemeine Handelsr- 

werth, in dessen Ermangelnng der gemeine Werth za ersetzen, welchen Qnt 
derselben Art nnd Beschaffenhdt am Orte der Ablieferang an der Zdt 
hatte, 7.n welcher das Gut abzuliefern war. Davon kommt in Abzng, was in 
Folpre des Verlustes an Fracht, Zielen und snnsticreTi Kosten erspart ist". Die 
Ursache dieser Verscliiedenheit ist , dass ])ei Si liatfnnir der Verkehrs-Ordnunsr 
vorerst davon abgesehen wurde, von der Gesetü^jebuug eine Ermöchtisrnnfr zn 
Abweichungen von den Be8tinauuij;j:en des Handelsgesetzbuches einzulioleu.*) 
Duich die Beibehaltung des Ablieferungsortes nnd der Ablieferungszeit als für 
die Bereehnung des Sclmdensersatzes massgebenden Factors ersäht andi 
die soeben des n&heren ansgefUhrte Streitfirage fSr das Gebiet des internen 
Verkehrs Dentschlands hinfillig, deren endgütige Lösung jedenfalls nnr eine 
Bevislon der nnklar gefassten Bestimmung des Art. 87 herbeiznfOhren Tetmag, 
vorausgesetzt, dass die massgebenden Factoren nicht etwa wioder den Km- 
pfangswerth für die Fülle des Verlustes recipircn wollen, wf^luith Art. 37, 
auch in seiner heutigen Fassung, die ihm innewohnende Unklarheit verlieren würde. 

zahlenden Entsdildigung zu dem Haadelswertlie des unbesehidigten Gates am Ab> 

liefeningsorte zu zahlen bat. Diese Auslegung ist uuricbtig, der Art. 37 spricht von 
dorn ganzen Betrag des Mindenrerthea» somit moss die Annahme einer Verb&ltnies» 
zahl ausgeschlossen sein. 

') Siehe Bosenthal, a. a. 0. Seite 228 nnd Schwab, a. a. 0. Seite 200. Hiervon 
abweichender Meinung Eger, a. a. 0. Seite 688 ff., welcher Fracht, ZOUe und sonstige 
Kosten unberücksichtiet !as«en will. 

*) Vergl.Buscbniann, ÜAd utue Eiäeubahn-Betriebä-fieglementiuüegetiiiLcräteUung 
snm intetaationalen Übereinkommen 4ber den Büirabab^CracbtTerkdir. Wien 1892. 
Seite 21& 
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7. 

Bie Dispoelfioiiflbefligiils des Almiiders nadi Art. 402 dM Denteclieii 

Handelsgesetzbuchs und Art. 15 des Internationalen Uebereinkommens 

Aber den fiisenbahnfraciitferkeiir* 
Von Dr. Namana Staulir 

Rechtsanwalt in Berlin. 

Nach Art. 402 II. G.B. hat der Frachtfülirer den späteren Anwoisnnjren 
des Absenders wotron Zurückgabe ile^* Guts oder wp«ren .XiTslinfeninji: dessellien 
an einPH Andrrn als den im Frachtbrief beTreichmten l^jiij'fflTi solange 
Folge zu lei.sLeu, als er lüclit Letzterem nach Ankimlt des üutb am Ort der 
Ablieferung den Frachtbrief überleben hat. 

Nadi richtiger Ansicht ist hiermit das Dispositionsrecht des Absenders 
gegenober dem Fraditffllirer nieht erscluipfend geregelt, yielmehr eind dem 
Absender auch alle anderen Dispositionen fiber das Gnt In den Grenzen des 
vereinbarten frachtvertrages, d. b. ohne Erschwernng der kontraktlichen 
Lage des Frachtfiilu-ers gestattet. 

Diese zutreffende «nd bisher herrschend gewesene Ansicht 'l wird nener- 
dinffH in Zweifel gezogen (vergl. z. B. Ros^nthai, internationales Eisenbahn- 
frachtrecht S. 131 und Üerstuer, Internationales Eisenbahnfrachtrecht 
S. 254, Anm. 2). 

Mit Unrecht. i>enn an sich folgt ans dem Wesen des Frachtvertraces, 
dass der Absender jede beliebige Disposition fiber das Gnt Iiat, die die Lage 
des Frachtführers nickt erschwert. Es ist gar nicht ersichtlich, wie es dem 
Absender yerwehrt werden kVnnte, sein Ont noch wBhre&d des Transports 
dnrch schtttaende Massregeln gegen nachtriiglich erkannte Gefahren an siefaem 
oder naehtrfiglioh Manipulationen mit dem Gute vorzunehmen, welche die Vw- 
werthung des Gutes erleichtem, z. B. es zu verzollen, zn verwiegen n. s. w. 
Es ist doch sein Gnt, welches transportirt wird, in seinem Interesse p:e- 
sclüeht der Transport. Der Frachtführer hat wohl die PÜicht, alles Zweck- 
dieiilirhe zur unversehrten Ankunft des Guts am Bestimmungsort zu tliun, 
aber aus welchem Gesichtspunkte man ihm das Recht geben wollte auf üuter- 
lasanng aller anf denselben Zweck abzielenden, den Frachtführer nicht be- 
lastenden Verfügungen des Absenders, ist In keiner Welse erfindlich. Wie 

») V. Hahn, Korn. z. H. G i; 2. A. II S, t]?,2. !< 1 — Goidschniidt, Ilaudb. d. 
Hand. R. I, 2 S. 745—747. Auschütz u. v. Vi.lderüdorf f, Koiu. z. H. G. B. III 
S. 444. Wchrmaun, Eisenb. Fracbtgescb. S. 70ff. Buckdcscbel. Korn. z. Eiäuub. 
Betr. Begl. S. 189. Eger, Deutsch. Fraefatraoht n S. lOSif. u. Eisenb. Becht II 8. 579. 
Endemann, Hecht d. Elsenli. Ö96. Staub, Eom. z. H. Q. B. 8. n. 4. Aufl. S. 1080. 
FTotolt. I. H. G. B. S. 8Ö2, d043. (Anmerk. d. Bedakt.) 
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jeder Werkmeitter mnas vom der FracliUGhrer die ntclitrllgliclien WfinBche 
des Absenders berttcksiditigeii, sonst gehSrte ee ja zu den gefährliehsten 
Dingen, ein Gnt einem FrachtlBlirer zu fibergeben, man würde es dnrcli diesen 
Bechtsakt gewissermassen einer blinden Gewalt anvertraot haben nnd deb 
seiner freien Terfügnng über das Ont znm grossen Theil so entschlagen haben, 
wie wenn man das Gnt verSnssert htttte. 

Uebei dies : Wenn das Gesetz dem A><senfler da«? Eeclit priebt. über die 
Auslieferung' des Guts anderweite Vi'i füf^nnc: zu tieften, warum nicht auch 
iiher die Beliandlunfr des Guts und Keine Konserviiuu^^ y Wo Ijlpre der 
gesetzgeberibclie Grund, jene höhere Verfügung zu gestatten und die geringere 
zu verbieten? 

Eine derartige Anslegnng, dip dem Wesen des FrachtTertrags und dem 
gesetzgeberischen Grande der Vorschrift schroff widerspricht» wftre nnr dann 
gestattet, wenn der Wortlaut zwingend sie gebieten würde. Dass dies der 
]?^tt ist, wird man im Ernst nicht bebanpten können. Das Gesetz hebt ein- 
fach zwei Verfügnnjjsarten hervor, um liinsichtlich dieser Iceinen Zweifel zu 
lassen, wie lanjre der Absender «ie habe und das> er sie nicht mehr ha1>e. 
nachdem der Empfänger dunli Empfang des Frachtbriefs nach Aukuutt des 
Guts am Bestimmungsorte in den Frachtvertrag eingetreten ist. 

Von da ab darf der Frachtführer nur noch die Anweisungen des 
Empflingers beobachten. So schreibt es Abs. 2 vor. Hier fftUt der Gesetz» 
geber schon ans der Bolle, indem er von Anwelsnngen überhaupt spricht. 
Der Gesetzgeber will damit sagen, dass von jenem Zeitpunkte ab der Emp^nger 
das Becht hat zu Anweisungen aller Art und desshalb anch in jenen beiden 
Punkten, wie dies bis zu jenem Zeitpunkt hinsichtlich des Absenders der 
Fall ist. Oder soll et\va der Kmidanp-er V'»n seinem Eintritt in den Vertrasr 
das volle Anweisongsrecht Iiaben und der Absender vorher dasselbe nur in 
zwei Punkten? 

Nucli weniger liegt ein Grund vor zu der Anuaimie, da.st» nach Art. 15 
des internationalen Uebereinkommens der Absender nur die dort vorgeselienen 
DispositionsbefUgnisse habe. Alle oben aufgezahlten Gründe gegen eine der- 
artige enge Auslegung liegen anch hier Tor. Was aber den Wortlaut an- 
betrifft, so ist es in der That nicht erklttrlicb, wie daraus, dass das Ueber- 
einkommen hervorhebt: der Absender , allein" lialc gewisse Hechte, folgen 
soll, der Absender habe nur diese Rechte. Wiederum Ii r-jt :v.yh lern klaren 
Wortlaut, den Rnsenthal nielit Ix rechtigt i>t. für siih in Anspruch zu 
nehmen, nidits weiter vor. als die Hervorliebung, dass jene Befui''ni--;e der 
Absender allein habe und nicht neben ihm der Empfänger. Wie • > ai)ei mit 
weiteren Dispositionsbefugnissen steht, ob diese der Absender alkin habe, 
erglebt dch aus allgemeinen Grundsätzen. Aber dem Absender weitere Dt»* 
positionsbefttgnisse um deshslb zu nehmen, weil das Gesetz ihm bestimmte 
Befugnisse allein verleiht, erscheint unzulässig. FQr das volle Dispositions- 
recht sprechen übrigens deutlich auch die Art. t8 und 26 des intematloualea 
Uebereinkommens. 
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8. 

Sind die Bestimmongen in § 74 Abs. 3 und 4 der Terkehrsordnnug 
für die Eiseubalinen Üentschlands vom 15. JS'ovember 1892 gesetzlich 

gütig} 

Von Dr. Max RMI, 

Offiidal bei der Generaldireetion der könl^. bajitBcben Staatedsenbahnen in 

Mttnclien. 

Nach Art. 401 Abs. 1 n. 2 des deutscheTi TTandobprpsetzlniches haftet 
der erste Fr.-ulitfithrer imd jeder folgende, welcher da:* Gut mit dem iir- 
sprünjjlichen Fi at litl)rict' anniinint, nirlit mir tiir den Tlieil des TraiisiKirts, 
den er selbst auslülu-t, sondern iür den ganzen TranH|iort bi» zur- Abüeterung. 
Diwe Haftung der stireren FrachtfBbrer iat eine eorreale; jeder denelben 
tritt in ein direktes YertragsTerbAltiiies zam Absender bezw. Enpftnger, 
übernimmt eine primäre, nieht bloss bürgscbaftsmflssige Haftung für den ganzen 
Transport^ und es steht dem Berechtigten naeh den B^eln der Cerrealitftt 
frei, ob er nur einen von den mehreren correi debendi und welchen^ oder ob 
er einige 'Khi alle zusammen zu belangen für gut hält;') auch kann er von 
der getmrienen Wahl beliebig abgehen und verliert dieses Wahlrecht erst 
mit Keiner vollen Bifritdi^iunir. T>if» gleiche Haftung gilt auch fUr die 
mehi'eren an einander anbchlieüseuden Eisenbahnen, jediKh mit der Masssrabe, 
das» liier zufolge Art. 429 H. G. B. bedungen werden kann, das» nur die 
erste und diejenige Bahn, welche das Gut anletzt mit dem Frachtbrief ftber* 
nonmen hat» dieser Haftpflicht für den ganzen Transport nnterliegen sollen, 
dass dagegen eine der übrigen, In der lütte liegenden Eisenbahnen nnr dann 
soU in Anspruch genommen werden können, wenn ihr nachgewiesen wird, 
dass der Schaden auf ihrer Strecke sich ereignet hat Ausser dieser ein- 
geräumten vertragsmüssigen Besclii äiikung der Haftung auf die di-ei er- 
w;Umfen l^ahnrn ist aber dnreh Art. 429 H. G. B. an der im Art. 101 1. c. 
ausgespruclieueu Solidarobligation dicker Balmen nichts geändert. Der Berech- 
tigte ist desshalb nach dem oben Attsuetiiln tcu belügt, jede dieser drei Bahnen 
einzeln oder zwei oder alle drei zu^auiiuen auf Erfüllung in Ansprach zn 
nehmen, nnter ihnen beliebig zn wählen and bis zn seiner Befriedigung von 
der getroffenen Wahl abzugehen. 



') Vgl. Hahn, Corara. z. H. O. H, II. Bd. S. 630; Endemann, dssBeeht fler Eisen- 
bahnen S. 653; Eger, ("omm. zur Verk. Odg. S. 421 tf. Pnnss. Blaenbahnrecht II. Bd. 
S. 569; Eisenbahnrefht!. Entsch. n. AVli Bd. X S. 299; Comm. zum Intern. Frachtüberein- 
kommen S. b02 , Eoseutbal, Xut. Fracbtrccht S. 278 j Gerstuer deügl. 6. SlGff. g Ö6 Civ. 
Pr. Odg. u. Seuffert, Comm. a Civ. Pros. Odg. 6. Aufl. 8. tiOf.; Wiadseheid, Pand. Bd. II 
§ ä93f. - B. 0. U. Q. Bd. ZI 8. 212. — 
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Eine weitere BeBCbrliiikniiK der Haftung melurerer am Transporte be^ 
tlieiligter Eiaenbatmeik, als sie in Art. 439 H. 0. B. gestattet ist, sovolil 

hlnsielitlidi des Eintrittes als des Umfangres und der Bauer der VerplSichtiuig 
ist gemäss Art. 423 H. O. B, bei Vermeidiuig der UngUtigkeit der beattg^ 
liehen Vertragsbestimmungen nnziiiassifi:. 

Eine solche unzulässige weiter^'-chendo Besoliriiukung der llaftpriicht der 
Eisenbahnen nmss aber in den Bestimmungen des § 74 Abs. 3 und 1 der 
Verkehrtjurdnung für die Eisenbahnen Deutschlands vom 15. November 
erblickt werden. 

Der § 74 Ahe. 3 1. e. spricht, in der Fassung ftbereinstimmend mit der 
gleichen YorsGliriffc des Art 27 Ahe. 3 des Int Uebereinkoromens ttber den 
Eisttsbahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890 nnd abweichend von der 
Fassimg des Art. 429 K. G. B. nnd des § 62 des früheren Betriebs-Begle- 
ments für die Eisenbahnen Deutschlands, ans, dass die Ansprüche aas dem 
Frachtvertrapre im Wep-e der Kla<re nur ge«ren die erste Bahn (»der gegen 
diejenige, welche das Cint zuletzt mit dem Fiachtbriefe übernummen hat. oder 
gegen diejenige Bahn gerichtet werden kTmuen . auf deren lietriebästrecke 
der Schaden sich ereignet liat, and dass unter den bezeichneten Bahnen 
dem Kläger die Wahl znsteht. Ans der Wortfassnng dieser Bestimmtmg, 
im Znsammeiibalte mit jener des § 74 Abs. 4 1. c, wonaeb das WaMredit 
mit Erhebung der Klage erl5Bchen soU, mnss nun aber geschlossen werden, 
dass nach Absicht des Yerkehrsordnong nicht silmmtlicbe drei, als passiv 
legitimirt anzusehende Bahnen zusammen als Correalscholdner in ein nnd 
derselben Klage sollen belangt werden können, sondern dass nur gegen eine 
derselben, deren Auswahl dem Kläger zustehe, die Kilu huna der Klajre statt- 
haft sein soll. WJfre diese Auslegung nicht richtig, >n wäre kein ;renü<:ender 
Grund ersichtlich, wesshalb in § 74 Abs. 8 1. entgegen der \Vurtlat»s.uug 
des Art. 429 H. Q. B. und des § 62 des früheren Betriebs-Eeglements, die 
drei passiv legitimlrten Bahnen in trennender Wdse («oder") einander gegen- 
UbergesteUt sind und welchen besonderen Zweck der Satz, dass unter diesen 
Bahnen dem Klüger die Wahl zustehe, haben soll. Denn dass demselben le- 
diglich eine aus dem Oorrealverhältnisse der betreffenden drei Balinen sich 
Ton selbst ergebende deklaratorische Bedeutung zukommen soU,^) dfirfte doch 
kaum anzunehmen .sein. 

Für die liier vertretene Auslegung der Bestimmung in § 74 Abs. 3 der 
Verk. Örd. sjtricht ferner auch die Analojrie ans Art. 27 Abs. 3 des I. Ü., 
dem § 74 Abs. 3 der Verk. Odg. wörtlich nachgebildet ist. Dass nach 
Art. 27 Abs, 3 des I. Ü. die drei als passiv legitimirten Bahnen nicht 
ammtverbindlich in einer Klage sollen belangt werden k((nnen, sondern nur eine 
derselbm Ton dem Klltger beliebig auszuwihlende, erglebt dch nnzweifdhaft aus 
der weiteren Bestimmung in Art. 27 Abs. 4 des 1. Ü., dass die Klage nur 
vor einem Gerichte des Staates anh&ngig genweht werden kann, in welchem 



0 VgL Sger, Comm. s. Terk. Odg. 8. 424, Preoss. Kisenbahnzecht 8. »73, Comn. 
a. I Ü. 8. 606. 
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die beldaste Bahn ihren WohneitK bat Durch diese procesenale Vorschrift, 
deren Zweek Ist, zn verhindern, daes eine beklagte Bahn ihrem in- 
ländischen Richter entzogen wird und dass ein anderer Bichter als der ä<n 
Landes der Beklagten zuständig sein kann,') ist die HGgUchkeit, die nach 
Art. 27 Abs. 3 des I. Ü. zur Sache iegitimirten Bahnen als Gesammtscholdner 
in ein und dcrselljon Klapre zn belanf:^en, für — wenn nicht gerade alle") — 
80 docli die mcis^ten internationalen Transporte ausgesciilossen. Wenn die«e 
Vursclirift des Ait. 27 Abs. 4 des I. Ü. nicht auch in § 74 der Verk. ()dg. 
Aulnahnic <jrefunden hat, so bildet dies noch keinen Beweis dafür, dass die gleich- 
lautenden Vorücliriiten des § 74 Abs. 3 der Verk. Odg. und des Art. 27 
Aha. 8 dea 1. 0. verschied«! aasznlegen aeien, weO die Aifiiahme der 
processnalen Bestimnmng des Art 27 Ahs. 4 des 1. Ü. in die Vwkehrs- 
ordnnng mit Bncksicht anf die Eingangabestinimnngen Abs. 1 cor Verkehrs* 
Ordnung und die Vorschrilten der Deutschen Civilproceasordining sweeklos 
nnd filberfltissig gewesen wSre. 

Mtiss daher nach den bisherigen Ausfühninn-en die hier vertretene Aua- 
leguiip der Bestinimnn;: in § 74 Abs. 3 der Verk. Odg. als richtig anerkannt 
werden, so ergiebt sich hieran.s eine mit Art. 401 u. 423 des H. G. B. nicht 
vereinbare Beschränkung deü Um fang s» der HaftpÜicht der drei mit Klage in An- 
spruch zu nehmenden Bahnen, welche der gesetzlichen Giltigkeit entbehrt. Dass 
durch diese Beschränkung die Beehte des Klägers praktisch in nicht nnerheb- 
lieher Weise beeintrftebtlgt werden kennen, wird weiter nnten noeh gezeigt werden. 

Ebenso wenig wie die Bestlmmvng in § 74 Abt. 3 der Verk. Odg., kann 
jene in § 74 Abs. 4 1. c. , welche der Vorschrift des Art 27 Abs. 5 des 
I. Ü. nachgebildet ist, als gesetzlich giltig anerkannt werden, und zwar selbst 
dann nicht, wenn man, im Gegensatze zn der vorstehend vertreteneTi Atiffa.<;j5nng^, 
die Vorschrift de? § 74 Abs. 3 1. c. als mit Art. 401, 429 u. 423 II. G. B. 
vereinbar erklären will. Wie bereita bemerkt, jrilt für die Correalobligration 
der Satz, dass der Berechtigte unter den mehreren Schuldnern wählen und 
von der getroffenen Wahl bis zn seiner Befriedigung abgehen kann. Nor 
dnrch die Xieistnng seitens des einen Correalschnldners und was dieser Ii^stnng 
gleichkommt, wird anch die Sehnld der ttbrigen Correalscholdner getilgt; der 
nach vorjnstinianischem Rechte in Geltung gewesene Satz, dass schon dnrdi dm 
mit dem Mltsctmldner begonnenen Process die übrigen Correalschuldner befreit 
werden, ist im neueren Rechte überall anfgrehoben.*) Durch die Aufnalmie 
dieses letzteren Satzes in § 74 Abs. 4 der Verk. Odfr. ist daher die Haftung 
der drei im Processe legitimirten Bahnen hinsichtlich der Dauer in einer 
dem Ai-t, 401 und 429 H. G. B. fremden Weise besehrankt, weshalb dieser 
Beschi'Ünkung eine rechtliche Wirkung gleichfalls nicht beizuiüessen ist. *) 

*) Bger, Comn. s. I. Ü. 8. 491; Oenfener, 8. 319; Boseathal, S. 883. 

») VkI Schlussprotokoll T zntn I. V. — 

«I Vgl. Windscheid, Fand. Bd. Ii § 2S)b u, 2iMj Anin. 1 ; Üemburg, Paud. Bd. II § 72. — 
*) Vgl. Eger, Coinin. z. Verk. Odg. S. 424 Preuss. Eisenbahnrecbt II. Bd. S. 573; 

Boienthal, Int. Fracbtrecbt S. 281 Aam. 5 uud 6; Facbelt-FOvtsdi, Comu. s. H. Q. B. 

Axt 429 Aam. 6; Staub deagl. 2, Aofl. S. 1015. — 

Bg«r, ElimlMliiiTMbtliolie £ntM]ieldiuiBeii XU, 13 
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Frftgt man nun nadi der praktischen Bedoutunc: der in § 74 Abs. 8 

und 4 der Verk. Odg. stÄtuirten, im Vorstehenden als nnznlüssig nachge- 
wiesenen BesclirStnknng des Klajrcrcchts, f>o würde iliesc Beschränkung aller- 
dings insofern nicht erheblich sein, als nach Lage der Dinare jede der drei 
mit Kla^^o zu belangenden Halmen dem Kläifer hinreichende Garantie liir Kr- 
tüllung seiner Ansprüche bieten wird. Dagegen könnte sich diese Beschrilnivung 
nach anderer Bichtang in einer für den Kläger sehr fühlbaren Weise äussern. 

Was in dieser Binsiclit lunächst die Vorschrift des § 74 Ahs. 3 aa- 
lafig^t, so ist sa bemerken, dass in vielen FUlen die FeststeOnng derjenigen 
Bahn» welche das Out znletat mit dem Fradithriefe fthemonnnen oder auf 
deren Strecke der Scliaden sieh ereignet hat, sehr schwer ist, dass der Be- 
rechtigte aber gleichwohl ein Interesse haben kann, eine dieser beiden Bahnen 
in Anspruch zu nehmen. Stellt sich nun im T.aiifc des Processes heraas, 
dass die verklagte Bahn nicht zur Sache leiritimirt ist, so wird die Klage 
wegen mangelnder Passivlegitimation der beklagten Bahn (angebrachtermassen) 
abgewiesen. Wenn auch hiedurch dem Kläger das Kecht, die wirklich zur 
Sache legitimirte Bahn in einer nenen Kl^e in Anspruch zu nehmen, zufolge 
§ 2d3 CiT. Fr. Odg. nicht benommen ist,*} so mnss er doch die ans der 
Abweisnng seiner Klage resnltirenden Folgen des § 87 der Ciy. Fr. Odg. 
tragen nnd anoh noch gewärtigen, dass die in § 91 der Verk. Odg. normlrte 
kitne VerjabmngsMst Ton einem Jahre inzwischen abgelaufen ist, da die 
Anstelltuig der Elsge gegen den nicht znr Sache legitimirten Schuldner die 
Verjährung gegen den wirklich Verpfliehteten zu unterbrechen nicht geeignet 
ist. *) DiPRen aus der KlageerhelMinu gepen eine nii3;rlii herweise nicht zur 
Sache legitimirte Bahn entspringenden Folgen, wie nie sidi Giltigkeit 
der Bestimmung in § 74 Abs. 3 der Verk. Odg. ergeben könnten, kann aber 
der Kl;lger dadurch entgehen, dass er sämmtliche di-ei nach Art 429 E. G. B. 
haftpflichtige Bahnen Im gegebenen Falle als Gesammtschnldner mit einer 



Uaa denke hier i. B. an den Fall, dasi das Ottt sa Veilost gegangen, der 

Frachtbrief aber an die Empfangsstation gelangt ist nnd vom Empfänger ausgelöst 
wurrlo Der Empfänger wird es meiäi vorziehen, nicht gegen die entfernt liegende 
Vurüaudbahu, i«ondern gegen die Empfangsbalm klagend Tonnigeben. Wie sehwierig es 
aber in vielen Fallen, namentlich bei Verschleppungen, ist, festzustellen, w(;hhc J^ahn 
das Gut zuletzt üb» rno:nmen hat, ist .TL'dem bekannt, der praktisch mit der.irtifreri Nach- 
for8chnngen sich belaä^tiu zu müssen (ielegenheit hatte. Noch schwieriger aber ist die 
Feststellung der Bahn, auf deren Strecke der Schaden rieh ereignet hat. 

») Vgl. Scuffort, Comm. z. Civ. Pr. Odg. Anra. 3 zu § 293. — Voranageaetst ist 
Wer, dasd § 71 Abs. 4 der Verk. Odtr. nicht gesctzliclie Oiltiskeit hat. 

') J^ach gemeinem Eechtc hilft zwar die gegen den einen Correalschuldner be- 
wirkte Unterbrechung der Veijfthmng auch gegen den andoen, vgl. Windsdieid, Fand. 
II. Bd. § 295 Anm. 11; diese Bestimmung kann aber nicht für den vorliogendon Fall 
Anwendnni,'' tinih'ii. da die wegen manETPlnder Passivleiritimation vou der Klage ent- 
bundene Bahn als Correabjchulduer eben nicht in AnHpnich genommen werden durfte. 
Der gleichen Ansicht Eger, Comm. 2. Verk. Odg. S. 504 und Frenss. Eiscubabnrccht 
II. Bd. 7. Lief. S. 664 verbii: Zqstellnng der Klage an die anetttndige Eiaenbahn- 
yerwaltnng. 
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Klajre 'belanprt in dies^em Falle waren flir den Ivl,Ho:er, sellist wenn die 
Entbindung der einen oder anderen Bahn von dei- Klace wceen manp'plnder 
Passivlegitimation erfolgen sollte, sowohl die Folgten der Kostentragung gemUss 
§ 88 der Civ. Pr. Odg. günstiger als auch jene einer Versäumung der Ver- 
jährungäfrist ausgeschlossen. 

Noch ungünstiger Würde der Elftger gestellt sein, warn der BeBtimmmig 
In § 74 Abs. 4 der Veik. Odg. reclitliclie Gültigkeit beiznmeeseii wftre. Da 
nach dem Wortlaute dieser Vorselirift diircli die Eriiebnng der Klage gegen eine 
der drei in § 74 Abs. 3 1. c bezeichneten Bahnen das Wahlrecht des ElSgere 
erlGeehen "würde, so mttsete der letztere die Folgen einer irrigen Wahl tragen. 
Demselben wäre daher, wenn sicli im Laufe des Processes heransstellen würde, 
dass der Scliaden nicht auf der Strecke der verklagten Balm eingetreten ist 
oder dass die beklagte Bahn zwar den Frachtbrief, aber nicht das Gut zu- 
letzt übernommen bat,*) die Verfolgunir seines Anspruchs gegen die Avirklich 
zur Sache Itgitiiuiit« Bahn für immer entzogen,^) ohne datiä über seinen 
Ansprach in materieller Hinsieht entschieden wftre/} ÜaUs es ihm nicht 
möglich wftre, denselben im Wege der Widerklage oder Einrede geltend an 
machen.') 

Ans den bisherigen Aniffibrongen eri^ebt sich, dass die In § 74 Abs. 3 

und 4 der Verk. Odpr. statnirte Beschränkung des Klagerechts, wenn sie 
giltif^ wäre, das Princip der solidarischen ITaftung der am Transporte be- 
theiliü:ten Bahnen in bedenklicher W eisr alteriren würde, da der Berechtigte, 
um bei Klageerhebung vor der Eini ede der mangelnden Sachiegitimation und 
deren Folgen sicher zu sein, in den meisten Fflllen, insbesondere bei Verlust 
eines <jutes, nur die Yersandbahn klageweise zu belangen gei^wungen wäre. 
Es sind ans diesem Chrurfe auch die gleichlantenden Bestimmungen dea 
Art 27 Abs. 3 n. 6 des I. Ü. als der Bevision bedürftig beseichnet worden.*) 

') Hinsichtlich der Zustnndigkeit vgl § 29 und 36 Zift 3 der Civ. Pr. Odg. oad 
Seoffert, Comm. zur Civ. Odg. Anmerkungen zu § 29 und 36. — 
') Tgl. 8. 189 AniD. 1. 

*) ßOMntbal, Int. Frachtrecbt S. 282; Oerstner, S. 319; Schwab, Int Über. 

5, 240; Egcr. I. U. S. 511; ein Antrag der Nietlerliindischen Delegation zu Art. 27 
dea I. U., wonach für die Fälle, in weiiUeu wegen mangelnder Passiviegilimatiou die 
Klage abgewiesen werde, das Klagereeht gegoa die wirkUch legltiinirten Bahnen nicht 
erloechon sein aoUe, faad keine Berflcksichtigung; vgl. Eger I. U. S. 489. — 

*) Der KInpre Presen die wirklich zur Sache legitimirte Bahn stände allerdings 
uicbt die Einrede der abgeurtheilten Sache (exceptio rei judicatae), wie Eosentbai 1. c, 
8.881 Anm. 7 meint, entgegen, weil ein derartiges abweisendea Urthell der Beciits» 
kraft nach § 293 C. P. 0. nicht Tlhig wäre, sondern die aus § 74 Abs. 4 der Verk. 
Odg^. sich ergebende materiell rechtliche Einredf der Befreiung von der Haftpflicht 
durch Klagekonsumtion i vgl. WimUcheid Paud. Bd. II § 296 Anm 1. — 

*) Vgl. Eger, Comm. s. V. 0. S. 428 nnd PreuBi. BiMiibabnrecbt II. Bd. 

6. Lief. S. 571. 

*) Vgl. Hancke, in Egers Eisenbabnrechtl. Eutsch. und Abhandl. Bd. XII 8. 68 
Arno. 1; aach Haignlies, die Bilans des Benner tJebemiüiommeiis Uber den inter- 
sstioDalea Fl«chtTeikehf« Wien 188&. 
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I. Betondore •isonbahnraislitliclio Scbrifteii« 

A. V. 4. UyM. Dr., Oeh. Oberregiernngfsratb. Die Finanz- und Yerkehrspolitik der nord- 
ameriknni^r^hen Eisenbahnen. Zweite TDllBtiiKUg niDgetrbeilete Auflage, fier- 
lin 1895. Julius j^'pring"cr. 

Wer sich daran erinnert, mit welcher Vorliebe sich vor wcuigeu Jahren 
das demtwihe Poblikom den nordamerikanlieben BSaenbahnwertiien mwandte, 
der wird 4m Aufsehen begrdfen, dee des Yoi]i«g«ide Buch bei leinem Br- 
acheinen hervorrief, in welchem der Herr Verfasser von der Finanzlage der 
amerikanischen Bahnen ein Bild entwarf, wie es pessimistischer nicht gedacht 
werden kann. War es duch auch bekannt, daaa der Herr Verfasser seine 
Kenntnisse ans den authentischsten Quellen geschöpft hatte, und wie 
kein anderer im Stande wu, ani den gegebenen Thataachen die richtigen 
Qkonondioben Schlosse zu ziehen. Das Buch hat von manelier Seite Wider- 
spruch, aber anch binnen Jahresfrist eine zweite Auflage erfaltr^iv Tnsbp-nndere 
seitens der amerikanischen Eailroad Gazette wurde der Vorwurf der Ucber- 
treibong erhoben, nicht alle Bahnen standen unter gewissenloser Verwaltung, 
aiaehe enUta ^ Difidende Ton 18—19 Heir ▼« d. Leyen hat diea 
lue heitvitteD, hebt eher in der sweiten Anflnge mit Beeht hervor, daee diese 
Einzelfälle nicht in Betracht kämen, da die Werthe solcher Bahnen flberhaapt 
nicht ir'thig: hStten, den europäischen Markt aufzusuchen; wa« nh^r die 
herUberkomnieoden amerikanischen Eisenbahn werthe in ihrer überwiegenden 
Mehrzahl anlangt, so wtü^e er es nach wie vor als einen grossen Erfolg 
idner Arbeit betnditen, wenn aidi da« dentsdie Pnblünim dnreh sie abhalten 
Hesse, sein Geld wieder in so unsicheren ratemchnnini^on anzulegen. Dass 
dieses Urtheil iu klarster und eingehendster Weise durch Darlu^ug der Rechts- 
verhältnisse einerseits und durch Besprechung der Finanz- und \'erkehr8politik 
der Bahnen andererseits begründet wird, bedarf der besonderen Hervorhebung 
sieht. Dr. IB. Haa^ Bredm. 

SohMMr, Dr. W.» Eünaaivelh. Die GmncUagea dee Biaenbehnreehtea. Dveiden tBO& 
WBhelni Beensch, Verlagabuchhandlung. 

Der Zweck der vorliegenden, ebenso tibersichtlichen wie gediegenen Ab- 
handlung: ist, sowohl einen ailgemeijiL'n Uebcrblick über die Gnindhiireu des 
Bisenbalmrechtes und dessen wichtigsten Eracheinungörormeii zu bieten, als 
andi denen, wetdw sieh mit dnielnea Thdlen üiesee Beohtsiweiges dn- 
^(«hender befassen woUen, das nttthige Xaterial an die Bend sn geben. Dieser 
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Zwaek wird ia der tr«fllidi«a Sobiift «noh toII «nd gum emdeht. D«r ento 
AlMsbititt des Werkebens behandelt das Verbältniss der Eiseiibaltnen nr 

Staatsg:e\valt im Allgemeinen unter ciugeheuder Aufführung der verschiedenen 
Bichtungen, in denen sich dieses Verhältniss äussert, während der zweite 
Absduütt den scbvrierigeu Begriff der Eisenbabn uSiiex eotwickelt uud der 
dritte Aleebiiitt die auf der IwMiideren eigenthttiidkbeii Natur der MKSf 
bahnen in teohniseher und wirthedhaftlicher Barirtnmg beruhenden Beehts- 
normen (das Eisenbahnredit im engeren Sinne) zur Darstellung bringt. Die 
beigefügten AnmerknnQ:en enthalten zatlreif L^^ T-iterat-niiachweise und werth- 
volle Anregungen zur Behandlung von mancherlei Einzelfragen. Wir können 
daher den Entschluaa des Herrn Verfassers, die höchst TerdienstvoUe Ab- 
handlimg, wddie daa Thema eines Vortragei im Verebia der tjUküttUm 
Staateeieenbaliiibeamten liildete, durch den Druck auch einem weitemi Kieiee 
avgiogig m machen, nnr mit freade nnd Dank brn^ü^sen. 

1*1. M. Reindl, Mtlnchen. 

Leeb» Johanneä, Dr. jur. Bechtliche Studie über den Eisen" Ii ii Personentransport-Vertrag 
nach der Verkebraordnang für die Eisenbahnen Deutschlands vom lö. No- 
vember 1898. XQnehen 1896^ J. Sohweitaer'k Verlag. 

Der Heir Vorfaner bdeaditet den yorhezelehneten Vertrag, wie er 
sich jetzt tiv,f !. rn Im der neuen Yeikelueordnnng darstellt, nach der 
civil- und strafrechtlichen Seite bin bis in seine feinsten Einzelheiten. Nach 
einer knappen Einleitung (S. 3—5) über Wesen und rechtliche Stellung des 
Eiaenbahntransportgeschäfts Überhaupt, erörtert er: die Bechtsquellen und ihr 
gegeneeitigeB VerilUtaiB ^ t), den Gegemtand und die Perfektion ^ SL n. 9!) 
des BeförderongiTertrages, die juristische Natur (§ 4) und den Uhalt Q 6) 
der ttber Letzteren ansgcstellten Urkunde, der Fahrkarte, l^-n Kontrahienings- 
zwang (§ 6) die Tran.sportleistung f§§ 7. 8), sowie die kriminellen Folgen der 
Pahrkarten-KontroU-Entziebnug (§ 9), und nimmt schliesslich in einem kurzen 
Anhange (§ 32—35) Slellnng m den bdnanfeen Streitfragen über die üeber- 
tragbarkeit der Flfthrkarten nnd Aber die Platakartengdillhr. IXe dngehende 
Untersuchung, welche sieb durch Schlichtheit (nur auf S. 14 Absatz H bleibt 
Satz 2 unverständlich) und dabei doch überzeugende Kraft der Darstellung, 
äowie durch besonnene Lösung der berührten Kontroversen an der Hand der 
positiven Beatimmungen der Yerkehraordnung vortheilhaft auszeichnet, zeugt 
Toa grttndlieher Faehkenatnis nnd nidit gewObnliehem Scharfsinn dee Ver- 
faeaeri ancb auf jorlstiBch-dogmatisebem Gebiete. Besondere .\ufmerk8amkeit 
verdienen wegen der Originalität der dort ent-snckelten Gedanken die Aus- 
führungen über die (^lalirtziei ung der Fahrkarte (S. 13) und von der Unüber- 
tragbarkeit der Rückfahrkarte (S. 34). Die Litteratnr ist erschöpfend, die 
Judikatur anereichaid Terwerthet; nnr hätte wolil liei Besprechung der 
Platakartengebtthr (3. 35) die Jflbigste Becbtsprechnng der obentem Gerichte* 
höfe als Material berücksichtigt werden sollen. Somit bildet die kleine Ab- 
handlung nach ihrem Qesamrateindmck einen schätzbaren Beitrag zum 
modernen Verkehrsrecht. Dr. C. Kiesenfeld, Breslau. 

Hilaoher, Dr. Franz. Die Haftung mehrerer Eisenbahnen beim Eisenbahn-Fracht-Vorrrag-. 

Separ&t-Abdruck aus den , Juristischen Blättern''. Wien 189Ö. Selbstverlag 
des Verfassers. 

Die im internationalen üebereinkeimmen und aneeUleiBend in den 
innevetaatUcben Betrieiis-fiegleiiiente Oeüenwlcibfl und Deatiddaiida ttber die 
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in der kurzen Uonographie aof das scbarfsinnigate vom jaristischen Stand« 
punkte aus beleuchtet Danach erscheint die Gcsammtverbindlichkeit der 
Eisenbahnen, wie aie zunächst bei Uebernahine eine^i über verschiedoue Bahn- 
g«1iiete la ftthrenden Transporte« entsteht, nicht als eine eigentliche Correal- 
obligatiim, Tielmebr nur «Is ein dieaer IhnUdiet VeriAlInlM, miireiid In der 
gem^Manen Hftllitng der Eisenbahnen fUr den einfifetivteneD SobadeQ ein 
Fall echter wenn schon mannigfach durch positive Bestimmnn^n mndiftcirten 
BoHdarischeu Haftiinf^ zu erblicken ist. Pas Interessanteste sind hier die 
Ausführungen Uber die Beschraukung des Klagerechtes des Verletzteu, der 
bekeantlich nur eine der bdden Bedtehneii odw die Behn lielaogen darf, in 
deren Berddi der Sdieden euitrü, txbA biennt» tot Allem die Folgerongen, 
die aus dem Erloschen des klägerischen Wahlrechts mit Erhebung der Klage 
gezogen werden; findet doch hierin der Verfasser einen die Rechte des 
Klägers auf das Aeusserste schädigenden Rückgriff auf das altrümiscbe Institut 
der Coniomining das Klagerecbtes durch Anstellung der Klage. Es mag 
dellin gestellt bldhen, ob dies unbedingt mtrifft Jedenfells dflifle die Frage 
bei der gegenwärtigen öftmtlidi rechtlichen Stellung der Eisenbahnen nnd 
bei dem Umstand, dass der Verletzte die Klage in den weitans meisten Fällen 
vor den üerichten seines Heiraathlandes — gegen die Aiifgabs- oder End- 
balm — wird anstellen köuueu, praktische Bedeutung wohl niemals erlangen. 
Zn beldegen ist übrigens, daee der TecftuHMr ?on Ywgleicben mit den Ue- 
bexig«! Eeeht wie nneh Ton Torsehligen, in welcher Weise den beniogdten 
Uebelständen abzuhelfen wäre, abgesehen hat. 

Der letzte Abschnitt, der lediglich die ftlr die ?Vsterreichi8ch-ungarischen 
Bahnen rücksichtlich des gegenseitigen Kegresses getroffenen besonderen Ver- 
einbarungen wiedergiebt, würde für einen grösseren Leserkreis Interesse bieten, 
wenn darin nuf die im Vereinebmii^ anoh für diese Bahnen gdtenden Be- 
gtimmnngen des Vereins dentsdier ElsenbalinTerwaltungen mit Bezug ge- 
nommen worden wSre. von Seu dewits, Dreeden. 

Reindit Dr. M. Bahnofflzial. Die Fürsorge ftlr die ha.verischen Verkehrsbeamten in 
Folge von Betriebsunfällen — München 1895, Nationale Verlagsanstalt. 

Di«? nach Einführung des Reichsbaftpflichtgesetzes noch hen - rfrptenden 
LUckeu iu dein Unfallsschutze sind durch die Reichs-Versicberungsgcsetze für 
die Arbeiter zuuieiäc beseitigt, durch das Beichsfürsorgegcsetz vom 15. März 
1888 ist fttr die Beichsbeamten das Gleidie errddit, den Landesbeamten 
ist jedoch dieser Schutz bislang nodi nicht im reicbsgesetzlichen Wege ge- 
währt. Dieser Unbilligkeit abzuhelfen, war man in Buinm ^^Icich nach Erlass 
des FUrsnrgcgesctzes bestrebt; die, am 30. November 1Ö8G erlassene Ver- 
ordnung ist am Id. Mänc 18^1 durch eine andere ersetzt, welche abermals 
am 86. Jnni 1^ eine Aendemng erfahren bat. Allerdingd gelten diese Be- 
stimmnngen nor tat die niditpragmatischen Beamten, ffir die pragmatiiehen 
sind solche nicht erlassen. 

Auf lieser Grundlage haut Verfasser nach einer ausführlichen gcschicht- 
liclien Kiiiit.Mtnng die systematische Darstellung <les bairischen Beamten- 
fürsürgerechtö nach Begriff, VorausseL^ungen , Umfang und Ausschluss in 
flbersicbtliober nnd Angehender Wdee anf. Die einachligigra grnndlegoiden 
Verordnungen sind la einem Anhange abgedmckt. Die verdienstTolle Arbeit 
kann in Jeder BSnaiclit empfohlen weideik W. Coeimann, Bolehw. 
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QMa, W. Wirkl. Geh. Ob. Reg. E. Gesetz, betr. das Pfandrecht an PrivaCeiattiilialmea 
und Kleinbahnen v. 19. Aug. 1895. Berlin 1895. Franz Valilon. 

Der Herr Verfasser war an dem Zustandekonimeu dieses überaus 
iriditigeii GoetM^ wddiw für die dinglichen KreditverhältniBse der Privat- 
mid Kldiibalmea die nothwendige Qnmdiage gesdiaffen IiKt, in eo iimor- 
ragendem Maasse bctheili^^t, Aas» er als der berufenste Interpret desselben m 
betrachten igt. Es muss daher mit Dank und Freude begrüsst werden, dass 
er sich der mühevollen Kommentinmg unterzogen hat. Der Kommentar 
zeichnet »ich, wie alle Arbeiten des Herrn Verfaiiäcrs, durch die auttserordent* 
Üche Klarheit und GrOndlichkeit der DatsleUiuig bei präziser und knapper 
Fassung höclist TorthfliUiaft aiu^ In sehr sweekmioiger Weise ist der voll- 
ständige Text des Gesetzes sowie eine orientirende Einleitung über Eilt- 
stehnng, Zweck, Aulbau und Inhalt desselben vorangescbickt. Hierauf folgen, 
anknüpfend an die einzelnen Paragraphen, die Erläuterungen, in welchen der 
Herr Verfkiw nkht nor die Gesetiesmefittrielien, sondern auch seine reichen 
Sr&hmngen aorgflUt^ Terwerthet hat Den SeMusa bildet die Hittheilnng 
der aUgemeinen Verfügung des Justizministers vom 19. September 1895, betr. 
die Bahngrundbücher, nebst Formular. Das verdienstvolle Werk, auf dessen 
Inhalt wir noch im nSchsten Hefte zurückkommen, kann warm empfohlen 
werden tud der günstigdten Aufnahme gewisä sein. Dr. Eger, Berlin. 



II. Mit dem .Ei8enbahnrecht im Zusammenhang stehende 

Schriften. 

Sobabart, Dr. P., Geh. Seefaandlnngsrath. Die Verfassung und Verwaltung des nfiit«rhen 
jäeiches und des prenssischen Staate.s in gedrängter Darstellung. Nebst einem 
Abdruck der deutschen und der prenssischen Verfassungsurkunde nnd des 
AHerhfidisten Erlasses vom 4. Januar 1BB3, Mit aJphabetisehein Saehregisttf . 
Eilte, neu durchgesehene Auflage. Breslau 189Ö, Wilb. Gottl. Kon. 847 Seiten. 

Die Schubart>iche Darstellung der Verfassung und Verwaltung des 
deutschen Reiches und des prenssischen Staate.s zeichnet sich trotz der ge- 
drängten Fassung durch Vollständigkeit, Klarheit und Übersichtlichkeit dm 
Inhalts höchst TorCheilhaft aas. FOr die Trefflichkeit des Bnehes spricht seine 
weite Verbreitung und Beliebtheit. Da der Herr Yahmn vieli Jahre in 
hOberm Stellungen der Prenssischen Staatseisenbahnverwaltung thätig war, 
so sind von ihm mit einer gewissen Vorliebe die das Ei9enbahnwc!?en betreffen- 
den Materien behandelt worden. Schon mit Rücksicht aof diesen Umstand 
bat das kleine Werk fttr die JQflenbahn-fiehOrden und •Beantra ein besondeiee 
Interesse und kann nun Studiom wie als NachseUagebnob angdegentlidist 
empfohlMi werden. Dr. G. Eger, Bedin. 

llaliowar, H., Jnstizratb. Gesetze, betreffend die privatrechtliRhen Verhältnisse der 
Binnenscbifffahrt und der Flocsscrci vom 16. Juni 189&, Textanagabe mitAn- 
merknngen. Berlin, J. Guttentag 1896. 

Der rühmlichst bekannte Herr Verfasser des beliebten und in zahlreichen 
Auflagen weit T«rbreiteten Kemmentara an dem Handelsgeaetabudi hat fttr 
die üattentag'stdie Sammlung Deutseber Kcicbsgesetze eine Ausgabe der beiden 
genannten Gesetze veranstaltet: die einzelnen Vcr.schriften werden in ge- 
diesrenen, für die unitassende Konntniss und Erfiihnm^' 'Ir^s Herrn Verfasser'? 
sprechenden Anmerkungen erläutert. Die Materialica amd sorgfältig berück* 
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sicbtigt timl, wo es prforderüoh war, geeignete Hinweise auf die Bcstiium- 
tinfjeu des HiiudLlsgesetzbuehs gegeben. Ein gnt crp^irbeitctcs Sat-lireg'ister 
erleichtert die lieuUtzuug der Ausgabe, die warm euipfulileu werdeu kaau und 
deb ohne Zweifel ebeiiM nwcb eiubttrgern wird, wie die ftbrigeii Tlieiie der 



RmIh, Hr. H., Professor. Das PoIizeiverordDiuigsredit in Preonen. Zweite neabe> 
arbeitete Auflage. Berlin 1895. J. Gnttcnta^. 

Wenn Rosin bei Erscheinen der ersten Aullage seines Polizeiverordmmgs- 
rechts noch den Wunsch aussprach, das Verwaltungsrecbt zu einem gleich» 
beieehtigten Theil der Bedttswinenaeliafk erbeben tu aeben, so Ist tieser 
Wnnscb In den leisten 18 Jabren In ErflUlnng g^;angen. An Bosin's Bncb 
bat sieb eine reiche Litteratur augcscbloesWi den praktischen AndNua des 
Reclit^isysteui.s hat die Juililcatur des Oberver\valtung:*"g'mcht> übernommen. 
Wollte der Herr Verfasser alle diese Furtschritte bei der zweiten Audage ge- 
bührend berücksichtigen, so war von selbst eine Neubearbeitung des Stoffe« 
geboten, die denn ancb dazu fObrte, dasa das Bncb nm die Hftlfbe seines 
firllbeien ümfanges ansebwoU. In der Anlage aber und in den Grundgedanken 
ist es das gleiche geblieben. wahrt den Charakter eine.^ Werkes von 
hoher WiHsenschüftlichkeit; für Rosin ist ilis thatsächlichc Material, so voll- 
ständig es vorgetragen wird, nur das Mittel zur Gewiimung der in ihm ent- 
baltenen tbeoretiseben Qnindlagen. Die Sebrift ist abw ancb eine bOcbst 
wertbToUe Berwcbernng der Praxis nnd geht sogar fiber ibren Titet dvrch 
erweiterte Heranziehung der süddeutschen Rechte hinaus. Inhaltlich hält der 
Verfasner an seiner AufFas?Tinc: vom Gesetzesbegriff fes^t; er sucht bekanntlich 
in dem Streit um die „allgemeine Recbtsregel'' vuid den , einzelnen That- 
bestand' zu vermitteln, er kennt Individualgesetze, auch einmal gegebene 
Tbatbestiade kSnnen Gegenstand des QesetMs werden, sie dflrfen nnr niebt 
konkrete Fälle sein d. h. Kin/>( Ifälle einer sie mit umfassenden Einheit. Mit 
nenen vraffVii bekämpft er das sü<;. selbständige Vcrorilnungsrecht des Königs 
und tritt für eine Beschränkung der Venvaltung unt die ihr durch die (Je- 
setzgebung positiv zugewie.senen Gebiete ciu. Dr. E. llanoke, Breslau. 

Reindl, i>r. U. Bahn-Offizial in München, Königliche Verordnung, diu Dienstverhältnisse 



der nicbtpragmatiscben Staatsbeamten nnd Staatsbediensteten betreffrad, Tom 
86. Jmü 18M. Ansbaeh. Verlag Ton C. BrOgel A Sobn. 1896. 

Den andern deutseben Staaten unbekannt ist die bairlsche Unterscheidung 
der staatlichen Beamten in pragmatische \ind uichtpragmatiscbe. Ersterer 
Klasse gehören die yoxn König ernannten, letzterer die übrigen, in den be- 
sflglicben Gehaltsregulativea anfgealblten benr. die q^Ster dort au^nommenen 
Beamten an. IHe Unterscbeidnng deckt sieb im Grossen nnd Ganaen mit der 
sonst ttblicben in Ober- nnd Subaltern- bczw. üuterbeamte. Durch Königliche 
Verordnung vom 26. Juni 189-i .^iud die Dienstverhaltnisse der Angehörigen 
letztgenannter Kategurie neu geordnet: vorliegendes Handbuch enthält einen 
Kommentar dazu. Ein Vergleich ujii dem Ileichsbeauteugesetze vom 31ten 
Uirs 1876 ergiebt diesem gegenttber dne wesentlicbe Beschrlnknng der 
bunsehen nicht prsgmatiscben Beamten, deren Anstellang stets nur auf Widermf 
erfolgt und welche des Heirat«kon.senses der vorgesetzten Dienstbehörde be- 
dürfen. Erwähnenswert sind die Paragraphen über die Fürsorge für die .An- 
gestellten des Staates bei denselben zustosseudcu Unfälleu. Der Anbang ent- 
hält die Gebaltsregnlatire der sltmmtlicben nichtpragmatiscb«! 8taatssnge> 
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stellten. Die einschlägige Eechtsprechung and Literatar ist 8orgfältifr^t be- 
nutzt. Das Werk verdient wegen seiner klaren und erschöpfenden Darstellung 
die Tidlflte AnfikcmittBg und wiraute Empfehlung. W. Coermann, Bolchen. 

fuMtm^vf^ Ei,tacliddiitg«ii des fieichsgerichti «te, IX. fnwil: Keldel, J., Beiiifca- 
aarta M iwor. XnnkeiivefaielieniDgagweti. Ofenten 1896. Emil Both. 

Von der trefflichen, fttr Theorie und Praxis gleich wcrthvollcn Fuchs- 
bcrgcr'rtchcn Sammlung der Entscheidung'fn oborstor d^ntsclier Gerichtshöfe 
enthält der vou Eeidel verfasste FX. Theil die auch für das Kisenbabiirecht 
besonders wichtigen Entscheidungen, welche während der Jahre I88S— 1894 
In BMng auf dai KrankaiiTeisidieniiigageMts «gangen dnd. Wie die ▼oraa* 
gehenden Theile cetchnet sich auch der Torliegende durch Klarheit und Über- 
sichtlichkeit der Anordonnff wie diirih jrrösste Vollstiindigkeit aus. Es kann 
wohl versichert werden, dass kein prinzipiell wichtiges EEkenntaiss aus dem 
Gebiete der Kraukenversicherungsgefletzgebnng: fehlt. 

Pohl, 0. Sammlung von Gesetzen , Verordnungen , Erlassen u. s. w. in Bezug auf den 
Beiohi*Poak- und Telegraphendieost. Berlin 1895. B. Decker*« Verlag 
0. Sebenek. 

Bie.&unmIllBg bietet nicht nur ein werthToUes Hfilfsmittel für die 

Prltfungen, sondern mtch — dem geplanten rnifanj»e nach — ein in jeder 
Hinsicht vollständiges llHlfs- und Nachschlagebuch für Beamte und Behörden 
des Post- und Telegraphcndienstes und auch fdr Behörden anderer Verwaltungen. 
Daaielbe Khlieeat alcb in aeinen QmndsOgen im Allgemeinen der bereite S. 96 
angesagten Engelhard'schen Sammlung an. Der 1. Theil, welcher Oeaetae 
u. s V'. rins^rcmtiiiL'u Inhalts (Reich??- und Staatsverfii^sung. Innere Staatsver- 
waltung. Auszüge aus verschiedenen anderen gosetzlichen Materien u. s. w.) 
enthält, ist in beiden Büchern mit geringen Abweichungen derselbe. Der 2. 
Theili der b« Eogelhaid Geaetae n. a. w* betreffend Verwaltung, Ban und 
BeMeb der StaatB>iaaenbahnen Iningt, enthalt Mu Beatimmnngen Uber Or- 
ganisation und Betrieb der Bddia-Poät- und Telegraphen-Verwaltung , sowie 
über deren Beziebnngen zu anderen Ver\vaUnny:en, besonder« zur Eisenbahn- 
Verwaltung. — Der 3. Theil behandelt die Beamteu-Geaetzgebung, und zwar 
bei Engelhard, soweit sich dieselbe auf die Preussiscben , namentlich auf die 
Staata-Eiaenbabn'Beamten, hier soweit aie aleh auf dieReieha-Beamten, nament- 
lich auf die Beichs-Post- und Telegraphen-Beamten be/Jeht. Die Sammlung 
wird zweifellos allen, welche mit dem Peatwesen in Beziehunj^ stehen, 
höchst willkommen sein. Dr. G. Kj;» Ikrliu. 

Berner, A. F., Geh. J.B,, Prof. Dr. Lehrbuch des deutschen Strafrechts. 17. Aud. 
Leipai(p 1896. Bwnb. Tauchnita. 

BNHwr, T., Prlddent. Die Arbeltemnlchemng der europliacken Staaten. Leipaig 
1895. Duncker & Humblot. 

Cotack, Prof. Dr. Konr. Lehrbuch des Handelsrechts 3. Anfl. Stuttgart 1895, F. Enke. 

Fiaeber, Dr. P. D., Unterstaatsäekretär. Die deutdohe Post- und Tclegraphengosetzgebung. 

4. Aufl. Berlin 1895. J. Guttentag. 

FtriMli, Beiebager. B. B. Geaetae, betr. die priTatrechtticben VerhUtalaBe der Binnen- 
schifffahrt und der Flössorei. Vom 15. Juni 1895. Iieipaig 1895. Bossberg; 

Birtitr Geh- J. R. Prof. Dr. C. Instruktion zum Viehseuchengesotz v, 27. Juni 1895. — 
Gewerbe -Urdnunc: f. d. deuti>che Keich. 2. Aufl. — Internationale t'berein- 
konft, betr. Massregein gegen die Cholera. Vom 15. April 1893. Glessen 18U5. 

5. Bvth. 
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Gtupp, B. und Loeck, P. Stempelateaergesetz vom 31. Juli 1895. Berim 1695. 
J. Gttttentag. 

firotefeml, 0. A., Geh. B^. B. Di« dentodie Gewerbeordnung und deren NeliMseietae. 

2. Ausg. Düsseldorf 1895. L. Schwann. 
Gramel, J. Der intematioaale WirthBcbAftsrerkehi und seine BUuu. Leipzig 

Duncker & Humblot. 

Hateohek, H. Die Reicbsgesetze, betr. die privatrecUtlichen Verhältnisse der Binnen- 

lehüEfahrt und FlOeserei. Leipsig 1896. A. Beignr. 
NMle, W., Reg. R., und Sohierlinger, Dr. F., Lan lger. B. Dm Strafgesetilnich £ d. 

deutsche Iteicb. Müiiclieii 1895. C, H. Beck. 
Keyszner, II. und Simon, H, Kt iihsgesetz, betr. die Koiinnanditgrsellsch. auf Aktien 

und die Aktieugesellächaftcn. 4. Aufl. Berlin 18U5. J. Gutteatag. 
Kflobtar, F. Das VeiiiiMitDge- und Yerwaltongaiefllii dea Qroflahenogtb. Heoen. 3» Aufl. 

Beaik Braun n. We1>er. Darmatadt 1886. Jongbaos. 
Ubaad, P., Prof. Deatacbea Staatnecht. a Anfl, S Bftnd«. Fieibttrg 1896. 

.T. C. E. Jfohr. 

Labua, L. Das preussische StempeUteuergesetz t. 31. JuU 1895. Breslau 1896. 
J. U. Keni*8 Verlag. 

üumK, P., Landrichter. Daa Allgem. Landreeht f. d. Preaea. StlMten. Berlin 1896. 

Carl Ilcyiiiiiuiiä Verlag. 
Ljuidirar, Dr. J. Handels- und Induatneredit. 3. AoiL Berlin 189ä. Verlag f. Sprach- 

und Handclswissenechaft. 
Mayer» Otto, fiaudbucb des deutschen Verwaltung^jrecbts. I. Bd. Leipzig 1895. 

Duncker A Humblot 
PallHier, Dr. J. Daa Mteneich. Handelnecht Wien 1895. Hans. 
Pftebat, Reg. R. Dr. IL Die Yerfaaaang dea dentaehen Beicfaa. 9. Aufl. tfOnfllien 1885. 

C. H. Beck. 

Rabe, Reg. R. E. Gewerbeordnung f. d. deutsche Reich. 3. Auä. Gebweiler 1895. J. Boitze. 
Schicker v. Gewerbeordnung. 3. Aufl. Sappl. Stuttgart 1895. Kohlhauuner. 
Staub, Dr. H. Deutschea HandelageBetsbuoh. S.u. 4. Aufl. 5. Uefirg. Berlin 1895. Hdne. 
Stangltiu, M., Reichsger. R. , Appetlua, IL, Staut«auw. u. Kleinfeller, G., Prof. Die 

Rtrafrechtlichon Nebi iigesetze des deutschen Reichs. T'erün 1895. 0. Tnelmmnn. 
Weyl, L. Handbuch des AktiengeselUchaftsrechts. Frcibiir^j i. B. 1895. .T. C. 15 Molir. 
Wielandt, F. Das Staatsrecht des Grossberzogthums Badeu. Freiburg i. B. 2. Aufl. 

J. C. B. Hohr. 

V. Woadtit«, E., Geh. 0. Beg. B. Daa Beicfasgeaeta, betr. die Invalidititta- n. Alleiaver- 

Sicherung 99. Juni 1889. 5. Aufl. Berlin 1895. J. Gattentag. 
Zaeliariie v. Lingenthai. Ilandbuch des franz. Civilrechts. Bearb. t. ürome, C. Dr. 

8. Aufl. 3. Bd. Freiburg i. B. 1895. J. C. B. Mohr. 
Zelle, R., Uberbiirgenn. Handbuch des geltenden üflcntL n. Privatrechta f. d. Gebiet 

daa preusB. Landrecbta. 8. AuH Berlin 1895. J. Springer. 

III. Abhandlungen aus Zeitschriften etc. 

Birk, Adolf. Die Lokalbahnfrage in den Landtagen. (Zeitaehr. f. Eiaenb. n. Dampf* 

Schiffahrt 1895. Heft 28 S. 453. Heft 33 S. 529. Heft 34, 35 S. 547, 563.) 
Serataer. EisenlKihn -r.ctriebs- Reglement nnd Verkphrsordnnn^, ihre Eutatehong und 

iliro rechtli<lie N.itnr. /Anhiv f. ötteiiti. Recht. XI, 2.) 
Hammacher, D. F. Die Yerweudung der Preussischeu Eiseubahnttbenchflaae. (FreuH. 
Jahrb.M&isbeft 1896. Berlin. Heimann Walther.) 
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Hiteoher, Br. F. Begriff, juriätische Natur imd Abscbloss des Eiienbabiifnditv«rtnfM> 

(Oester. Eisenb.-Zeitg. XVIII. (1895.) Nr. 35. 
Hiise, Dr. Carl. Die Ziüässigkeit dca Virwaltungsstreitverfabrens bei versagter oder 

iMieliwerUHr Qeaelmugaiig fva PfenlelMluuailagoa. (Zeittdir. f. TnuiqMrl- 

wesen «. StnnMnban. 1896. Nr. 28. 8. 489.) Minliimioli dos Animmditfl 

in Haftpfliciitaacben. (Nr. 88. S. 470.) Der ErgSnmiigalMMililoM oad uln 

Jnstauzenzng. (Nr. 29. S. 4^.) 
Hoff, W., Eisenb. Direkt. Wirksamkeit und Entwicklung der Arbeiter-Pensionskasae, 

der Krankenkassen und der UnfallTersicherang bei den Freoss. Staatseisen- 

balmen in den Jfthreii 1698 und 1894. (Prenn. JSüamh.'Anlbn. 1886. Haft 6.) 
Karachner, Erörterungen über die NoTelle zum Oesterr. UnfftUTenidicvluigaBOBeti. 

(Oesterr. Zeits, lir. f. V>:r\valt. Bd. XXVIII.) 
Merores, K. Volk.s- und ätaatswirtbschaftlicbe Gesichtspunkte in der ü^tcrreicb. Lokal- 

bahnfragc. (Mittbeil. d. Vereins f. d. Fürderg. des Lok. u. Strassenb.-Wefiems. 

a Jahrg. Heft 8 8.688.) 
Mtaobweok, G. Ueber dfo HUhe dM 8diad«iiaan«tns bei BeanhiUUgmig dei Indik- 

gutes im Internat. Eisenbahnfrachtreikdir. (Zefly. d. Ter. Deatfloh. Biseab. 

Verwalt. 1895. (Nr. 12 kr 89.) 
PavlM, G. Streif zUge auf das Ciebiet der Kleiubabugesetsgebung. (Schmaiapurbahn 

1895. Nr. 10 S. 153. Nr. 12 S. 190.) 
RieBenfeM, Dr. C. BdcfaeanfallTerakheniag und indiTidaallMfting in ihrer Bedeatnng 

für die private Ilaftpflicbtversichenuig. (Zdlaelir. f. Vendcher.-Beeht VL 

Wi.^äciiscliiift. Bd. I. Heft 2 3.) 
Soliaeider. (ober die vis m^jor und das Haftungsphnzip des römisoheu Obligationen- 

rechts. (Goldschmidt, Zeitschr. f; Handelsr. Bd. 44.) 
Wolmreli. üeler die S^digeridite der Oeeterr. EmaanDkMien. (Oesterr. Zetlnla* 

f. Tenralt Bd. XZVIIL) 
Zelier. Das streitverfahren bei Entscbädigungs-Ansprttchen aus den ünftlheniehenuglH 

Ocj^etzen df? deut-ch. Rei( Iis. f Vrrwaltungsarchiv IV. l.) 
ZilTeri E. A. La nouvelk loi autrichienne , relative anx chemin.s de fcr d'ordre in- 

f^eur en vigueur it partir du 1er jauvier 1896. (Bulletin de la Com- 

niseion internationale dn Congris des dtemiaa de fer.) 

Zar Frage der UmwaadltiBg des FraelitbriefdnpUkats besw. AnItiahmesebeiBS in ein 

Inhaberpapier von Tbeodor Bitter v. Binaldiai. (Zeitschr. f. Bisenb. n. 
Dampfschiffahrt in Oesterreich. 1895. Nr. 35. 40. 43. "i Endergebnisse der 
Verhandinngen betr. die Anfrätje iler Enquete über (h\s ELseubahnbetriebs- 
reglement u. die Zusatzbcstinimuugen zu demselben (Nr. 37). Das schweizerische 
Bnndesgeseta y. 88. Jnni 1896 betr. das Stimmreeht der Aktiooire von Eisen- 
babngesellicbaften a. die fietbeiligang des Staates bei doaa Terwaitnng 
Einige Bemerkungen zu den Zusatsbestünninilgen VIII a. § 61 0. II an § TO 
des Betr.-Regl. (Nr. 39). 
Die Errichtung von Eisenbahngeno.sseuschaften. (Mittbeil, der Ver. f. d. Eörderg. der 
Lok. u. Strasscnbabnwcscus. 1895. Heft 9. 

Staatliche Aufsicht Uber die Eisenbahnen in Frankreich. (Oester. Eisenb. Zeitg. XVIll. 
(1895.) Nr. 40.) 

Die jüngste Vcrstaatlichnngsaktion. (Ydlowirtiuch. Woeheucbrift Wien. 1896. 

Nr. 612. 613.) 

Qesetzgebunij: und Staatsaufsicht über die belgischen Eiseubahnen. (Zeitsehr. f. d. 

intemat. Eisenb. Transp. Jahrg. HL Nr. 9 S. 331 ff.) Zur Auslegung des 
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Art. 87 SatE 1 im internationaleii üebereinkümmens. (Nr. 10. S. 877 ff.) 
Die Oateneichiach-angansche Eoqaete Uber dai EiBenbahnbetriebareglemeiit 
md die ZwttdMitinaniiigaa n dflOMlbn. (Nr. 10. 8. 871 ff.) 
üeb«r die Bedeatmig der Vendufft dee intematkMuJen UebereliikomiMiit Uber dea 
EisenbalmfrachtTerkebr All 87 elfter Bell (Oeeler. Biwpb. Yerardii. BL 1806 
Nr. m. 104. 139). 

Volks- nnd Staatowirthschaftlithe Gesichtspunkte in der österreicb. LokaIbahnfraj?e 
(MitteU. d. Ver. f. d. Förderung des Lokal- und ätras«€subaliAwedeu8 18^5 
Heft 8). Vorlege einet Geeetiei, betr. die Erleiehteruag dee Beuee toü Kkin- 
bekien in Om-Britenoieii (Li^ Bdlweji BUl) (1898. Heft 9.) 

Gesetzgebung. 

DmMm RM. Bekemitmeclmiig, belnlbiid die Xmialbmag «rieiditanider Tor- 
aehrifteB fttr den vechieleeitigee Verkehr swiedieB den Eisenbahnen Deatach- 
lands and Luxeinbvirg'8. Vnm 30 Ai!igTT?M89fi. G. Bl. 1895. Nr 35 P 441.) 
Bekanntniachunpoii , lictr, die d>jni int- ruatlünalon UeberfinkoiuTiif'u über den 
£iüenbahnii&cktverkekr btilgtiiügtu Liste. Vom ö. September, 6. u. 30. Oktober 
1886. (B. G. BL 1886. Nr. 86. a 4dl. Nr. 88. 8. 448. Nir. 89. 8. 461.) 
— Bakaantmeehimg, betr. Aendernng des § 63 der Verkehrsordaimg fttr die Biien- 
bahaen Dentschlands. Vom 18. Oktober 1895. (R. G. Bl. 1895. Nr. 37. S. 445.) 

Friilureleh. Verordnung des Präsidenten der Republik vom 30. ilai 1895, hf>tr Krlass 
daes Dieaitrei^emeats für die Begelung der Staatsaufsicht ttb^r Hauptbahnen. 
(Jennel oOeiel Nr. 147 m 81J6. 1886 & 8060/61.) 

Mtat* Oeeete, tetr. die IMMgaag ladiidMr Kieeibelaieii mr ZMng toi Zlaeen 
ans dem Ankg^ekapital während des Baues der BleMibelilMa. (The Indleil 
BaUway« Act 1894. 67 o. 68. Vietede Chepter 18.) 

Lnxenburg. S. Deutliches Reich. 

Oteterreidl. Verordnung v. 20. Novbr. 1885, betr. ^e Gew&hrung von Tarifnachlässen 
im IHeMihahngfltecverlrahre und das hei VerOffentliehnng denethea m be- 

obeelitende Verfahren. (B. G. BL Nr. 167) nebst EinfabrungaeileB dfle Bend. 

Min V. 20 Novbr. 1895. (Verordn. Bl. Jahrg. VITI. Nr t3n.) 
Preeeeee. Gesetz, betr. die Bewilligiing von Staatsmitteln zur Verbesserung der 
Wohnangsverfaältaiäse von Arbeitern, die in staatlidien Betrieben beschäftigt 
dnd, tt. TOB gering lieeoldeMB SU e te be e mteB. Ton 18. Aog. 1895. (Q. a 
&68L) 

SthHill. Bnndeegeieta v. 38. Jnni 1895, betr. dae Stimmrecht der AJctionSre von 
EisenbahngeeeUaohefteA imd die BetbeUignag des Steetee bei deren Ver- 
waltung. 

Spanien. Gesetz vom 14. August 1896, betr. die Umwandlung der mit thierischer 
Kraft bew^iten Trembebneo in solche mit enderar Kraft. 

VMumit, Oeeett vom 86. Hai / 6. Juni 1896 über den Bau und Betrieb ven Bim- 
bMuMD. (Oecetft ottcinl Nr. 6481 t. 17./6. 1896.) 
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Entseheidungen. 



Kr, 114. Elltech, des Oesterr. Yerwalt. ^ericktehofes. 

Vom 18. April 1894. 

(Ofisterr. Eisenb. Verordu. Bl, VIII. Nr. 129. 9. 19«5.! 

Es begründet einen wesentlichen Mangel des Verfahrens, wenn 2y der behufs Her- 
stellung einer Elsenbahn-Zufahrtsstrasse erforderlichen Concurrenzverhandlung die vom 
Gesetze zur Concurrenz berufenen Ortsgemeinden nicht beigezogen und bei dieser Ver- 
luuidliuig die für die Feststellung des Kreises der Interessenten massgebeadeo Ver- 
hältnisse nicht Idargesteiit worden sind. 

Der böhmische Landesausschnss hatte mit Entscheidung vom 14. De- 
zember 1893, Z. 49.184, die Concurrenz zur Herstellung und Erhaltung 
der Zufahrtsstrasse zu der Haltestelle Korosek der Localbahn Budweis- 
Sainau im Kecurswege derart festgesetzt, dass die Oesterr. Localeisen- 
bahn-Geseilschaft und die politischen Gemeinden Prabsch und Hummelu 
je ein Drittel der Bau- und Eihaitungskosten zu tragen haben. 

Gegen diese Entscheidung brachte die Gemeinde Hummeln die Be- 
schwerde beim VerwRltiin^rs- (Gerichtshöfe ein: in derselben wurde das 
Verfahren als mangelhaft bezeichnet, weil di> irönannte Gemeinde zur 
Concurrenzverhandlung nicht beigezogen wurd* ii war, und ausserdem 
geilend gemacht, dass im Eisenbahu-Zufahrtüstrassen- Gesetze für Böhmen 
vom 18. Apiil 1886, L.-G.-Bl. Nr. 38, nicht die „politische Gemeinde", 
sondern die Ortsgemeiude zu verstehen sei. 

Der Verwaltiings- Gerichtshof hob die angefochtene Entscheidung 
nach § 6 des Gesetzes vom 22. Oktober 1875, R.-G.-Bl. Nr. 86 ex 1876, 
wegen mangelhaften Verfahrens auf, von folgenden £rwäguugen ge- 
leitet: 

Die Ortsgemeinde Hummeln besteht aus den Catastralgemeinden 
Cemoduben, Flau und Ilaimueln, weshalb nur von einer Catastralge- 
meinde und Ortschaft Cemoduben, nicht aber von einer Ortsgemeinde 
dieses Namcus gesprochen werduu kann. 

Da nun die Bezeichnung „Gemeinde" für eine Ortschaft überhaupt 

Bger, £UenbalinreclitUclie JäntsctaeidongeD XD. 14 
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nicht und auch dann nicht gebraucht werden kann, wenn die Ortschaft 
nach § 107 der Gemeindeordnnng für Böhmen vom 16. April 1864, 
L.*G.-BL Nr. 7, eine besondere VennögensTerwaltnng besitzt, nnd da 
die Cataatralgemeinde als solche, insoweit sie nicht mit ehier Ortsge- 
meinde oder mit einer selbständig verwalteten Ortschaft znsanunenfUlt, 
ein lediglich f&r Zwecke der Besteuemng geographisch abgegrenztes 
Qebiet bildet, welchem bei dem Abgange einer gesetzlichen Vertretung 
die Eigenschaft eines Bechtssnbjectes nicht zukommt ond daher in allen 
FttUen, in welchen der Gesammtheit der Steuerti3ger eines solchen Ge- 
bietes eine Verpflichtnng anferlegt werden soll, dies mit der ansdrftck- 
lichen Bezeichnung „Catastralgemeinde*^ geschehen mnss, so ist klar, 
dass im § 3, lit b, des Gesetzes vom 18. April 1886, L.-G.-B1. Nr. 18» 
unter „Gemeinden** weder Ortschaften noch Catastralgemeinden, sondern 
nur Ortsgemeinden verstanden sein können, und wird dies noch zweifel- 
loser bei der Erwägung, dass nach § 2 leg. cit die Eisenbahn-Zofahits- 
strassen entweder als Bezirks- oder als Gemcindestrassen herzastellen 
und zu erhalten sind, die Strassengesetze für Böhmen aber, insbesondere 
das im obigen § 2 berufen© Strassenadministratioiis-Gesetz vom 31. Mai 
1866, L.-G.-Bl, Xr. 41 — insoweit nicht privat rechtliche Verpflichtungen 
oder besondere Vereiabarungen bestehen — die Obliegenheiten in Bezug 
auf die Gemeindeetrassen nur den Ortsgemeinden nnd nicht den Ca> 
tastralgemeinden und Ortschaften auferlegen, woraus wohl mit Recht 
gefolgert werden kann , dass das Gesetz auch im obcitirten § 3, Ut. b, 
nur die Ortsgemeinden im Auge hat. 

Wenn hienacli die angefochtene Entscheidun":, insoweit mit derselben 
die von der in Rede stehenden Zufahrtsstrasse durchzo<reiie Oi-tsgenieiude 
Hummeln zur Concurrenz für den Bau und die Erhaltunf; der Strasse 
herangezopren wird, im Gesetze begründet erscheint, so hatte diese 
Ortsgemeinde allerdings auch einen gesetzlichen Anspruch, vorei-^t in 
der Sache gehürt und zu der bezüglichen Concurrenzverhandlung beige- 
zogen zu werden. 

Nr. 115. Bek. Entsch. des Reichs -Yersichernngsamts. 

Vom 18. Juni 1894. 

(Amtl. Naclir. d. RVA. Oes. Aug. XI. Nr. 10. S. 896. Z. IMO.J 

Üifill sliM Arhelttrs aof der BelrMMlitte laoh SoMiss der Arbeit iid sash 
Empfang sfliiim WtebmlshM — Betrltkraiftll. 

Ein bei einem grösseren Bau beschäftigter Arbeiter hatte vor 
Schluss der Löhnung, aber nachdem er selbst den ihm zukommenden 
"Wochenlohn bereits in Phnpfang geuummeu hatte, sicli mit zwei anderen 
Arbeitern zusammen auf einen Richtbaum, welcher eine 2 m tiefe Bau- 




Eataeh. des Denttcbea fieiduigniditi Tom 18. Juni 1884. X96 

grübe abschlois, gesetzt uud dort unterhalten. In Folge des Gewichtes 
der drei Personen gab der Richtbaum nach, und jener Arbeiter stürzte 
iu die Baugrube und brach das (Tenick. 

Der von der Wittwe dessellien eiliobene EntschädigungsauüprucU 
ist von dem Reiclis- VtMsicheruugsaint im (regensatz zu den Vorinstanzen 
in einer Rekursentscheiduiig vom 12. Mar/. 1894 als berechtigt anerkannt 
worden aus folgenden Griimleii: 

Das Schiedsgericht hat scboii iu zutreöeuder Weise angenommen, 
(lass der Unfall des Ehemanns der Klägerin als Betriebsunfall zu gellen 
liätte, wenn derselbe in der thatsächlich geschehenen Weise veruuglückt 
wäre, bevor er den Wochenlohn in Empfang genommen hatte. Denn 
er ist auf der Betriebsstätte und durch eine Betriebseinrichtung zu 
Tode gekommen, nnd sein eigenes hiemi mitwirkendes Verhalten, die 
Benutzung eines die Bau^be absparenden Bichtbaumes als Sitz, kann 
nur als ein fahrlässiges, nicht aber als ein solches angesehen werden, 
welches mit dem Betriebe und den Gfewohnheiten ]der Arbeiter auf Bau- 
stellen in keinem Znsammenhauge stände. 

Zu Unrecht hat dagegen das Schiedsgericht aus dem Umstände« 
dass der Ehemann der Klägerin bereits seinen Wochenlohn empfangen 
und danach noch längere Zeit auf der Baustelle verweilt hatte, bevor 
er den UnfaU erlitt, geschlossen, dass seine Beschäftigung in dem 
Betriebe im Z^tpnnkt des Unfalls bereits beendet gewesen seL In 
dieser Beziehung kann dahingestellt bleiben, welche Grttnde den Ehe- 
mann der Klägerin zu dem Verweilen auf der Baustelle veranlasst 
haben. Denn so viel steht fest, dass er von der Banarbeiterschaft 
als erster oder als einer der ersten den Wochenlohn ausgezahlt erhielt, 
und dass er den Unfall erlitt, bevor die Lähnung beendet war. Mag 
ihn nun auch — was mit dem Schiedsgericht als das Wahrscheinlichste 
betrachtet werden muss — nichts als der Wunsch, mit dem einen oder 
anderen seiner erst noch abzulehnenden Genossen den Heimweg anzu- 
treten, auf der Baustelle zurückgehalten haben, so wflrde dieser Auf« 
enthalt immer noch im Sinne der Reknrsentscheidung 660 (Amtliche 
Nachrichten des B. V. A. 1888 Seite 288) als ein aus dem Betriebe 
nicht herausfsllender erlaubter angesehen werden müssen. Ein solches 
Verweilen entspricht unzweifelhaft den Gepflogenheiten der Bauarbeiter. 



Xr. 116. Entsch. des Deutschen RcichsgeriehtB* 
6. Civil-Senat Vom 18. Juni 1894. 

[BolMPnz. d.B»lolWier. Mtt. 8,19^ 

I 8. PNoti. EntsliR. fiH. Ist als flnidstlek iir auf hm Ustsnifllnar gs* 

la^ 
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hBri|M Privttwege zu erralobM, so kann der Expropriat Baaplatzqualität für dastelbe 

■toM ta Aispnieli ««hmtii. 

Der TTläperm ist die Enteig^nungssuimne für den ilir entzogenen 
Garten nur nach dessen Scliittznno: als landwirtlischaftliches ürundstin'k 
zuf^esproclien. Klägerin glaubt die Schätzung als Baustelle beanspruchen 
zu können, weil das Grundstück an öffentlicher Stiasse in nächster 
Nähe des Reutlinger Bahnhofes liege. Allein der dem beklagten Fiskus 
gehörige Weg ist kein öffentlicher, sodass sie Fiskns seihst wurde 
hindern können, den Weg zu benutzen, nm Baumaterialien anzufahren. 
Die Klägerin ist mit ihrem Mehruusiu uch abgewiesen, Revision zurück- 
gewiesen. Die jetzt sog. Biiihlstrasse ist von der Eiseubahnverwaltuug 
im .T. 1858 anlässlieh des Bahnbaues an Stelle eines B'eldweges angelegt 
worden und steht im Eigenthum des beklagten Fiskus, welcher jui 
J. 1862 sich der Gemeinde Reutlingen gegenüber verpflichtet hat, „die 
hintere Bahnhof-Parallelstrasse (jetzige Brühlstrasse) in ihrer derzeitigen 
oder in einer anderen, die Benntznng dexselben wenigstens als Giitei-weg 
gestattenden Anlage** zn erhalten. Die Bevision fQhrt ans» dass, wenn 
wie Mer, ein Weg von dem Pabliknm als ölfentHeber andanernd benatzt 
worden sei, dieser Weg vom Publikom als städtischer Weg „fllr die 
Stadtgemeinde kreirt** worden w&re. Diese Vorwurfe sind nicht be*» 
gründet. Das Bemfnngsgericbt bemerkt vielmehr mit Recht, dass das 
Publikum kein eines Bechtserwerbes durch Ersitzung fähiges Bechts- 
subjekt sei, vielmehr nur die Stadtgemeinde als solches Bechtssubjdst 
in Wnge kommen kdnnte, dessen Becht ausgefkbt besw. filr welches die 
angeblieh eine Becfatsausttbung enthaltenden Handlangen vorgenommen 
worden wären. In der ünterstellnng, dass eine Ersitzung, eine ordent* 
liehe oder ausserordentliche, des fraglichen Bechts möglich wäre, prftft 
es sodann die Frage, ob durch die Behauptangen der Klägerin, deren 
Beweis vorausgesetzt, die Ersitzung dem Beklagten gegenüber aJs dar- 
gethan erachtet werden könnte, und verneint dieselbe, weil es an der 
nöthigen thatsäcfalichen Begrändung dafür fehle, selbst wenn beliebige 
Personen, ausser den Anliegern, in der Meinung, ein Becht des Gemein- 
gebrauches auszuüben, die Brtthlstrasse zu anderen als landwirthschaft- 
lichen Zwecken benutzt haben sollten. Dem Beklagten gegenüber habe 
es sich nur nm thatsächliche Vorgänge gehandelt, welche er duldete, 
er habe in den siebziger Jahren und noch 1887 mehreren Personen die 
BefiignisB, die Brtthlstrasse zu anderen als landwirthschaftlichen Zwecken 
zu benutzen, nur auf deren Ansuchen in widerruflicher Weise gegen ein 
Bekognitionsgeld eingeräumt; es lag also precarinm vor, welches die 
Ersitzung ansschloss. 
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Nr. 117. Entsch. des Beutsclicu Reiehsgerichtä. 

2. Civil-Seiiat. Vom 19. Juni 1894. 

§ (, Haftpfl. Ges, Der Eiscnbahnfiskus Ist Betrfpbsuntemehmer auf Privatansohlass- 
geieisen, wenn ihn nach den Anschiussverträgen das ökonomisoke ErgeiwiM. des Be< 

trieb» ausschliesslich zu Gute komnt. 

Zu Ehrenfeld bei Cöln zweigen von der fiskalischen Eisenbahnlinie 
Cöln-Herbesthal an der Stelle, wo das Hauptgeleise die Venlo'er Strasse 
kreuzt, mehrere Anschlussgeleise nach den Etablissements mehrerer 
Fabriken ab, welche Geleise auf Privateigenthum liegen. Der Betrieb 
aaf denselben erfolgt nach Massgabe der hierfür bestehenden Verträge 
sowie der darin — § 2 — bezogenen Allgemeinen Bedingungen" fttr 
Rechnung der Eisenbahnverwaltung, welche zu diesem Zweck auch ihre 
Bediensteten und ihr Material stellt; als Entschädigung bezieht der 
Eisenbahnfiskiis feste Verp^fitungen für die Kosten der Bewachung, die 
Unterhaltung der Geleise und der Weichen und ferner Anschluss- 
frachten nach festen Sätzen für die Zustellnnf^ oder Abholung der 
Wagen, worüber die §§ 9, 10. 11 und 10 dei- All^^emeinen Bedingungen 
das Nähere enthalten. Auf einem dieser Anschlussgeleise verunglückte 
die klä*rerische Ehefrau P.. indem sie unter einen von fiskalischen 
Eisen l)alinarbeitern in iiewegung gesetzten Eisenbahnwagen Ln^rieth. 
Fiskus ist aus dem HaftpÜichtgeset/e veruriheilt. Revision zurückge- 
wiesen. Das Oberlandeh-tif l icht irrt rechtlich nicht, wenn es als Be- 
triebsunternehmer im Sinne von § 1 des Haftpflichtgesetzes denjenigen 
bezeichnet, in dessen Namen und auf dt ^sm Rechnung der Betrieb ge- 
führt wird, welcher eben deshalb auch den Betriebsgewinn für sich be- 
zieht. Weiter gehört es zum Gebiete der tliatsächlichen Beurtheilnng, 
wenn das Oberlaudesgericht aus den vorgetragenen Anschiussverträgen, 
welche es eingehend und im Zusammenhange würdigt, seine üeber- 
zeugung schöpft, dass der Beklagte im vorliegenden Falle ein solcher 
Betriebsunternelimer für die in Frage kommenden Anschlussgeleise sei, 
indem ihm vor allem das ökonomische Ergebniss dieses Betriebes aus- 
schliesslich zu Gute komme. 



Nr. 118. Entseh. des Dentselten Belehsgeriebts. 

2. Civil-Senat. Vom 22. Jani 1894. 

Schadensanspruch des Eisenbahnflskus weycn Beschädigung des Personals und der Be> 
triebsmittel in Folge von Uebertretunp der Bahnpolizeivorschriften. 

Der Kläger hatte die Beförderung von etwa 70 Centner Pulver 
übemommen, welche er durch seinen Dieustknecht aof einem Planwagen 
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aiUBfÜhren Uess. Der Transport moBSte eine Seknndärbahn krenzan; er 
hat dieaelba in der I>imkellieit passirt und ist von der LokiHDOtiTe er- 
fasstf was eine Explosion Temrsaclit liat. Die Klage gegen den Eisen- 
bahnflskus ist abgewiesen; die Widerklage wegen Verletztug des Eisen* 
bahnmatenals nnd Körperverletzuug des Zugpersonals ist dem Grande 
nach fftr gerechtfertigt erkannt; Revision zorfickgewiesen. Nach einer 
PolizeiTerordnung der Begienmg zu Arnsberg vom 11. Sept 1879 ist 
die Annüberong von Fuhrwerken mit explosiven Stoffen auf eine ge- 
ringere Entf emong als 300 Meter au Eisenbabnzttge oder geheizte Lo- 
komotiven untersagt. War der Kläger genöthigt, näher an die Eisen- 
bahn heranzukommen) so musste er nach der Polizeiverordnuug dem 
Betriebsamt Anzeige machen. Das hat er unterlassen, nnd hierin ist 
ein eigenes Yerschulden des Klägers, welches fttr den Unfall kausal 
geworden ist, zu find^. Eme Terschuldnng der Eisenbahnverwaltung 
lag nicht vor. 



Nr. 119. Entsch. des Deutschen Belchs^rlchts. 

3. Civil-Spnat. Vom 22. Juni 1894. 

Umfano der Entschädtgungspf^icht der EisenbahnverwaltuiiQ. welche dem Unternehmer 
diq !■ ilM Erdaiiieiten erforderlichen Grund und Boden nicht rechtzeitig zur V«r« 

fügung stetite. 

Der Besteller bat zwei Arbeitseinstellungen des Unternehmers da- 
durch herbeigeführt, dass er diesem den zu den Aufschüttungen er- 
forderlichen Grund und Boden nicht rechtzeitig zur Verfu^ing gestellt 
hat Den durch diesen Annahmeverzng entstandenen Schaden kann der 
tJntemebmcr ersetzt verlangen. Das Berufungsgericht bat ihm die be- 
gehrten 15 Proz. vom Werth der Geräthschaften als Entschädigung fftr 
deren Bracbliegen zugebilligt. Eine weitere Entschädigung dafür, dass 
er die Arbeit zu den theureren Sommerpreisen habe herstellen müssen, 
während er sie sonst zu den billigeren Winterpreisen hätte ausfuhren 
können, ist mit Recht abgewiesen. Die freiwillige Gewährung der 
Leistung, welche h'is zur Zusage einer höheren Vergtttnng zurtickgehalteu 
werden durfte, scldie.sst die spätere Geltendmachung eines erst in Folge 
der Leistung entstellenden Scliadens aus, weil der Leistende damit seine 
Leistung als die ihm kontraktlich obliegende anltietet und der Empfan- 
gende sie nur als Vertragserfüllung betrachtuu kann. Eine Verein- 
barung über eine höhere Vergütung war aber nicht erfolgt. 
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Nr. IdO. Entsdu des J^eatsehen Reiehsgertelits. 
2. CiTil-Senai Ton 13. Juli 1894. 

[Bob*. Pwcdm B*l<A«ett. Bd.1». &ltt. Nr.M.l 
§ I. Haftpfl. Oes. KonkorHrendes Versohnlden beim ElisMgw fR «liM firiirairitoR Zig. 

Kläger hat bei tleni \'ei suclie, m den abfahrenden Personenzug ein- 
zusteigen, einen Unfall dadurch erlitten, dass er unter den Zn^r irerietli, 
welcher ihm ein Bein abfuhr. Eisenhahnfifkns ist zum Sr liatleiLsersatz 
dem Grunde nach verurtheilt. Revision zurückgewiesen. Das Berufungs- 
gericht legt auf den Umstand Gewicht, dass Kläger und noch andere 
Personen sich sofort, nachdem sie im Wartesaale abgerufen worden, in 
der grössten Eile nach dem Zuge begeben liaben. Die für den gegen- 
wärtigen Fall aus den von den Zeugen bekundeten Thatsachen gezogene 
Folgerung des 0])erlandesgericlits, dass der »Stationsboamte unter den 
obwaltenden Umständen den Zug nicht hätte abfaliren lassen dürfen, 
kann nicht rechtlich beanstandet werden. Ebenso unzutreffend ist 
v»'eitere Argument der Revision, dass schon die erwiesene eigene L,n- 
vorsichtigkeit des Klägers, welcher, neben dem abfahrenden Zuge her- 
laufend, versucht habe, auf das Trittbrett des letzten Personenwagens 
zu springen, den Kausalzusammenhang zwischen dem festgestellten Ver- 
schulden des Beklagten und dem Unfälle ansscbliesse. Wenn ein Ver- 
schulden auf beiden Seiten vorgekommen ist, 80 ist es Sache der that- 
sftdilichffli Beurtheilnng, ob trotzdem das aaf dw dnoi Seite Torliegeude 
Yerschiilden das wesentliche, ursächliche gewesen sei. Bas letitere hat 
das Oberlandesgerieht znm Nachtheüe des Beklagten angenommen, und 
diese Annahme ist in der Berisionsinstans nicht nachsnprttfen. 



Nr. 12U Entsch. des Oesterr. Obersten Gerichtbhofes. 

Vom 24. Juli 1894. 

(Or^tcrr Rlionb. Verorfln Dl VIII Nr. 121. S. 1S23] 

Die fortdauernde Benützung eines Eisenbahnviaductes zur Durchfahrt begründet einen 
Rechiebeeita. Die Verhinderung dieser Durchfahrt durch die Eisenbahn ist eioe zur 
Conipetenz der Gerichte gehörige Besitzstörung. 

üeber den Recurs der Südbahn - Gesellschaft bestätigte das k k. 
Oberlandesgericht in Innsbruck mit Decrct vom 19. Juui 1894, 
Z. 3734, den erstrichterlichen Bescheid in Erwägung, dass die Eigen- 
schaft der k. k. priv. Südbahn als bücherliche Einheit des Eisenbahn- 
buches es nicht ausscliliesst, dass au eiuzelneu Bestaudtheilen der Bahn 
das Eigenfhutnrecht beschränkende Rechte, wie z. B. Grunddienstbar- 
keiten, mit der Wirkung dinglicher Kedite bestehen, wie dies in § 6 
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des Gesetzes vom 19. Mai 1874, B.-0.-B1. Nr. 70, ansdrlLeUicli her?or- 
geboben wird; in Erwäging, dass die Yertretnng des lüftgerisdiea 
Fondes dargeUian bat, dass sie, resp. ibre Plditer nnd ihre Besits- 
Torginger tod einer aolcben Gronddi«»tbarlEeit sa Gansteo der dem 
Fonde gehörigen Grnndparcellen Nr. 708, 709 und 711 der Stadt Inns- 
bmck schon seit Jahren bis in die letzte Zeit Gebrauch gemacht and 
sich wenigstens im factischen Besitze des bezüglichen Rechtes erhalten 
hat; in Erwftgnng, dass die geklagte Bahn zugeben masste, dass sie 
Graben auf werfen Hess, um die Durchfahrt durch die Viaducte unmöglich 
zu machen; in Erwägung, dass die geklagte Bahn nicht nachgewiesen 
hat, dass diese Massregel im Interesse des Bahnverkebres und der all- 
gemeinen Sicherheit wegen getroffen wurde oder getroffen werden musste, 
und dieselbe sich daher vergeblicli auf die sicherheitspolizeilichen Be- 
stimmungen der Eisenbahn- Betriebsordnung und der Minist«rial Ver- 
ordnung vom 14. September 1854, R.-G.-Bl. Nr. 238, beruft, und überdies 
bestehende, der Sicherheit des Bahnverkebres abträgliche Privatrechte 
nicht einfach abolirt werden können, sondern vielmehr gemäss § 9, 
lit. e, und § 10 Ht. b nnd c, der letzterwähnten Verordnung durcli ent- 
sprechende Herstelhing einer anderweitigen Coinmunication zu ersetzen 
oder zu expropriiren und zu entschädigen sind; in Erwägung, dass 
die Vertretung der geklagten Bahn nicht geltend machen kann, dass 
sie von dem fraglichen, zu Gunsten der klägerischen Gründe ausgeübten 
Durchfahrtsrechte keine Kenntniss gehabt habe, da durch ♦^iiie Reihe 
von Zeugen dargethan ist, dass dip^s»' Durrlifahrt stets öft'eiitlieh und 
vor den Augen »ler Bahnbetriebsurgaue seit deui Bestände des Viaductes 
ausgeübt wurde; in endlicher Erwägung, dass die Vertretung des 
klagenden Fondes den Besitz einer Prädialservitut nachgewiesen hat, 
und dass zur Prüfung und Entscheidung der Frage, ob Kläger int Be- 
sitze eines Privatrechtes sich befinde und in diesem Besitze gestört 
worden sei, gemäss § .'iB9 a. b. G.-B. die Gerichte competent sind. 

Der k. k. Oberste Gerichtshof gab mit Entscheidung vom 
25. Juli 1894, Z. 8976, dem von der Stidbahn-Gesellschaft eingebrachten 
ausserordentlichen Revisionsrecni'se wegen Abganges der Erfordernisse 
des Hofdecretes vom 15. Februar 1833, Nr. 2593 J.-G.-S., keine Folge. 



Nr. 183. Etttsch. des Oesterreich. Obersten Crerichtshofes. 

Vom B. September 1894. 

IRöll, Jahrgang Vm. (im) Nr. M. 6. 89.) 

Sobsamtion einer Verletzung vnter das Haftpfliohtgesetz, welche sich eine Person bei 
der auf AufTerderung der Bahnorgaiie erfolgten Mithilfe hei einer Wagenverecbidinng 
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dadunli siiMit, Uu ito toMge flItHaitM n BodM tllrit ml mtor dn Rad du 

I« RollM kellidllolrai Wigeii» ftrlte. 

Was die drei ersten Punkte betrifft, so sind die gegen sie einge- 
brachten Beschwerden unbegründet. Die gegen die Anwendung des Ge- 
setzes vom 5. M&rz 1869 vorgebrachte Beechwenle ist es deshalb, weil 
erwiesen ist, dass die betreifende körperliche Verletzmig^ dadureb, dass 
Ellger am Bahnhof G., wfthrend seiner Ifitwirkung bei der Hand- 
Yersehiebung eines Wagens anf äm mit Glatteis tkberzogenen Boden 
stürzte, nnd dass dem Gestflrzten das rollende Bad des Wagens die 
Ferse nnd den Bttcken seines rechten Fasses zeninetschte, also angon- 
aebeinUch dnzch eine Ereignnng im Verkehre der N.-Babn berbeigefObit 
worden ist, weil bei dieser Ereignong, wo erwiesenermassen der Elftger 
znm Helfen bei der Wagenverschiebung von einer Person, deren sidi 
die Geklagte znr Aasftbang des Betriebes bediente, ansdrttcklidh anfge* 
fordert wnide, nnd wo die Gef&brlichkeit des Glatteises durch Bestreuen 
mit Sand leicht hfttte beseitigt werden können, davon dass sie aus Ver- 
schnlden des Beschädigten oder dnrch einen onabwendbareu Znf all ver- 
nraacht worden sei, offenbar keine Bede sein kann, nnd weil demnach 
die Subsumtion des vorliegenden Falles unter das bezdcbnete Gesetz 
Yollkommen gerechtfertigt, die Beftwiung der N.-Bahn von der ihr hier- 
nach obliegenden Haftpflicht aber nicht bewiesen ist. 

Die gegok die Bemessung des Schmerzensgeldes mit 900O fl. vor- 
gebrachte Beschwerde ist deshalb nnbegrftndet, weil die physischen und 
paychischen Leiden, welche der Kläger bei Zerqnetschung seines Fasses 
nnd später, vor, bei und nach der Amputation dnes Theiles deaselben, 
sowie beim Beginn der Benutzung des ihm verbliebenen Stumpfes noth- 
wendig empfand und nach der Aussage der Sachverständigen und nach 
menschlichem Ermessen bei der Fortsetzung dieser Benützung und beim 
Denken an die Vergangenheit und Zukunft unzweifelhaft noch empfindet, 
durch die ihm zugesprocheneu 3000 fl. auch dann nicht übermässig ge- 
sahnt erscheinen, wenn berücksichtigt wird, dass Kläger nicht den 
höheren sensiblen Classen angehört, und dass er an harte Arbeit und 
physischen Schmerz gewöhnt ist. 

Die gegen die bedingte Annahme eines monatlichen Verdienst- 
entganges von eventuell 36 fl. vorgebrachte Beschwerde endlich ist des- 
halb unbegründet, weil die einsclüägige Behauptung des Klägers durch 
die Aussage des Zeugen K. nicht widerlegt wird, weil der erste Richter 
mit Recht auf die Verscliiedeuheit der Beweisführung nach dem Unfall- 
versicherungsgesetze und nach der allgemeinen Gerichtsordnung hin- 
gewiesen hat, und weil der dem Kläger zurückgeschobene einschlägige 
Eid am so onbedenkUcher seutentioiurt werden dürfte, als ja diesfalls 
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nach der Saeh- und Bechtslage anch der Sch&tzimgseid znlftsBig gewesen 
wftre, und awtr im Hinblicke anf die beeehworene Aussage des Zeugen 
S., KUger habe sich als Accordarbeiter, wie der Zeuge selbst, dnrch* 
schnittlich 1 11. 20 kr. pro Tag yerdient, sogar ohne M&ssigang des zn 
beschwörenden Betrages. Die Appellationsbeschwerden der geklagten 
Elsenbahnnntemehmung mnasten hiernach in all den yorerwUinten 
Punkten abgewiesen werden. 

Nicht so in dem vierten nnd letzten, die Abrechnung der Unfall- 
Yenicherungsrente betreffenden Punkte. 

Hier erscheint die Beschwerde der N.-Bahn aUerdinga begrOndet, 
weil in Fällen, wie der vorliegende, der Ersatz dem Beschlldigten nnr 
nach I 1385 des a. b. G. B. zu leisten ist; weil aber erwiesen vorliegt^ 
dass dem anerkannter-, beziehungsweise dargethanermassen im Betriebe 
der Eunstmfihle der B. durch Veranlassung einer anderen Person ver- 
letzten Kluger von dem ihm in der Zeit vom 11. April 1898 bis heute 
entgangenen Verdienste seitens der Arbeiter-tJn&Ilversicherungsanstalt 
fttr Mähren nnd Schlesien allmonatlich 12 fl. 89 kr. bereits ersetzt 
worden sind, und an dem ihm kfinftig entgehenden Verdienste auf die 
Daner seiner Erwerbsunfähigkeit noch werden ersetzt werden ; weil dem 
Kläger nach § 47 des Gesetzes vom 28. Dezember 1887, B. G. Bl. Nr. 1 
vom Jahre 1888, der Schadenersatzanspruch gegen die geklagte Eisen- 
bahnuntei-nehmung nnr bezüglich des Restes des ihm bereits entgangenen 
und künftig entgehenden Verdienstes von 28 fl. 20 kr. , eventuell von 
36 fl. zusteht, und weil in dieser Beziehung der gerichtliche Zuspruch 
umsomehr auf jenen Eest beschränkt bleiben mnss, als der angeführte 
§ 47 der betheiligten Arbeiter>Un fall Versicherungsanstalt Entschädigungs- 
ansprüche gegen denjenigen, welcher den Unfall ilurch ein Verschulden 
veranlasst hat, ausdrücklich wahrt, und die N.-Bahu gerechterweise doch 
nicht verhalten werden kann, auf Grund des Gesetzes vom 28. Dezember 
1887, R. G. Bl. Nr. 1 ex 1888, der Arbeiter-Uufallversifhernngrsanstalt 
für Mähren nnd Schlesien, eintretendenfalls, die von dieser dem Kläger 
zuerkannte Entschädif':nnp:srcnte zu ersetzen und ausserdem noch auf 
Grund des Gesetzes vom 5. März 1869, R. fl. Bl. Nr. 27 den entgangenen 
und künftig entgehenden Verdienst dem Kläger voll zu vergüten. 



Kr. Entseh. des Dentschen Reichsgerichts. 
6. Civil-Senat. Vom 1. Oktober 1894. 

iBolzr Praxis d Rr}r?isFrPr. Bd. 19 >^ 1'?"^ ^> -^VO^ 271 ) 

f I. Haftpfl. fies. Konkurrirendfls Verschulden beim Aussteigen aus ei«em falireaiteii 
Zug. Beurthellung der muthmasslichen Lebensdauer. 

£in im bautecUuischen B&reau der Generalduektiuu der Staats- 
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eisenbabnen angestellter Regieiungsbauineister S. ist beim Aussteigen 
ans dem Eisenbahnzuge veriingliickt. Unter Ablehnung einer eigenen 
Verschuldung desselben ist Eisenbahnfiskus verurtheilt, seiner Wittwe 
80 lauge sie hbi^ doch nicht über 20 Jahre hinaus eine Jaliresrente 
von 1000 Mark zu zahlen, ReAnsion zurückgewiesen. Das Berufungs- 
gericht stellt fest, dass der dcüi Zuge als vSchaflfner beigegehene Bremser 
W., als der Zug in den Balinhuf zu Cannstadt einfuhr und noch in 
langfsamem Gang war, die Thüre des Wageu-s, in welchem S. als Pas* 
sagier sass, geöffnet und in den Wagen gerufen hat: „Cannstatt! Aus- 
steigen in der Richtung nach Esslingen!", dass dieses Verhalten W.'s 
gegen die Fahrdienstvorschriften, wonach die Schaffher bei Ankunft 
eines Zuges auf einer Station erst, wenn der Zug zum Stillstand ge- 
kommen, die Wagentbüren öffnen und abrufen dürfen, verstiess und dass 
S. lediglidi durch das Abrufe W.*b veranlaut wurde, aufzustehen, den 
Wagen zn verlaBsen and ansznsteigen. Dass dem S. das Verbot vor- 
eiligen Atusteigens und die damit verbimdene Gefahr bekannt war, 
nimmt das Berafuugsgerieht ebenso an, wie dass 3. sich in angeheiter- 
tem Zustande befiind; seine obige Feststellung beruht aber ftuf that-» 
üblichen Erwägungen. 

Das Bemfongsgericht erwfigt das Alter, den Beruf, die Lebens- 
TerhAltnisse des Yerunglttckteii, in welcher Bichtung Streit unter den 
Parteien nicht bestand, und kam hiemach zu dem Schluss, dass ein 
Hann in den YerhiUtoisseii des Yeronglftckten und so auch dieser selbst 
voraussichtlich und yermuthlich noch 20 Jahre gelebt haben würde. 
Besondere Umstünde, welche etwa die Annahme eines kürzeren Lebens 
des Verunglückten bedingt oder nahe gelegt hätten, lagen dem Be- 
rufungsgericht nicht vor. Die in Bfthr, ürtheile des Beichsgerichts 
S. 189ff., mitgetheflten HortaUtfttstabellen hat das Bemftangsgericbt nur 
zur Vergleichung und Bestätigung seiner sonst gewonnenen TTeberzeu- 
gung von der vetmutidichen Lebensdauer des S. herangezogen. Dies 
ist nicht reehtsirrthflmlich. 



Xr. 134. Entsch. des Deutschen licichsgerlchts. 

2. Civil-Senat. Vom 19. Oktober 1894. 

(Bol/c, l'riiv, d Hpi- l-M!?or r!!l !!» S 3-! Ziff. 88.' 

Preiwt. Entei|M. fies. § 8. Bemessung des Wertfaes eines Ueberbaareebtes. 

Gegen den Eigenthümer ist das Enteignungsverfall ren eingeleitet 
wegen eines Gebäudekomplexes, welcher sich über den Haclitbogen er- 
streckt, unter welchem eine Strasse entlang führt. Es ist nicht richtig, 
dass es für die Schätzung dieses Bechtes gleichgültig sei, welchen recht- 
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Iiefa6ii Charakter dasselbe besitze. Verschiedene Möglichkeiten sind 
denkbar; das Becht, Uber dem Hachtbogen ein Bauwerk zu besitzen, 
kann auf Prekarität — entweder schlechthin oder nnter der Verpflich* 
tnng der Stadt« bei Ansftbnng des Widemifsrechts wenigstens den Bau- 
Werth des niederzalegenden Stockwerks zn vergüten beruhen; es 
kann ein Becht sein, den Ueberbau in dem jetzagen Zustande bis zu 
dessen Verfall zu besitzen oder die Berechtigung enthalten, einen Neu- 
bau aufznflUiren, im klateren F^le mit Beschiftnknng anf die jetzige 
Höhe oder in beliebiger Erh5hbariceit. Es leuchtet ein, dass die Ent- 
schftdigungasnmme höher oder geringer zu bemessen ist, je nachdem sich 
das Üeberbaurecht seiner rechtlichen Natur nach als mcÄr oder minder 
werthyoU erweist. 



Nr. 1^. Entseheidnng des Deutschen KelchsgerlolltS« 

6. Civil-Senat. Vom 25. Oktober 1894. 
§ I. Haflyll. fiet. BelrMMaatorsihHir M 4ifi>h|siimta Varkilir. 

Nach einem Abkommen zwischen der Bayrischen und der Wllrttem- 
bergischen EisenbahuTerwaltnng wird die Begleitung der eingestellten 
Bayrischen Eisenbalinwagen bei durch Württemberg hindurchgehenden 
SchnellzQgen von bayrischen Kondukteuren gegen Ersatz der Selbstkosten 
besorgt. Bei einem solchen Schnellzuge ist auf Wflrttembttgischen Ge- 
biet ein Eisenbahnwagen umgestOrzt, ein bayrischer Eisenbahnkondnk- 
teur hat einen TJnfaD erlitten, nnd ist demnächst verstorben. Auf die 
von dessen Wittwe wider den Wtirttembergischen Staatsflskus, in dessen 
Betrieb sich der Unfall ereignete, erhobene Klage ist Beklagter aus 
dem Hafl^chtgesetz yerurthmlt, Eevision zur&ckgewieeen. Denn zur 
Zeit des Unfalls und des Todes des Eisenbahnkonduktenrs bestand in 
Bayern keine dem § 12 des Reichsgesetzes, betreffend die Fürsorge fftr 
Beamte in Folge von Betriebsanfällen entsprechende gesetzliche Rege- 
lung der Fürsorge fttr die Bayrischen Eisenbahnbeamten; die ent- 
sprechenden Württembergischen Bestimmungen waren aber zum Nach- 
tbeil der Hinterbliebenen Bayrischer Beamten nicht anwendbar. Denn 
das Berufungsgericht legt ohne Rechtsirrthum das zwischen den Eisen- 
bahnyerwaltangen getroffene Abkommen dahin aus, dass zufolge desselben 
der Bayrische Eisenbahnbeamte lediglich in dieser seiner Dienststellung 
auf direkte Weisung seiner vorgesetzten Bayrischen Dienstbehörde den 
Bayrischen Wagen begleitet und die Wüittemljerg'ische Eisenbahnver- 
waltnng dies gestattet hat. Danach war derselbe nicht Hülfsbeamtcr 
der Wtirttembergischen Staatseisenbahnverwaltnug geworden, sondern 
Bayrischer Eisenbahnbeamter geblieben. 
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Nr. 126. Entsch. des Deutschen Reichs fferfchfs, 

5. Civil-Senat. Vom 10. November 1894. 

[Bolze. Pnix (1 Roubsger. Bd. 19. S. ß6. Ziff. 107.| 

§ 99 i 8, § 246 il 15 Preuss. Ailg. L. R SchadenserftaUanspnioh fSr dat einer Muhle 

entzogene Wasser. 

Auf dem Grundstück der Berlin-Potsdam-Magdeburger Eisenbahn- 
gesellschaft, jetzt des i'iskus als deren Rechtsnachfolgers , befand sich 
ein Wehr, welches durch einen Wolkenbruch beschädigt ist. Die Eisen- 
bahngesellschaft hat das Wehr so wieder hergestellt, dass eine erheb- 
liche, früher der klägerischen Müble zugeflossene Wassermenge derselben 
entzogen ist. Der Schadensersatzanspruch des Müllers konnte nicht auf 
§ 246 A. L. K. II, 15, noch auf § 99, I, 8 gegründet werden. Denn 
beide Bestimmungen setzen ein willkürliches Handeln der Nachbars, ein 
Unternehmen, VeräiKlorn oder Entziehen voraus. Weder in der Be- 
schädigung der Wehranlage durch einen Wolkenbruch noch in der 
Unterlassung der Wiederherstellung durch den beklagten Eiskus kann 
ein Handeln desselben gefunden werden. Das Reichsgericht nahm aber 
an. dass ein den Fiskns verpflichtender Vertrag vorlag, und hielt des- 
halb die Verurtbeilung des Berulungsgenchts zum Schadensersatz auf- 
recht. 



Nr. 127. Enteüh. des Deutschen Reichsgerichts. 

1. Civil-Senat. Vom 14. November 1894. 

IBolze, I'rax.d. l{oipbsKericl]t<t. iW. li). .S. m. Ziff. 165 ] 

$ II I 16 §$ 270 fr. I 5. Prenee. Allg. L R. VertraBserfüllani bei UefereDg voo Eieen- 

bahischwellen. 

Nach dem Vertrage hat der Beklagte dem Kläger Sachsenschwellen, 
d. h. Eisenbahnschwellen, wie sie in Sachsen Üblich sind und den dortigen 
reglementarischen Vorschriften entsprechen, von bestimmten Dimensionen 
and bestimmtem Profll zu liefern. Nach den klaren Vorschriften des 
Preussischen Rechts in dem § 11, I, 16 und den §§ 270, 273, 275, 325, 
326, 369tf., T, 5 A. L. R. liatte der Beklagte den Vertrag nacli seinem 
ganzen Inhalt zu erfüllen; er konnte dem KläErer weder Scliwellpn an- 
derer Art noch anderer Beschaffenheit aufdrängen; nur der Kläger war, 
wenn der Beklagte schuldbar oder durch Zufall in seiner Person die 
bedungenen Schwellen nicht liefern konnte, eine andeie Erfüllungsart 
zu wJthlen befugt. Noch weniger kann sich der Kontrahent, der eine 
bestimmte Eigenscliaft ziig*'sagt hat. darauf hf rut(i!, dass der Gogen- 
kontraheut an dieser EigeiischaiL k^.in luteiesse gehabt habe. Geliefert 
hat der Beklagte nur 4749 Öachseoschwelieu. Die Traft von etwa 
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27000 StQck, welche er dem 2]&ger am 17. September eis Sachsen« 
schweQen zar Verfügnng gestellt hat, enthielt zum weitaas grOssten 
TheÜe nicht Saeheenschwellen, sondern PreussenschweUen. Der Kl&ger 
braucht die PrensBenschwellen als Vertragserfttllang nicht anzonehmen. 
Der Berafhngsrichter stellt fest, dass sie von anderer Form und anderem 
Gewicht als die Sacbsenschwellen sind, im Verkehr nicht als Sachsen- 
schwellen gelten, anch vom Sächsischen Fiskns nicht als Sachsenschwellen 
angesehen werden. Daneben kommt es daianf, ob die PreussenschweUen 
Werth voller, als die Sachsenschwellen oder gleichwertbig sind, dauer- 
hafter und ebenso verwendbar sind, nicht an. 



Nr. 128. Entfleh. des Deutschen Reichsgcrielits. 
3. Civil-Senat. Vom 11. Dezember 1894. 

[BolBB, Fruit d.ltoialwcw. Bd. 10. atM. ZULma.} 

SelWaritelM Hifl^oU der Kaiaearevliörea fir Maftl dar KsiiSBravIsiSi. 

Der Kassenrevisor, welcher bei der ausserordentlichen Kassen- 
revision die von ihm entdeckte Unref^elmässigkeit in der Kassenfülirung 
des Rendanten wahrgenommen, aber nicht zuui Protokoll vermerkt hatte, 
wurde zur Erstattung der von diesem nach der Revision veruntreuten 
Summe veruitheüt, weil ein pflichtmässiges Verfahren des Beklagten 
fernere Unterschlagungen des Beklagten unmöglich gemacht haben w&rde. 
Zugleich wurde die solidarische Verurtheilung neben der des Amtsrichters 
ausgesprochen, weil dieser, wenn er bei einer früheren ReTision sorgfältig 
yerfahren wäre, die Yenmtrennngen schon damals wahrgenommen hAtte. 
Die BeTision wurde zarllckgewiesen. Haben beide pflichtwidrig gehandelt, 
so kann der Kläger beide in Anspruch nehmen, jeden von der Zeit ab, 
zu weldier pfiichtmAssige Sorgfalt den Schaden abgewendet haben wftrde^ 
die Pflichtwidrigkeit mithin kausal fllr den Schaden geworden ist. Elann 
nun aber der Klüger seinen Schaden nur einmal ersetzt Terlangen, so 
ergiebt sieh für die Zeit, fOr welche beiden eine kausale Verschuldung 
zur Last filUt, von selbst das VerhJLltniss der solidarischen Verhaftung. 
Wo es sich, wie hi vorliegender Sache, nm ein Verschulden des Beamten 
gegenttber seinem Konstituenten handelt, kann schon darüber kein 
Zweifel bestehen, dass auch schon nach gemeine Bechte der Beamte 
bei Ausführung eines Bienstanftrags seinem Konstituenten fOr omnis 
culpa zu haften hat 
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Nr. 129. Entscli. des Deut sehen Reichsgerichts. 

3. Civil-Seuat. Vom 2b. Dezember 1894. 

( I Nillffl. 66t. BetrIebsunternehiHtr aif einer Anschlueestreoke ist derjoili^ fflr 
dsNei 6«fahr ud RMbiraiHl der Betrieb gefibrt wird. 

Die Elflgerin ist mit der gegen den Pr. Eisenbähnfiskus erhobenen 
Klage anf Ersatz des Schadens, welchen sie dnrch den Znsammenstoss 
ihres Fuhrwerks mit einer rangirenden Lokomottve im Hafenbahnhof zn 
Frankfurt a. M. erlitten hat, abgewiesen. Die Bevision wurde znrllckge- 
wiesen. Das Bemfnngsgericht hat festgestellt, dass der Betrieb der Bahn- 
verwaltnngen Tor dem Beginn der städtischen Strecken endete, mid dass 
die Üeberfflhrnngsgebfihien, welche ffir die Beförderung anf den städti- 
schen Strecken zu zahlen waren, ausschliesslich der Stadt zu Gute ge- 
kommen sind, und iUr deren Rechnung von den Bahnverwaltungen mit 
erhoben wurden. Die fttr die Beförderung auf den städtischen Strecken 
erforderlichen Maschinen und Wagen und das nöthige Personal haben 
zwar die Bahnverwaltongen der Stadt gestellt, jedoch ohne rechtliche 
Verpflichtung und ohne irgend welche Entschädigung dafür zu erhalten. 
Auch die Erwägung ist von dem Berufungsgericht nicht übersehen, dass 
die Geschäftsführung für einen Anderen den Begriff der eigenen Be- 
triebshandlung nicht ausschUesst. Die Annahme einer eigenen Betiiebs- 
handlung der Staatsbahn ist nach den konkreten Umständen als aus- 
geschlossen anzusehen, weil es sich um die Beförderung von Gütern auf 
einer Strecke handelte, auf welcher der Betrieb allein der Stadt zu- 
stand, und für welche sie allein die Beförderungsgebühren erhielt 



Nr. 130. Entsch. des Obcrlandcsgerichts Kolniar. 
1. Civil-Senat. Vom 11. Januar 1895. 

[Jartot.Zeluelir.lBltMS'Lothr.XX. Heft?/«. 8.Si«.| 
EliesbilNhfiltertarif. Seehafen-Ausnajimetarif. Beförderung und Tarifiruog als Fraolit* 

gut oder Eilgut 

Die K1a?e charakterisirt sich als ein Rückfordenmgsansprnch von 
zu hocli gezahlteu B'rachtp reisen. iJie Höhe dieses Riickforderungsan- 
spruchs ist im Einzelnen vom ersten Rii-hter tarifmässif? richtig be- 
rechnet lind von der Beklagten nicht bemängelt. Gegenstand des Streites 
ist lediglich die Frage, ob die Voraussetzungen, welche die Klägerin 
ihrer Berechnung zu Grunde legt, zulrufi'eu oder nicht. 

1. Der Annahme des Erstrichters, der Seehafen-Ausnahmetarif sei 
bezüglich der Sendungen 1 und 2 trotz der Beanspruchung der in § 34 
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der AUgomeiiida Tarifvorschriften beBtimmten Vergünstigung anwendbar, 
ist beizapflicbten. In Vorbemerkung 1 des Seehafen-Ausnahme tai ifs ist 
auBdrftcklich gesagt, dass „die Befürdeniiig* der betreflfenden Waaren 
. . . auf Grand der besonderen Bestimmungen erfolge, welclie in dem 
fttr den allgemeinen Güterverkehr gültigen Tarif des hier in Betracht 
kommenden Westdentschen Verbandes . . . enthalten sind. Denmack 
soll die Beförderung der Güter erfolgen auf Grund der Allgemeinen 
Tarif7onehnftea des Eisenbahngütertarifs (sub B §§ 1—45), die Fracht- 
preiaberechnnng auf Grund des Seehafen-Ausnahmetarifs, sofern es 
Bich um solche Güter handelt, welche unter denselben fallen. Zu diesen 
Allgemeinen Tarifvorschriften gehört anch der mehr citirte § 34, und 
es ist kein Grund ersichtlich, warum der Seehafen-Ausnahmetarif auf 
die in demselben bestimmte Beförderungsart keine Anwendung linden soll. 

Die Begünstigung des § 34 schliesst ihrem Inhalte iiacli eine pauz 
andere Eigenart in sich, wie diejenige des Seeliafeu-Ausnahnietarifs. 
Denn während der erwähnte § 34 mehr eine Begünstigung der Be- 
förderung gewährt, indem bei Aufstellung dieser Bestimmung der 
Grund massgebend war, dass die betreffenden Güffr dem Verderben 
leichter ausgesetzt sind, wie andere, enthält der Öeehafen-Ausnahme- 
tarif lediglich und in erster Linie eine Begünstigung des F r a c Ii t p r e i s e s 
zu dem offen ersichtlichen Zweck, Handel und Verkehr in den Seehafen 
zu heben. Beide Vergünstigunsreu bezwecken also nicht das Nämliche 
nnd sind daher recht wohl mit eiiiaiider vereinbar. 

2. Bezüglich der Wafrgonseiidiuig 3 ist der erste Richter von der 
zutreffenden Voraussetzung ausgegangen, dass der iniialt des Fracht- 
vertrags in erster Linie durch den bahnseitig gestempelten Frachtbrief 
und nicht durch die Aufgabe des Gutes an einer bestimmten Abfertigungs- 
stelle dargethan wird. 

Auch bestätigt die von der Klägerin vorgelegte Faktura die An- 
nahme, dass der Absender der Heringe die Beförderung derselben durch 
Güterzüge gewollt hat, indem er dai iu die Waare, unter Durchstreicliuug 
des Vordrucks „Eilgut", als „Frachtgut" bezeichnet hat, wahrend bei 
gewollter Beförderung nach § 34 die Bezeichuuug „Eilgut" die ange- 
messenere gewesen wäre. Hat auch die Faktura bei der Abfertigung 
der Sendung deiu betreffenden Balnibeamten nicht vorgelegen, so hätte 
derselbe aus dem Frachtbrief doch ersehen müssen, dass hier die be- 
schleunigtere Beförderung nicht gewollt war, und daher, wenn die 
Sendung am Eilgutschalter aufgegeben worden sein sollte, die anfgebeodD 
Person an die richtige Stelle verweisen sollen .... Hiernach erweist 
sich die Berufung als unbegründet. 



Digitized by Google 



Sntach. das Oberlandeflgenohte Dresden vom 15. ICärs 1895. 



209 



Nr. 131. Entseh. des OberlaiidesjS^crlchts Dresden. 

4. Civil-Seiiat. Vom 15. März 1895. 

fSlohs. Archhr f. bflrgerl. Recht a. ProzcM Y. R«ft 5t9. 8. 8W.J 
GestaltuBg des RechtsverhSItnIsscs . wenn der Käufer die ihm vom Verkäufer in ver- 
tragsmästiger Beschaffenheit nach der vereinbarten Bahnstation zugesendete Waare 
abzunehmen verweigert und die BahnverwaitHng auf Grund der Verkehrsordnung für 
die Eisenbahnen Deutschlands vom 15. November 1892 die Waare versteigert. Za 

Art 343 des H. 6. B.'8. 

Der Kläger hat sich in seinem Klagvorbrinp-en im weseutlichen 
darauf beschränkt, die Bestellung, die Vertrags- und gesetzmässi^e 
Liefemng, den Anuahmeverzug des Beklagleu uüd deu bahnamtliclieii 
Verkauf zu behaupten. In seinem petitum fordert er den vertrags- 
uiässigen Kaufpreis, also Vertragserfüllung, und bringt sich nur den ihm 
von der Bahnverwaltnng Übermittelten Versteigerungserlös in Abzug. 
Der Kläger ist jeduih uicht mit der Bebauptiing hervorgetreten, dass 
der Verkauf des Heus von ihm in Ausübung der dem Verkäufer gegen- ♦ 
liber dem säumigen Empfänger der ^Vaare zustehenden Rechte des Art. 
343 Abs. 2 veraulasst, oder doch für ihn von der Bahn Verwaltung 
als seiner Geschäftsführerin bewirkt worden sei; er hat vielmehr dem 
Vorbringen des Beklagten, dass der Verkauf nicht den gesetzlichen Er- 
fordernissen eines Selbsthtilfeverkaufe entsprochen habe, lediglich die 
Behauptung gegenübergestellt, dass der Verkauf von der Bahnverwaltung 
in Oemttssheit der fUr diese geltendaii Voraehriften bewirkt worden sei. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob nnter Umständen ein solcher dnreh 
die Organe der Bahnrerwaltung bewirkter Verkaof , daf em nur die dabei 
beobachteten Formen im fibrigen mit den Vorschiiften des H* G. B.*8 
in Einklang zu bringen sind, als SelbsthQlfeverkanf za Gunsten der sieh 
darauf berufenden Vertragspartei Terwerthet werden könne; denn im 
gegenwärtigen Falle ist der Elagansprach Ton den ärfordemissen des 
Art 343 des H. G. B/s ttberhanpt nicht abhängig. 

Insoweit der angez. Artikel in seinem zweiten Absätze dem Ver^ 
k&nf er in der Niederlegungs^ und Verkau&befiigniss Mittel gewährt, sich 
dem mit der Empfangnahme der Waare säumigen Käufer gegenüber 
von der Last und Verantwortung der ferneren Aufbewahrung der Waare 
zu befreien, und dem Käufer anstatt der Ndtnrallieferung eine anders 
geartete Erfüllung aufznnöthigen, 

m veigl. Entscheidungen des R. 0. H. G/s Bd. VI! S. 407, Bd. ZXm a 198, 

En t scheid 11 njoren -les R. G.'f» in Civilsachen Bd. XXXin S. 98, 
schaft't er iu Berücksic]iti*rung der besonderen Bedürfnisse des Handels- 
verkehrs dem bürgerlichen Kechte gegenüber etwas neues und selbst- 
ständiges. Dementsprechend sind diese Eechtäbehelfe des Verkäufers 

iKSt, BlMulMtluiNohtUeli* Snm^ldnngcn XIL lö 
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anch dureh das Haadelsreclit erachSpfond geregelt, und die Nichtbe- 
obachtong der dafttr Torgeschriebeneii FörmlichkeiteD hat den Verlost 
der aus den Bechtsbebelfen hergeleiteten Becfate zur Folge. 

Es iat Jedoch der Yerkinfer bei Abnahmeverzag dee Eftofers nicht 
verpflichtet, sondern nur berechtigt, von diesen Mitteln Gebranch 
zu machen. Thnt er es nicht, so wird hierdurch der Eintritt der 
sonstigen nach Handelsrecht und — soweit dieses Anwendung zu finden 
hat — nach bürgerlichem Bechte geordneten Verzngsfolgen nicht aus- 
geschlossen. 

Zu diesen gehört aber nnter anderem eine Minderung des Maasses 
der vertragsmftssigen Haftbarkeit des Verkänfers. Denn sowohl mit 
Hilfe eines ans Art 343 Abs. 1 des H. G. B.'s zu ziehenden und von 

der Rechtsprechung bereits gezogenen einfachen Rückschlusses, als auch 
aas §§ 745, 750 des B. B.'8 ergiebt sich, das.s der Verkäufer nach 
eingetretenem Annahmeverzug des Käufers bei Krfiillnng seiner Ver- 
pfliditun^en nur noch für Arglist und grobe Fahrlässigkeit einzustehen 
verbunden ist, 
vergl. Entscbeidangen des R. 0. ä G.'a fi<L XIX S. 342 äg. 

In vorliegendem Falle war nun, den Nachweis der Bestellung wie 
der Vertrags- und gesetzmässigen Lieferung einstweilen vorausgesetzt, 
der Beklagte durch mehrmaliges, Seiten der Stationsverwaltung für den 
Kläger bewrktes und erfolglos gebliebenes thats&chliches Anbieten der 
Waare iu Annalimeverzug geratheii. 

Der Kliif^er wurde — win im Parteieinverstündniss^^ beruht — am 
12. Angust 1893 von der Annahmeverweigerung des Beklagten ohne An- 
gabe eines Grundes seitens der Bahnvorwaltnng telegrnpbisch benach- 
richtigt. Bereits am 14. August 1893 erfolgte die balmamtliehe Ver- 
steigerung zu Belgershain, zu der laut Verkaufsprotokolls durcii mttnd- 
liche Bekanntmachung im Orte, Herumsenden von Boten auf den be- 
naclibarten Orten, sowie Anschlag iu der Wartehalle eingeladen 
worden war. 

Eine andere Beuachriclitigung der Parteien von der bevorstehenden 
Versteigerung Ijat uicijt stattgefunden, und es muss daher zum mindesten 
zweifelhaft erscheinen, ob der Kläger davon erfahren hat. Jedenfalls 
ist dies selten des Beklagten nicht behauptet worden. 

Unter diesen Umständen kann man darin, dass der Kläger nicht 
sofort nacli Empfang des Telegramms am 12. August sich der Waarc 
angenommen hat, ein grobes Verschulden um so weniger erblicken, als 
er erwarten durfte, dass der Beklagte, falls er die Waare aus irgend 
einem Grunde beanstanden wollte, doch voi-erst seiner Pflicht zur einst- 
weiligen Aufbewahrung nach An. :i48 Abs. 1 des H. G. B.'s genügen 
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wftrde. Hierzu war dem Beklagten nach seiner eigenen Sachdarstellung 
ansreichende Gelegenheit geboten. Der Beklagte handelte — Torans- 
gesetzt, dass er verpflichtet war, das Heu zu empfangen, — auf seine 
Gefahr, wenn er es der Bahnverw^altung, die damit in Gemäasheit der 
Verkehrsordnung verfaliren musste, abzunehmen verweigerte. 

Es kann sich daher der Kläger mit Recht darauf berufen, dass, 
Tiachrlem er durcli Lieferung des Heus seine Vertragspflicht vollständig 
erfüllt hatte, der bahnamtliche Verkauf ihm gegenüber als ein mit der 
Waare geschehener Zufall angesehen werden müsse, für den er dem Be- 
klagten nicht anfznkommen habe, und durch den er seines Rechts auf 
YertragserlMlung selten des Beklagten nicht Yerlustig gegangen sei, etc. 



Nr. 182. Entsch. des Bentsehen BelchsgcrlchtB. 
6. Civil-Senat. Vom 22. April 1895. 

n&itfleta. A Selebsgvr. I. CiTfla. Bd. 85. 8.16.] 

Ist ilem im gerichtlichen Strafverfahren verhaftet gewesenen Reichsbeamten das Inne- 
behaltene Diensteinkammen nachzuzahlen, wenn er frefgesprochen, seine anderweitf 
Suspension im Wege des Disziplinarverfahrenü aber von der obersten Reichsbehärde 
erst nach Ablauf des zehnten Tages nach Wiederaufliebnng des Verhaftinflsbesohlusses 

verfügt wird? 

Der Postsekretär R. wurde am 15. Juli 1893 wegen Verdachtes 
der Unterschlagung im Amte und Urkunden^lschung verhaftet, am 
16. Januar 1894 durch das Schwurgericht zu V. freigesprochen und 
der Haft entlassen. Er klagte wider den Reichsfiskus auf Zahluii<^ 
des während der gerichtlichen Untersuchung innebehalteuen Gehaltes. 
Der Beklagte weigerte sich der Zahlung unter dem Anführen: am 
27. Februar 18Ö4 sei das förmliche Diszipliuai' verfahren auf Dienstent- 
lassung gegen den Kläger eingeleitet und er anderweit ?om Amte sus- 
pendiert worden. Die BevMon gegen die YenirteiloBK des Beklagten 
wurde zurOckgewiesen. 

Ana den Grttnden: 

. . . «Die erste TorUnfige Dienstentbebang des Klägers trat infolge 
seiner Verliaftnng im gericbtlidiefl Strafverfahren kraft des Gesetaes 
ein (§ 125 Züf. 1 des Beicbsbeamtengesetzes) nnd dauerte bis mn Ab- 
laufe des zehnten Tages nach Wiederanlhebnng des Verbaftungsbe- 
Schlusses (§ 126 Abs. 1 dieses Qesetzes), mithin bis zum 26. Januar 18d4. 
Erst am 27. Februar 1894 verf&gte die oberste BeichsbehQrde die Ein- 
Idtnng des fDrmllcben Disziplinarrerfabrens und beschloss anderweit, 
den Klflger vorl&nfig des Dienstes zu entheben. Der Beklagte will diese 
zweite Dienstenthebung als Fortsetzung der während des gerichtlichen 

16» 
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Verfahniis eingetretenen Suspension betrachtet wissen. Dem stehen 
aber die Vbrschriftem des Beiehsbeamtengesetzes entgegen. Die Mhere 
Suspension berohte auf dem § 126 Zi£ 1; die spfttere wurde gemäss 
§ 127 angeordnet, indessen nicht rechtzeitig, sondern erst mehr als 
Tier Wochen nach Wiederanfhebnng des Verhaftungsbeschlnsses. Hier 
ist nun darftb» nicht xn entscheiden, ob eine im Dissiplinarverfohren 
vor Ablanf der zehntSgigen Frist nach der Haftaufhebnng erfolgte 
IHenstenthebung als Aufrechthaltong der vorher im gerichtlichen 
Strafverfahren stattgeAindenen Dienstenthebung an&ufassen sei. Jeden- 
falls aber kann dies nicht von einer Dienstenthebung gelten, welche 
erst nach Verfluss der zehn Tage ausgesprochen wird. Letzteres folgt 
ans den Yorsdiriften des dritten Satzes im zweiten Absätze des § 126. 
Danach soll fbr die im ersten Absätze des Paragraphen erw&hnto Zeit 
von zehn Tagen die im § 128 vorgesehene Gehaltekütznng nicht ein* 
treten, gWenn nicht vor Ablauf derselben die Suspension vom Amte im 
Wege des Disziplinarverfahrens beschlossen wird." Lässt also die 
oberste Beichsbebörde die zehn Tage verstreichen, ohne die Fortdauer 
der Suspension zu beschliessen, so ist dem im Strafverfahren freige- 
sprochenen Beamten das ihm innebehaltene Gehalt nach § 130 Abs. 1 
vollständig nachzuzahlen. Die zehntägige Frist dient, wie die Motive 
zu § 116 des Gesetzentwurfes S. 49 hervorheben, dazu, Zeit zu einer 
Eiitsohliessung zu verstatten, ob nicht das Disziplinarverfaliren einzu- 
leiten uthI die Suspension zu verfügen sei. Die Zeit zu diesem Be- 
schlüsse ist aber auf gewisse Tage eingeschränkt. Sie darf darum nicht 
verlängert werden. Wenn der Beklagte einwendet, die Disziplinarbe- 
hörde müsse nach der Natur der Sache erst die gerichtlichen Akten 
prüfen, ehe sie über Einleitung des DisziYIin^rvin-fahrens beschliessen 
könnf, so ist dabei nicht beachtet, das« dazu eben nur noch die zehn- 
tägige Frist nach Aufhebung des Verhaftungsbeschlusses offen steht, 
und dass zudem die Suspension für das Disziplinarverfahren auch be- 
reits im Laufe des gerichtlichen Strafverfahrens verfügt werden kann 
(§ 127 des Gesetzes). Die Frist zu dieser Suspension beginnt daher 
nicht erst mit der Aufhpbniig der Verhaftung. Mit den zehn Tagen 
ist der Disziplinarbeiiurde nur noch eine kurze Frist für ihre Ent- 
schliessung eingeräumt worden. Die Versäumuug dei' letzten Frist aber 
führt notwendig dazu, die neuerdings beschlossene Suspension nicht als 
Fortsetzung der früheren zu behandeln. 

Das durch die Eutsch. des R.G.'s in Civils. (Bd. 10 S. 227 flg. 
Nr. 61) veröffentlichte Urteil vom 5. November 1883 ist auf Grund des 
preussischen Gesetzes vom 21. Juli 1852 ergangen. Abgesehen hiervon, 
unterscheidet sich auch jener Fall wesentlich von dem vorliegenden da- 
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durch, dass dort noch wahrend der gerichtlichen ünterBachnng die 
Suspension Ton der Disziplinarbehörde verfügt, und sofort nach 
eingetretener Bechtskraft des gerichtlichen Urteües die Diszipünar- 
lutersnchnng nnter Anf rechterhaltnng der Sospension eröffhet worden war. 

Mit der yorstehenden Ansicht stimmt Seydel (Gfes. vom 21. Joli 
1852, 2. Anfl. S. 206, zu § 49, welcher dasselbe bestimmt^ wie § 126 
' des Beiebsbeamtenges.) ttberein. Ebenso äussern Per eis nnd Spilling, 
(Das Beichsbeamtenges. S. 161, zu § 126t Anm. 1): „Von einer Fort- 
setsong der Suspension kann man nur in dei^enigen Fällen sprechen, 
in welchen bei einer kraft Gesetzes eingetretenen Amtssuspension recht- 
zeitig das Disziplinarrerfahren eingeleitet und die Suspension aufs 
nene verfügt wird." 

Der Bevision konnte demnach Beachtnng nicht zn teil werden. 

Nr. 183» Bek. Entseh. des Beieha-TersleheTaiigsniiits. 

Tom 6. Mai 1895. 

(llittlialJiiiitnk t. BMhtqirMbuc pp. Jalurg. L Nr. U. S. NO. 

FestsetzuoB 4w entseliiiligungspfliobtigen Genoftsenschaft für einen im Eisenbahnbau» 
betriebe eingetretene« Unfall, Bedeutung der Katastrirnng. 

Der ehemalige Maschinen führer K. zu "W. wurde am 16. No- 
vember 1^9';] bei dem Bau eines Doppelbalinj^eleises der Linie Wftrz- 
burg-TreucUtlingen-j^fn liehen zwischen deu Stationen Marktbreit und 
Herrnbergtheim v »n einem Unfall betroffen. Der Verletzte war be- 
schäftigt bei der Bauflrma M in W. , welche den Bau der Eisenbahu- 
strecke von Marktbreit bis Herrn biigftheim übernommen hatte. M. ist, 
wie unter den Parteien unbestritten ist, bis jetzt mit seinem „Bauji:e- 
schäft", das heisst mit seinem Hochbaubetrieb, als Hauptbetrieb und 
mit verschiedenen Nebenbetrieben, insbesondere auch einem Tiefbau- 
betriebe, Mitglied der Bayerischen Baugewerks-Bernfsgenossenschaft, 
nicht aber auch Mitg-Iied der Tiefbau -Bernfs^enossenschaft. In den 
Katasterakteu der Bayerischen Baugewerks - I W rulsgenossenschaft sind 
unter den mehrfachen Betrieben der Firma, als Manerei, Steinhauerei, 
Steinbruchbetrieb, Ziegelei, Zimmerei nnd Speicheiei, auch Erdarbeiten 
— und zwar mit den Maurer- und Steinhanerarbeiten zusammen als 
Hauptbetrieb — besonders hervorgehoben. Mit seinem Entschädigungs- 
ansprüche wurde der Verletzte sowohl von der Bayerischen Bauge- 
■werks-Berufsgenossenschaft. wie anch von der Tiefbau-Berufsgenossen- 
schaft znrttckgewiescu, desirleichen auch auf erhobene Berufung von deu 
zuständigen Schiedsgerickien , so dass das Keichs -Versicherungsamt in 
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Folge eingelegten Rekurses gegen die ablehneate SehiedflgerichtBor- 
thei]e zur endgütigen Entscheidung in der Sache berufen wurde. 

Dasselbe hat nach der oben augegebenen Lage der Eatasterrer- 
bftltnisse die Bayerische Baugewerks-Bemfsgenossenschaft nicht für be- 
rechtigt erachtet, die Entschädigungsansprüche des Klägers und der 
ftbrigen bei der Finna M. beschäftigten Arbeiter wegen der Unfälle, 
welche sie bei den von dieser Firma übernommenen Eisenbahnbauar- 
beiten erlitten haben, aus ^gm Grande abzulchuen, dass nicht sie, 
sondern die Tiefbau -Berufsgenossenschaft entschädigungspflichtig sei 
(zu vergleichen Bescheide 138, 278 und Rekursentscheidungen 451, 452 
und 835, Amtliche Nachrichten des R.-V.-A. 1886 S. 55, 1887 S. 28, 
1888 S. 69 nnd 1890 S. 453). Der Grund, welchen die Bayerische 
Baugewerks-Berufsgenossenschaft für ihren ablehnenden Standpunkt an- 
führt lind welcher darauf hinausgeht, M. habe mit dem Eisenbahnbau 
eine mit seinem bd ihr katastrirten Baugeschäft nicht in Verbindung 
stehende, ganz anders ^^eartete Arbeit begonnen, welcliR sie nichts an- 
gehe, ist tlnichaus unzutretlend. Es ist allerdings richtig und unter 
den Parteien ausser Zweifel, dass der Eisenbahnbau wegen seines IJm- 
fangs, der Art seiner Ausfülining und seiner Entfernung von dem Hoch- 
baubetriebe der Firma M. eine selbstständige wirthschaftliche Bedeutung 
erlangt hat und, für sich betrachtet, in versicliernngsrechtlicher Be- 
ziehung der Tiefbau- Bei-ufsgeiiussensrliaft anzu^'elinren lial^en würde. 
Allein die Eiseubahnbauarlirit IdldeTe euien Aiisllu^s des m dem Ka- 
taster der Bayerischen üaugewerks-ßerufsgenoy^trnscliaft versicherten 
Baubetriebes der Firma M. Diese betreibt unbestritten seit einer Reihe 
von Jahren Tiofbauarboiteu, so insbesondere Stiassenbauarbeiten und 
Festungserweiterungsbauten, welche von der Bayerischen Baugewerks- 
Berufsgenossenschaft als bei ihr versichert angesehen worden sind, und 
für welche sich die Bayerische Baugewerks-Berufsgenosseuschaft die 
Löhne hat nachweisen und die Beiträge zahlen lassen. Die hier frag- 
liche Eisenbahnbauarbeit war lediglich eine Einzelerscheinung der all- 
gemein auch auf die Au>tuhiung von Tiefbauarbeiten gerichteten Thä- 
tigkeit der Firma M. Sollte sich im häufe der Zeit dieser Nebenbetrieb 
der Firma M, derai't vergrössert haben, dass er jetzt alb ciu selbst- 
ständiger, bei der Tiefbau -Berufsgenossenschaft zu versichernder Be- 
trieb zu gelten hat, so stände eine Betriebsveränderung im Sinne des 
§ 38 des Unfallversichenugsgesetzes (§ 15 des Bauunfallversicherungs- 
geeetzes) in Frage und würde die Ueberweisung dieses Betriebes an die 
Tiefban-Benifsgenosseiiscluift geboten sein. So lange diese Ueber- 
weisnng an die Tiefban-BerufsgenossenschaA aber Boob nicht erfolgt 
ist, bat die Bayerisebe Baugeworks-BerofiagenosBeiiBehafl IBr die in 
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dieflem Betriebe vorgekonuneDen UnfUle za. haften. Veaa. die WirJcungeii 
der BetriebsverftndemDg treten nicht ohne Weiteres ein, sondern erst 
dann, wenn und nachdem die Betriebsrerindenuig auch ftnsserlich er- 
kennhar gemacht, das heisst, wenn der Tiefbanbetrieb der Firma M. 
ün Kataster d«r Bayerischen Bangewerhs-Berafsgenossenschaf t gelöscht 
nnd dem Kataster der Tiefban-Bem&genossenscbait einverleibt worden 
ist So lange dieser Betrieb also noch bei der Bayerischen Bange- 
werks-Bemfsgenossenschaft katastrirt ist, kann diese beim Eintritt eines 
Unfalls die Zagehörigkeit des Betriebes zn ihr nicht in Frage stellen 
nnd die Entschttdignngspflicht ans diesem Gesichtspunkt nicht bestreiten. 
Eine Ueberweisang yon einem fr&heren Zeitpnnkt als dem 30. Jannar 
1894 — dem Tage der Znstellnng des Ueberweisnngsäntrags der Tief- 
han-BemfsgenoBseoschaft an die Bayerische Bangewerks-Berufsgenossen- 
Schaft — kann mangels eines Einverständnmses der betheiligten Be- 
rofsgenossenschaften nicht erfolgen (§ 38 Abs. 4 des UnfallTersichemngs- 
gesetaes). Der frühere Antrag der Tiefbau- Beruf sgenossenschaft auf 
Ueberweisang des Tiefbaubetriebes des M. vom 14. August 1893, in 
welchem von den hier in Frage stehenden Eisenbahnbaoarbeiten noch 
nicht die Rede ist, kommt nicht in Betracht, da dieser von der 
Bayerischen Baugewerks-Berufsgenossenschaft abgelehnt worden ist und 
die Tiefbau -Beraf sgenossenschaft sich hierbei seinerzeit berohigt hat. 
Der Betrag der von der Bayerischen Baugewerks-Benifsgenossenschaft 
SU erstattenden Kosten ist von dem Beichs-Versicherongsamt auf 20 
UJL festgesetzt worden. 



Nr* 134. Entseh. des Obcrlandesgerichtä Dannstadt. 

Vom 11. Mai 1895. 

iZ^kschr f frdiiz. Clvilr, XXVI. TlcU 4 S ficj.) 

Art. 408 H.G.B. MuM die Fracht bestimmungsmässig vor Empfangnahme den Guts 
und um dasselbe überhaupt zu erlangen, gezahlt werden, so liegt eine den Fracht- 
fuhrer befreiende Annahme des Guts und Zahlung der Fracht nicht vor Voraus- 
setzungen für die sofortige Erkennbarkeit des Mangels und für die Feststellung 

ohne Verzag. 

Allerdins:.s bestimmt Art. 408 H.G.B.'s, dass durch Annahme des 
Guts mi'l BezahliiiifT (l*^r Fraclit jeder Aii.sprnch gegen den Fracht- 
führer t ilischt ; alleiii <-s stellt iiacli der Eutsteiiuugsgeschichte der frag- 
lichen Vorschrift, sowie nach Doktrin und Praxis, vgl. Staub, Kom- 
mentar zum H.Ct.B. bei Art. 408, § 5, fest, dass jen»^ iilcii Mnim nte 
nur unter der Voiaussetzmig die fragliche Reclitswirkung haben, wenn 
sie dem Kmpfäuger zuzurechnende freie und bewusste Eeckts- 
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akte sind, und wenn sie beide vereint yortlegen. Dies ist aber hier 
nicht der Fall 

Es ist unbestritten, dase nach den bei der Beklagten bestehenden 
Vorschrüten die Fracht vor Empfangnahme des Fraehtgats nnd nm 
dieses letztere überhaupt zu erlangen, gezahlt werden musste, womit 
natmrgemäss die Zahlung der Fracht jegliche Beweiskraft für eine 
daraus zu folgernde Genehmigung des Frachtgeschäfts, bezw. eine An- 
erkennung korrekter Ablieferung verliert. Damit allein fällt aber 
schon die Anwendbarkeit des § 408 cit., da selbst eine im Uebrigen 
vorbehaltslose Annahme des Guts, wie schon angedeutet, fttr sicli allein 
die Rechtswirkong des fraglichen Paragraphen nicht herbeiführen 
k(^nnte. 

Aber es liegt eine solche vorbehaltlose Annahme des Frachtguts 

überhaupt gar nicht vor. 

Dnrch die stattgehabte Beweisaufnahme steht fest, dass noch 
während der Abnahme der betreffenden , im Waggon verladenen Säcke 
dem Lademeister Weinand die Mittlieilung gemacht wurde, dass sich 
an einer Anzahl von Säcken Flecken befänden und bei Hinzutreten 
von Feucht if^keit, insbesondere beim Schwitzen der verladenden Arbeiter, 
der betretende Staub eine gi-ünliche Färbung des Körper^: veranlasse, 
eine Mitiheiluug, welche eine vorbehaltlose Genehmigung aus&chloss, da 
einestheils die im Auftrag des Empfängers thätigen Arbeiter zur Mit- 
theilung pIiks sulchen abnormen Verliältnisses an die Bahn Verwaltung 
befugt, ja verpüichtet waren, andcrntheils der Ladenieist* r Weinand 
die fragliche Alittheilung Namens der ßahüverwaltung eiii;iep;eiizuiielimeu 
umsomehr legitimirt erschien, als es bich um eine begonnene und nach 
den konkreten Verhältnissen längere Verzögerung und Unterbrechung 
nicht vertragende Ausladung bandelte. 

Aber wenn mau selbst aus irgend welchem Grunde der fraglichen 
Mittheilung gegenüber der thatsächlich erfolgten Abnahme des Guts 
keinerlei Gewicht beimessen wollte, so wttrde desshalb die Klage nicht 
abzuwei.sen sein, weil es sich bei dem Klaganspruch in Wahrheit um 
eine beschädig uiig handelt, welche bei der Abnahme des Frachtguts 
nicht sofort erkennbar war, in welchem Falle der Frachtführer 
selbst nach Entrichtung der Fracht und Annahme des Frachtguts in 
Anspruch genommen werden kann, Art. 408 Abs. 2 H.G.B. 

Die Klage beruht darauf, dass das Mehl in den Transports&cken 
durch Eindringen grünlichen Farbstoffes, welcher den Sftcken durch eine 
in dem Waggon beAndH^ Farbe mitgetheflt worden war, schadhaft 
geworden sei. Diese nachmals fSsstgestellte Thatsache war, wie gleich- 
falls festgestellt wurde, sur Zeit der Ankunft und Ausladung der Siehe 
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nicht bemerkbar. Selbst nachdem man die WahmehmoDg gemacht 
hatte, dasB Flecken an den 8&cken — d^ Emballage — vorhanden 
waren nnd sich am Körper der Arbeiter beim Schwitzen grQne Farbe 
aeigte, war darana nicht ohne Weiteres an folgern, dass auch die 
Waare selbst, das Hehl in den Sftcken, glitten habe, vielmehr war 
dies erst dnrch n&here Besichtignng nnd Backprobe festzustellen, nnd 
konnte daher die Beklagte immer noch in Anspmch genommen werden, 
sofern nur die Feststellung der entdeckten Beschädigung ohne Verzug 
nadigeraeht wurde. 

Allerdings behauptet nun die Beklagte — und darauf zielt ihre 
zweite (eventuelle) Beschwerde — dass die fragliche Feststellung nicht 
,ohne Vmng', vielmehr verspätet nachgesucht worden sei. Allein mit 
Unrecht, da bei den Verhältnissen des konkreten Falls dem Kläger der 
Torwutf einer nach dem äblichen Geschäftsgang unstatthaften 
Verzögerung des Antrags auf Feststellnng der Beschädigung — worauf 
es allein ankommt — nicht gemacht werden kann. 



Nr. 13o. Ent8ch. des Deutschen Reichsgerichts. 

4. Civil-Sbüat. Vom 13. Mai 1895. 

lEntscb. des Reichsger. in Civlls. Bd. S5. S. 865.] 
Preuss. Ges. v. 24. März 1873. Feststellung des Anfanosponktes der Dienstreisen. 

Das B. G. verwirft die Annahme des L. G., dass als Wohn- oder 
Gerichtsort im Sinne des Gesetzes vom 24. März 1873 und der auf 
Grund desselben erlassenen Verordnungen vom 24. Dezember 1873 und 
8. Mai 1876 der Gemeindebezirk und, sofern dieser aus mehreren Orts- 
theilen bestehe, der Gesammtort anzusehen sei. Wenn, so wird aus- 
geführt, der Ötaatsministerial-Beschluss vom 13. Mai 1884 (.Tnstiz-Min.- 
Bl. von 1884 S. 104) zu B. 3 auf dem entgep^enf^esetzten Standpunkte 
stehe, so sei d(;rselbe doch nur für Staat.sdienst- und Versetzunp:sreisen 
erlassen, nicht aber für Reisen in Parteisaclien, und auch seine ent- 
sprechende Anwendung auf die letzteren erseheine bei <ler verscliie<lenen 
Natur der beiden Arten von Dienstreisen nicht gerecht fertig. Die Ge- 
setze vom 24. März 1H73 und 28. Juni 1875, die auf (irund derselben 
erlassenen Verordnungen und die Materialien der Gesetze ergäben keinen 
Anhalt für die Auffassung des Sfaat>:-^[in -Besohl, vom 13. Mai 1884. 
AucIj die Rilli<rkeit spreclie gegen dit-selbe bei Reisen in Parteisaehen, 
die zwisciien verschiedenen Ortschaften desselben Gemeindebezirks sich 
bewegten, und besonders in Fällen, wo. wie im jetzigen Streitfalle, die 
in Frage kommeudeu ürtstbeile in Folge besouderer Hindernisse von 
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emander getremit Beten. Demzufolge sei es als Absieht des Gesetz- 
gebers zu nntentelleii, dass der Anfangspoiikt in einer Dienstreise in 
Parteisichen nach richterlichem Ermessen auf Qrund der fconiEreten 
VerhUtnisse festgestdlt werde. — Di dieser Ansftthmng kann, entgegoi 
der Revision, eine GeeetzesTerletzong nicht gefiinden werden. Der Be- 
griff des Gerichts- oder Wohnortes hat in dem grundlegenden Gesetze 
vom 24. ^färz 1873 eine ausdrückliche Bestinunnn^ nicht gefanden. 
Eine bezügliclie stillschweigende Bestimmung ist aus dem Zusammenhalt 
der Vorschriften des Gesetzes, wie aus der Natur der Sache nicht zn 
entnehmen. Aus den dem Entwürfe des Gesetzes beigegebenen Motiven 
(Drucksachen des Abgeordneten-Hauses von 1872/3 Nr. 4) ergiebt sich, 
dass der allgemeine Gesichtspunkt des Gesetzes der sein sollt«, den 
Staatsbeamten nothwendige und nützliche Unkosten und Auslagen zn 
erstatten, und dass in den für die jetzige Streitfrage besonders inter- 
essirenden §§ 6, 7, abgesehen von der Ermäs.sigung der erforderlichen 
Entfernung des Ortes des Dienstgeschäfts von dem Wohnorte des Be- 
amten von '/4 auf Vs Meile, das bestehende Recht unter billiger Be- 
rücksichtigung besonderer Verhältnisse, namentlich in grösseren Städten, 
aufrecht erhalten werden sollte. Der Gesetzentwurf i^t im Abgeordneten- 
hause mit geringfügigen redaktionellen Aenflftuiigen und in dieser 
Gestalt vom Herrenhause unvei'ändert angenommen worden. Dem § 6 
des Gesetzes entspricht der § 3 der für die Justizbeamten erlassenen 
Ausfuhrungs- Verordnung vom 24. Dezember 1873. Der in den Motiven 
zu § (3 des Gesetzes vom 24. März 1873 erwähnte ältere Kechtszustand 
lässt in Bezug auf die vorliog:* ml* Streitfrafre, soweit Justizbeamte in 
Betracht konmien, eine sichere Gründl ai^t vermissen, wie die Rescripte 
des Justizminifiters vom 18. August JS37 ( Jahrbücher Bd. 50 S. 164), 
die Ministerial-Tnstniktion zum Kosleugesetze vom 9. Mai 18.54 und die 
Minist erial- Reskripte vom 18. Mai 1852 und vom 31. Oktober 18r)4 
(Alhrecht, Verordnungen und Ergänzungen über Rang, Tagegelder etc. 
des Reichs- und preussischen Staatsbeamten, 4. Antl. S. 123 Noten 3, 46) 
ergeben. Bei dieser Rechtslage erecheint es gerechtfertigt, wie das 
B. G. es gethau hat, die Feststellung des Anfangspunktes der Dienst- 
reisen nach billigem richterlichen Ermessen auf der Grundlage der 
konkreten Verhältnisse zu bewirken. Einen entsi)recheudeu Standpunkt 
hat das R. G. bereits in dem Uitheile vom 5. April 1880 f Grnchot 
Bd. 25 S. 123) und neuerdings in dem Urtheile vom 7. Mai 1895 ( Jur. 
Wochenschr. von 1895 S. 311), wenn auch im letzteren Streitfälle nur 
mit Bezug auf den Endpunkt der Dienstreisen, eiugeuoumieu. 
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Nr. 13€. BntBeli. des Bentsehen Beleluswrlehto. 
1. Straf-Senat Vom 16. Hai 1896. 

(Inr.WodieaMlic.lBSS. Mr.lWH. &iH. ZUL«4 
ft. 9trr. eei. B. ft 316. Alt. 2. aefihrdiH elRM ElaMMM-TnHniwrta. Ol« Be- 
•taoMmi 4ir SfehcrheHmreoIrlflm gelit iler Wibraahmii der !■ litaraMe tftt 

Verkehrt gegelienet Vertehrlfltt ver. 

Ein Widerstreit der Pflichten des Angeklagten lag nicht schon 
deslialb vor, weil er für die schleunige Abtertigung der Züge zu soi*gen 
und die zur Sicherheit des Verkehrs gegebenen Dienstvorschriften zu 
befolgen hatte. Denn das Gericht nimmt selbst au, dass die Verkehrs- 
Sicherheit in erster Linie m beachten war. Daraus folgt, dass der 
Angeklagte für die Promptheit des Verkehrs nur so weit zn sorgen 
hatte, als dies nach den Vorschriften über die Sicherheit desselben 
möglich war. Es handelte sich daher nicht nm zwei Pflichtgebote, 
die zu gleicher Zeit und in gleicher St&rke an den Angeklagten heran- 
traten. Der Angeklagte durfte sich deshalb durch das Bestreben, eine 
Verspfttong der ZQge zu Temeiden, nicht bestimmen lassen, eine im 
Interesse der Sicherheit des Verkehrs gegebene Dienstvorschrift ausser 
Acht zu lassen. Anders wUtde die Sache allerdings liegen, wenn er bei 
pflichtmissiger Sotgfalt befürchtet hätte, dass durch die Unterlassang 
der sofortigen Abfertigung des Zuges eine Geffthrdnng der Sicherheit 
an einer andern Stelle herbeigefUhrt werden kOnne. Dies hat das Gericht 
aber nicht festgestellt Das freisprechende Urtheil ist auf die Revision 
des Staatsauwalts aufgehoben. 



lir. 1S7. Entseh. des Appellhofes in Aix. 

Vom 19. Mai 1895. 

[ZeitM. iir f <1. (nternaf . Kl-icnl) Transp. III. Nr.lt. S. 465. JoHnial dos traiisports. 1B95. Nr 40 S 7971 

Itternat. Uebereink. Art. 8. Thiertransporte. UnentgeltllolvB Befilrdening der Be- 
gleiter derselben. 

Drei Persuneu hatten im Bahnhofe Marseille Hammel aufgesreben, 
und (l ibei von der Eisenbalm den Freifalirtschein erlangt, den dieselbe 
den AbbCiiiiern von Tieren, behufs Begleitung in eigener Person oder 
durch Stellvertretung, ausfertigen lässt. Nachher stellte es sich iieraus, 
dass jene Personen bei dem Transporte der Tiere unbeteiligt und die 
Aufgabe durch äie nur die unentgeltliche Ausfuhrung der Keise von 
Marseille nach Paris zum Zwecke hatte. 

Des Betrugs und der tJbertretung des Art. 21 des Gesetzes vom 
15. Juli 1845 angeklagt, wuiden die drei Beschuldigten von der Straf- 
kammer in Marseille unterm 26. 1^ ebruar 1895 verurteilt. Auf erhobene 
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EiiUcb. dea Deutäclieii KeicbägericbU YOin 20. Mai 1895. 



Beruf ong hat der Aj^^hof in Aix in seiner Sitmng vom 19. Mai 1895 
das Urtbeil ans folgenden ErwSgimgen angehoben und die Beschuldigten 
von Strafe und Eo&ten freigesprochen: 

,Da8B »wischen dem Absender und der den Transport aosftthrenden 
Eisenbahn thatsftchlidi ein Vertrag mit beiderseitigen Beehten und 
Pflichten abgeschlossen wurde; dass lediglich durch die Unterschrift 
anf dem Anfgabesdiein der Absender gegenüber der Eisenbahn ver- 
pflichtet wird, gleichviel ob er der Eigenthttmer des Guts l»t oder in 
irgend einer andem Eigenschaft handelt; dass hiemach der Eisenbahn 
unzweifelhaft das Recht ansteht, die etwa ans der Beförderung ent- 
stehenden Anspr&che auf Schadloshaltung gegen ihn geltend zumachen; 
dass unter diesen Verhältnissen der Absender immer in Wirklichkeit 
als solcher zu nehmen und die Vermutung, dass er gegenüber der 
Eüsenbabn eine falsche Eigenschaft annehme, nicht zulässig ist; dass, 
wenn thatsächlich die Beschuldigten das Gut nur zu dem Zwecke auf- 
gegeben haben, die dem Absender gemäss Reglement gewährte freie 
Beise zu erlangen, sie immerhin den Aufgabeschein unteraeichnet haben; 
dass dadurch ein wirklicher und gültiger Frachtvertrag zwischen der 
Eisenbahn und ihnen abgeschlossen wurde; dass die Beschuldigten auch 
alle mit den übernommenen Verpflichtungen verbundenen Rechte und 
namentlich das Recht auf die bei ihnen vorgefundene Fahrkarte er- 
worben haben; dass die gegen sie erhobene Beschuldigung weder als 
das in Ai tikel 405 des Code penal vorgesehene nnd nach diesem Artikel 
bestrafte Delikt, nocli als Übertretnng des Artikels 21 des Gesetzes 
vom 15. Juli 1845 augesebeu werden kann." 



Nr. 1S8. Entsch. des Dentselieii Beiehsgerlchts. 

4. Ciyil-Senat. Tom 20. Mai 1695. 

[JoiML WoellMUMdiff. 18H. Mr4i/ia a«oi. ZURVL] 
Prssie. est. «. 2«. iai 1882 | 28 ■. v. 27. Mri 1872 §§ l. 2. 15. VortusttninB 
flir die BnsfereNaig des IMttweges bei Pestlontaasprlshsn. Bersohsvai der 

10 Jährigen SttatedleMtieii 

Für die Revision kommen nur die folgenden zwei Voraussetzungen 
des Klageanspruchs in Betracht. 1. Nach § 20 des Gesetzes vom 
20. Mai 1882 erfolgt, die Bestimmung darüber, ob und welclies Witlwuii- 
geld der Wittwe eines Beamten zustellt, durch den Departementschef. 
„Die Beschreitung des Riclitsweges steht den Betheiligten uüen, doch 
muss die Entscheidung des Departementschefs der Klage vorhergehen 
und letztere sodann bei Verlust des Klagerechts innerhalb 6 Monaten, 
nachdem den ßetheiligten die Entscheidung des Departementschefs be> 
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kannt gemacht worden, erhoben werden/ Unter den Parteien ist nun 
streitig, ob der erhobenen Klage die Entecheidong des Departements- 
ehef B, d. h. des Prenssischen Hinisters der Öffentlichen Arbeiten, vorher- 
gegangen ist Die beiden Vorderriehter haben die Frage bejiüit. Das 
Reichsgericht hat mit ansf&hrlicher Begrfindnng zugestimmt 2. Der 
gesetzliche Ansprach der Kl. auf Wittwengeid ist femer davon abhängig, 
dass ibr Ehemann znr Zeit seines Todes pensionsberechtigt gewesen 
sein würde, § 8 des Gesetzes vom 20. Mai 1882, dass er also damab, 
einschliesslich der Zeit seines aktiven MilitärdieDstes, mindestens 10 Jahre 
als unmittelbarer Staatsbeamter, welcher sein Diensteinkommen aus der 
Staatskasse bezog, im Staatsdienste gestanden oder doch während eines 
Tbeils dieses Zeitraums aosserhalb des Staatsdienstes eine praktisdie 
Beschäftigong ausgeübt hatte, insofern diese Beschäftigung vor Er- 
langung der Anstellung in dem unmittelbaren Staatsamte behufs der 
technischen Aosbildtmg in den Prüfungsvorscliriften ausdrücklich an- 
geordnet war. §§ 1, 2, 14 Nr. 4 § 15 des Gesetzes vom 27. März 1872, 
betr. Pensionirung der unmittelbaren Staatsbeamten (Gesetzsammlung 
S. 268). Unstreitig hat der Ehemann der Kl. 2 Jahre 1 Monat im 
Militärdienst gestanden und ist vom 1. Juli 1885 bis zu seinem Tode, 
fl. i. 7 Jahre 6 Monate 6 Tage, als Lokomotivheizer unmittelbarer 
Staatsbeamter gewesen. Ebenso unstreitig ist derselbe mindestens vom 
20. Dezember 1884 bis I.Juli 1885 als „Httlfsheizer*' im Kisenbalin- 
dienstc des Staates beschäftigt worden. Das B. G. ist — im <TP<Tpn- 
satze zum L. G — der Ansicht, dass ihm während dieser Pm > h itligung 
die Eigenschaft eines .Staatsbeamten" nicht beigewohnt habe, und dem 
ist beizutreten. 



Nr» 189* Entseh. de« Hentsdian Bflcbagwlclits» 
3. Civil-Senat. Vom 25. Mai 1895. 

R. Ntt|M. V. 28. Ofctoli. 1871. (S 2. 27. Ott QkerssMluno der » ttliMi Waggon 
Smiielgat gahSrlosn FracMbrieTe Is •!■«■ Briefe wn eisen 8|iMllteiir ai den 
Mderci inveivirt eloht die Verietimg dei PostMinopolt. 

Der Angeklagte hat im Betriebe seines Speditionsgeschäftes, uacii- 
dem sich bei ihm soviel Speditionsgut angesammelt hatte, als zur Füllung 
einer EisLuibahn-Lowry peniigte, diese Güter mittels bcsunderer Lowry 
an einen andern Spediteur nach Leipzig befördert, die zu den einzelnen 
— nach Leipzig, Altenburg, Breslau etc. bestimmten — Gütersendungen 
gehörigen 48 Frachtbriefe aber zu zwei Doppelbriefen vereinigt, unter 
gehöriger Frankatur mittete der Post gleichfalls dem vorerwähnten 
Leipziger Spediteui* Ubersandt. Der letztere batte tbeils fOr die direkte 
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Ablieferung der Güter und Fiaclitbriefo an dir in Leipzig domizilirten 
Empfänger, theils für die Weiterbefürdeiuiig des Frachtguts nebst 
Frachtbrief an die aiisserlialb Leipzigs wohnhaften Destiuatäre Sorge 
zu tragen. Auf Grund der §§ 1, 27 des Postgesetzes ist der Angeklagte 
wegen der verbotswidrigen Beförderung der 48 Frachtbriefe von Nord- 
haasen nach Leipzig Terartbeilt Anf seine Revision ist das ürtheü 
aafg6hol)6ii und seine Freispreehimg erfolgt. FQr den Leipziger Spe- 
diteur bestimmten die fhtglichen Frachtbriefe diejenige VoIIraacht, kraft 
deren er als Zwischenspeditenr in den Speditionsvertrag eintrat (Art. 382 
Abs. 3 H. G. 6.), und ebenso sollte mit der Ablieferang des Guts and 
des Fraehtbriefes an den Empf&nger die im Art. 406 H. G. B. vorge- 
sehene, dem echten Frachtbrief eigenthOmliche Bechtswirkung eintreten. 
Der Angeklagte hat daher die 48 Frachtbriefe nicht lediglich deshalb 
an den Leipsiger Spediteur gesendet, damit dieser sie so, wie er sie 
erhalten, alsbald an ihre yerschiedenen Adressen weiter befördere, and 
die 48 Frachtbriefe waren keinesfalls, weder im Sinne der Absender 
noch im Sinne der daraufhin weiter handelnden Spediteure, einfache 
Avisbriefe, welche, statt den Empf&ngem direkt sozogehen, will- 
kfirlich auf allerlei Umwegen etappenweise durch die Spediteure zum 
Schaden des Postfiskus frandolos befördert wurden. Vielmehr handelt 
es sich um die Korrespondenz und den Verkehr zwischen zwei Spe* 
diteuren, von denen der eine dem anderen die für die Weiterspedition 
erforderlichen Briefe, Belage, Rechnungen etc. zur weiteren ge- 
schiftlichen Behandlung der Gflter und der dazu gehörigen 
Frachtbriefe übersendet Was der Leipziger Spediteur daraufhin 
weiter that, stellte nicht die Fortsetzung einer in Nordhausen be- 
gonnenen einfachen Beförderung von Frachtbriefen, sondern das Ein- 
gehen neuer Fracht- und Speditionsverträge dar. Will man also auch 
von der Unterstellung ausgehen, dass die fraglichen nach Leipzig ge- 
sandten Frachtpapiere, jedes für sich betraclitet, der Postzwangspflicht 
unterlagen, so trifil dies doch nicht anders und in weiterem Umfange 
zu, als es bezüglich sonstiger Handelspapiere (Rechnungen, Beläge etc.), 
welche im gewöhnlichen kaufmännischen Verkehr ein Korrespondent dorn 
anderen mit der Post übersendet, anzuerkennen ist. Der Umstand, 
dass die 48 Frachtbriefe nicht bestimmt waren, in den Händen oder 
Behältnissen des Leipziger Spediteurs zu verbleiben, ändert an der 
Thatsache nichts, dass es sich wesentlich um eine auf den Angeklagten 
und den Leipzip:er Spediteur begrenzte Korrespondenz handelt. Die in 
den Urtheilen des Reichsgerichts Entsch. Bd. 15 S. 328, Bd. Iß S. 284, 
Bd. 18 S. 45 ausgesprochenen Rechtsgrondsätze greifen auch für die 
hier tiagUche Postsendung Platz. 
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Nr« 140. Entseh. d«8 Deatochen Reichsgeriehto. 
2. OiTil-Senat Vom 28. Mai 1896. 

(BntMAu des BetdMgw. 1 Olvll«. Bd.lA. 8.81.] 

8olitiMa«natint|inHrfi der Aktieiittalliolaft lagM Mltilledir im VtrttiaiM 
tn4 in AifiteMtratet, waldie ohM verinrlte BMnAng ier fimtralvariuiHliiii «!■ 
ItoBlitHtMMft Meiw iur SateHtolafl abgesoklfti«! habM, «kwtM iu litsriiM 
der ÜeMllMliaft dt« BMufMg der Geeerahrereanilni erforderte. H.6. B. Art 225. 

AN. 2. 226 Abe. 1. 231. 236. 241 Ahe. 2. 

Die klagende AktiengeseUsehaft ist Eigentümerin einer Gruben- 
dsenbabn, welche in Nonnalsparbreite von ihrer Gmbe K. bis zur 
Station Förderstedt der Magdeburg- Halberatidter EiBenbidin führt. 
Dorch Vertrag vom 21. November nnd 2. Desember 1887, welcher yom 
AnfUehterate nnterm 8, NoTember 1887 genehmigt, einer Beschlnss- 
fassang der Generalyersannnlang aber nicht unterbreitet war, ttbemahm 
der Vorstand der AhÜengeseUschaft namens derselben die Verpflichtnng, 
für den Fall des Ansbanes der Eisenbahn Etgersleben ttber Wolmirsleben 
nach FOrderstedt die genannte Gmbenbabn vom Bahnhofe in FOrderstedt 
bis zum AnscUnsse an die Bahn der Gmbe J. . . . mit aUem Zubehör der 
Staatsregiemng unentgeltlich schulden- und lastenfrei sum Eigentnme 
zu ttbertragen. Der Übergang des Eigentumes soll Jedoch erst im 
Jahre 1902 erfolgen. ... Die Bahn ist schon im Jahre 1892 fertig- 
gestellt und die Klägerin vom Fiskus im Prozesswege gezwungen worden, 
demselben den grosseren Teil ihrer Grubenbahn vom 27. September 1892 
ab zur Benutzung zu ttberlassen. Die Klflgerin erachtet sich in Höhe 
des Wertes der abgetretenen Bahnstrecke durch dessen unentgeltliche 
Verftnsserung für geschädigt nnd macht die Beklagten, bezw. deren 
Erblasser, welche seiner Zeit den Vorstand nnd Aufsichtsrat der kla- 
genden Oesellschaft gebildet und den fraglichen Vertrag beschlossen, 
bezw. mit dem Fiskus vereinbart haben, für den ihr erwachsenen Schaden 
verantwortlich. ... Sie führte aus: ctie Mitglieder des Vorstandes und 
des Aufaichtsrates hätten durch Nichtbef ragung der Geaeralversammlung 
über einen so wichtigen Vertrag ihre Pflicht schwer verletzt, und zwar 
umsomehr, als ihnen bewosst gewesen sei, dass die Generalversammlung 
ihre Genehmigung zur unentgeltlichen Veräussenmg der Grubenbahn 
niemals erteilen werde. Durch den Vertrag aber sei, wie dem Vorstande 
und Aufsichtsrate wohl erkennbar gewesen, die Gesellschaft schwer 
geschädigt worden, da dieselbe schon Eisenbahnverbindung mit Förder* 
stedt gehabt habe. Hiergegen machten die Beklagten geltend, dass 
der Vertrag im wohlverstandenen Interesse der Klägerin geschlossen 
worden sei. 
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Die Bevision der Elftgerin gegen die abweisende Eiitsclieidmig des 
Bernfiiigsgeriehts wurde fttr gerechtfertigt erachtet aas folgenden 

Gründen: 

,iD8S BemAingsgericht ist anf Prüfling der Frage, ob durch den 
Vertrag yom 21. November und 2. Dezember 1887 das Vermögen der 
Elftgerin gesefaftdigt worden sei, nicht eingegangen, sondern hat, ob- 
gleich es anerkennt^ dass die Mitglieder des Vorstandes und Au&ichts- 
rates, welche es yersftamten, die Generalyersammlung anr Beschloss- 
fassnng ttber diesen Vertrag einznberufen, subjektiv und objektiv eine 
Pfliehtwidrigkeit begingen, die Schadensersaticklage der Aktiengesell- 
schaft lediglich ans dem Grunde abgewiesen, weil Mangels des der 
Klägerin obliegenden Beweises, dass die Generalversammlung den Ab- 
schluss des Vertrages abgelehnt haben wlb^e, der ursächliche Zusammen- 
hang zwischen dem aus dem ^ ertrage etwa erwachsenden Schaden und 
jener Pflichtwidrigkeit fehle. In dieser Ausführung findet die Rensions- 
klägerin mit Recht eine Verkenimng der GruiulsRtze über die Beweis- 
last und damit zugleich der in den Artt. 236. 241 Abg. 2. 231 und den 
Artt. 225 Abs. 2. 226 Abs. 1 H. G. B. enthaltenen Rechtsgrundsätze über 
die Verantwortlichkeit der Mitglieder des Vorstandes und Aufsichts- 
rates gegenüber der Gesellschaft. Das Berufungsgericht übersidit 
nämlich zunächst, dass der Schade, welchen die Klägerin erlitten haben 
will, nicht lediglich auf ein Unterlassen der Mitglieder des Vorstandes 
und Aufsichtsrates, nämlich die Nichtberufung der Generalvt^rsammlunf? 
in einem Falle, wo sie erforderlich war, sondern ziip-loich auf ein posi- 
tives Handeln derselben zurückire führt wird und zurückzuführen ist, 
welches gerade in der Vornahme des Rechtsgeschäftes bestand, über 
welche« die (jeneral Versammlung hätte gehört werden sollen. Oerade 
also in diesem positiven Thun trat die vom Berufungsgerichte aniie- 
noniiiK 11« Pflichtwidrigkeit hervor, und es muss sonach, wenn durch 
dasselbe der Klägerin wirklich eiu Schade eitstanden ist, auch diese 
Pflichtwidrig:keit als Ursache des entstandeueii Schadens angeselien 
werden. Von <Iein Ersätze desselben könnten sich die Mitglieder des 
Vorstandes und Aufsichtsrates, welche zum Abschlüsse des Rechtsge- 
schäftt'S ohne die erforderliche Befragung der Generalversaniiulung ge- 
schritten sind, nur etwa durch den von ihnen zu führenden Beweis be- 
freien, dass die Generalversammlung, wenn bemfeu, den Abschloss des 
Vertrages beschlossen haben würde. 

Die Annahme des Gbei l.tndesgerichtes, dass die Mit^rlieder des Vor- 
standes und Auf Sichtsrates den Abschluss des Vertrages liir vorteilhaft 
erachten und zn dieser Anschauung trotz Anwendung der Sorgfalt eines 
urdeutlichüu Geschäftsmauues gelangen konnten, entzieht sich der Nach- 
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Prüfung in der Revisiousiiistan?!, ist aber gegenüber de!- getroffenen 
Feststellung, dass die gedachtcu Organe durcb Nichtbenifung der (jeneral- 
Tersammlung sich eine Pflichtverletzung zu sclniklen kommen Hessen, 
nicht geeignet, die ausgesprochene Abweisung der Klage zu rechtfertigen; 
vielmehr muss unter Berücksichtigung der festgestellten Pflichtwidrigkeit 
der Mitglieder des Voistandes und Aufsichtsrates trotz jener ihnen bei- 
wohnenden Aanassung von der Nützlichkeit des Geschäftes das (?ebrauch- 
macheu von der dem Vorstande iiü Art. 231 Abs. 2 H. G. B. erteilten 
Vollmacht für ein Verfahren erachtet werden, welches ihre Verant- 
wortlichkeit gegenüber der Gesellschaft begründet. Zwar liegt keiner 
der Fftlle vor, welche der Art. 231 Abs. 1 vorsieht: die Vorstandsmit- 
glieder, welche den Vertrag mit dem Fiskus abschlössen, handelten 
dnrch diesen yertragsschlnss weder gegen eine Beschränkung, welche 
ihnen im Gesdlschaftevertrage auferlegt war, — wenigstens ist in 
dieser Beziehung nichts festgestellt, — noch gegen eine Beschränkung, 
welche auf einem Beschlüsse der GeneralTersammlnng beruhte. Allein diese 
BeechrAnkungen da* Vertretuugsmacht sind nicht die einzigen, welche 
der Vorstand der Gesellschaft gegenfiber zu beobachten hat. Aus der 
Vorschrift des Art. 236 H. G. B., wonach der Vorstand die General- 
versammlong zu berufen hat, so oft dies im Interesse der Gesellschaft 
erforderlidi erscheint, und der Vorschrift des Art. 241 Abs. 2, wonaek 
die Hitglieder des Vorstandes bei ihrer QeschaftsfQhrung die Sorgfalt 
eines ordentlichen Geschäftsmannes zu beobachten haben, ergiebt sich 
vielmehr die Folge, dass, falls der Abschluss eines Bechtsgeschäftes es 
ist, welcher im Interesse der Gesellschaft die Einberufung der Gleneral- 
versammlnng erfordert, die Mitglieder des Vorstandes ihren Pflichten 
zuwiderhandeln, wenn sie den Abschluss dieses Bechtsgeschäftes, sofern 
die Befragung der Geueralyersammlung ausführbar ist, ohne dieselbe 
TOmehmen, und dass sie der Gesellschaft schadensersatzpflichtig sind, 
wenn aus diesem nach Art. 231 Abs. 2 für die Gesellschaft bindenden 
Geschäfte der Gesellschaft ein Schade erwilchst, es sei denn etwa, dasa 
sie zu erweisen vermöchten, auch die Generalversammlung würde, wenn 
beiragt, die Vornahme des Geschäftes beschlossen haben. Die gleiche 
Verantwortlichkeit trifft nach Artt. 225 Abs. 2. 226 Abs. 1 die Mitglieder 
des Aufsichtsrates, welche in Fitllen der vorbezeichneten Art das vom 
Vorstande abgeschlossene Geschäft genehmigen. Schreiten iii Fällen 
dieser Art die Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates zur 
Vornahme des Geschäftes mit dem Bewusstsein, dass die Generalver- 
sammlung dasselbe ablehnen würde, so setzen sie direkt ihre Willkür 
an Stelle der ihnen durch Artt. 230 Abs. 2. 225 Abs. 2 auferlegten 
Pflicht. Dass der Berufungsrichter die unter Beweis gestellten Be- 
Bg«r, SiamüMbiiieohtUäb* Butaehekliuigen ZU. 16 
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hanptiuigeii der Klägerin, welche ein solches Verhalten der an dem 
Vertrage Ton 1887 beteiligten Mitglieder des Vorstandes and Anftichts- 
rates darthnn soUen, in den Elntscheidangsgründen nicht ausdrücklich 
berftcksichtlgt» kann ftbrigens nicht» wie Bevisionsklägerin will, als be- 
sonderer prozessnaler Verstoss, anf dem das ürtheil beruhte, ange- 
sehen werden, denn die Entscheidnngsgrftnde des Bemfnngsrichters 
würden, wenn sie zntrelfend wiren, durch jene unter Beweis gestellte 
Thatsachen nicht beeintrftchtigt. 



Kr. Iii. Eutsch. des Oe.sterr. Oberston Gerichthhofes. 

Vom 18. Juni 1895. 

[Oesterr. Vorordn. Bl. f. Eisenb. Vm. Nr. 181. S. SOSft.] 

Dl6 Einbringung der gtriohtlioli bestlnntss CHiuMkoitiS tlMS fir Ae BMltnr Vss 
Thdltahildverschreibungei) gerichtlich bestellten Curators von dar nach § 6 des Ge« 
eetzes vom 24. April 1874, R.-G.-Bl. Nr. 49, zum Ersätze derselben verpflichteten Baki 
•rfolflt Im ausserstreitigen Verfahren durch einen Zahlungsauftrag dtt Curatsltge> 
rlohtM und kedarf et Mtzi sieht dar Batretang dea Ktaiaweiea. 

In der Erwägang, dass es sidi Mebei um die Gebtthr eines von 
dem Gerichte im ausserstreitigen Verfahren bestellten Vertreters handelt 
und es der Stellung eines solchen — von besonderen hier nicht zu- 
treffenden Umständen abgesehen — nicht entspricht, ihn mit seinem 
Ansprüche anf Ersatz der haaren Auslagen, welche ihm bei Besorgung 
des ihm vom Gerichte fibertragenen Geschäftes entstanden sind, und 
auf Entlohnung fhr seine ICQhewaltung anf den ordentlichen Rechtsweg 
SU verweisen; dass die zubillige Eigenschaft dieses Vertreters als Ad- 
vokaten die Anwendung des Hofdecretes vom 4. Oktober 1833, Nr. 2633 
J. G.'S., nicht zu rechtfertigen vermag, und ebenso wenig ans § 6, 
Abs. 2, des Gesetzes vom 24. April 1874, wo lediglich von der dem 
Curatelsgerichte obliegenden Pflicht zur Bestimmung der im ausser- 
streitigen Verfahren dem Curator entstandenen Kosten und nicht auch 
von der Art und Weise ihrer Einbringung die Bede ist, gefolgert 
werden kann, dass die Einbringung der gerichtlich bestimmten Ge- 
bühren von dem Verpflicliteten nur im ordentlichen Bechtswege ge- 
schehen dürfe; in der Erwägunp:, dass somit der im officiosen Wege 
von dem k. k. Landes- als Caratelsgerichte an die Ungarische Westbahn 
erlassene Auftrag zur Zahlung der rechtskräftig festgestellten obigen 
Kosten gerechtfertigt erscheint. 
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Nr. 142. Üiits^ d«s deutschen Reichsgerichts. 
2. CiTil-Senat. Vom 18. Juni 1895. 

[KntMh. L GlTlU. Bd.». &SOSJ 

Kilii dw nah 9 57 Abt. 2. 3 dm EeMoniiiiotItMtns vm II. Joel 1874 n Qmtan 
im RtstirudstlQfcN vtrfMaheM VorluwiireoM I« Fiilt d«r Telliif dtt letitiren 
■er voa dai telttfei EtffitGnen tlMntllQliMr TellpartellM gniefmui galtoMl flenatlit 
wtrde»? tot IntbMMdtrt, wem ■aeb der erttoi Eiitel|ma| tta Teil des Itostgrmd- 
•tBekee voe afaier tadara BaMfrda Mtalgaek wardae tat, der EliaatlHar der daan aaah 
verbMbaadea RaitpariaHa bareobtigt, daa Vaitaaferaabt baiOglieb der laerat aBt> 

eliaaUa Parzalto allela galtoad la aiaobaa? 
Der BevidonaklSger nimmt mit der Klage auf Qmiid des § 57 
Abss. 2. 3 des EnteigDiuigsgefletzeB vom 11. Juni 1874 daa alleinige 
und aneechlieesliche Vorkanfl^recht an der den Beklagten seitens des 
den Beklagten als Nebenintenreni^t beigetretenen Eisenbalmfiskns dnrch 
Notariatakt vom 17. Febmar 1892 verkauften, auf dem znr Yerhandlnng 
vor dem Landgerichte übergebenen Plane mit B bezeichneten Parzelle 
in Anspruch, wiewohl derselbe» — nachdem der weitaus grössere TeÜ 
(Ä des Planes) mittlerweile von der Stadt 0()ln gleichfalls im Wege 
der Enteignung zu einer Strassenanlage erworben nndverwanrit worden, 
— zur Zeit des erwähnten Verkaufes Eigentümer nur noch ein s Teiles 
seines durch die im Jahre 1887 stattgehabte Enteignung verkleinerten 
Grtindbesitaee (KatasterparzeUe B 118), n&mlich der Parzellen D and £ 
des Planes, war. 

Wenn nun auch im Falle einer solchen Teilung des nach einer 
Enteignung verbliebenen Restgrundstückes mit der Melirzahl der Schrift- 
steller und auch dem prenssischen Obeitribiinal anzuuehmeu sein mag, 
vgl. Eg*'r, Etnf*i2:nmiq'f^p<5etz Bd. 2 3.575; Sey<lcl, Knt<»isTning-sigesetz S. 2^i'> Nr. [ , 
Loebell, Jinteigmiiigsges»eU S. 22Ü Kr. 6; Dernbtirg, Preussisches Privatrecbt 
Bd. 1 § 880 Aam.8; FOriter-Eociaa, PKnssiBcbes PriTatrecbt 5. Aufl. Bd. 2 
S. 174 und Anm. 51; Entacheidttngen des Obertribunalä Bd. 79 S. 166; A. M.: 
ßcijsclu. EUhl Wetter, Freu-Säisiches Eiiicnbahnncbt Bd. 1 S. 128. 124} Oppen* 
hoff, Preufisiscbeä Berggfsefz S. 201 Nr. 797. 
dass das Vorkaufsreclit infols^e derselben nicht eiiisclit, so ergiebt doch 
dei- klare Wortlaut d < <.esetzes, wonach dasselbe ..dein zeitigen Eigen- 
tümer des verkleinei Len Gruudbesiues" zusteht, da.ss kt-inenlalls der 
Kigentiimer eint s Teiles der Restparzelle der Alleinberechtigte ist, 
sondern das Vurkantsreelit immer nur den Eigentümern der sämmtlicheu 
Teilparzellen zusammen ziist. licn kann. Jeder Teil des verkleiuerten 
Grundbesitzes ist als sulcher ^ieichlieroehtigt. 

Daraus ergiebt .sich ilie l'nbcj^iündetheit des vom Kläger erhabenen 
Aii>i iiK hes, sofern nicht anzunehmen sein sollte, wie auch von der Re- 
Yiäiuu geltend gemacht wird, dass dieses nntergebeus um deswillen eine 

16» 
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AnsnahiDe erleide, weil die Teilnng der Bestparselle wiedemm infolge 
einer Enteignung nanmehr zn Gunsten der Stadt Göln erfolgt ist. 
Das ist aber zn verneinen. 

Nach der bezogenen Bestimranng des § 57 Abs. 2 kommt es f&r die 
Frage der Berechtignng binsiditlich des Vorkaufsrechtes, welcbes sich 
objektiv als ein obligatorischer Anspruch auf Erwerb des frOher ent- 
eigneten Gnndstftckes charakterisiert, lediglich auf das Eigentum an 
dem Bestgrundstflcke, und zwar zur Zeit des Eintrittes der Voraus- 
setzungen, also, wenn das zn den Enteignungszwecken entbehrlich ge- 
wordene Grundstück verkauft werden soll, an. Mit dem Eintritte dieser 

9 

Voraussetzungen wird das Recht als jus quaesitum für den zeitigen 
Eigentflmer erworben. Dabei ist es ohne jede rechtliche Bedeutung, 
auf welche Art, insbesondere ob durch Vertrag oder Enteignung, das 
Eigentum erworben worden ist. Die Ausfahrungen des Oberlandes- 
gerichtes Uber die rechtliche Natur des Eigentumserwerbes durch Ent- 
eignung und die daran geknüpften, von der Revision bemängelten recht- 
lichen Folgerungen liegen danach neben der Sache. t'bri(,^ens wtUrde, 
wenn es darauf ankftme, für den erkennenden Senat keine Veranlassung 
vorliegen, von der in dem Urteile vom 20. Mai 1887, 

vgl. Entsch. des R.G.'s in Cmh. M. 18 S 341 IIa:. ;U0, 
ausgesprochenen Ansicht, dnss die Enteignung rechtlich als ein er- 
zwungener Verkauf zu qualifizieren sei, abzugehen. Danach handelt 
es sich immer nur um einen derivativen Erwerb, durdi welchen alle 
mit dem Eigentume verbundenen Kechte auf den Em eigner Ubergehen. 
Dass der Enteignungszw» ck sich nicht auf das Vorkaufsrecht erstreckt 
hat, wie die Revision geltend macht, ist dabei unerheblich. Es küuutc 
höchsten« in Finge kommen, ob niclit ein stillschweigender Vorbehalt 
des Vorkautisrechtes zu Cuu^ien des Klägers bei der zweiten Enteignung 
anzunehmen sein möchte. Indessen fehlt es hierfür zunächst an jeder 
that&ächlichen Grundlage, und ausserdem würde einem solchen Vorbe- 
halte dem früheren Enteigner bezw. dem dritten Erwerber gegen- 
über rechtliche Wirkung um deswillen nicht beigelegt werden können, 
weil das Vorkaufsrecht, da das Gesetz den Berechtigten bestimmt, 
überhaupt in jenem Verhältnisse nicht flbertragbar ist (vgl. Eger, 
a. a. 0. S. 0751. Ans diesem Gruude würde auch die in den Vorin- 
stanzen aufgestellte IJchauptung des Klägers, dass die Stadt Coln auf 
das ihr durch den Erwerb der Parzelle A überkommene Vorkaufsrecht 
verzichtet habe, die alleinige Berechtigung des Klägers nicht be- 
grfinden können, da ans der Unfibertragbarkeit auch die Unmöglichkeit 
eines Znwachsrecbtes, für welches es übrigens auch au jedem An- 
haltspunkte im Gesetze fehlen würde, sich ergiebt. 
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Weiterhiu muss aber auch der vom Oberlandesgerichte wesentlich 
betonte Grund, dass im Falle der Teilung der Restparzelle das Vor- 
kaufsrecht auch von sänuntlichen Eigentümern der Parzelle gemein^ 
schaftlicli im Prozeaswege geltend gemaeht werden kann, als 
geg^ die angestellte Klage entscheidend erachtet werden. Es folgt 
diea schon m der Unteilbarkeit des Vorkanfareehtee. Dem Unter- 
nehmer bezw. dem dritten Erwerber kann nicht zugemutet werden, 
einen Anteil des Gmndst&ckes zurflckzaverkanfen. Die von Kloster- 
mann (Preassisches Bergrecht 8. 308) aufgestellte Ansicht, dass nach 
Teilung des Bestgmndstfickes jedem Besitzer der Trennstttcke das Vor- 
kanfsrecht nach Verh&ltnis seines Anteiles zustehe, ist mit Becht 
vereinzelt geblieben. Hiemach hfttte, sdbst wenn der Anspruch auf 
anteilige Znerkennnng des Vorkaufsrechtes als ein Hinns des Klag- . 
antrages anfgefasst nnd als eventaell vom Klftger erhoben angenommen 
werden könnte, dem Klagantrage auch in dieser Beschränkung nicht 
entsprochen werden kOnnen. 



Nr. 143. Entseh. des l^utsehen Betchsgerichta« 

1. Straf-Senat. Vom 1. Juli 1895. 

§ 153. Vereinszollges. v. I. Juli 1869. Haftung der Eisenbahnverwaltunfl für ihre 
Anoestellten. Kontravention bei AusfyhruiiB der ihnen übertragenen Verrlchtttageii. 

Als Angestellte im Sinne des V. Z. G. sind alle diejenigen zu be- 
trachten, welche im Auftrage der EUsenbahnverwaltung eine bestimmte 

Art von Dienstverrichtungen, sei es auf Dauer, sei es zeitweise ver- 
sehen, und zwar Dienstverrichtmi^en . die zum eigentlichen Betriebe 
der Bahn gehören. Es fallen sonach solche Personen, welche für die 
Eisenbahnverwaltunpf Dienste anderer Art versehen, nicht unter den 
Begriff der Angestellten. Hier gereift vielmehr der im Gesetze zum 
Ausdruck gebrachte Unterschied zwisclien AM<2:estellten und Arbeitern 
(§ 136 Nr. 3, 6) Platz. Es kann ferner nicht darauf ankommen, ob 
die Anstellung schrifllich oder niiuidlich erfolgt ist, ob der Angestellte 
gerade auch von derjenigen Bahnverwaltung, in deren Dienst er thätig 
ist, direkt beauftragt worden ist oder ob diese Bahnverwaltung etwa 
die An- und Aufstellung einem Dritten, einer andfreu Bahnverwaltung 
überlassen hat, wer die Disciplinargewaltr über den Angestellten aus- 
übt und von welcher Seite — in vorliegenden Falle bei einem s. g. 
Verbandspacknieisier, — die Be^uldung erfolgt. Die Haftbarkeit der 
Bahiiverwaltuüg für die Defraudatiuu des Angestellten (oder Bevoll- 
mächtigten) macht das Gesetz davon abhängig, dass dieser die De- 
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frandation bei Ausführung der ihm ttbertragenea Verrichtnngen be- 
gangen hat. Es beschrftnkt die Haftbarkeit nicht auf den Fall, dasa 
die Verletzung des Zollgeeetzes gerade durch eine Handlung begangen 
wurde, velche in den Kreis der ftbertragenen Verrichtungen f&Ut. Es 
muss vielmehr angenommen werden, dass das Gesetz solche DelilEte im 
Auge hat, welche in unmittelbarer Beziehung zu den Dienstverrichtungen 
stehen, so dass ohne letztere das einzelne Delikt in seiner konkreten 
Erscheinung gar nicht bitte Yerttbt werden können (vgl. Entsch. 
Bd. 21 S. 333). Die Bemftang auf Grundsatze des französischen Cü?ll- 
rechts, insbesondere auf Art 1384 code civ. und die Auslegung, welche 
diese Gesetzesbestimmung in der gerichtlichen Praxis geAmden hat, ist 
Terfehlt» weil dvilrechtliche Gesichtspunkte, welchen ein anderer legis- 
< latorischer Gedanke zu Grunde liegt, nicht auf das öifentlichrechtliche 
Gebiet der ZolMelikte und der Haftbarkeit hierfür Anwendung finden 
können. Die mittels einer dienstlichen Erklärung begangene 
Ablengnnng der Ton dem Angestellten in seinem Wagen eingeschmug- 
gelten Waaren entb&lt unbedenklich eine, «bei Ausfibnng des Dienstes'' 
begangene tJebertretung des ZoUgesetzes und der zu dessen Ausführung 
dienenden Verwaltnngsrorschriften. Die Deklarationspflicht der Reichs- 
eisenbahn und ihre Ueberlassung an den Angeklagten bietet übrigens 
zugleich einen Anhaltspunkt für die Bichtigkeit der Annahme des ersten 
Bichters, dass gerade diese BahuTerwaltnug und nur sie für den mit 
solcher Vertretnngsbefugniss ausgestatteten Beamten zu haften hat 
Die Bevision der General -Direktion der in erster Instanz für haftbar 
erklArten Beicfaseisenbahn ist verworfen. 



Kr# 144. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

4. Straf-Seuat. Vom 2. Juli 1895. 

[.lur. Wocheuaclir. 1895 Nr 6! 62. S. 5«« Ziff. 27.] 

fLStr. 6e».B. g 330. Zuwiderhandlung gegen die ailsemein aierkaaatw Regeia der 

Baukunst. 

Selbstverständlich hindert die Thatsache, dass ein Bauverständiger 
eine Begel nicht anerkennt, die Feststellung nicht, dass sie trotzdem 
allgemein anerkannt sei. Dass aber hier der die abweichende An- 
sicht vertretende Sachverständige in seinem Gutachten die allgemein 
anerkannten Regeln der Baukunst ausser Acht gelassen oder verkannt 
habe, das ergeben die UrtheilsgrUnde weniger, als dass das Gericht 
im Anschlüsse an das andere Gutachten « ine Norm aufstellt, ohne sich 
darüber klar zu werden, ob diese im Kreise der Bauverständigen all- 
gemein anerkannt ist. Dies erfordert aber das Gesetz; nur insofeni 
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legt der § 390 Str. G. B. dem Leiter eines Baues die strafrechtliche 
Yeraatwortlichkeit lllr seine Fehler anf, Dicht schon mn deswüten, weil 
er gegen Begeln yerstOsst, welche aus den Gesetzen vemfinftigen und 
nmsichtjgen Denkens ahzoleiten sind. 



Nr. 146. fintseh. des Deutschen Reichsgerielits« 
1. Civil-Senat. Vom 6. Juli 1895. 

Amsiiss tfn Art IWo. H.8.B^ auf Mokliiaa fir des Bsuitni-PMiloat- ssd 
Uiitorttltisiflifisds» sowie aaf BratNIkatlsses fVr Mttsstals. 

Die Kücklage für den Beamten-Pensions- und ünterstützungsfonds 
ist keine blosse Verwaltungsmassregel, sondern die Bildung oder höhere 
Dotirung eines Spezialfonds. Ob und inwieweit solches geschelien dürfe, 
ist nach Art. 185 c durch den Gesellschaf tsvertrag zu bestimmen. 

Bei einer Vertheilung an Schaflfner, Briefträger und Kutscher, so- 
wie Gratifikation an Beamte bandelt es sich um eine Verwaltungsmass- 
regel, zu welcher der Vorstand allein befugt gewesen wäre. Diesem 
liegt die Gteschäftsf&brnng ob und hat er die Bezüge der Angestellten 
festzusetzen; demgemäss hätte er auch diese vorübergehenden Zu- 
wendungen, welche kein Spezialfonds im Sinne des § 185 c H. G. B. 
sind, schon vor der General-Veraammhing im Iiaufe des Geschäfts- 
jahres znr Vertheilung bringen und in Ausgabe setzen können, sodass 
der Gewinn sich um diese Betrftga Yermindert hfttte. Die Ifossregel 
wird an und fflr sieh dadurch kdne andere, dass die Vertheilung 
der General -Versammlung vorgeschlagen und von dieser genehmigt 
worden ist 



Nr. 146. Entseh. des Deutschen Reichngeriehts. 

4. Strai-Senat. Vom 9. Juii 1895. 

(Jor. Wochenschx. 1885. Nr. 61 /«9. 8. 668. Ziff. S8] 

II. Str. fies. B. § 330. Zuwiderhandlungen gegen die aiigemein anerkauitea Regeli 

der Baukunst. 

Die Thatsache der Verdinj^ung des Werkes im Ganzen oder in 
Theilen schliesst die Möglichkeit des Vorbehalts der Leitung der Ar- 
beiten im Sinne des § 330 Str. (j. B. nicht aus; und rulit, wie hier fest- 
gestellt ist, die Leitung und die Ausführung des Baues in getrennten 
Händen, so steht es mit der Tendenz des Gesetzes, welches beide 
Thätigkeiten einander gleichwertliig gecreniiber stellt, im Einklänge, den 
Veranstalter einer jeden von ihnen für die gleichen beim Baue ver- 
schuldeten Zuwiderhandlungen gegen die Hegeln der Baukunst verant- 
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wortlich zu machen. Das Verschulden dieser beiden Angeklagten ist 
darin gefunden, dass sie sich die Bauleitung anmassten, obwohl sie 
Nichts davon verstanden, jedoeh vorauszusehen yermochten, dass sie 
unter Gefährdung Anderer gegen die allgemein anerkannten Regeln der 
Baukunst Verstössen konnten. Diese Annahme begegnet keinerlei recht- 
lichen Bedenken und steht mit dem obigen Urtheilsinhalte nicht in 
Widersprach. 

Nr. Iii. £ntsch. den KaHsatiouHhofes in Paris. 
Vom 24. Juli 1895. 

[Zeltacbr. 1 d. loterast. Bttenb. Tnntp. m. Nr. IM. S. m.] 

EalMMdtgunBspllloM ier EltaalMiiii aot elear UrtaolMt di* Vsrlitt oder BMckldigung 

' nleM ierlbrt 

Der Artikel 4 des Tarifs fftr die Beförderung kleiner, dem Post- 
zwang nicht unterworfener Kolli (bis auf 5 kg) bestimmt: „Vorbehalt- 
lich des Falls höherer Gewalt bat bei Verlust oder Beschädigung eines 
Kollo bis auf 6 kg der Absender oder an seiner Stdle und auf sein 
Verlangen der Empfänger Anspruch auf eine der Höhe des Verlustes 
oder der Beschädigung gleidikoramende Entschädigung; diese kann in- 
dessen den Betrag Ton Fr. 100 nicht übersteigen. 

Im vorliegenden Falle hatte das Gericht erster Instanx, JOMxik er- 
folgter Konstatierung des Verlustes des beförderten Kollo, einen Schaden 
angenommen« der dem Absender aus einer Ton dem Verluste selbst ganz 
unabhängigen ürsache erwachsen ist, nämlich „aus der von der Eisen- 
bahn Terschnldeten verspäteten Beantwortung der Beklamation des Ab- 
senders wegen Nichtanknnft des versandten Kollo Muster am Be- 
stimmungsorte." Das Gerieht hatte die Eisenbahn deshalb zu einer 
die Höhe des Verlostes fibersteigenden Entschädigung und zwar zum 
Höchstbetrag derselben von Fr. 100 verurteilt. 

Der von der Eisenbahn gegen dieses Urteil eingelegte Bekurs ist 
vom Kassationshofe verwoifen worden, in Erwägung, dass die Fixierung 
einer Maximal-Entschädigung für Verlust oder Beschädigung im Tarife 
für die Beförderung der dem Postzwang nicht unterworfenen kleinen 
Kolli die Gewährung einer Entschädigung aus einer mit dem Verluste 
oder der Beschädigung nicht zusammenhängenden Ursache nicht aus- 
schliesst. 



Nr« 148« fintoch. des Oestenr. Obersten Geriditshofe«. 

Vom 4. September 1895. 

[Ocfterr Fi ■ \'cr>^r'Ir, V,] VIII Nr. 143. 8. aS-S« ] 

Der Anspruch aof Ersatz der dem Enteigneten im Verfahren zur Feststeilung der Ent- 
S€liidigua9 erwaoJiMiiaa Kottcs kaiio geQen die Bahounterneiiinund im Klagewege aiciit 
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fettaad gmafiM ward», WMm darllMr htnUH» Im MMerttraltfiii Fwlttilliaiavar- 

fthreii «ina EnMaMnaf gaflUlt w«rdM lat. 

Hierbei warde erwogen, dass die Klüger den Ersats Jener Ver- 
tretnngs-, Gerichts- und Sachyerstftodigenkosten fordern, die ihnen bei 
^der Verhandlung wegen fintscbidigang anlftsslich des Baues der Gail- 
thalbabn entstanden sind, dass eben die Kläger dieselben Kosten gegen 
dieselbe Bafannntemehmnng in dem nach § 24 und 30 dee Gesetzes 
Tom 18. Febmar 1878 B.-G.-BL Nr. 30, dnrchgefllhrten ansser- 
streitigen Verfahren geltend gemacht haben, in diesem Verfahren 
ihnen jedoch diese Kosten nicht zuerkannt worden sind, vielmehr ihr 
Anspruch auf Ersatz der Kosten abgewiesen worden ist, — dass hie- 
nach über den Kostenanspmch definitiv erkannt worden ist, wobei der 
Bechtsweg, wie dies § 18 des kais. Patentes vom 9. August 1854, B.- 
G.-BK Nr. 208, vor Augen hat, den Parteien nicht vorbehalten wurde, — 
dass daher ftber denselben Ersatzanspruch, wie im citirten § 18 aus- 
drUcklich enthalten ist, ,kein Bechtsstreit erhoben werden darf* — 
dass diesemnach die Klage als zum Streitverfahren nicht geeignet den 
Klägern zurückzustellen war, dass, die Kosten des gegenwärtigen Pro- 
cesses anbelangend, beide Streittheile in den Process sich eingelassen 
haben, es daher billig ist, dass beide Streittheile die Kosten des unge- 
setzlichen Verfj&hrens tragen. 



Nr. 149« Entsch. des Gentnlamte t d. latenal EtoeEb. Tnmsport 

Vom 5. September 1895. 

(ZeltMbr. £ d. Internat. BUenb. Tran^. TU, Nr. 9. 8. WJ 

lataraai Obereink. Art II. Baare AialtoM. 

Ein Absender hatte eine Sendung Eisen und MetaUe fracht- und 
zollfrd nach Lemberg gesendet und dafttr eine Frankator-Nota mit 
ZoUberecbnnng ab Saczakowar erhalten. Als er auch die Zollquittung 
yerlangte, wurde ihm von der Eisenbahn erwidert, dass sie nicht in der 
Lage sei, dem Ansuchen zu entsprechen, da dieses Dokument samt dem 
ausgelösten Frachtbrief dem Empfänger habe übergeben werden mtlssen, 
damit (lieser sich bei den k. k. Finanzorganen über die wirkliche Zahlung 
der ZoUgeb&hren ausweisen könne. Dabei hat die Eisenbahn sich daliin 
ausgesprochen, dass die Zollquittung ein Eigentum des Adressaten bildejund 
die Berufung des Absenders auf Art. 11 des I. U. nicht zutreffend sei, 
indem die darin entlialtenen Bestimmungen sich nur auf die Frachtbe- 
rechnnng und die allfälligen im Gütertarife nicht vorgesehenen Ver- 
gtttungen zn gunsten der Eisenbahn, nicht aber auf Zölle sich beziehen. 
Das Centraiamt wurde vom Absender um Auskunft ersucht. — Ant- 
wort: Die baren Auslagen der Eisenbahn, von denen im zweiten Ab- 
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satz dos Art. 11 die Rede ist, schUesBOD allerdings die Zölle (verbis: 
insbesondere Ans-, Ein- und Durcbgangsabgaben) in sich, and es ist 
die von der Eisenbahn geäusserte andere Anffassung nicht zntrefifend. 
Aber nach dem Wortlaute des dritten Absatzes sollen die auf solche 
Auslagen bezüglichen Beweisstücke dem Frachtbriefe beigegeben, und,' 
da dieser laut Art. 16, Absatz 2, dem Empfänger Ubergeben werden 
mnss, dem letzteren ausgeliefert werden. Die Eisenbahn war daher 
befugt, in der yom Absender beanstandeten Weise za verfahren. 



Nr. 150« Entseh. des Centralamt^ f. d. intern at. Blsenh. Transport. 

Vom 10. September 1895. 

[Z«UMcLr. f. d. Internat Elsenb. Tnnsp. III. Nr. 9. S. 8t9.] 

litMrMt Uebarelik. Art. 10. Uetorbrechung «er Utftrfritt ait AiIms der Zell- 

Anf den von einer Seite ausgesprochenen Wnnsch, dass „das 
Centralamt in den Tarifbestimmnngen festsetzen möge, dass die Liäfer- 
fHst nicht durch eine wiUkttrlich lange ZoUabfertignng unterbrochen 
werden dürfe, sondern diese eine maximale Höhe haben m&sse^ wurde 
erwidert, dass dem Gentraiamt kein Einfluss auf die Bildung der Tarif- 
besdmmungen zustehe, und dass laut Art. IQ des ProtokoUes zum 1. TT. 
(Z. L 47) das Verh&ltnis der Eisenbahnen zu dem Staate, welchem sie 
angehören, durch das TTebereinkommen in keiner Weise geftndert werden 
wollte, und auch in Zukunft durch die Gesetzgebung der einzelnen 
Staaten geregelt werden wird, wobei die in Jedem Staate in Geltung 
stehenden Bestimmungen ttber die staatlicbe Genehmigung der Trans- 
portbedingungen durchaus vorbehalten worden sind. Ein Gesuch in der 
bezeidmeten Eichtung wäre daher an die kompetente Behörde des be- 
treffenden Staates zu richten. 



Nn 161. Ests^h« des Henfschen Beiehsgeriehta. 

3. Civil-Senat. Vom 20. September 1885. 

Haftpfl. Ges. § 3. Nloht die augenbllokllobe Erwerbetai« rar URfUbelt, tosilini dit 
Erwerbsf&higkeit ist fir die SehadeaabeMeteuog entsobeldend. Eine fteiilv km web 
riickbezüglich vom Uefalletage an zuerkannt werden. Die Beeebäftigung im fieeebift 
des Vaters eeblleeet den EnteehäüiBungsanspreob nieht ane, da der verletzte 8eba 
eben verhindert war, anderweit BeeolAfligung zu finden. 

Nicht dt 1 augenblickliche tbatsäcliliche Erwerb des Verunglückten, 
sondern dessen iijrwerbäl'ähigkeit, wie äuidie zur Zeit des Unfalls be- 
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stand, und inuiLiuasslich sich fcnitv ge:^taUeL hätte, rniiss zur Massgabe 
für die Bemessung des Ersatzanspruchs genommen werden. Der Ver- 
letzte k;uiii am Ta^e seiner Verletzung in einer angenblicklich un- 
günstigen und iiiclit einträglichen ICrwerbslage sich befunden haben; 
würde, wie der B. R. will, dieser ungünstige Zufall nur dem Schadens- 
ersatzpfliclitigen zu gut gerechnet, so wäre dies eine Unbilligkeit, welche 
den Tendenzen des Haftpflichtgesetzes zuwiderliefe. Die Erwerbs- 
unfähigkeit, deren Nachtheile dem Verletzten zu ersetzen sind, ist nach 
dessen allgemeiner Lebens- und Geschäftsstellung, sowie danach zu be« 
messen, wie weit die präsumtiven Erfolge seiner Thätigkeit ab dnrch 
die Verletzung beeinträchtigt erscheinen müssen. 

Der Kl. verlangt die ZahilUgung einer Rente, die er Tom Tage des 
TTnfalls an bis zn seiner, zunächst in Aussicht genommenen Tollstftndigen 
Wiederberstdlnng im Jahre 1897 in verschiedenen Jahresbeträgen be- 
rechnet. Diesem Verlangen einer Bentenznbilligung steht nicht entgegen, 
dass jetzt nnd tiieflweise schon zar Zeit der Elageanstellnng mehrere 
dieser Jahresbetrilge verfallen sind. Wofern dem § 7 des Haftpflicht- 
gesetzes nicht dne allzn rigorose Auslegung gegeben wird, kann dieser 
Umstand kein Hindemiss bilden, die Bentenform für den gesammten 
Schadensansprnch als zulässig zn mchten. Der Richter hat sich also 
nnr zn fragen, wie die Rente vom Tage des Unfalls an zn bemessen ist» 
wenn von dem oben dargelegten Standpunkte ausgegangen wird. Dass 
der £1. seit dem Unfall im Gesehifte seines Vaters verblieben ist nnd 
wie vorher keinen Gehalt bezogen hat, mnss bei dieser Bemessung 
ausser Betracht bleiben nnd kann namentlich nicht in dem Sinne vw- 
w^het werden, dass dem Kl. durch Zubilligung einer Rente fttr die 
, vergangenen Jahre ein Vermögensvortheil zufliessen wfirde, auf den er 
keinen Anspruch habe. Der Kl. ist infolge seines Unfalls insofern in 
eine ungünstigere Lage versetzt worden, als für ihn die KOglichkeit 
hinwegflel, oder mindesteus verringert wurde, in fremde Dienste zn 
treten und dort einen seinen Fähigkeiten entspredienden Lohn zn finden. 
Die Beeinträchtigung dieser IfQglichkeit ist ein Vermögensnaehthell, 
welcher direkt auf den eingetretenen Unfall znrQckznftthren ist und 
welcher so lange als fortwirkend präsumirt werden moss, als Kläger 
seine volle Arbeitsfähigkeit nicht wieder erlangt hat. Den Ersatz fttr 
diesen VermGgensnachtheil darf Kl. verlangen nnd er kann ihm dadurch 
gewahrt werden, dass seine Geschftftsthätigkeit, welche er durch den 
Un&ll nnd seine Folgen auisznttben ganz oder theilweise verhindert ist» 
in dem hervorgehobenen Sinne gewerthet und hiemach die ihm zukom- 
mende Rente berechnet wird. 
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Nr. 152. Entseh. des Dent«chen Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 21. September 1895. 

§§ i. 8 PreuM. Enteign.-Ges. II. Juni 1874. § 75 Einteit, i. Prcuss. Allg. L. R. Spr- 
vftitt der Efgenthflner an einer öft'rntlichen Strasse, betreffend die ungehinderte Kom- 
MftikatiM nlt derteltaii. Schadens ersatzpfiicht des Eieenbabnfiekue bei vorüber- 
gehenden Störungen. 

Eb handelt sich in Betreff der noch streitigen Ansprüche um einen 
yorttbergehenden Zustand, herbeigeführt dadurch, dass bevor die 
Enteignung ansgcsprochen war, und während noch die Unterhandlangen 
behufs gütlicher Einigang mit den Eigenth&mem schwebten, mit poli- 
seilicher Genehmigung zunächst die Senkung des Fahrdammes der Ackei> 
Strasse erfolgte, wfthrend der Bürgersteig längs deijenigen Häuser, mit 
deren Eigenthümern, darunter C, eine Einigung nicht erzielt war, un- 
verändert blieb. Es bedarf aber hier keines nnlieren Eingehens auf die 
aus diesem Sachverhalt gegen die Anwendung des Enteignungsgesetzes 
sich ergebenden Bedenken, sofern den Bekl. und Widerklägem der von 
ihnen in zweiter Linie geltend gemachte Bechtsgrund des § 75 der Ein- 
leitung mm A. L. R. zur Seite steht. Das aber hat der B. B. mit Recht 
angenommen. Nach § 75 a. a. 0. ist der Staat — an dessen Stelle nach 
feststehender Rechtsprechung das begflnstigte Gemeinwesen tritt — , 
«den^ci^^Di welcher seine besonderen Rechte und Vortbeile dem Wohle 
des gemeinen Wesens aufzuopfern genöthigt wird, zu entschädigen ge- 
halten*'. Es setzt also diese Vorschrift einen Eingriff in die Rechts- 
Sphäre eines Anderen, eine, wenn aaeh nnr vorübergehende, Entziehung 
oder Beeinträchtigung eines wolileiworbenen Rechts voraus. Ist aus 
einem solchem Eingriff dem Berechtigten ein Vermögensnachtheil ent- 
standen, so muss ihm dieser vergütet werden. Im vorliegenden Fall 
besteht der Vermögensnachtheil, für den die Bekl. entschädigt werden 
sollen, in den Mindererträgen der von ihnen in den gemietheten Räumen 
betriebeneu offenen Geschäfte während des durch die vorläufige Senkung 
des Falirdamme.s lierbeif^et'iihrten Znstandes der Ackerstrasse. Die Exi- 
stenz dieses Schadens und dessen Höhe hat der B. K nuf Grund des 
Beweisergebnisses fest',^estellt, und es ist diese Feststelluüg von der 
Revision nicht angegriffen worden. Ebenso ist der ursächliche Zn- 
sammeuliang zwischen den Mindereinnahmen der Bekl. und der durch 
die vorzeitige Senkung des Strassendammes und die Errichtung einer 
den Bürgersteig an dem C.'schen Hause von dem Fahrdamm trennenden 
Barriere bewirkten Erscliweruug des Zugangs zu ihren Geschäften vom 
B. R. unanfechtbar festgestellt. Es bleibt also nur zu prüfen, ob in der 
Tieferlegnng des Fahrdammes durch die £isenbahnverwaltung objektiv 
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I eine Verletnmg eines erworbenen Beehts der Bekl. eiitlialten ist Der 

B. B. gebt bei Betntwortiing dieser Frage gleicb don I. B. von don 
ans der Bechtsprecbnng des Tormaligen Obertribnnals und des B. G. 
(Bd. 7 S. 213ff.) entnommenen Satze ans, dass den Eigentbftmem der 
in einer Qffi^tlicben Strasse erbauten Häuser eine anf stiUsebweigender 
üebereinknnft bombende Servitnt an der Offentlicben Strasse zostebt^ 
▼ermOge deren sie die nngebinderte Kommunikation mit dwselben be~ 
anspmcben kOnnen. Die Bevision will dieses servitntariscbe Becbt der 
Hauseigenthflmer nnr in der Bescbrftnkung anerkennen, dass es lediglich 
die y anmittelbare Kommunikation vom Hanse nach der Strasse und 
nmgekebrt* zum lubalte babe. Was damit gemeint -ist, ergiebt sich 
ans der weiteren Ausfttbrung, dass die unmittelbare Zugäuglicbkeit der 
Gescb&ltsr&nme der Bekl. von dem yorlftufig in alter Höbe belassenen 

' BQrgersteige gänzlieb unbehindert gewesen sei, „da der Bttrgersteig 

selbst sich nach Norden und Süden zu in unmittelbarer Verbindung mit 
dem übrigen Theile der Ackerstrasse befand" . Der Angriff richtet sich 
also nicht sowohl gegen den von dem B. B. angewendeten Bechtssatz 
selbst, als seine Anwendung auf den vorliegenden Fall. In dieser Be- 
ziehung aber fUlt dem B. B. ein Bechtsirrtham nicht zur Last, wenn 
er in den Veranstaltungen, die den Zugang zu dem C^schen Hause und 
die den darin befindliehen Geschäftsräumen der Bekl. zwar nicht gänih 
lieh aufhoben, doch aber für längere Zeit erheblich erschwerten, eine 
Beeinträchtigung Jenes servitntarischen Bechts der Strassenanlieger auf 
ungehinderte Kommunikation gefunden hat. 



Kr. 163* Eutseb. des Centraiamts f. d. Internat. Eisenb. Transport. 

Vom 36. September 1895. 

iZeltaßlir. f. d Inteinat Uieiib. Truup. m. Nr. lA 8. tat.] 

Internat, libereink. Art. 15. Verfügungsrecht üas Absender«. 

Eine Anfrap^e, ob ein Absender, wenn er nicht mehr im Besitze 
des Frachtbrief-Duplikates ist. deii Art. 15 des internationalen Ueber- 
einkommens dadurch umgehen könne, dass er auf das Gut Arrest legen 
lasse oder eine andere frerichtliche Verfügung erwirke, wurde vom Cen- 
trai-Amte dahin beautw f i t, dass es Sache der Gerichte sei, sich über 
die Zulässigkeit einer Arrestverfügung auszusprechen, und Handlungen, 
welche eine UmgehuDg des Art. 15 bezwecken, zweifellos nicht ge- 
schätzt werden. 
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Nr. 154. Entsch. der KönlgL Ungar, Kurie. 
Vom 26. Septeml^er 189&. 

[Oaeten. TMei4. 'Bi t Blieol». pp. Tin. Kr. Mt. & tut.) 
Dir 1 49B dM RiiarfMfcm MraffliMtiM iaiit ilikl mt mf dl» «II Danpf, sondini 
ueh ttif dli diral »Im tiNra MMliantooh» Kraft, dihar ■Md dirab eUu mI- 
■tllMiiea Httor bttrlabea« ElMRbahn A>weidae|. Efae iiaiigalhaflt Vorkflhrmi dv 
Uittraalnaifl MMat iir «Imii MlldenniiMiMflawl rlolitteMlloli dar aa aiaan dleabt- 

illHahea Bahaaafall SahaMtraiaadaa. 

Der erwUinte Paragraph des Strafgesetzes laatet: 

j^Hit Gefängniss yon 2 bis 6 Jahren werden Eisenbahnbeamte 
und Eisenbahnbedienstete bestraft^ welche durch Verletzung einer 
Urnen obliegenden Dienstpflicht uif einem Eisenbahnzuge oder in 
dessen N&he befindliche Personen oder Waaren der Gefahr einor 
Verietsnng oder Beschädigong durch die Eisenbahn aussetzen." 
Auf der eleictrischen Strassenbahn in Budapest ereignete sich der 
ünglttcksfall, dasa ein Passagier, welcher in dem dichtbesetzten Waggon 
selbst keinen Platz fand, daher auf der Plattform desselben stehen 
bleiben und sich an dem herabhangenden Biemen festhalten musste, drei 
Franenspersoneni welche, wahrend der Zug wegen der Wechselstellung 
durch den Conducteur hielt, auf die Plattform drftngten, Platz machte« 
durch einen Stoss des mit roller Stromleitung in Bewegung gesetzten 
Zuges in Folge des schlechten Verschlusses der Perronthttr aus dem 
Wagen stürzte, unter die Bftder gerieth, wo ihm der Arm zerschmettert 
und dann abgenommen wurde. 

Das Bndapester Strafgericht vernrtheilte den Zugführer zu 6 Mo- 
naten, den Conducteur zu 3 Monaten GefÜngniss, weil dieselben ihrer 
Instruction zuwider nach dem Anhalten des Zuges den vollen Strom in 
Anwendung brachten, bezw. das Aufsteigen von Passagieren in den 
dichtbesetzten Wagen zuliessen. Ihre Entschuldigung, dass der Ver- 
schluss der Perronthftr sich in einem schlechten Zustande befand und 
dass eine Tafel mit der Inschrift .complef^ zur Anhängnng dem Zuge 
nicht beigegeben war, wurde zwar als Nachlässigkeit der Strassenbahn- 
gesellscbaft, aber nur als mildernder Umstand bezüglich der erwähnten 
Bediensteten erklärt Ebenso wurde ihre Einwendung zurückgewiesen, 
dass der ciUrte Paragraph nur auf die mit Dampf betriebenen Eisen- 
bahnen Anwendung finde, weil das Gesetz keinen Unterschied macht 
und höchstens nur die mit animalischer Kraft betriebenen Eisenbahnen 
nicht unter dasselbe fallen. Schliesslich wurde auch die Entschuldigung 
nicht berücksichtigt, dass das Einsteigen der drei Frauenspersonen 
nicht Terhindert werden konnte, da dasselbe yon keinem der Be- 
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schuldigten angeblieh bemerkt wurde, weil es ihre Pflicht war, einer 
solchen Möglichkeit mit aller Vor- nnd ümaleht zu begegnen. 

Die königliche Tafel in Budapest erhöhte die erwähnte Strafe auf 
das Doppelte in der Erwägung der Schwere des ünglttdcsfalles nnd der 
dnrch das pflichtwidfige Vorgelien der Beschuldigten anch den anderen 
Passagieren möglicherweise drohenden Oef&hrdnng. 

Die königliche Curie stellt jedoch mit Entscheidung vom 26. Sep- 
tember 1885, Z. 9778, das erstrichterliche Urtheil mit der BegrSndnng 
wieder her, dass die Grundursache des beklagenswerthen Unglücks- 
falles der sdüechte Verschluss der Perrontbftr war; auch wurde Ton 
allen drei Instanzen die Ansschliessnng der YerurtheAten vom Eisen- 
bahndienste ausgesprochen. 



Kr. 155. Entsch. des Bentsehen Reichsgerichts, 

ö. Civil-Senat. Vom 5. Oktober 1895. 

(Jur. Wocbensciir. 18»5. Nr. 57/58 s 533. Ziff. 50 ] 
§ Ii}. Abs. I § tt. Preuss. Enteign. Ges. v. tl. iuni 1874. Benutzbarkeit In derselben 
Weise und mit gleichem Ertrage bedeutet nicht absolute Gleichheit — welche unmög- 
lich — sondern nur unUiernde Gleichheit 

Wenn auch die Berücksichtigung der bisherigen Benutztmgsart» 
welche in § 10 Abs. 1 Enteignnngsgesetzes vom 11. Juni 1874 nur zu 
Gunsten des Eigenthüniers vorgeschrieben ist, dem nach § 11 ent- 
schädigungsberechtig:ten Miether in sinngemässer Anwendung des § 10 
ebenfalls zu Statten kommt, so gewährt doch dieser Paragraph als Ent^ 
Schädigung nur denjenigen Geldbetrag, welcher erforderlich ist, damit 
der EigenthUmer (oder Miether) ein anderes Grundstück in derselben 
Weise und mit gleichem Ertrage benutzen kann, Dass das Ersatz- 
grundsttick dem enteigneten Grundstücke in jeder Beziehung gleich sei, 
wird vom Gesetz nicht orfordert. Die Vorschrift, dass das Ersatz- 
grundstUck in derselben Weise und mit gleichem Ertrage nutzbar sein 
müsse, ist aber auch nicht buchstäblich, sondern nur in dem Sinne zu 
verstehen, dass das Ei-satz2:rundstück deuselben Zwecken in annähernd 
gleichem Unilan^re und mit entsprechendem Ertrage, wie das enteignete, 
dienstbar gemacht werden könne. Die Forderung absuluter Gleichheit 
ist anf wirthschat'tlichem Gebiete nicht durchführbar, die Geldent- 
schädiguug gerade das g«"eignete Mittel, die verbleibenden Unterschiede 
auszugleichen. Die Ent.vt heidung darüber, ob das Ersatzgrundstück in 
derselben Weise und mit gleichem Ertrage benutzt werden kann, ist 
Thatfrage des einzelnen Falles. 
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Nr» 15(i. Eutscil. der Künigl. rngarischeu Kurie* 
Vom 6. October 189ö. 

DI« Forden«! EHtMhidlimi wagei dier bai «Inan Bahiaiftlla erlittMM Ver- 
totnif mrlibrt ntol AbiMf m M Jahrei vtn Tai« dM •tagetretmea UafAllet 
ab. Dlwa V«rjihnii| wird ww direb die Anttrengiii der EetaebIdlHeieklaga bei« 
Clvllgeriebte, alebt eher dereb die Aizelge der erlltteeei Verlelzug bei der etraf- 
gerteblllebea Verbandtaeg dber de« betrelTeede« Babeeafall ««terbreebe«. 

Die Direction der kgl. Un^ar. Staatsbahiien wurde in Folge eines 
vor neun Jahren p^eschelienen Zusaiiimcnstosses iln-er Züge von einem 
Reisenden auf Euu^cJuidigung der Heilungskosten unter dem Vorbringen 
geklagt, dass er sicli auf einem dieser Züge befunden und eine inneriiclie 
Verletzung erlitten Iiabe. 

Der Kläger begründete die.se Forderung dannt, dass er ])ei der 
wegen dieses Unfalles eingeleiteten strafgericlitlicheu Verhandlung, wie 
auch actenmässig coustatirt wnrde. ausgesagt habe, er glaube, in Folge 
des iu Rede stehenden Zusammenstosses eine innerliche Verletzung er- 
litten zu haben, was auch von den kurze Zeit nach dem Unfälle und 
später wiederholt aufgenommenen ärztlichen Befunden bestätigt wurde, 
wovon er aucli die genannte Direction unter Vorbehalt seines Ent- 
schädigungsanspruches verständigte. 

Alle drei Instanzen (die künigi. Curie mit Entscheidung vom 5. Oc- 
tober 1895, Z. 2483) wiesen die Entschädignngsklage aus folgenden 
Gründen ab: Gemäss § 9 des G.-A. XVIII ex 1874 (Eisenbahn-Unfalls- 
gesetz) verjähren Entschädigungsansprüche gegen Eisenbahnen wegen 
eines bei ihiem Betriebe enstandenen Unfalles, resp. wegen einer bei 
demselben erlittenen Verletzung nach Ablauf von drei Jahren, vom Tage 
des eingetr(!tenen Unfalles ab. Der Ivliiger hat nicht sofort nach dem 
Zusammeustoss einen ärztlichen Befund über seine angebliche Verletzung 
aufnehmen lassen, und die später aufgenommenen Befunde beweiseii 
auch nicht den Causalzusammenhang zwischen der damaligen angeblichen 
Verletzung mit seiner gegenwärtig ärztlich constatirten Kränklichkeit. 
Weder seine strafgerichtliche Anzeige, noch sein bei der Babndirektion 
vorbehaltener Entschädigungsanspruch, sondern nur eine hierauf inner- 
halb der Veijährungsfrist gerichtete Civilklage konnten die nunmehr 
längst eingetretene Verjährung unterbrechen. 



Digitized by Google 



Entfich. des Deutschen Beicbageridits vom 9. Oktober 1896. 



241 



Nr. 157. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 9. Oktober 1895. 

(Jurist, Wochcnschr. 1895. Nr. 57/5«^ s 531. Ziff. 48.] 

§§ 8. 10 Aba. I Preuss. Enteign. Ges. v. II. Juni 1874. Abschätzung a.uf individueller 
(Grundlage. Mängel eines Sachverständigengutachtens. § 260 C. Pr Ordn findet auf 
die Enteignungsentschädigung keine Anwendung, weil sie nicht Schadensversütung ist 

Das F.'sche Gutachten durfte der Entscheidang nicht za Grunde 
gelegt werden, weil dasselbe für die Bemessnog einer vollständigen 
Entschädigung keine Grondlage bietet, indem es seinerseits den Betrag 
von 60360 Mark nur unter ganz günstigen Umständen für aus- 
reichend erklärt, ebne dass irgendwie erhellt, ob solche gunstigen 
UmstSnde sitr Zeit der Enteignung vorgelegen haben, und indem es 
andererseits von der — die Kl. allerdings nicht beschwerenden — 
rechtsirrthfimlichen Ansicht ausgeht, dass nach § 10 Aba. 1 des Ent- 
eignnngsgesetzes das „andere" Grundstück die gleiche Lage, wie das 
enteignete haben müsse (vgl. dagegen das ürtheil des jetzt erkennenden 
Senats vom 30. März 1887 im Preussischen Justiz-Ministerialblatt, Jahr- 
gang 1888 S. 18). üeberdies legt der Sachverständige auf die bisherige 
Nntsnngsart (§10 Abs. 1 a. a. 0.) offenbar kein Qewi<dit, da er in 
seinem Gutachten den Werth von 50350 Mark für angemessen erklärt, 
gleichviel, welches Geschäft in dem Hause betrieben worden sei. Er 
legt also den objektiven Werth statt des individuellen zu Grunde. 
Ebensowenig ist die auch nur beiläufig angezogene Erklärung Z.'s, dass 
der Betrag von 50350 Mark die Interessen beider Parteien gleichmässig 
berücksichtige, zur Rechtfertigung der Entscheidung des B. R. geeignet, 
da es bei Bemessung der Enteignuugscntschädigung lediglich auf das 
Interesse des Enteigneten ankommt. Üeberdies tibersieht der B. R., 
dass Z. die volle Entschädigiini:^ auf 05700 Maik bemessen und dass 
dieser Sachverständige in seinem zweitinstanzlichen Gutachten erklärt 
hat, es fehle ihm an der zur Scliätzung des individuellen Wertlies er- 
forderliehen Saclikunde. Es fehlt demnach bisher an einem zur Kr- 
mittelung des individuellen Werthes des enteigneten Ornndstiickes ge- 
eigneten Gutachten. Die vom B. R. selbst vorgenouiiiirin Scliätzung 
aber entbehrt jeder Begründung, und zur Entscheidung nach eigenem 
freien Ermessen im Sinne des § 260 der C. F. 0. war der B. R. nicht 
befugt, da § 260 der C. P. 0. nach feststehender Rechtsprechung des 
R. G. auf die Enteignuugsentschädigung, welche als Schadensvergütung 
nicht angesehen werden kaun, keine Anwendung findet. 



Beer, BlMülMliafeoliaiflli« B&tseb«idaiig«n XU. 
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Nr, ÜBtseh. te Dentsdien Bddisgeriehfs. 

3. Civil-Senat Vom 11. Oktober 1895. 

tJw.Woob«DMki.iM Nr.MMO. 8. BIS. ZIAM.] 

H L 2. 1 Htflyi. SM. § I. Utf. Vm «m. Naflhwtlt 4m irOoMtohei Zmmiiim- 

hngM iwiMbra Unfall md KSf perMhadei. 

Der ursächliche Zusammenhang zwischen einem Unfall und einer 
bestimmten Krankheitserscheiuiiüfi^ oder körperlichen ^>i.h wache ist in 
einer grossen Zahl vuu Fällen mit unbedingter, mathematischer Gewiss- 
heit nicht nachweisbar; es mnss daher, wenn auf diesen Nachweis nicht 
gaiiz verzichtet werden soll, im praktischen Leben der hohe Grad von 
Wahrecheinlichkeit. der bei möglichst erschöpfender und gewissenhafter 
Benutzung der vurh.indenen Erkenntnissmittel entsteht, der Wahrheit 
gleichgestellt und zur Be^jriiiKluiis: der richterlichen Ueberzeugung lur 
genügend eiackLel werden. EiiLücIk d. R. G. B. 15 S. 339. 



169« Eiitseh. der konigL Ungar. Kurie. 

Vom 11. Oktober 1895. 

(OMtnr. BlwidKTwovdii.BI.TnL Vr.lM. 8ltBB7.] 

Die ROokmtaHMig üetr nthrfeieMtfe FrieM kern mr vm tfirJetliM Mmiater- 
iibmip varltiet wirdM, wM« die FrtoMieMhr wlrkHob eligehobee bit 

Der Aufgeber einer Ton Jagodina (Serbien) nach Wien transpor- 
tirten Sendung BorsteuTieb belangte die Direction der kgl. Ungar. 
Staatebahnen wegen Rflckerstattang der mehrgezablten Fracbtgebfibr, 
welche Hebrzahlung Ton den SacbTerstftndigen best&tagt wurde. 

Die erste Instanz gab diesem Begehren unter Vemrtheilung der 
genannten Direction in die Gerichtskosten statt, weil ihre Einwendung, 
dass nicht sie, sondern die Oesterr.-ungar. Staatseisenbahn-Oesellschaft 
den fraglichen Frachtbetrag eingehoben hat, gegen&ber der aus dem 
§ 412 des Ungar. Handelsgesetzes (entspricht dem Art. 410 des AUgem. 
D. H.-Gb.) sich ergebenden Analogie, wonach eine solidarische Ver- 
pflichtung aller derjenigen Frachtfftbrer eintritt, durch deren Hände 
das Qut gehti unberficksichtigt bleiben muss, daher der Kläger auch 
die Zwischenbahn in Anspruch nehmen konnte. 

Die k5nigl. Tafel in Budapest wies dagegen den Kläger unter Ver- 
fällung in die Kosten deshalb ab, weil die irrthümliche Berechnung der 
Fracht nicht Ton Seiten der kgl. Ungar. Staatsbahnen, sondern tou der 
serbischen Aufgabe* oder Österreichischen Abgabsbahn geschehen ist, 
daher es unbillig wäre, die genannte Zwischenbahn fQr diesen Irrthnm 
Terantwortiich zu machen und sie zur Rückerstattung eines Ton ihr 
gamicht empfangenen Mehrbetrages zu Terhalten. 
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Dieses Ürtheil wnrde Ton der kGnigl. Curie mit Entsclieidang yom 
11. Oetober 1895, Z. 1038, ans dessen Motiven and aus dem w^teren 
G-mnde bestätigt, dass, wenn die geklagte Direction in der Einrede die 
Activlegidmation des Elftgers anch nicht bestritten hätte, sieh dieser 
Umstand doch ans seinen eigenen Anführungen von selbst ergiebt. 



160. Entsch. des Dentschen Reichsgerichts. 
3. Civil-Senat Vom 16. Oktober 1895. 

(Jttr.Woeb«Dmlir. Kr.sireo. asM. ZUE».] 
H I. 2. 6. 7. 10. D. Haftpfliohliet. v. 7. Juni I87L KapttelMruf der EittoMUHiiigt- 

rento babufs Bereohseii i«r RevMMMisiaa 

Das Vorhandensein der BeTisionssomme erscheint nicht glaubhaft 
gemacht Nach dem Atteste des Sanitätsrathes Dr. J. vom 1. April 1893 
hat Ki. den Verlast nur des Nagelgliedes des rechten Zeigefingers er- 
litten, der Stampf ist gut vemarbt nnd beweglich, indessen der Gebrauch 
des Fingers snm Betasten erheblich beeinträchtigt. Der danemde Ver- 
inst an Arbeits- nnd Erwerbsfähigfceit wird anf Vit Prozent geschätzt» 
Bei der Frage, von welchem Erwerbe die gedachten Prozent zn 
berechnen sind, kann nnr die Thätigkeit des Verletzten als Arbeiter 
— Gesellen — in seinem Berufe in Betracht kommen, da einerseits 
gänzlich nngewiss ist, ob der El. jemals in die Stellung eines Unter- 
nehmers gelangen wird, und andrerseits die Thätigkeit eines Fleischer- 
meisters als solchen durch die in Frage kommende Verletzung in nnr 
geringem Masse beeinträchtigt werden wftrde. Der jährliche Erwerb 
eines Fleischergesellen kann aber keinen Falk so hoch angeschlagen 
werden, dass der 12 Vt fache Betrag des 7V«prozentigen Aasfalles — 
yergl. § 9 C. P. 0. ^ die EeTisionssumme ergäbe. 



Nr. 161. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

3. C'ivil-Senat. Vom 22. Oktober 1895. 

[Jur. Worb.Mmrhr. 18i>ri. Xr. orvCO. S. 54:). Ziff. Hl,] 

Unf. Vers Gps S 98 Satz 2. Der Verletzte kann, solanyt' ihm die Berufsgenosseii- 
•Gliaft nioht Ersatz gewahrt hat orier deren Verpflichtung hierzu festgedteiit ist, von 

dem Dritten unmittelbar Ersatz verlangen. 

Die fiYage, welche Rechtsfolgen der § 98 Satz 2 des Unfallver- 
sicberungsgesetzes vom 6. Juli 1884 in dem Verhältnisse des Ent- 
schädigongsberechtigten zu der Beraüsgenossenschaft einerseits und 
andererseits zu dritten Personen, welchen der Unfall zur Last fällt, 
herbeigeführt hat, wird von dem erkennenden Senate in Ueberein- 

17* 



Digitized by Cuv ^^it. 



244 Eutsch. d. Centralamta f.'d. Internat Eisenb. Transport v. 28. Okt. 1895. 



stimmimg mit der in Bd. 24 S. 126 ff. der Enteeh. ausgesprochenen An- 
sicht des Zweiten Senats dahin beantwortet, dass der gedachten Gesetzes* 
hestinunong nur die Bedeutung znkomme, dass die Bemfsgenossenschaft, 
soweit sie dem Entseh&digungsherechtigten Leistungen gewfthrt hat 
oder wenigstens ihre Verpflichtung hiezn festgestellt worden ist, von 
dem Britten Ersatz verlangen kann. Hiemach ist anzunehmen , dass, 
solange nicht eine solche GewShrong oder Feststellung stattgefunden 
hat, der Berechtigte nicht gehindert erscheint, seine Schadensersatz- 
forderung unmittelbar gegen den Dritten geltend zu machen und 
darüber zu TerfOgen. 



Nr. 168. Entseh. ta Oentmlamts t d. Internat Eisenb* Tran^ort. 

Vom 28. October 1895. 

[ZvttMlir. f. d. taiMcMt. BlMvIt. Tx•ai^ UL Hril. B. m] 

Isttnat Obirelsk. Art e. Oft Auftokrlft uahrlolillMiMr Varnerke auf de« FrasM- 

brlafe. 

Eine Anfrage, ob es nicht gegen die Bestimmuugen des Ueberein- 
kommens Verstösse, wenn die Aulsclirift nachrichtlicher Vermerke in 
den Frachtbriefen, deren Stelle doch auf der lüickseite der letzteren 
sei, durch Tarifbestimmuug auf der Vorderseite des i lachtbriefes ver- 
langt werde, wurde vom Central -Amt, unter Verweisung auf die Pu- 
bljikation in der Zeitschrift III 102, ihihin beantwortet. das.s das inter- 
uaüonale Uebereiukommen keine Be;>tiiiimuiig über diesen Gegenstand 
enthalte, dass, wenn aiudi in der Mehrzahl der Staaten die Rückseite 
der Frachtbriefe für die Anbiiugung der nachiietiüiclien Vermerke 
reserviert sei, doch in einigen Verkehren die Vorderseite vorschritis- 
gemäss dazu benutzt werde, und dass, wo immer ein von der Aufsichts- 
behörde genehmigter Tarif eine Vorschrift iu diesem Siuue enthalte, 
dieselbe volle Gültigkeit besitze. 



Nr. 168. Entsoh. des BeutsdieD Beiehsgeriehts. 

3. Straf-Senat. Vom 28. October 1895. 

tJnr. WoebwuoliT. iMk Mr. M/M. S. 68& ZIK M.1 

R. Str. 8. S 263. Mag des StratMulnlinkoidsklmirs bei Str Filir|ehtabr«oh«onf. 

In den Urtheitsgrfinden wird erwähnt, dass der Strassenbahnhon- 
dokteur bei Verrichtung seines Dienstes, während ihm die Straasenbahn- 
Gesellschaft eine Geldtasche stellt, fttr das erforderliche Wechselgeld 
selbst zu sorgen hat. Nach der Darstellnng der RevisionsbegrÜndung 
legt er sämmtliches Geld, welches er von den Fahrgästen einnimmt, 
in diese Tasche. Es bedarf hiernach bei dem Abschlass der täglichen 



Digitized by Google 



Entsch. des Deatsohen Reichsgericbts vom 29. October 1685. 



245 



Fahrdienstperiode einer Ablehnung zwischen dem Kondaktenr und der 
Gesellschaft, für die nach den ürtheilsgründen der Stand des dem Eon- 
dnktenr Übergebenen Fahrbillet-Abreisseblocks beim Beginn nnd bei 
der Beendigung des Dienstes die Unterlage bildet. Hat nnn der Kon- 
dukteur den Stand des Blockes dadurch, dass er an Stelle des abzn- 
reissenden ein ungültiges Fahrbillet gegen Erlegung des Fahrgeldes 
abgiebt» geffilscht^.so spiegelt er durch die Vorlegung des Blockes zum 
Zwecke der Abrechnung eine falsche Tbatsacbe Tor, und bewiriLt da- 
durch, dass die Abrechnung zum Nachtheil der Strass^bahn- Gesell- 
schaft nnd enti^rechend zu seinem Yortheile sieh vollzieht Auch ist 
es rechtlich nicht zu beanstanden, wenn in der vorstehend gekenn- 
zeichneten F&lschung des Billet-Blodcstandes der Anfang der Ausführung 
des bei derselben beabsichtigten Betmgsdelikts erblickt wird» dn mit 
derselben das auf die Täuschung gerichtete planmftssige Handeln seinen 
Anfang nimmt und dieses im ungestörten Fortgange zur ErfQllmtg des 
Thatbestandsmomentes flUuren würde. 



Nr. 164. Entsch. des Deutschen ReichsgerichtB. 
3. Civil-Senat. Vom 29. October 1895. 
Haftpflichtge^ § 3. Der Astpinch auf Helltings- und Beerdigungskosten steht den 
AngehSrigen des Getödtetan nur als Erben zu. Oer Einwand der Erwerbsunfähigkeit 
da» Vermgltiokteii Ist gegen den Grund, nicht gegen die Höhe dee Aoeprsohe ferlelittt 

UBtefhftlUeaepreoh det PoethumM. 

1. Gerechtfertigt erscheint zunächst der Angriff der Revision gegen 
die Beurtheflung, welche die Votinstanz dem Einwände der Beklagten 
hat zu Theil werden lassen, dass die El&ger nicht Erben des ver- 
storbenen T. geworden seien, vielmehr dessen Erbschaft ansgeschlagen 
haben und daher nicht zum Anspruch auf Ersatz der Heilnngs- und 
Beerdigungskosten berechtigt seien. Der Bemfungsrichter hat an- 
genommen, dass dieser Einwand nur den Betrag des Schadens betreffe, 
also im Jetzigen Verfahren Aber den Ornnd desselben nicht zu er- 
örtern sd. Allein dieser Einwand richtet sich, wie die Bevision zu- 
treffend bemerkt, gegen die Befugniss der ElAger zur Geltendmachung 
des erwähnten Anspruchs, ihre Aktivlegitimation, welche ebenso zum 
Grunde desselben gehört, wie z. B. eine etwaige Cession. Der Ein- 
wand erscheint auch nicht an sich unerheblich. Denn nach § S ZUkir 1 
des Haftpflichtgesetzes steht der erwähnte Anspruch auf Ersatz 
der Heüungs- und Beerdigungskosten, wie sich schon aus dessen 
Znsammenstellung mit den durch Erwerbsunfähigkeit oder venninderte 
Erwerbeflhigkeit dem Getödteten erwachsenen NachtheHeii in Satz 1, 
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Bowie WOB der OegenüberateUnng des Ansprachs der Alimentationsbe- 
reehtigteo pp. des Getodteten in Sats 2 der Ziffer 1 ergiebt, zanftclut 
nur dem GetOdteten und dessen Nachlass zu, seinen Angehl^en also 
nnr insoweit, als sie seine Erben geworden sind. £ger, Haftpflicht- 
gesetz 3. Auflage Seite 418, von Weinrieb, die Haftpflicht wegen 
£5rparverletzimg und TMtnng eines Menschen Seite 176, 179. Handry, 
der civilrechtliche Inhalt der Reichsgesetze Seite 448. Der erwähnte 
Eünwand wftre daher schon in dem Verfahren Aber den Grund des An- 
spruchs zu erörtern gewesen. 

2. Ohne Erfolg wendet sich dagegen die Revision weiter wider 
die Annahme des Berufungsgerichts, dass auch der gegen den Renten- 
anspruch der Kläger erhobene Einwand: 

der Verstorbene sei nach seinen Erwerbsyerhältnissen wie nach 
seinem körperlichen und geistigen Zustande nicht befilhigt gewesen, 
seinen Angehörigen irgend welchen Unterhalt zu verscbairen, 
nicht in dem Verfahren über den Grund des Anspruchs, sondern in dem^ 
jenigen über dessen Betrag zu erörtern sei. Denn znr Befo'iindimg 
dieses Anspruchs genüf^te schon der Umstand, dass den Klägern in 
Folge des Unfalls vom 14. .Januar 1893 der zu ihrem Unterhalte 
verpflichtete Ehemann und Vater und damit das Recht auf den Unter- 
halt entzogen war; die Frage, ob und inwieweit der Verstorbene that- 
sächlieh zur Leistung dieses Unterhalts im Stande war, berfthrt nur 
die Höhe des Anspruchs, wie dies anch der Schlnsssatz des angeführten 
§ 3 Ziffer 1: „so kann dieser insoweit Ersatz fordern, als ihm in 
Folge des Todesfalls der Unterhalt entzogen worden ist** zum Ansdmck 
bringt; s. Eger a. a. 0. Seite 362, :in3. 

3. Die Beklagte rügt endlich die Nichtberücksichtigung des £in- 
wandes, dass der Mitkläger Walter T. beim Tode seines Vaters, am 
12. Mäi'z 1893, noch nicht gelebt habe, vielmehr erst am 20. März 1893 
geboren und deshalb zu einem Rentenanspruch nicht berechtigt sei. 
Auch dieser Angriff kann keinen Erfolg haben. Allerdings betrifft 
dieser Einwand, der sich gegen das Klagrecht des Walter T. überhaupt 
wendet, den Grund des Anspruches; er ist aber an sich nicht stich- 
haltig. Denn Walter T. war beim Tode seines Vaters bereits erzeugt, 
damit aber nach § 12 des Allgemeinen Landrechts Theil I Titel 1 sein 
Unterhaltungsanspruch für die Zeit von seiner Geburt an begründet, 
auch wenn zu dieser Zeit die thatsächliche Verwirklichung dieses An- 
spruches nicht mehr möglich war. Die Entsc]iädip:ungspflicht der Be- 
klagten ist demgemäss an und für sich nach dem angeführten § 3 
Ziffer 1 gerade so begründet, wie wenn T. sen. bis zur Geburt des 
Walter T. fortgelebt hätte. Mandr^ a. a. 0. «Seite 449, Entscheidungen 
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des Beicbsoberhandelsgerichts Band 323 Seite 197, Entscheidiingen des 
Reiclisgeiiclits Band 4 Seite 106. 



Nr» 165. Entseli. des Devtsehen Belebsgeriebts« 

5. Civil-Senat. Vom 2. November 1895. 

§§ 3f. 10 Abs. I. Preuss, Enteign.-Ges V. 1 1. Juni 1874 Pflicht zur sofortigen Geltend- 
roachung erkennbarer Schaden. DasH das gemäss § 10 Abs. I in Betracht kommende 
Ersatzgrundstück sofort In gleicher Weise nutzbar sei, Ist nicht Erfordernlss. 

Wie in dem (bei Eger, Enteignungsgesetz Bd. I. S. 198 mit^e- 
theilten) Urtheile des zweiten Hilfssenats des R. G. vom 30. Januar 1882 
zutreffend dargelegt ist, wird der Werth des Bestgrandstückes schon 
sofort und in onmittelbarer Folge der Enteignung benmtergedrückt 
durch Schaden, welche in Zukunft ?on der Anlage, zu deren Zwecken 
die Enteignng erfolgt, zu erwarten sind. Soweit solche Schäden — 
wie vorliegend — erkennbar sind, ist der Enteignete nicht nur nicht 
bebindert, sie im Enteignungsverfahren geltend zu machen, sondern er 
mnss sie bereits in diesem Verfahren geltend machen, widrigenfalls er 
seine Entschädigungsansprüche verliert (§31 des Enteignungsgesetzes; 
vergl. Entsch. des R. G. in Oivilsachen Bd. 24 S. 207, Bd. 30 S. 266 ff. 
nnd das Urtheil des III. C. S. des R. G. vom 10. Jnni 1892 im Justiz- 
ministerial-Blatt Jahrgang 1892 S. 352). 

Zunächst ist es nicht richtig, dass Kl. einen Anspruch auf An- 
weisung eines ErsatzgrundstUckes habe, vielmehr hat sie nach § 10 
Abs. 1 nur einen Geldbetrag zu beanspruchen, falls ihr die Möglich- 
keit der Benutzung eines Ersatzgrundsttickes nachgewiesen wird. Es 
ist aber auch nicht richtig, dass die dem Kntschädignngsanspruche in 
§ 10 Abs. 1 gezogene Grenze fortfalle, wenn das nachj^ewiesene Er- 
satz^rnindstück nicht sofort in derselben Weise und mit demselben Er- 
trage benutzt werden könne. Das Gesetz stellt letzteres Erforderniss 
nicht auf und konnte ein aolclies auch gar nicht aufstellen, ohne die 
Anwendung des § 10 .\bs. 1 völlig illusorisch zu machen, da erfahrungs- 
mässig gleicliwertliige Ersatzstücke nur in seltenen Fällen sofort zu 
Gebote stehen. Der Regel nach bedarf das Ersatzgrundstiick noch ge- 
wisser Einrichtungen oder einer bestimmten Behandlung, ehe es in der- 
selben Weise und mit demselben Ertrage benutzt werden kann. Ob 
nun ein nachgewiesenes Grundstück als Ersatzgrundstück angesehen 
werden kann, ist eine nach den Umständen des Einzelfalles zu beur- 
theilendc Thatfrage, fiir deteii Beantwortung unter anderem der Um- 
fang der erforderlichen ii^iurichmugen und Arbeiten und die Zeitdauer 
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derselben in Betracht kommeii (Tergl. das einen ähnlichen Fall be- 
handelnde Uitheil des jetzt erkennendea Senats in Gnichot*s BeitrSge 
Bd. 36 S. 1104 ff.). 



Hr, 160« Eotseh. dM DenfMiheii BileIisg«EielitB. 

3. Civil-Senat. Vom 12. November 1895. 

§ 8. 10. Prfluss. Enteign. Ges. v. II. Juni 1874. Wer behauptet, dass die Nachtheile der 
Eoteiynung ausgeglichen seien durch die Vorthelle, welche das Restgrundttäck daroh 
die neue Anlage erfährt, hat dies zu beweisen. 

Die Revision rMt als Verletzung des § 10 des Enteignungsge- 
setzes, dass die Voriheile unberücksichtigt geblieben seien, welche sich 
für das Grubengrundstück aus der Anlage der Westerwaldbabn ergeben 
haben. Es kann nnn dahingestellt bleiben, ob bei dem Schweigen des 
Gesi ut's, iii-lit s m lere auch dos § 10, ViV^fr dipsp Fra?'^ der durch die 
Anlage <]tMii Rt^^ti:rundstücke erwachsende Melirwriih iibeihaunt oder 
doch unter L':i'^vissen Voraussetzungen auf die Gesamnitentsrhädip-unG: 
in Aiiiechnung gebracht werden darf. Denn getrenüber deiu an sich 
dui rh die Enteignung begründeten Entschädigungsansprüche liegt jeden- 
taiis dem T/nternehmer, der Ausgleicliung des Nachtheils durch die dem 
Restgrundslücke erwachsenden Vurtheile behaupten will, die ent- 
sprechende Dailtgungs- und Beweispfiicht ob. Der Bekl hat aber nach 
dem Thatbestaude des B. U. die erforderlichen Behauptungen unter Be- 
"weiserbieten nicht aufgestellt. Das B. G. hat mithin auch nicht duich 
Uebeigehimg dieses Gesichtspunktes gefehlt 



Kr. 167. Entseh. des Beutächen Reichsgerichts. 
2. Strafsenat. Vom 12. November 1895. 

IJiir. WoohflUMlir. 18M. Kt. «WM. 8. 688. ZW. 88.] 
R. Stff. Ges. B. H 267. 268. Eigenschaft eine« Eteeobahnfahrbiltets als SITentliolier 

Urkunde. 

Tn dem Urtheil yom 21. Mai 1883 (Entsch. Bd. 8 S. 409 ff.) ist, 
zunächst für das Gebiet der Württembergisch eu Staatsbalmen, an?f?e- 
sprochen, dass eine von der zuständigen Stelle der Eiseubahuverwaltung 
innerhalb der Grenzen ihrer Aratsbefugnisse und in der vorgeschriebenen 
Form ausgestellte Fahrkarte geeignet erscheint, eine öftentliche Urkunde 
im Sinne des § 267 Str. G, ß. darzustellen. Diese P'igensrhaff i » ii ht 
aber natui^emäss nur soweit, als die Ausstellung seitens der Behörde 
erfolgt ist, und es bleibt sonach immer zu prüfen, ob die Verfälschung 
innerhalb dieser Grenzen liegt odei* niclit. Im vorliegenden Falle hat 
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die VerfUschong darin bestanden, dass der Angeklagte anf der Monats- 
fahrkarte der Berliner 8tadt> nnd BIngbabn, die sein Vater gelOet nnd 
mit seiner zur Gültigkeit der Karte erforderlieben Namensnnterscbrift 
Terseben batte, den Namen seines Vaters ausradiert nnd an Stelle dessen 
seinen eigenen Namen gesdirieben bat Die Verftlscbnng betraf sonacb 
nur die ünterscbrift des berecbtigten Ihbabers; ob aber der der Fabr- 
karte nach der Art ihrer Entstehnng zokommende Öffentliche Glaube 
sieb anch anf jene Unterschrift erstreckte nnd erstrecken konnte, ist 
ans den Feststellungen der ürtbeilsgrttnde nicht zn entnehmen. Hit der 
Bemerkung, dass die ünterscbrift znr «Gftltigkeit'^ der Karte erfordere 
lieh sei, wird nur der Zeitpunkt der Entstehung des Bechts ans der 
Urkunde gekennzeichnet; die Eigenschaft der Urkunde als einer Offnit> 
liehen dagegen kann auch ävofoh das Gebot der Unterschrift auf letztere 
selbst nidit ftbertragen werden, wenn die Ausstdlung der Fahrkarte 
seitens der Behörde schon yor der BetfQgnng der Unterschrift ihren 
AbscblusB geftinden hatte. Mit BUcksicht hierauf wftrde das Verfahren 
bei Ausstellong und Aushftndignng derartiger Monatsfabrkarten darzu- 
legen und danach zu entscheiden gewesen sein, ob Umstftnde Torliegen, 
die die Feststellung zu begrftnden vermögen, dass auch die Unterschrift 
des Inhabers einen Bestandtheil der seitens der EisenbahnbehOrde aus- 
gestellten Urkunde gebildet hat Nach dieser Bichtung lassen die Ur- 
tbeüsgrande jede Pr&fnng yermissen und geben damit der Annahme 
einer Verietznng der 267, 268 Str. G. B. Baum. 



Mr. 168. Entsch. des C i ntralamts f. d. inte rnat. Etsenh. Transport. 

Vom 18. November 1895. 

[Zeitscbr f. tl. interrat Eisenb. Transp. III. Nr.lt. S. ÖOS.) 

litaroaL Übereiak. Art. 14. 40. Ausf. Best g 6. Berechnug der UaferfHatsa «ad 4«r 

UafarfHatvertinaialiat. 

Eine Anfrage, ob die in Art 40 des I. U. yoxgesehene Vergütung 
im Falle der Versäumung der Lieferfrist auf Grnndlage der Lieferfrist- 
Tersftumnis gegenüber der „Transportfrist* oder der „Lieferfirist* be* 
rechnet werden mfisse, wurde vom Centrai-Amte unter Verweisung anf 
die Verhandlungen, aus welchen der Art. 40 henrorgegangen ist, dahin 
beantwortet, dass nach seiner Ansicht hti Ausmittelnng der Vergütung 
die LieferfristTersftumnis der ganzen Zieferfrist (d. h. der Transport* 
frist + ExpeditioDsfrist) gegenttberzustellen sei. Auf eine zweite 
Anfrage desselben Korrespondenten, welcher ferner wissen wollte, ob 
die Eisenbahn berechtigt sei, der Lieferfrist einen Tag Transportverzug 
an der Grenze auch dann zuzuschlagen, wenn er am Bestimmungsorte 
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« 

die Verzollung selbst besorgt habe, wurde auf Absatz 7 des § ß der 
Ansfühnuigabestimmungeii verwiesen, wonach ungeachtet der Selbst- 
verzollnng des Empf&ngers am Bestimmangsorte, ein unfreiwilliger 
Aufenthalt der Sendung an der Grenze allerdings zu einer entsprechen* 
den Unterbrechung der laeferfrist Anlass geben kann. — Ein dritter 
Punkt endlich, über welchen Aufschluss verlangt wurde, war, ob der 
Absender, beziehungsweise Empfänger eines internationalen Transportes 
auch Anspruch auf die etwa kürzeren, internen Lieferfristen habe, 
welche auf der von jenem benutzten Route gelten, oder ob zur Er- 
langung dieser die Benützung interner Ti-ansportpapiere erforderlich sei; 
ob im letzteren Falle nicht doch die im internationalen Uebereinkommen 
vorgesehenen Entschädignngen beansprucht werden können. Das Cen- 
trai-Amt hat hierauf erwidert, dass die Verwendung des internen Fracht- 
briefes selbstverständlich die Geltung der internen Reglemente in ihrem 
ganzen Umfange nach sich ziehe. Minsichtlich der Frage, ob bei Ver- 
wendung des internationalen Frachtbriefes dem Absender, bezicliiings- 
wcise Empfänger nicht doch das Recht zustehe, die — ziisaminengc- 
reclmct — giiiisTi^eren internen Lieferfristen zu beanspruchen, ist 
darauf \'erwiesen worden, dass ein berufener Kommentator, Dr. Gerstner, 
in seinem Werk ■ — ^Internationales Eiscnbahu-Frachtrecht", Berlin 1893, 
S. 246 — sicli Hiitscliieden dahin ausgesprochen habe, dass — abge- 
sehen von den im Art. 14, Absatz 2, vorgesehenen 1 ;Ülen — für die 
Lieferfristen bei internationalen Sendungen nur soklu Tarif« in Be- 
tracht kommen, welche einheitlich für die ganze Befürderungsstref^ke 
die gleichen oder kürzere I/ieterfristen enthalten, als die im Ut l eivin- 
kommen vorgesehenen. Andere Schriftsteller, wie z. B. Dr. Eger, haben 
sich allerdings im entgegengesetzten Sinne geäussert. 



Kr. 109. EntMii. des Centnlamta t d. Inteniftt Siaenli. Tranapb 

Vom 23. NoTember 1896. 

^•ItMhr. r.d.tiUniat.Sla«iil>.Tnaflpftrt.lIL Mr.ia 8.SM4 
Internat, überelik. Art II. FraohtbereohnaBS fDr Wagmladmvsi fn FrmkrM. 

Eine Anfrage, ob die fraTiz *sischen Bahnen von den in gewissen 
Ausfuhrtarifen enthaltenen Frarlitsfitzen für Gewichtsmengen von 5000 
und 10000 kg. tlen Satz für lüCKX) auch dann anwenden müssen, 
wenn für den Transport eines solchen Gewichts zwei Wagen von je 
ÖOOO kg. verwemlet werden, wurde vom Central -Amte dahin beant- 
wortet, dass tii>er die Bejahung der Anfrage kein Zweifel obwalten 
kann, sofern die verladende Eisenbahn, mangels geeigneter Wagen für 
Mengen von lUCXX) kg., zwei Wagen von geringerer Tragfähigkeit ver- 
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wendet; die firansOeisdien EisentMlmeii kennen das BanniB3rrtein nicht, 
wonach die der Tragfähigkeit des Wagens entsprechende Otttermenge 
aufgeliefert oder die Fracht dafür besaUt werden moss. Daraus er- 
giebt sich, dass die für die fransOsische Strecke — ohne Efteksicht auf 
die Zahl der yerwendeten Wagen stattgefunden« Fk'acfatberechnnng — 
keine bindende Wirkung fttr die nachfolgenden schweizerischen oder 
dentschen Bahnen hat. Eine in Frankreich in swei Wagen von je 
6000 kg. Tragkraft verladene Sendung von 10000 kg. kann also, wenn 
im Tarife nicht anders bestimmt ist, bezflglich der T^ansportstrecke 
auf den dentschen oder schweiseiischen Linien nach den für dieselben 
geltenden Tarifbestimmnngen taxiert werden. 



Nr. 170« JBntsch. des GentralaMts f. d« Intemat SiseBb« Tnusport 

Vom 85. Norember 1896. 

psatuokr. t ± iBluaftL Bl«nd>. Ttmatp. UL Ht. lt. & SW.) 

IfltanwA. Oberelik. Art 6. 10. BellafM mm FrüMbriaTe. 

AnlAsslich des Yerlnstes efaier in dem Frachtbriefe an der dazu 
bestimmten SteUe vermerkten, an den Frachtbrief selbst mit einer Stock- 
nadel angehefteten Beilage hatte die Eisenbahn dem reklamieren- 
den Absender gegenflber behauptet, dass die Beilage dem Frachtbriefe 
nicht angeheftet gewesen sein kOnne, da Sparen von Elebestoff nicht 
bemerkbar seien, die Anheftong mit einer Stecknadel aber als eine 
ordnnngsm&ssige nicht betrachtet werde. Das Central -Amt, das vom 
Interessenten um Bekanntgabe seiner Ansicht gebeten wurde, hat sich 
dahin ausgesprochen, dass es nicht darttber entscheiden könne, ob die 
gewählte Art der Anheftung loser Blätter an den Frachtbrief der regle- 
mentarischeii Torschrift für das betreffende Bahngebiet entspreche, und 
es sich jedenfalls empfehle, die Befestigung in der von der Eisenbahn 
verlangten Weise zu bewerkstelligen. Immerhin w&rde, wenn eine An- 
weisung der Eisenbahn, was unter orduungsmässiger Befestigung einer 
Frachtbriefbeil iige zu verstehen sei, nicht bestehe, die vorbehaltlose 
Annahme eines Frachtbriefes mit einer mittelst Stecknadeln angehefteten 
Beilage die Verantwortlichkeit der Bahn für den Verlust der Beilage 
begründen nud die nachträgliche Ablehnung dieser Verantwortlichk^t 
ansschlieasen. 

hTm 171. £nt8ch. des ( eutralanits f. d. Internat. Eisenb. Transp« 

Vom 28. November 1895. 

|Zf*lt«chr f. il. intcrn:it. Ki«etil) Trinsi' !!!. Nr. 18. S r>0-t.l 

Internat. Übereink. Art. 14. Ausf. Best. § 6. Berechnnng der Lieferfristen. 

Eine Anfrage, ob im Falle der yerspäteten Ablieferung einer 
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Sendung der Tag, an velchem die Avisierang, bezw. Auslief enmg des 
Gnts erfolgt, als ein ganzer oder aber, je nach der Tageszeit, ta 
welcher Aviflierang oder Aaslieferung erfolgt, als ein Yiertel oder ein 
halber Tag zu rechnen sei, ist dahin beantwortet worden, dass in dieser 
Beziehung weder im internationalen üebereinkommen noch, soweit dies 
dem Central -Amte bekannt ist, in irgend einem Reglement eiue be* 
sondere Bestimmnnp- getroffen ist. Ein an^rf fangener Tag wird daher 
bei Berechnung der Lieferfristen immer als ein ganzer Tag betrachtet 
und in der Rechtsprechimg ist dieser Gnmdsatz stets anerkannt worden. 



Nr. 17S. Entseh. des Centmlamts f. d. Internit. Eisenb. Tnnsp. 

Tom 3L Dezember 1895. 

[Zolltdir. t d. IntWMt. Utonb. TnM|i. 17. Nr. 1. 8. U.] 
IsUnMi OtaralilL Art 81. i. 38. EitMhUioMiipflMit dar Eltenkalm bii verspttetor 

AMlafMUsg. 

Das Gentral-Amt ist darauf aufmerksam gemacht worden, dass im 
I. U. eine Bestimmuug über die Verantwortlichkeit der Eisenbahii fttr 
dem Fall fehle, wo eine Smidung, bezUglieh welcher die Haftpflicht wegen 
dar in der eigenthfimlichen nattLrlichen Beschaffindieit des Gutes liegen* 
den besondern Gefahr gemftss Art. 31, Ziff. 4, grundsätzlich ausgeschlossen 
ist, Terspfttet, aber noch vor Ablauf der in Art. 33 angesetzten Frist, 
und gleichzeitig besch&digt dem Bhupfänger abgeliefert und die Be- 
schädigung auf die Yerspfttung zurftckzuftthren sei, wie dies z. B. bei 
Fischsendungen Torkommen könne. — Dieser Fall ist nach unserer Auf- 
Ihssuug durch die Art 39 und 40 geordnet. Die Eisenbahn haftet fitar 
den Schaden, welcher ans der Vers&umung der Lieferfrist ent< 
standen ist, sofern sie nicht beweist, dass die Verspätung nicht von einem 
Ereignisse herrflhrt, welches sie weder herbeigeführt hat noch abzuwenden 
Termochte (Art. 39). Nur ist die Ton der Eisenbahn zu leistende Vergütung 
in Art. 40 beim Nachweis eines Schadens auf höchstens den Betrag der 
ganzen Fracht und, wenn eine Deklaration des Interesses an der Lieferung 
stattgeftinden hat, auf den deklarierten Betrag des Interesses beschränkt^ 
sofern nicht die Vergütung des vollen Schadens im Sinne des Art. 41 
verlangt werden kann. Die Verpflichtung der Eisenbahn zum Schaden^ 
ersatz im FaUe der Lieferfristversäumniss hat nichts gemein mit der in 
Art. 30 grundsätzlich festgestellten und durch Art 31 f&r die daselbst 
spedell bezeichneten Falle beschränkten Haftpflicht fttr Verlust, Minderung 
oder Beschädigung des Gutes. 
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Abhandlungen. 



9. 

IMe UbertretHDg des § 61 Abs. 1 der Betriebsordnniig für die 
HaupteisenlMluieD Bentselilinids rom 5. Jvll 1890 In Ihrer Be- 
deutung fttr die Haftpflicht der Eisenbahnen. 
Von Dr. Isr. C E. RlMMfald, 
Qeriehtsaanfsor am Landgericht Breilaii. 

Nacli <\cn fast wörtHrli ^^IfichlantcTulfn "npstimmnnfren der früheren nnd 
der jetzt geltenden P^isenbalin-Kcp:loments ^) ist dem rublikiun, solanpe der 
Zug sich in Beweiriin^' befindet, das Ein- and AusBteifren. der Versuch 
oder die Uülfeleibtung dazu verboten und die tTbertretunfr diese» Verbots 
unter Strafe gestellt. Diese Besüuimungen haben nicht allein die Bedeutung 
einer die Aafrechterhaltnng der Ordnang im Verkehrsinteresse be- 
awechenden Ver^toagimassregelf sondern zugleich in haheiem Gtade noch 
den Charakter eines im Sicherheitaintemse erlassenm, aaf Schadensver- 
hfitang abaielenden FolizeigeBetEes. (Vergl. Reichsgericht, Bntsch. in 
CiTils. Bd. 6, S. 62 nnd in Strafe. Bd. 10, S. 326.) In der That ist es ein 
recht gefährliches nnd sehr liiiufig daher auch von schweren UnglücksftUen 
hegleitetes Mittel, un» das Mitfortkommen auf dem bereits seine Fahrt be- 
ginnenden Zn^re doch norh zu erzwingen, dass Personen, welche sich ver- 
spätet haben und ihren Zug gerade in dem Augenblick erst erreichen , da er 
sich eben in üang gesetzt hat, auf einen der bereits rollenden Wagen zu 
npringen versuchen. Die Gefahr bei solchen Versuchen besteht insbesondere 
darin, nicht sofort festen Fuss 2a fassen, auszugleiten oder hängen zu bleiben 
nnd niedersufallen, wobei dann gewöhnlich der Gestürzte von l^eilen des zu 
besteigen unternommenen oder der nacbfolgenden Wagen erfasst und ver- 

») §§ 16 der lietriebsreglpmcnt'? vom 10 Juni 1870 (R. Ges. El, S 410), voir, 11 Mai 
1874 (Centraiblatt für das deutsche Kcicb 1874. Nr. 21. S. I7ö) und der Verkehrsordauug 
vom 16. November 1892 (R. Ges. Bl. 8. 923), sowie der §§ 66 fgde des Balinpolisei- 
reglements vom 3. Juni 1870 (R. Ges. Bl, S. 461), der §§ 61 fgde des Bahopolizeiregleroents 
Totii m. November 18S5 Ges. Bl. S. 28!> und Centrallilatt f d. dentsdie Heich S. 541) und 
der Betriebsordnung lUr die Uaupteisenbabneu Deutschlands vom ö. Juii iai^2 (E. Oes. 
B). S. 691), §§ 44 Abs. VIII n. 46 der Bahnordnung für die Nebeneisenbslinen Deutsdb- 
laii.ls vom 5. Juli 18!)2 (R. Ges. Bl. S. 764). Ebenso § 16 Abs. 2 des Oesterreichischen 
Eisenbabnbetrieb8-Ke;;li'meiils Verordnung des Handelsuiini.«;ters im Einvemebmen mit 
dem Justiminister, vom 10. Dezember 1892, N'r. 207 B. Q. BL lür 1892). 
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wnndet inrd. Bei derartigen VorflÜlen, Im draen die Befldiadigimg un- 
mittelbar vlihrend, bei und infolge der Hanipvlationen des Anfspringeni 

selbst herbei^efülirt wird, liegrt das eigene Vorschnlden des Verletzten 
als die al lein wirkende Ursache seines Unfalls znmeist so unzweifelhaft zu 
Tag-p, dass sein auf § 1 des Haftpfliclit^rcfiC'tzes pestützter ATif<prnch srecren 
die Eisenbalm sclion in erster Instanz zu seinen ünu:unsten eiid<rültig eut- 
scliieden, weil er \ve>^en otfenbarer Aussiclitslusiüfkeit der Keclitsinittel-Ein- 
legnw erst prar niclit vor die Gericht« hühcrer Urdnuii? f^ebracht za werden 
pflegt. Hieraus erklärt es sich, dass Haftpflichtfälle jener üaltung verhältnis- 
mleaig selten bisiier (Vergl. z. B* Beicbsoberhandelsgericht Entsdh 
Bd. 19 S. 170 nnd Bd. Sl S. 286) vor den obersten OeriditBliOfai Denteeh- 
lands znr Abnrtlieiliuig gelangt sind. 

"Em ziemUcli merkwttrdiger, verwielcelter nnd Ton der üblichen Art etwas 
abweichender Fall ähnlichen Gepräges hat aber in jüngster Zeit eine geraume 
Weile lündnrch das Reichsgericht beschäftigt und sogar dreimal dessen 
SpruchthJttigkeit erfordert; es sind dies die Urtheile: 1) des III. Strafsenate! 
vom 17. September 1891,') 2) des VI. Oivilsenata vom 2. Januar 1893,*J 
3) des VI. Civilsenats vom 10. Mai 1894 ") 

Der allen 3 Urtheilcn zn<2;rundcliegende Thatbestand war nach den 
Feststellungen de« Beruluug^gerieht8 folgender: Ein gewisser Q. machte eines 
Abends im September 1890 auf dem Bahnhofe zu OeestemUnde, um noch die 
BelOrdatag mit dem eben abgehenden Personenzuge zn erreieheh, den Ver- 
sndi, einen Wagen vierter Klasse des schon in Bewegung befindlichen Znges 
zn besteigen, was ihm auch insoweit gehuog,* dass er aof einem der (tmter 
der in das Innere des Wagens ffilirenden Plattform befindlichen) Trittbretter, 
anf welches er hinaafgespningwi war, festen Fuss gefasst hatte ; dann wurde 
er von dem Stationsvorsteher P.. welcher das liesteicren des Waprens nnd 
das Mitfahren verliindem wollte, anf^etasst. verlor den Halt un<l liel von 
dem Waf3:en Idnunter zwischen den Bahnsteig und den in Bewegung beliud- 
lichen Zug, wobei er eine Verletznnar des linken Beins erlitt. Der verletzt« 
G. nahm ;dcn Eisenbahnfiskus aufgrund des § 1 H. Pfl. Üe9.*8 auf Schadens- 
ersatz in'Anspmch; sein Ansprach wurde, dem Onmde nach, von den «rsten 
beiden Listanzoi fHr gerechtfertigt erkl&rt; anf die hiergegen vom Eisenbahn- 
liskns dngelegte Revision verwies das Reichsgericht durch das angeffilirte 
ürtbell vom 2. Janu&r 1893 die Sache in die Bemfiingsinstanz anrUck, well 
die Frapre des Kausalzusammenhangs nicht genügend geprüft sei; nach wieder- 
holter Vemrtheiliing des Beklagten durch das Oberlandesgericht wurde seine 



•) Eger Eisenbalinre.-hrlirlui Eutscheidungcn Bd. IX. 1893. Nr, 56. 8. 76— 77t 
Juristische Wochcnsdnitt für 18Ü1. Nr. Ö7— 60. S. ÖO0-5O1. Ziff. 18. 

■) Seafiert Archiv Bd. 4S. 1893. Nr. 244. S. S88— 390, Eger EiseobahnieditUche 
BatselMidlliigen Bd.X. 1894. Nr. 33. S. 44— 45, Juristische Wochensi hilft 189$!. Nr. 
11/18. 8.101-102. Ziff. 27, Bölzo Pravis Bd. IG. 1894. Nr. 12.3. S. 79-80. 

Grrn bot Hoiträge, 1894. Bd. 38. 1152— 1155. Nr. 128; Eger Eisenbabureclit- 
Uche Eati»cheiduDgtia Bd. XU. 1886. Nr. 16, a IS, Boise Praxis Bd. 18. 1804. 
Nr. 914. 8.118. 
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erneute BeTiBlon vom Beidisgerielit in dem Urtiieü ▼om 10. Uai 1894 znrilclc- 
gewieeen. Die Revision des wegen Körperverletsimg ans § 230 Beidisstnf- 

^esetzbnchs Tenurtheilten Stationsvorsteher* P. wurde vom Belehsgeiicht dureh 
das Urtheil vom 17. September 1891 verworfen. 

Wie sehr nun auch im Endergebnis die beiden Civil-Urtheile des 
Reichsgerichts, welche vorlicfiCTidenfalls, trotz der Kontravention rief* Verletzten 
gegen ein bahnjuilizeiliclies Siclierlieitsverbut, die Haftpfliclit If t Kisonbahn 
annahmen, bei der eij^enarligen Verwickelung- des Falls dem Ktn liubewusstsein 
und dem liilligkeitsgefühle entsprechen mügen, »o duriLe doch vom Stand- 
punkte richterlicher Thatsachen -Würdigung aus, die Begründung der JEInt- 
scheidnngen nidit in allen Ponlcten dnrelianB unanfechtbar sein. Bei der 
prinzipiellen Bedentnng, welche, Angesichts der HllQÜgkeit ähnlicher Vorkomm- 
nisse, gerade dieser elnmsl bis vor die höchste Instanz gebrachte Fall für die 
Eisenbahn Verwaltung hat, wird es gestattet sein, nachstehend einige rationes 
dnbitandi anzudeuten. 

Da die objektiven Vnranssetznngen der obligatio ex lege des § 1 
H. Pfl. G.'s: körperliche Verletzung eines Menschen bei dem Betriebe einer 
EisenbaJm, hier unzweifelhaft vorliegen, und daher an sie Ii die Haltptiicht 
der Eisenbahn zu begründen geeignet sind, so hängt die Entscheidung des 
Falles lediglich von dem Ausfalle der Prüfung des subjektiven Moments 
ab, ob, wie die beklagte Eisenbahn einredewdse geltend machte und zu be- 
weisen hatte, der verletzte Kläger den Unfall dnrcb eigenes Verschnlden 
vernr sacht habe, was die Liberlerang des Fiskns snr Folge gehabt bitte. 
Nach dieser Eichtnng hin war die Eigenartigkeit des Sachverlialts inbe- 
tracht za ziehen, welche darin besteht, dass der Sturz des Eligers vom 
Wagen nicht an.'i^rhliesRlich vermöge der oben geschilderten Gefährlichkeit des 
Aufspringens auf einen in der Fahrt be^M-iffenen Eisenbahnzug, etwa durch 
Straucheln, Ausgleiten, Hilngenbleiben u. dergl. m., also nicht nnmittelbar 
wSlirend des BesteicrtiTiirsversui hs selbst und als direkte Folge der eifri iien 
körperlichen lierüliruiig ilcs Klilgers uiit dem rollenden Wui^en eintrat, tiass 
vielmehr seinem Eintritte noch die Manipulationen eines Dritten, des Stations- 
vorstehers, vorhergingen, oder mit anderen Worten, dass der ganze Vorgang 
2 Bestaadtheile aufweist: einmal einen in sich geschlossenen Komplex von 
Handlangen des KlHgers selbst nnd sodann das von Anssen her dazwischen- 
tretende Eingreife einer fremden Kraft. Die ans den einzelnen Akten des 
Beeteignngsversnchs »ich zusammensetzende Handlung des Klägers involviert 
in ihrer Gesammtheit als die Übertretung eines Sicherheitsverbots ohne 
Weiteres ein „eigenes Verschulden des Verletzten" im Sinne des Ge- 
setzes; ob auch (las Kin^iieiten des Statiotisvnrstehers in der beschriebenen 
Art als Verschulden aulziüassen war, kaun erst später untersucht werden. 
.Tedentallü erhellt bisher schtm Huviel, dasa dem Absturz des Klftgers die In- 
einander versclüingung zweier selbständiger Ereignisse voraufging, nämlich 
einmal seiner eigenen schnldhaften Handlung des Aufspringens und zweitens 
des Eingreifens des Bahnbeamten, so dass also diese beiden Momente als 
c ansäe mit dem Unfälle in Beziehung standen. Die Schwierigkeit bei der 
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EulMiheidiiBg des lUlet l»endit ntm durln, fettBUrteUen, welcbes dieier Iwiden 
EnfgnfiM dflüün&U im Sinne des Gesetzes , verursacht % d. h. die canta 
efficiens der hervorgemfeaea EUrperverletznng gebildet habe. Da es in- 
dessen mSglich wäre, nicht nur, dass eine der beiden causae Hlr sich, unter 
An8Pf"h1ns8 der anderen, die all ein wirk ende, sondern auch, dass beide cansae 
die 7. n s a !)im e n wirkende Ursache des rrtt'alles p^ewesen sind, so ist, zwecks 
metliudisclicn \ r^ i liens, die Fragestellung t$u einzurichten, dass in progresBivem 
Fortschreiten gtj/riift wird: 

1) Besteht ein KauMaluexus zwischen dem schuldliaften Verhalten des 
Klägers und seiner ESrperverletzung? Im Falle der Bejahung dieser 
ftindamentaleii Frage, 

2) Besteht ein Eansalneins aneh xwischoi dem Eingreifen des Stations- 
▼erstellen nnd der EttrperverletKnng des Eligers, tad ist dasselbe als ein 
Verschulden aufzufassen? Im Falle der Bejalinng auch dieser Frage, endUeli 

S) Welches der demnach konkurrierenden beiden Versdinlden ersdidnt 
als da» auBKclilaggebende? 

Eine Poantwnrtnnf^ der beiden letzten Fracf^n wini notliwendiL'- nnr im 
Falle der BejaJmng der ersten Frag-e; denn im Falle ihrei- Verneiniiny: lallt 
die Einrede des eipenen Verschultlens de» Klftpers von voruherein in sich zu- 
sammen, weil, wenngleich ein eigenes Verschulden des Verletzten vorliegen 
mag, dennoch nidit durch dasselbe der Unfall als im Sinne des Gesetzes , ver- 
unacht* aonselien w&re. 

Überschaut man nun an der Bend der aufgesteUten Skala die Ter9ffent- 
Ucbten Entscheldungsgrfinde der 3 Instansen, sc ergiebt sich, dass jede von 
ihnen eine andere Ansicht vertreten hat. Die erste Instanz (Tcrg^. Senffert 
a. a. O. S. 388 unten) nahm einen Kaasalzusainnicnhang sowohl zwischen dem 
Verschulden des Klagers, als auch zwischen dem als Verschulden aufgefasaten 
Eingreifen des Stationsvorstehers imd dem Unfall au, erblickte nhpv das über- 
wiegende Versehulden auf Seiten des Bahnbeamten nnd gelangte auf diesem 
Wege zur Verwerfung der Einrede des eigenen Verschuldens des Verletzten. 
Die zweite und dritte Instanz verneinten dagegen schlechtweg das Bestehen 
eines ursächlichen Zusammenhangs zwischen dem VMrsefanlden des Klägers und 
setner K^rporverietzung nnd sahen sicli dadurch eines jgingeiiens auf die Frage 
nach etwaigem konkurrierenden Verschulden der beiden betheiligten Personen 
ttberhoben; sie udchen aber insofern wieder von einander ab, sls das Ober- 
landeBgericht in seinem ersten ürtheile (Seuffert, a. a. 0. S. 389 in med.) das 
Verschulden des Klägers darum nicht als Ursache seines UnfaUs ansah, weil 
dasselbe nicht in unmittelbarer Kansalhpziehung zu dem einpetretenen 
Unfall gestanden habe, während das Keiclis^r« rieht (ebenda; das Verlangen einer 
unmittelbaren Kausalbeziehun;j: (Hier einer besonders nahen Kausalität zwischen 
dem Verschulden des Verletzten und dem Unfälle als recht8irrthümli( h erklUrte 
und sich mit einem gewissen liiittelbareu ivausalzusammeuLange begnügen 
zu können meinte, jedoch auch das Bestehen selbst nur eines solchen, in 
Übereinstimmung mit dem sweiten ürtheile des Beraftmgsgerichts (Oruchot 
a. a. 0, S. 115d oben), nicht als Torhanden anzuerkennen yermochte. 
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Treten wir nun an eine Früfting der Kansalfrage in der eben geaeUten 

Stufenfolge heran, so erscheint zwar, 

ad 1) da nach den thatsächlicheii FeststeUnngen der Kläger auf dem 
Trittbrett bereits festen Fuss gefasst hatte, als er von dem Stationsvorsteher 
wieder herabgerissen wurde, als die nachstliepende TTrsaehe seines Unfalls 
das Eingreifen des Bahnbeamten ; ein solches Eingreifen hiitte indessen nicht 
stattgefunden, wenn nicht Klager Ach in der AuBÜbnufr einer bahnpolizeilich 
unerlaubten Handlung befunden hiitte. lusuteru bildet, wenn auch zunächst nur 
rein äasserlich betrachtet, für den Unfall das Verhalten des Stationsvorstehers 
zwar die causa proxlma, das Teradiolden dea Klägers aber jedenfalls die 
eanaa remota. Eän Znaaamienluuig in rein medumlscfaeni Sinne iwiaeben dem 
Veraehniden des KUgera und sonem Unfälle besteht non allerdings damach 
nicht. Allein durch dieses Zugeständnis wird die UUglichkeit anch eines inner- 
lichen, eines Kausal'-Nexas zwischen den letztgenannten beiden Momenten 
durchans nocli nicht anspcschlnsscn, weshalb die diesbezüglich gegenthcilige 
Ansicht des Benifungsgeiichts (Seufli'ert a. a. 0. 8. 389 in med.) \om Reichs- 
gericht mit Reclit reprobiert worden hät; denn, nach der herrschenden An- 
sicht (Elger, Kom. zum HFÜ. G. 3. A. S. 114), ist der Bc?rriff , verursacht* 
im Sinne des § 1 lil'fl. G.'s nicht allein auf die unmittelbare Herbei- 
fühmng der Verletzung gerichtet, er muss vielmehr auch von jeder nur 
mittelbaren Einwirkung resp. Beaiehmig der schuldliaften Handlnngaweise 
anf die Verletcting verstanden werden. Es kann also anch das entferntere 
Qlied einer Ürsachen-Beihe fOr den aefaliesslicfaen Erfolg wenigstens noch 
mitwirkend kausal sein. Unter Änerkenniing dieses Gedankengangs deduziert 
iinn das Keichsgericht folgendennaBMn; Ein nrsttchlicher Zusammenhang müsse 
auch dann als vorhanden anfrenommen werden, wenn dnrch das Verschulden 
eine Situation lierljci^'-olulirt ist, die es einem Anderen /.iir Pflicht macht, 
einzugreiten, und durch dieses Ein;ricifcn der Schaden entstanden ist; dem- 
nach Kei liier zu prüfen eewesen, ub der Stationsvorsteher sich inlnl^e des 
unerlaubten Verhalten» deci Klägern zu einem derartigen Eiuüchreiteo, wie es 
stattgefonden habe, für verpflichtet halten konnte, nnd ob der Elilger efai 
derartigea Einschreiten hfttte voranaaehen kttnnen (Senffert a. a. 0. S. 890); 
nnn aber habe der Bafanbeamte, nach den FeststeUnngen des Bemftmgagerlchts, 
sich nicht innerhalb der Grenzen seiner Pflicht gehalten, vielmehr sei sein 
Verhalten als rechtswidriges anzusehen, nnd er habe sich anch nicht zn einem 
derartigen Einschreiten für verpflichtet erachten können, weil er das Ungc 
eignete nnd Gefährliche seiner nandliinirsweise liabe erkennen nnd ?ic]i dalier 
habe sagen müssen, dass» durch sie der bereits in Sieherheit berindlirhc Klii;:ei-, 
»tatt vor Gefalir behütet zu werden, gerade gefährdet werden würde; dem- 
gemäss beruhe das' Einschreiten des Stationsvorsteher» auf seinem eigenen, 
freien Willensentachlusse, für welchen der Kläger die Verantwortung nicht zu 
tragen habe, da er nicht liabe erwarten kennen, dass er, wenn er einmal den 
ncheren Standpunkt auf dem Wagen erreicht habe, dann noch in einer so 
unverständigen nnd ihn gefXhrdendsn Weise von dem Bahnbeamten wieder 
lierabgerissen werden kVnne; mithin sei eine Unterbrechimg dea Kansalzu- 
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Bammfinhangi zwiiohea dem Vemcbiildeii des KUi^B und seineiii Unfälle n 
konstatieren, das pflichtwidrige Eingreifen des StationeTorstehers bilde also 
die all einwirkende ürsaclie der Verletsnng des EUtgen. 

Es lässt sich nicht leugnen, dass diese Beweisführung des Reich^erichts 
anf flftn ersten Blick überzenß:end erscheint. Trotzileiu dürfte sich p:ec:en sie 
eine p^cwichtifre Eimvendung: erheben lassen Die }jjauze Schlussfolgerunjr be- 
ruht nämlich auf der Annahme, dass da» Autspringen des Klägers und das 
Eingreifen des Bahnbeamten zeitlich successiv aufeinanderfolerende Ereif?- 
nisse darstellen, zwischen denen der Moment, in welchem der Kläger auf dem 
Trittbrett festen Fnss gefasst hatte, die trennende Schranke bildete. Diese 
Annahme dürfte sidi aber mit den Vorgängen, wie sie sich nach den Angaben 
der Teröifentlichten vorinstansliehen Entecheidiingegrfinde and wohl anch nach 
der Natur der Sache abgespielt haben, nicht vereinigen bissen. Sowohl das 
Faktum des Aufspringens des Klägers, wie das Faktom des Eingreifens des 
B^beiOQten, beide setaten sich natnrgemSss je ans einer Reihe einzelner 
Akt« znsammen, so ersteres etwa aus dem Heranlaiifen des Klflgers an den 
ahfahrf Tiden Zug-, das Anklammem mit den Händen an das Wagengeländer, 
das Aulsetzen erst des einen Fnsse«? anf das Trittbrett, dann das Nacliziehen 
des anderen Fusnes auf dasselbe u. dergl, m., letzteres etwa aus der Annäherung 
des Dalmbeamten an den im Aufsteigen begriffenen Kläger, duä Ausütrecken 
des Armes, tun ihn za ergreifen, das Anpacken des Klägers, das Hinunter- 
zerren desselben von dem Trittbrett n. s. w. Nach der reichsgerichtlichen 
Deduktion mftsste die erste Phase der Handlung des Bahnbeamten dem letzten 
Akte der Handlang des Klägers zeitlich nachgefolgt sein. Das ist jedoch 
kaum zutreifend. Gegen eine derartige H&glichkeit spricht schon die bezengte 
.K&rze der Zeit*' binnen welcher sich der ganze Vorfall abgespielt hat (Seoffert 
a. a. 0. S. 389 dlicn); die Scene ist offenbar sozusagen blitzschnell vor sich 
ppfranpen nnd hat von dem Beginne der Manipulationen des Klägers bis zu 
steinern Herabstürzen kaum einige Sekunden beanspntrht, so dass das Auge 
df>s Zuschauers gewiss die einzelnen liewugungen der beiden Handelnden nicht 
hat uuterscheidbar auseinanderhalten können. Dies geht au»'h aus den that- 
säcltlichen Anfiitirimgen der vorinstanzlichen Ui-theile selbst hervor; es heisst 
da (Seairert a. a. 0. S. 388 and Orachot a. a. 0. S. 1152), dass der Stations- 
vorsteber ,das Besteigen des Wagens Yerhindem" wollte, dass der Kläger 
ffZnr Zeit, als er yon jenem angefasst worde, schon anf dem Trittbrette 
festen Fuss gefasst hatte", dass er »sich bereits in Sicherheit befand, als er 
von dem Stationsvorsteher von dem Wagen wieder herabgerissen %vurde*, 
dass der Bahnbeamte „behnfs Verhinderung der noch in der Ausführung 
begriffenen Kontravention" gehandelt habe. u. s. w. Nirgends aber ist •re- 
sagt, dass die dem Anfassen und Herabreissen des Klii^rers ni>th wendig vor- 
au.sgehenden Mauipulatimu ti des Statiousvui>ttliti» mit den, deu Besteigungs- 
versuch des Klägers beeudeuden Bewegungen desselben zeitlich auseinander- 
fallen. Hieraus ist zu entnehmen, dass die beiden Ereignisse, das Aufspringen 
des Klägers und das Eingreifen des Bahnbeamten, zeltlich nebeneinander 
herliefen, und dass, mit Ausnahme vielleicht der ersten Manipolation des 
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Klägers und der letzten des Stationsvorstehers, die einzelnen Akte heider 
Handlnngskomplexe, die körperlichen Bewegungen beider Personen, wie die 
ZSIiBe zweier ineinaiidergreifeiider BXder, ineinander ein- nnd Über- 
griffen und zu einem nicht mebr in seine einielnen Segmente serlegharen 
Ganzen znaammenschmoizen. 

Die SielitJgkeit dieser Annahme ToraoBgefletzt, mnes dann der ganze 
Vorfall als ein einheitlich sich abspielender und darum auch einheitlich zu 
benrtheilender Tieliantlelt werden. Die Einheitlichkeit des Vorgangs jedoch 
^nrd bei (Irr Deduktion des Iicichsgerichts ortViibar anseitiandprirprisspTi. Gerade 
sie aber dünkt uns für die Beantwortung der ganzen iScbuldli ai;e :ui>'srli1n!r- 
gebend. Die Bahnpolizei-Beamten sind dmoh ihre Instruktion aujjewiesen, 
dem Verbote des § 61 dtr JUetriübsiurdiiUüf^ nachdrücklich Cfeltung zu ver- 
schaüen und jeden Übertretungsversuch nötlügenfalls durch Gewaltanwendung, 
ftOBaeretenfaUe sogar durch Verhaftung des Schuldigen (§ 63), zn verhindern. 
Einem solchen erat in der Entstehung begrUTenen BesteignngsTerBnche 
um befand sich, nach nnaerer Thatbestands-AnifassQng, hier Stationsvorsteher 
P. gegenüber, als er die ersten Atcte (Naehlanfen, Am-Aosstreeken jl s. w.) 
der {rewaltsamen Verliindernui^ des Tvln<rers Tomahm. Dass der letzte Ab- 
schnitt derselben, dm Herabreissen des Klägers, schon hinter die Beendi- 
gung der verbotenen Handlung, das Festen-Fnss-Fassen des Kl;i<reis, fiel, 
lap" ni'-lit in der Absicht des Bahnbeamten, ist vielmehr der blitzartigen Ent- 
wicktlun^ der Dinf:e bei der Kürze der Zeit, also einem unprlücklichen Zufalle 
zuzusclueiben ; ob nicht etwa seiuerbcits der Stationsvorsteher mit der Mög- 
lichkeit hätte rechnen müssen, dasi> der Schlussakt seines Eingreifens zu spilt 
kommen nnd den KlSger erst nach geglücktem Aufspringen treffen mfisse, das 
kommt bei der — sogleich anznsteUenden — PrfifQng der Frage, ob nicht 
anch dem Bahnbeamten ein für den Unfall kausales HitTerschnlden zur 
Last falle, und für die Frage seiner kriminellen Stinfbarkeit inbetracht. Jeden- 
falls jedodi mosste oder konnte wenigstens de) Kläger, welcher dnrch 
seinen noch in der Ausführung begriffenen Besteigangsver- 
such bei dem Balnilteaiuten den Gedanken nnd die ersten Schritte seines 
Eingreifens hervorgerufen hatte, zumal er nach den Anführungen des Beklacrten 
(Gruchot a, a. 0. S. 1154 in med.) von dem Stationsv<»rsteher vorher ausili iii k- 
lich vor dem Besteigen des Zuges gewarnt worden sein soll, schon vor und 
während der Prozedui" des Aufspringeus erwarten, dass der Effekt der Ge- 
waltanwendung seitens des Stationsvorstehera ihn eventaell auch dann noch 
erfassen kannte, nachdem er schon das ihn gegen die gewöhnlichen Gefahren 
des Anfspringens sichernde Trittbrett erreicht haben wttrde, nnd er durfte 
sich nicht verhehlen, dass ihn eine derartige körperliche Berührung dnrch den 
Beamten bei der GefUhrlichkeit dt s ymi ihm erstrebten Standorts, selbst wenn 
sie ihn erst nach glücklicher Erreichung des Letzteren treffen würde , humer 
noch anfs Höchste üef^lhrden müsste. Sonach hat der Klüver nicht allein das 
Einschreiten des Statinnsvnrstehers durch «ein Unternehmen, den rollenden 
"Wagen zu besteigen, pvivi zun, vielm* Ui iiui^sto er auch, oder konnte er 
wenigstens den später wirklich eingetieteueu Erfolg dieses Einschreitens als 

16« 
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nothwendig, mindettens als mSglieh yoraii«B6heii, schon bevor er sich In 

Sicherheit hefand. Damit aber ist die Kaosalitäts-Kette zwischen seiner sohnld- 
haften Handlang and seiner Körperverletzung geschlossen. 

In der unterla?iSPTiPn Hiicp, dass das BerufunL'sfroriclit die Einheitlichkeit 
des Gesamnit- Vorgangs nicht tron üL-eml beachtet nn 1 nur infolge dieser Nicht- 
beachtung die Voraussehbarkeit des Soliadens aul leiten des Klägers verneint 
habe, liegt also die Angreül^arkeit der reiohsgeriohtlichen Deduktion. Diese 
Einheitlichkeit aber gerade bildet die besondere Eigenthümlichkeit des hier be- 
sprodieneii Falls. Damm «flido die Deduktion des Beichegerichts unange- 
fochten auf folgenden anderen, dem Verfasser bekannt gewordenen Fall haben 
Anwendnng finden können, weleher jflngat vor dem Oberlandesgericht einer 
prensrischen Provina des Ostens aar Verhandlmig gehuigt ist: Ein Ton Urianb 
znriickkehrender Soldat springt auf den eben abfahrenden Zng, welcher als 
der letzte an jenem Tage nach seiner Garnison abgelassen wnrde, und erreicht 
auch glücklich mit beiden Füssen das Trittbrett nnd mit beiden Händen das 
Geländer des Wafren»; nachdem er schon eine kleine Weile von mehreren 
Sekunden mit^^etahren war, stösst ihn plötzlich der anf demselben Wapen 
gerafle betindlidic Znjrführer mit Gewalt vom Wagen hernnter, so da^s er 
überfahren und schwer verwundet wird. In diesem Falle freilich setzt die 
erate Phase der Handlang des ZngfiUirers erst in einem Stadium ein, da der 
Soldat den Besteigungsversach schon beendet hatte, nnd es liegen in der 
That hier 8 in sich geseUosBene nnd seitlich sich an einander anreihende, 
nicht aber sich. in einander ▼erscfalingende facta Tor; hatte also auch der 
Soldat dorch seine ▼erbotswldrige Handlang das Einsclireiten des Zogführers 
veranlasst, so konnte er doch eine derartige, In allen ihren Tlieilen nach- 
trägliche und verspätete Gewaltanwendung nicht voraussehen. Wird nun in 
nnserem bisher erörterten FaUe die Richtigkeit der diesseitigen Konstruktion 
zugegeben, dann iimss die erste Frage der oben aufgestellten Skala, ob die 
Kontravention des liiägcrs weiiijrslens als eine causa efficiens seiner Kürper- 
verletzung angeschen werden könne, tujaht werden. Es fragt «ich dann weiter, 

ad 2) in welcher Beziehung die Handlung des Stationsvorstehers zu dem 
Unfälle gestanden habe. Kaeh ^ser Bichtang hin ist bereits oben erwfthnt 
wordra, dass das Eingreifen desselben die lAchstliegende Ursache fttr den 
Stars des El&gers bildete. Es ist aber femer dem Berafdngs- nnd dem Beicha- 
gericht darin snsastimmm, dass das Verhalten des Bahnbeamten eine Fahr> 
lässigkeit involviere. Er masste sich sagen, dass die gewalt>auie Za- 
rückhaltnng des Klägers von seinem Besteigung» versuche unter den obwalten- 
den UmstfUiden nicht die zutreftende Mnssrecrel sei, tun dem balinpolizeilichen 
Sirherlieitsverbote Geltung zu verschalfeu; denn mit Küeksicht auf die Kürze 
der Zeit und auf die zu erwartende Geschwindigkeit des Klägerü beim Auf- 
springen, wekhe beiden Momente dem Stationsvorsteher kiaft seiner Stellung 
und bei der Häutigkeit derartiger Vurkümumiüse bekannt und bewusst sein 
mossten, hätte er die H9glichkeit, ja sogar die Wahrscheinlichkeit inbetracht 
sieben mfissen, dass der Schlnssakt seiner lianipalationen, das Zarttckreissen 
des einsteigenden Fahrgastes, den Klüger sn spät, närolieh erst nach beradetem 
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Besteigungsversuche, erreichen und dann erst recht gefährden werde. Darin 
ahOf dasB er Bolohe Überlegung nlcbt angestellt oder weiigsteBs ihr nieht 
nadigegeben und dämm von der Gewaltanwendung nlcbt Abstand genonunen, 
Bondem ebne Weiteres die swangaweise Verbinderong des BestelgmigsversacbB 
unternommen nnd sogar nocb fortgeführt bat, anstatt diesen TorUlnflg gesdieben 
zn lassen nnd nur durch ein nngef)tbrlichei-<'>« drittel, etwa durch telegraphiscbe 
Übermittlung eines Sistlerongaanftrags an die nächste Station, die Bestrafung 
des Knntravpnientfn in die Wepre zn leiten: darin mnss jrex^isa ein Ver- 
se Ii nid en des Bahnbeamten gefunden werden. Hat sonach aber anch ein 
kausales Verschulden des Stationsvorstehers zur Herbeiführung des schaden- 
bringenden Erfolg-es beigetragen, dann spitzt sich die Entscheidumr des Rechts- 
fallö schliesslich auf die — nach der herrschenden Ansicht (siehe: Eger, 
KomnMmtBr a. a. 0. 8. 160 fgde. nnd Wotarkamp in Endenanns Handbndi 
des Handelsrechts Bd. m. 1886. § 382. S. 660 fgde.) notfawendige — Be^ 
antwortang der Frage m: 

ad 8) Welcbes der beiden demnach konknrrl er enden Verschulden hin- 
sichtlich der Art und des Grades, sowie binslcbtUch des Einflnsses auf den 
eingetretenen Unfall als das überwiegende angesehen werden müsse? Hier 
hSnsrt nnn allerdings die Lösung ganz von dem rein individuellen Momente 
des fi elen richterlichen Ermessens a*b. Nach diesseitiger Auffassung heisst es 
wolü sicherlich, nach beiden Richtungen liin, dem Verletzten jedenfalls nicht 
zu nahe treten, wenn man annimmt, einmal, dass sein Verschulden, weil er 
doch einer nicht nur ütrafbai-en, sondern in höherem Grade noch unvorsichtigen 
Handlang sich sdinldig gemacht hat, demjenigen des StaHonsvorstehers nadi 
Art nnd Orad mindestens gleicbkonmit, nnd sodann, dass bezUglich ihres 
Einflnsses als znsammenwlrkende Ursachen des Unfalls die beiden Yerschnlden 
Sick ebenfalls die Wag schale halten. Diese Abschfttaang des beiderseitigen 
Verschuldens rechtfertigt alsdann — nach den Grundsätzen des Reichsgerichts 
(bei Eger, Eisenbahnrechtliche Entscheidungen, Bd. II, S. 209 und 426) — 
als Resultat die Entsdieidnnfr, dass dem Reielisgeiieht, trotz seiner abweichen- 
den B*nrriiudung, im Endcr^n^bnis be izupt licli tcu, d. h. der Einrede des 
eigenen Verschuldens des Verletzten die dur( lisrlila^i-ende Kraft abzusprechen 
nnd die Haftpflicht der Eisenbalm als bepfründet anznnehmen sei. 

Es mag indessen zugegeben werden, dass ein auf einem strengeren Stand- 
punkte stehender Biehter mit gleichem B echte das Verschulden des Klägers 
als das in beiden Beziehungen schwerere, ein milderer Biehter umgekehrt das- 
aelbe als das leichtere qoallfizierai kann, nnd dass die mSgUehe Differenz In 
diesem einen letzten Punkte eine Verschiebung des Urthells bald zn Ungunsten, 
l»ald m Chmsten des Verletzten herbeiznfOhren imstande ist 
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Ueber lU« Haftung für Sehiden bei Seexpeditlon einer Sendung. 

Ton Theodor RRtor von RlnaMliiI, 

Oiwrofli&al der k. pilv. Kaiser FerdimiidB-Nordbalui in Wien. 

Obwohl flas internationale ÜbereiTikommen den direkten Verkelir 
zwischen ileu luei^sten Orten Mittclenropas miiiiirlii ht. nimmt nichtsdestoweniger 
der R ccxpcdition s- Verkehr*) eine bedeutende Stelle unter den gegen- 
wärtiiT bestehenden Verkehren ein. Einerseits wird dies durch die Begünsti- 
gxir\i^, welche die Beexpeditionstarife gewSbren, andererseits dnrcli die tob den 
Parteien gewünscliten Interventionen der Orenzspeditenre bei Veniollnng der 
Sendungen an der Grenze herbeigeffihrt; vielfach wird die Beezpedition wol 
anch dnrch den ümstand veranlasst, dass die Tarife nach den grossen Yw 
kehrscentren billiger sind, als nach kleineren Orten, nach woh hen hflnflg direkte 
Tarif siltze nicht bestehen. Vor allem also tarifarische Gründe, ausserdem 
aber ancli Ctrsrhüftsinteressen bep-ÜTT^ticrcn nnd ypranlas?5en den Hpexpeditions- 
verkt'hr. In den folcrenden Zeilen sidl nur die Rede nein von demjenicon Ite- 
expeditioii^verkeiir , dessen (!p£renstaml jranze Wap:enladnnpen bilden, die von 
der Ver!>andlstation aut Grund eines Frachtbriefes bis zur Reexpeditions- 
Statiun und von hier ab anf Gmnd eines neuen Frachtbriefes weiter 
bis ZOT endllcben BestJnininngsstation beflirdert werden « wobei sie vrilhrend 
des ganzen Transportes von der nrsprttnglicben Versandtstation bis zor Be- 
stinunnngsstation im Gewahrsam der Eisenbahn verbleiben. Fast ansnahms- 
los bleiben diese Sendungen in demselben Waggon, in welchen sie auf der 
nrspnin^rlichen Versandt-Station verladen wurden, bis zum Eintreffen in die 
endliche Bestimmungsstation, wenn nur die Reexpcdition einigemassen rasch 
erfolgt. Tn liMiifiir verbleiben dieselben anter dem nämlichen bahn- and 
zollamtli( hen Flombenversclduaa. 

Solange sich der Transport glatt abwickelt, bietet die vorbezeiolineto Be- 
fördernngswcise keine eigcnthüralichen bemerkenswerten VerhUltnisse : sobald 
aber eine derart beförderte Sendung in beschädigtem Zustande in der endlichen 
Bestimmiingastation eintrifft, treten sowol hinsichtlich des Ersatsansprnches des 

♦) Unter diosera Ausdrucke wird hier nicht der sich turifurisch als Reexpe- 
dition darstellende Verkehr versfixü'leti siondern jede Ncnaufgabe einer angelaiigten 
und üuch in Vcrwaiiiuu^ der iialiu beäudliciieu beuduug. 
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Empfängers, als aneh besfli^eli der Tragnng der etwa zn leistenden Ent^ 
acbädlgung Seitens der betheiligten Bahnen verwickelte YerhSltDieBe ein. Um 
diee näher zn erörtern, sei folgender Tliatbeetand angenommen: Eine in einer 
Station der bulgarischen Staatsltabnen anfgegebene Wagenladung wird auf 
Gmnd des Betriebsreglements für den directen Verkehr zwischen 
Oesterreich-Ungarn, Serbien, 'nulfrarien und der Türkei nach dner 
Station einer östprrcirhischen Eiseubaliu und von <la mit einem neuen (»stor- 
reic Iii seilen Frachtbriefe nach einer anderen Station lietiirdert. Bei der 
Reexi>edition verblieb die Sendung im selben Waggon unter dem Plumbcn- 
versiJiJu!?!^ der Autgabestation und des Grenzzollamtes. In der endlichen Be- 
stimmongsstation wird nun hei der Anriadong des Gntes eine BescliJtdigung 
dnieh VemHsBang feetgestellt. Wenn nun die üntersncliiing des Falles ergiebt, 
dass die Eisenhalm den Anstand ttherhanpt an vertreten, dass nicht etwa der 
Schade bereits aor Zeit der Anfgabe in der nrsprfinglichen Versandtstation be- 
reits bestanden hat, oder sonst die Eisenbalm befreiende Grttnde vorliegen, so 
können drei Fälle eintreten: 

I. Der Schade ist w&hrend des letzten Transportes ent- 
standen; 

n. der Schade ist während des Vortransportes eingetreten^ 

oder 

III. es ist anmöglich festzustollen, ob der Schade während des 
einen oder des anderen Transportes verarsacht wurde. 

L Im ersterw&hnten Falle ist es unzweifelhaft, dass der Schaden- 
ersataanspnich anf Grunde des letaten Frachtbriel'es zn erheben nnd dass der 
Seliade von den am Transporte von der BeexpeditionsBtation bis znr end- 
Udien Bestimmnngsstation bethtiligten Bahnen nach dem für dieselben gilltigen 
Übereinkommen zu tragen sein wird. Im gegebenen Beispiele wird also die 
Befreiung des Anstandes nach dem üsterr. Betr.-Regl. and hierzu seitens der 
Ei<«enbahTien «retroffenen Übereinkommen stattfinden mfissen. Dieser Fall bietet 
keine besonderen Eiprenthümlichkeitcn. — 

II. Wenn liingegeu der zwoitangef ührte Fall eintritt, nämlich dass 
der Schade während des Transportes von der ursprünglichen Versandtstation 
bis zur Keexpeditionsstation entstanden ist, and die Eisenbalm dies zu be- 
weisen im Stande ist, was insbesondere bei ^er yemiBsiing sowol durch 
den Gnid der eingetretenen Fftnlnis als auch znweilen durch den Umstand, 
dass es wSbrend der ganzen Zelt des zweiten Transportes nickt regnete, be- 
wiesen werden luuin, so erscheint jede Haftnng auf Grund des letzten Fracht- 
vertrages ausgeschlossen. Im oben angeführten Beispiele wftrde sich daher 
die vom Empfänger belangte Abgabebalin auf § 75 des ttsterr. Betr.-Regl. (ent- 
sprechend dem Art. 30 des intemat. Übereink.) berufen, wonach die Eisenbahn 
nur tür den Schaden, welclier durch Verlust, Minderung oder Beschädigung des 
Gutes seit der Annahme zur Bef^>rdertinj? bis zur Ablicfernng entstanden 
ist, haftet, und unter Hinweis daiaiif, dass sie in der Laj^o ist zu beweisen, 
dass der Schade bereits vor der Anna Inno des Gutes in der Rcexpc ditions- 
station bestanden habe, jede Haftong mit Erfolg ablehnen. Es erübrigt somit 
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dem Beflcbidig^ niditB andern , als seinen Ersateansprnoh auf Gfimd des 
ersten Fr aehty ertrage e zu erbeben. Es ist keineswegs glelcbgUtig, auf 

Oinnd welchen Frachtvertraices der Ersatzanspruch gestellt werden kann. 
Älan liedenke nur, dass in einem Frachtbriefe ein Interesse declarirt worden 
«ein kann, wrihrend dies im anderen nicht geschehen ist, oder dass der 
Schadenersatzanspruch, wie in unserem Beispiele narli 7.v:p\ hinsichtlich der 
liattnnpsfraere eränzlich verschiedenen Frachtrechten zu behandeln ist. Während 
das gegen wart i{r grilti^e österr. Betr.-Regl. analog dem internationalen Überein- 
kommen festsetzt, datis bei Verlast des Gates der Handelswert desselben 
am Vereandtorte sammt Kosten und im FaUe der Beschädigung der ganse 
Hinderwert n ersetzen se!« kennt das Betr.-Begl. fSr den directen Verkebr 
Bwiscfaen Österreich-Ungarn, Serbien, Bolgarien nnd der Türkei nceb die fMher 
Midi im 5st»r. Betr.-Begl. bestandene Bescbrlnlning der Haftong bei Volnst 
des Gntes auf einen Maximalsatz and bei Beschildigang desselben anf einem 
verhältnismässigherab geminderten £r satx , falls nicht eine entsprecbende 
Wertdeclaratii-n v<-r]ipi't 

Nimmt man im viaantretulirten Beispiele den factarenni;lssig-en Wert der 
Sendiuiir mit fl. HOOO.OO und die Höhe des von den SachverhUindifren ge- 
schützten Schadens mit tl. GüÜ.ÜO an, so würde der Ersatzansprnch nacli dem 
österr. lietr.-Regl. £1. üOO.OO betragen, während er sich nach dem Betr.-Regl. 
für den directen Verkehr zwischen Österr.-Ung.» Serbien, Bulgarien und der 
Türkei nnr auf fl. 216.00 belanfen wttrde. Diese Summe (z) von fl. 816.00 
beredmet sich anf folgende Art: 

X : 800 » 2880 : 8000 

X » 600 . 2880 =r 216 
8.000 

Denn nach § Hfi des melircitirten Bctr -Rep:]. bctriSprt. der Maximalsatz 120 
Francs für 100 k^r, daliei' sich der aui " rnnd dieses Maximalsatzea ermittelte 
Wert der Sendung bei einem angenommenen Gewichte von öi)00 ker anf ft. 
2880.00 stellt (zum Goars 1 frc. — fl. 0.48), welche Samme üomit gemä.-js 
Zifter 4 des eben genannten § 68 auch der Ersatzberechnang bei Beschädi- 
gangen za Grande gelegt werden mnss. 

Dieses Beispiel dürfte am Besten seigen, von welcher Wichtigkeit die 
Frage ist, ans welchem der beiden betreffenden Fhushtvertrige die Entschjtdignng 
angesprochen werden kann; es ist doch weder für den Besdriidigten noch fOr 
die Eisenbabnen gleichg^tig, ob ein Ersatz von fl. 600.00 oder von bloss 
fl. 210.00 zu leisten ist. In dem in Rede stehenden Beispiele wird also die 
Eisenbahn bemüht sein, zu beweisen, dass der 8(]iade zur Zeit der Reexpe- 
dition schon bestanden ha^e. nnd wir wollen annehmen, dass ihr dies «^eitnifen 
sei. Wie steht es nun mit den Ansprüchen des Bcsi liiidig^ten au« dem ersten 
Frachtvertrage, hat er Aussicht wenigstens diese 21ü Gulden zu bekommen? 

Wie das internationale nnd das österr. Frachtrecht bestimmt auch das Betr.- 
Regl. für den directen Verkehr zwischen Österr. -Ungarn, SetUen, BalgSJien 
und der Tfixkei, dass durch die Annahme des Ontes nnd die Bezahbmg der 
Fracht jeder Ansprach gegen die Eisenbahn erlischt (g 64). Man ist hinlig 
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genelg^t, zu behaapten, dass alle Ansprftdie ans dem ersten FraehtTeiirage 
durch die Beezpedition der Sendung erlSechea, und xwar aneh dann, wenn die 
Sendung in der Beexpeditienutation gar nicht anegeladen wnrde. Anderer- 
aeitB vill man wieder, falle der zweite Tranaport vor eine geringe Zeit in 
Anepmch nahm, so daes die bei der Ausladung des Wasens erfolge Consta- 
tirnni? des Schadens noch innerhalb der Frist fÄllt, welche für die Festatellui^ 
der äusserlich nicht orkennbareTi l^rnnsrel festgesetzt ist, behaupten, dass wegen 
dieser nach der Annahme des Chites noch rechtzeiti£r erfolgten Thatbe- 
standanfnahme die Ansprüche aus dem ersten Frachtvertraire nicht erloschen 
seien. Man betrachtet dann die Mflngel deslialh als .iusserlicli nicht erkennbar, 
weil die Annahme des Gutes im plombirt«n Waggon erfolgt sei. AU dies 
dttrfte jedoch nicht zutreffen. Das Gezwungene der ganzen Auffassung zeigt 
aidi sdkon darin, dass das Fortbestehen oder ErUschen der Ansprüche ans 
dem ersten Fraditvertrage von einer Reihe von ZufUligiceiten abhingen wfirde, 
auf deren Eintreten oder Fonbleiben der Beschftdigte nidit den geringsten 
Etaiflnss nehmen kann. Soll der Fortbestand der in Bede stehenden An- 
sprüche davon abhftngen, ob der zweit« Transport in unserem Beis])iele lltnp:er 
oder kürzer, als 4 Wochen dauerte? — 64 des 15etr.-Keffl. für den Verkehr 
zwischen Österr.-Ung., Serbien etc., nach Art. 44 des interuat. Übereinkommen 
wären es gar nur 7 Tage.) — Wie oft wird die endliche Bestimmnngt«station 
einer anderen Eifenbalmverwaltiing augeliören, als die Reexpeditionsstation! 
In diesen FäDen gii)|;en die Ansprüche aus dem ersten Frachtvertrage trotz 
der Constatimng unter, da die letztere nicht von der competenten Eisenbahn 
vorgenommen worden ist Ünd doch wird es niemandem beifallen, der Eisen« 
balmverwaltnng, welcher die ReezpeditionBstation angehSrt, die Anzeige zn 
erstatten und von ihr die Aul^iahme des Thatbestandes sn verlangen. 

Solange man eben daran festhSlt, dass bei der Beexpeditionsstation , wie 
sie in uimerem Beispiele erfo%t ist, eine Annahme des Gutes seitens des 
Eropfllngers vorliegt, wird man niemals zu einer befriedigenden Tir^snng der 
Frajre konimen. Will man dies?, so mnss man belianjiten, dass bei derartigen 
Reexpeditidneu eine Annahme des Gutes überhaupt nicht erfolgt, 
und dass dalier alle Ansprüche ans dem ersten Frachtvertrage gegen die 
Eisenbaiin hin zur wirklichen Amuüime des Gutes in der endlichen Be- 
stimmungastatiun fortbestehen bleiben. Nur in der wirklichen Annahme 
des Ontes, durch welche der Empfiinger in die Lage versetzt ist, den Znstand 
des Gates zu prüfen, kann man jene condudente Handlnng erblicken, durch die 
der Empfänger das Anerkenntniss der ordentlichen Erfttllui^ des Frachtver^ 
träges ausdrückt. Es zweifelt doch niemand daran, dass, falls bei irgend 
einer SenduuL^ der Empfiinger zwar die Fracht bezalüt (wie man in der 
Prazia sagt, den Frachtbrief auslöst), das Gut jedoch nicht bezieht, sondern 
dasselbe in VerwahrnnE" der KitJenbahn lagern lässt, keine Annahme des Gutes 
vorliejTt. i)er Empfänger ist zwar in den Frarhtvertrag eingetreten, «dme 
aher dessen Krfiillnug seitens der EisenUalin an/iinelimen. Wennsrleicli die 
Eisenbahn für die Zeit der liageruug nur auf ünmd des V'erwaiirungisvertrages 
liaiiet, bleiben deimuch die Ansprüche gegen die Eisenbahn aus dem Frachlr 
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yertnge Bolsnge foitbeBtehen, bis der Empfti^r das Out tbatsftehlicli ab- 
nimit Nur dnnsli den Eintritt beider Uomente, der Besahiini^ der Fracbt 
und der Annahme des Gutes wUscben die Ansprache ans dem Frachtvertrage 
gegen die Eisenbahn. 

Die bezüglichen Bfj^timmnngen »les Art. 408 des osterr. Han(!cls<resptz- 
bnchs, welche denjenigen des § 64 den Hetr.-Kea:!. tur den directen Veikelir 
zwischen Österr.- Ungarn, Serbien, Bulgarien und der Türkei, des § 90 de» 
österr. Betriebsreglementa und denjenigen des Art. 44 des internationalen 
Übereiukomiuenti entsprechen, erbcheineu nur alt» eine Analogie zu, den Be- 
stimmnngen des Handelsgeeetibnches Qber die Oenehmigang der gekauften 
Waare. Die hier in Belaraeht komniAnde Stelle des Art. 347 lantet: «Ist die 
Waare von einem anderen Orte übersendet, so bat der KSnfer ohne Yerang 
nach der Ablief ernng, so weit dies nach dem ordnangsmttssigen Oeschftlts- 
gange tfannllch ist, die Waare zn nntersnchen, and wenn sich dieselbe 
nicht als vertragsmäasig oder gesetzmässi^' (Art 335) ergiebt, dem Verkäufer 
sofort davon Anzeige zn machen. VeisiUimt er dies, so gilt die Waare als 

genehmigt, *" Auch hier sieht man das Princip deutlieli ansiredrückt, 

dass der Annelunende znr sofortigen Prüfung der Vertragsleistung des Ge«ren- 
theile» und Ansstellung der etwaigen Mängel verpflichtet ist, sowie dass die an- 
ätaudälube Aunalime als Genehmigung der Vertragsleistung gilt. Aber es 
kommt auch deutlich zum Aasdruck, dass diese Verpflichtung zur Prüfung 
erst dann eintritt, wenn die Ablieferung erfolgt ist und nnr soweit, als eine 
PrOAing nach dem ordnnngsmftssigen Gescfaftftegange thanüch ist Damit eben 
die Verpfliehtnng anr Prflltmg vorhanden sei, mnss vorerst die HSglieh- 
keit einer solchen Prttfong bestehen. 

Dasselbe gilt wol auch bei der Genehmigung der Erfüllung des Fracht- 
vertrages, es muss die Möglichkeit zur Prüfung bestanden haben, es mnss 
das Gut thatsächlich in die HJinde des Empfftngers frelanpt sein. 
Nnr dann kann man vi-n einer Annahme des Gutes im Sinne der t'raj-lirlien 
Bestimmnnpren der verscinedenen in Ke«le stellenden Fraclitreclite sprechen, 
nur dann er]!»sclien die Ansprüche aus dem Frachtverträge, vurauügesetzt, dass 
auch die Fraclit bezahlt worden ist Dies wird auch bezüglich des vorer- 
wlhnten Falles, wenn nimlich das Ont in Verwahmng der Eisenbafan lagern 
bleibt, gar nicht besweifelt, was soll nun die Beexpediüon, die Kenaol^be 
daran Andern, wenn das Qnt hiebe! weder in die HSnde des Emplingers noch 
eines BevollmAchtlgten desselben gelangt ist, wie dies ja in onserem Beispiele 
antrifft? 

Man könnte die Sache wol auch so auffassen, dass durch die Ausstellung 
des neuen Frachtbriefes seitens des Empfilngers der Sendung und Febemahme 
des Frat litbriefes seitens der Eisenbalin «till8cliwoi;:end die Eisenbalm be- 
auftragt wird, den Bezug d. i. die Annahme deb Gutes als Bevollmächtigte 
des Empfän^'crs vurzunehmen nnd das (int sich •rewiHsermassen selbst von 
Neuem zum Transporte zu iibergebou. In diebcia Falle iiiitte die Eisenbahn 
als Bevollmächtigte des Empfängers die Pflicht, die Annahme insofern aa -voll* 
aieheni als sie den Zastand des Gntes wenigstens seiner Sasseren Besehaffni' 
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lieü nach prüfen mlteste. Würde sie diese Frilftaiicr anterlaBBen, so wire sie 
sofolge des aagenommenen Auflnges, den Besag anssitflairen, für die niebt 
gsiUtrige DnrcbflOmaiK desselben ▼erentwortiUcIi. Sie vQrde aJso für den 
Beiladen wol nielit als Frachtführer, wol aber als Mandatar dem Em- 
^t^psr verantworÜieli bldiben und mttsste demselben für allen durch die nnter* 
litösene Prüfung verorsachten Schaden, also für das Erlöschen der Breatzan^ 
sprfirhe ans dem ersten Fracht vertrapre anfknmmen. Die Bestimitinnf^bahn 
de? Preten Transportes müsste daher den gleichen Schadenersatz leisten, als 
wenn sie auf Grund des ersten Frachtvertrages in Anspruch genommen werden 
könnte; die Vorhahnen wären allerdings v(»n der HaUunj»' befreit. Dieser 
Ansicht, vrenigsttius iiinsii litlich des Erlöbchens der Haltung der Vorbahaen, 
sclieint gegenir&rtig die Majuritftt der mittelenropftischen läsenbalmen m sein. 
Pas üebereinkommen sum Betariebsre8:lement für den directen Verltsiir xwiseliea 
(Vsterreich-Ungani, Serbien, Bulgarien und der Tttrkel, oaeh wdeliem die 
ümstinde unter den Btseabahnen ansnitragen sind, bestbamt in § 187, 8, 
dass die Weiterbeförderung einer Sendung unter Plomhenrerschluss der lUP- 
sprünglichen Versandtstation auf Grund eines neuen Frachtbriefes nur auf 
Gefahr der neuen Versandtbahn erfolgen kann, insoferne nicht diesbezflgliche 
besondere Vereinsbestimmungen /wisrlion den betheiligton Bahnvcrwaltungen 
bestehen. Das Vereinsübereinkommeu und das österr. Ueben inkcnnmen, »o Nvie 
die meisten anderen gegenwärtig geltenden, enthalten zwar keine derartige 
Bestimmung, nichtsdestoweniger wird woi allgemein auch tiir den Bert ich der- 
selben jener Grundsatz als geltend angenommen. Der Versuch, die gegen- 
theilige Bestimmuairt dass, wenn sieh das Verschalden nieht feststellen Iftsst, 
alle, sowol die am ersten als die am zweiten Transporte betheiUgten Salinen 
mithaften sollen, hi die üebereinkommen anfmmehmMi, ist bb jetzt nidit ge- 
lungen, wiewol dieser Versuch bereits öfter unternommen worden sein soIL 

Die Majorität der Eisenbahnen scheint also selbst der Meinung zu sein, 
dass die Reexpedition einer Seniluiiju: ohne Tmladung in einen anderen Waggon, 
also ohne Prüfung des Gutes — auf den Flomhenwechsel allein kann es doch 
nicht ankommen! — etwas T^ngehöriges sei. Und doch werden jährlich un- 
zählige Seniliiu^t'u in dieser Weise reexpedirt. Es liegt dies nicht bloss im 
Interesse der Parteien, welche hiebei die Umladegebüliren ersparen und eine 
raschere Abfertigung ihrer Sendungen erlangen, sondern es ist dies auch von 
Vortheil für die Eisenbahnen, welche hiedurch an Platz auf den Geleisen, 
Bampen und Kagaänen, an Wagen und an Aufsichts- and Arbeits-Personal 
ersparen. Aach bessert eine Umladung wol niemals den Zustand des Ontes, 
besonders wenn es gebrechlich ist. Solche Umladungen als Pflicht vorschreiben, 
hiesse wol die unökonomischeste Leistung, die nur denkbar ist, die reine 
.\i beitf;- und Zeitverschwendung, deren einziger Effect nur in der Gefahr einer 
Beschädiiiun-r der Güter liegen würde, fordern! — 

Es dürfte aus dem Vorstehenden zur Genüge hervorgehen, dass man nur 
dann zu einer befriedigenden Lösung der jranzen Vnvje gelaugt, wenn man 
behauptet, dass bei derartieren Keexpeditionen eine Auualuiie des Gutes über- 
haupt in der Beexpeditiontifetatiou nicht erfolgt. Dann hat der Boscliädigte 
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nielit anr gegen die BestimmuigBlMdui des enten Trusportes, aondeni aseh 
gegen die nnprUiigliehe Vemndtbalm und eventnell auch gegen eine dnKwlaehen- 

Üegende Eisenbaltn, falls sie die eebnldige Ist, den Anspruch anf Schadenersati 
nnf Grund des ersten Frachtvortraires; dann erscheint auch die Mithaftang 
der fibrigen Bahnen durch § i>2 des Bf'tr.-Koirl. für dfn dirrcton Verkelir 
zwischen ()8terr.-ünfram, Serbien, Bnlg^arit n und der Türkei, bezw. durch § 74 
des üsterr. Betr.-Rperl.. Art. 27 und 47 des internationalen Uebereinkommens 
beg-ründet. Es wird also in dem eineraufrs unter Zitier II anpeführten Falle, 
dass der Schade auf dem ersten Transporte entstanden ist, der Entschädig:un^- 
ansprneb anf Qmnd des ersten FiachtveTtrages gegen diejenige Eisenbahn, der 
die Reexpeditionsstatlon aagebSrtt erhobm werden mtlBeen. 

in. Wenn man nun den oben snb m erwibnten Fall betrachtet, in 
welchem angenommen wird« dasB sich nicht festetellen lAset, ob der Schade 
wfibrend des ersten oder des aweiten Transportes entstanden ist, so ergibt 
aldi vorerst die Frage, ob es etwa im Belieben des Beschädigten liegt, ent- 
weder seine An^]irüche anf Grund des ersten, oder auf Omnd des aweiten 
Frachtvertratres zu erheben. 

ffn^tweilelliaft kann er seine Eiitscliildiirungs-Ansprürbe auf den zweiten 
Frachtvertrag ^rründen. Denn, da im Frachtbriefe, weltlier l>ei der Reexpe- 
ditinn ausgestellt wurde, kein Mangel constatirt erscheint, spricht die Ver- 
muthung dafür, dass die Sendnng in der Beexpeditionsstation in gntem Zn« 
Staude xiur Anfgabe gelangt ist, nnd da ferner yoransgesetst wird, dass die 
Ebeobahn das Gegentheil nicht an beweisen Teniiag, so ist wenigstens formal 
der Kachweis erbracht, dass der Schade wfthrend des zweiten Transportes ent- 
• standen Ist. Aach dies zeigt, wie gerechtfertigt eine Vereinbamng der Eisen- 
bahnen fiber die gemeinsame Tragong von Anstttnden ans derartigen Trans- 
porten w&re. 

Aus dem ersten Frachtvertrage hingegen kimntp der BPBchftdifrte wol 
schwerlich einen Anspmrb ableiten. Denn er wäre nicht in der Lage, zu 
beweisen, dass zur Zeit der baliujieiügeii Erfüllung des ersten Frachtvertrages 
der Schade schon bestanden iiabe. Wenngleich die Ansprüche aus dem ersten 
Frachtvertrage, wie wir oben angenommen haben, infolge des Fehlens einer 
wirldichen Amuhme nicht erloschen sind, so kann doch anderersnts in dem 
in Bede stdienden Falle nicht die Voraossetznng des Entstehens von An- 
sprftchen ans diesem Fracht v ertrage, nttmlich der Umstand, dass der Schade 
zwischen der Anfgabe nnd der bahnseltigen Erflfllnng des Vertrages entstanden 
sei, erwiesen werden. 

Nach dem Gesagten wirft sich von selbst die Frage auf, bei welcher 
Eisenbalinverwaltung der Heschiidijrte und anf Grund welchen Frachtvertrages 
derselbe seine Schadenersatzansprüche erheben soll, da es ihm doch nicht be- 
kannt ist, ob der Schade wahrend des erbten oder des zweiten Transpoii«» 
entstanden ist, oder ob es sich überhauiit feststellen lässt, wann der Schaden 
eintrat. Wenn der BescLädigt^i daher vorsichtig handeln will, so muäs er jeden- 
falls diejenige Eisenbahnverwalting, der die BeespeditlonBsfcalion aagehflrt, und 
zwar anf Omnd beider Fraehtyertrfige, belangen. 



Digitized by Google 



Tb. T. BinakUni, Haf t^cht bei Beexpedition einer Seudnng. 



269 



Aqb dem OansAii enieht man wol, dass, bei der jetrigen Ordnung dieser 
Angelegenheit einerseits der Besdilidigte Gefahr Unft, durch formale Wtjtlet 
um seinen Sdiadenersatzansprach zu kommen, andereredts m^liclierweise 
Eisenbalm vervs'al tanken für einen Schaden aufkommen müssen, der nachweistiar 

äxiTch anrlcrp Bahnen vcrsrhnldct wurde. Es dürft« daher wol wünschenswert 
ersrlieinen, daas eine neue Regelunp- tlieser Sache eintrete. Vor allen sollten 
die Eisenbahnen vereinbaren, dass bei solchen Transporten die Haftungsfrage 
anter den Bahnen ebenso geregelt werden soll, als wenn <ler Transport auf 
Grund eines diiecten Frachtbriefes ausgeführt worden wäre. Andererheits 
soüten solche Beezpeditionen seitmis der Säsenbahnm den Parteien nnr unter 
der Bedingung gevfthrt werden, dass die beiden Frachtbriefe hinsichtlich der 
Declaration des Interesses gleichlantend sind. Einige Schwierigkeit würde sich 
Ar diese Vorschrift allerdings bei dem Uebergange von Sendangen ans den 
Verkehren mit Serbien, Bulgarien un«l I r Türkei ergeben, da in diesen Ver- 
kehren no( h die Beschränkung auf einen Maximalsatz besteht. Man mfiaste 
daher hei dem Febergange von Sendunpren ans diesen Verkehren in das Gebiet 
des internationalen oder österr. Fiachtrechtes, bezw. in unitrekclirter Richtung, 
das Verlangen stellen, dnm für den Transjmrt dieser Sendungen im Verkelire 
mit Serbien, Bulgarien und der Türkei der Haudelswert des Gutes als Wert- 
declaration angegeben werde. Uuter diesen Voraussetzungen könnten die 
Eisenbahnen olme Gefahr erklftren, dass sie bei solchen Beezpeditionen alle 
ebenso haften, als ob der Transport nur anf Grand eines in der nrsprang' 
lichmi Versaadtstatlon ausgestellten nnd nach der endlichen Bestimmungsstation 
lautenden Frachtbriefes ausgeführt worden wilre. Es kann schliesslich nicht 
geleugnet werden, dass gegen obigen Vorschlsg so manches triftige Be- 
denken geltend gemacht werden kann, aber andererseits dürfte es doch nicht 
leiclit ^'elingen, in anderer Bicbtnng die Lösung der besprochenen Frage 
zu finden. 
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11. 

Heber die Bereehniing des äehndeiiäerfuitze« bei Besehttdlgaug tou 
FnMüilgiit naoh intenuiloiialeiii ElBenbalmflrtehtreebto. 

Von GMrv Mitoh#Mifc, 

Offtzial bei der Genenldirdctioii der kSnii^l. bayeriseben StBatMiBenbalmeii 

in Müuclieu. 

Keine Bestimmang im internationalen Uebereinkommen über den Eisen- 
balmfracbtyerkehr hat wobl so verschiedeiiartige Anelegnngen erfahren wie 
die Uber die H8he des SchadensersatKes bei BeeebKdigan«^. Herr Dr. Lndwigr 
Bitter von Kantscb bat sieb im 2. Hefte des Xn. Bandes dieser Zeltecbritt 
S. 169 ff. der dankenswerthen Aufgabe unterzogen, die veisduedenen Anhebten 
fiber die Bedentang des Art. 37 Abs. 1 des internationalen UebereinkommenB: 
,Im Falle der Beschädigung hat die Eisenbahn den ganzen Betrag des Minder- 
werthpH fies Gntea zn bfzahlon" /nsammenzast eilen nnd auf ihre Richtiirkeit 
zu priiten. Der Herr Verfasser hat iiii ht weniger als vier auseinander gehende 
Interpretationen antjrezälilt. Bei näherem Zusehen schrumpfen diese zwar auf 
drei zusammen.') Immerliin verräth schon diese Anzahl vuu Auslegungen 
eine bedenkliche Unsicherheit Aber die Bedeutung eines der wichtigsten und 
elnsehnddendsten Artikd im Uebereinkommen. Die Unsicherheit verdankt ihre 
Entstehung dem Umstände, dass der Gesetzgeber im Uebereinkommen nicht 
oiTen znm Ansdmcke gebracht hat, welcher Ort und welehe Zeit der Schadens- 
berechnnng zn Onmde gelegt werden soll. 

Zweifellos können nur zwei Orte, hezw. Zeiten in Betracht kommen, nnd 
zwar Ort und Zeit der Aufgabe und der Bestimmung der Sendung. Wird 
diese auf einer Zwischen^tatinn in Folge eines Transpfirthinflernisses oder 
zufolge Verfügung des Absemlers ausirefolgt, so erlisrht iler Fraclitvertrair auf 
der ünterwefr^Htation und wii il letziere zur Bestiuvnumi''>^tatioii. Die Ausleguugen 
küniieu sich also im Grunde nur darin uulerbchtidcn, dass eutweder der Werth 
am Olle und zur Zeit des Vertragsabschlusses oder der Vertragserfüllung oder 
beide Werthe als MassstAbe der £ntsehftdigungsleistung angenommen werden. 

') Die Ansicht des Herrn v. K;H!tseli, duss der Cuuiüjeiitar Eger's im Gegensätze 
zu den Commentaren von £>chwab und Boseutlial Fracht uud Zoll bei der Entschädigangs- 
berechaung nnberttcksiclitigt IsMe, iit siebt richtig. Ycrgl. Eger, das internatioiisle 
Übevsinkomiiien Uber den Biienbshnficaohtmkebr, Berlin 1894, S. 643 Z. 83 ÜL 
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Letztere Ansicht vertiitt ein scIiweiKeriBChfir Scfaiiftrtener /) indem er 
die EntBcbttdiguig l)ei Reklamation des AbBenden naeh dem Werthe am Ver- 
sandorte, bei Reklamation des Bmpftogers nach dem Werthe am Ablieferungs- 
orte bemessen haben will. Diese Anslegung ist ans den bereits von den 
CuDimentatoren Gerstner ') and Rosentkal angeführten nnd in dem Artikel 
des Herrn von Kautscli rei)r(Klnzirten Griindfn als unhaltbar zu verwerfen. 

Klx'nsowenit^ kann der Werth am Alilicfcrungsorte die Grimdlag-e der 
Ersatzleistung bilden.*) Herr v. Kautsch hat bereits die liauptsäcliiichsten 
Gründe, welche gegen eine solche Interpretation sprechen, angei^eben. Seine 
Austührungen decken sich im Grossen und Ganzen mit meiner Argumentation 
in der Zdtong des Vereins deutscher Eiseubahnverwaltungen.^) Er hätte noch 
anIQhren kennen, dass die Regelang der Entschädigungen bei Beschädigung 
nach den bei Veiinst geltenden OmndsfttKen bei allen Vertragsstaaten gang 
und gftbe war, dass sohin die verschiedenartige R^elvng eine Neuerung be- 
deutet hfttte, die Jedenfalls in den KonferenzTerhandlmigen und im 0esetse 
selbst zum Ausdrucke hätte kommen müssen. 

Auch die Konferetizverliandlunpen hatten eine Handhabe 7Tir Widerlepung 
dieser Interiivetatinn bieten können. Diese Verliandlunfren werden zwar auch 
zur Begründiin^r dei- ungleidiformigen Beliandlung der Entschädigungen für 
Verlust und Hest hädigung citirt, allein mit Unrecht. Nor ein Knnferenzmit- 
glied, Herr Meyer ^^Deutschland), hat sich ursprünglich aut diesen Standpunkt 
gestellt, ist aber im lianfe der Debatte davon abgekommen nnd hat sich 
schliesslich znr gegentheiligen Anachanting (gleiclmrtige Bchandinng) bekehrt 
Alle andern Redner haben die Analogie der Art 84 nnd 97 betont Das 
offizielle ProtokoQ*) enthält Qbrigens zwei sinnstörende Druckfehler, auf die 
ich bereits in der Vereinszeitung ^ aufmerksam gemacht habe. Nach dem 
Protokolle hätte sich Herr Meyer verlauten lassen: gEs wird in Art. 34 ge- 
sai^t . tlass für den ^^in^rn hcn Verlust des Gutes der gemeine Handelswerth 
am Orte der Abli'M'fTuntr zu ersetzen sei", wlllirend es doch licissen snllt*^ 
9 Aulgabe", nachdem die Konteren?: sich bereits im Frin/ipe für Ik-reclunnur 
der Entschädigung bei Verlust na( Ii dem Werthe am Versaudt»rte au!*iresi)r(i( lien 
hat. Femer ist Herr George (Fiaukieich) nach dem Protokolle damit einver- 
standen, dass Art. 87 in tJebereinstfaiuniuig mit Art. 34 gebracht werden muas, 
aber auf der Basis, dass auch für die Fälle des Art. 37 der Werth des Gutes 
am Orte der Ablieferung angenommen werden mnss; doch kann nach er- 
folgter Festlegung des Massstabes der Entschädigung fär Verlust und mit 

') De Seigncux, Commentaire du prujet de Convention redigö par la confereuoe 
internationale, Pari« 1882 S. 51. 

■) Geratner, lutcmationales Eisenbahufracbtreclit, Berlin 1893 S. 371 Anm. 4. 

') Roseuthal, luteniatioiüiles Kisenbabufracbtrecht, Jena 1894 S. 222 Anin. 3. 

*) Diese Auaicht wird vertreteu von Gasca U codice ferroviario vol UL Hai- 
laud 1891 S. 263 ff. b) von Qerstoer, a. s. 0. 8. S69ff. c) von Q. in Kr. 7 nnd 10 des 
m. Jahrganges der Zeitschrift für dcu iutcrnatioualeu Eisenbahntransport, Hern 189& 

*) Ko. 88,'R9 Jahrir. IBOö Zeitung des Vorcins rlcntscb. Eisenbahnverwalt. 

•) Protokoll der XIV. äitzuug der II. Intern. Konferenz vom 8. Oktober 1881. 

<) 8. 784, 785 Jshrg. 1895 Zeit, des Ver. dentach. EisenbshnTemrslt 
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KückBicht auf das Wort „auch* keixi Zweifel darüber aTilkommen, da» auch 
hier „Anfgabe" gemeint ist. 

Nachdem sohin die Unrichtigkeit zweier Tuterpretationfn nachp^ewieseu ist, 
bleibt nur noch die Annalmie, das» aiuli lür die JJei ecliiiune: der Entschädigung 
wegen Beschädi;zl^l^^ die Bestimmungen des Art. B4 analoge Anwendung zu 
finden haben. Bis liieher besteht kein gi"undsätzlicher Untersclded zwischen 
der Anschauung de« Uei-rn v. Kantsdi und der meinigen. Von jetzt an gehen 
jedoeh nnsere Wege aiueinaiider. Herr v. Eantsch glaubt unter Aneignung 
der Interpretation mehrerer Conunentatoren die Bestimmung dea Art 34 auf 
den Art 87 analog anzuwenden, indem er dem Beklamanten die Differenz 
zwischen dem Werthe des unverletzten Gutes zur Zeit und am Orte dee 
Versands zuzüglich des Betrages der Fracht, Zölle und sonstigen Kosten und 
zwischen dem gemeinen Werthe des verletzten (Jute;? am Ablief erun-isuite und 
zur Ablieferunfrszeit verpiitf f Wenn die (irundsiil/.e des Art. 34 auf fUn 
Art. '61 analog angewendet wtideu, so muss sich für gleichwei thijxe Giiter, 
die durch theilweisen Verlust oder durch Beschiidigun? im pleiclien Umi'ang:e 
an Werth eingebüast haben, auch die gleiche Eutächildiguug berechnen. 
Sehen wir zu, ob die Auslegung diese Probe beeteht. 

Hat tSn. Gut im unversehrten Zustande am Versandorte einen Werth von 
600 Mk. und am Ablieferungsorte einen Werth von SOO Uk. und betragen 
die Fracht- und Zollkosten 300 Mk., so erhalt der Heklsmant bei vollständigem 
Verluste des Gutes 800 Mk.; die Entschädigung bleibt dieselbe, wenn das 
Out am Ablieferungsorte 400 Mk. oder 1600 Mk. werth ist. 

Hat das Gut in Folge theilweisen Verlustes Vio bezw. ^/lo bezw. ^/lo des 
Wertlies am Ablieferungsorte eingebütsst, so erhlilt der Reklamant, trhitliviel 
ob der Werth des unversehrten Gutes am Alilieferungsorte 4UU Mk. uder 
800 Mk. oder 1600 Mk. beträgt, Vio biizw. ^lo bezw. '/lo der tliatsöchlichen 
Auslagen (d. h. des Werthes, um welchen der Keklamant das Gut am Versand- 
orte dnkanfen konnte, und der Fracht- und Zollkosten), uIbo (500 + 300) 
i/io » 60 Mk., bezw. (500 + 300) ^/lo 400 Mk., bezw. (500 + 300) */io 
= 780 Mk. Ein gleiehea Resultat muss sich ergeben, wenn das Gut in Folge 
von Beschädigung ^/lo, bezw. Vio* bezw. */io des Werthes am Ablieferungsorte 
eingebüsst hat. 

Ist das Gut im unversehrten Zustande am Abliefeningsorte 800 Mk. 
Werth und liat es in Folge der Beschädigung einen Verkaufswerth von 800 

— 80 = 720 Mk., bezw. 800— 40<:> 400 Mk.. l>ozw. 800 — 720 = 80 Mk., 
so erhalt (kr Reklamant nach der Auisleguug des Herm v. K. (.")U0 -f- ;{(iui — 
720 = 80 Mk., bezw. 1^600 + 300) — 400 = 400 Mk., bezw. {ÖOO + 300) 

— 80 ^ 720 Mk. 

Ist das gleiche Gut im unversehrten Zustande am Ablieferungsorte 400 
Mk. und also im beschädigten Zustande 960 Mk., bezw. 200 Mk., bezw. 40 
Uk. Werth, so hat der Beklamant lediglidi Anspruch auf YergQtnng von Vis 



Schwab, das internationale Übereinkommen Qber den EiscubabnfrachtTeikeliri 
Leissig 1891 S, 879 IT. Eger, a. a. 0. 8. 688 ff. Boaeathal, a. a. 0. 8. 220 ff. 
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b«sw. '/lo Imsw. Vf Mioer Aiulagen (d. h. des WertlieB des OiitM ain Ver- 
MudorCa und der Fnudit), aleo toh 80 Uk. besw. 400 Xk. besw. 720 Mk.; 
et efUat aller nadi Herrn E. (600 + 800) — 860 » 440 Uk. bezw. (600 + 
300) — 200 - 600 Mk. be«w. (600 + 300) — 40 » 760 Mk., aleo um 360 
tfk. bezw. 200 Mk. bezw. 40 Hk. zu viel. 

Ist dasselbe Gut im nnrcrsebrten Znstande am Ablieferungsorte 1600 
Mk. und also im beßchüdiglen Ziistan le 1440 Mk. bezw. 800 Mk. bezw. 160 
Mk. Werth, so gebührt dem Keklaiiiantin eine Entschädigung von 10 "/o l»ez\v. 
50 *'/o bezw. 90 '/o des Werthes am Versandorte und der Frachtkugten d. h. 
es sind iluu, wie oben 80 Mk. bezw. 400 Mk. bezw. 720 Mk. zu vergüten; 
er erWat aber nur (500 + 300) — 1440 — 640 Mk. bezw. (500 + 300) 
— 800 » 0 bexw. (600 + 300) — 160 » 640 Mk., d. h. er erhUt in zwei 
FVllen Nichte, obwoU daa Out '/it besw. */io aeinea WertlieB eingebfiflst haft^ 
and Im dritten Falle 80 Mk. an wenig. 

Hiemach hat die Auslegung die Probe nur in dem Falle bestanden, In 
welchem der Werth des Gutes am Ablieferungsorte dem Werthe am Versand- 
orte 7nzTig:lirh der Fraclit zufllllig entspricht. In den weitaus meisten Fällen 
wird der Werth des Gut es nm Ablieferungsorte den Werth am Versandorte 
znzüi:lii h der Fracht erheblich übersteigen und sohin der "Reklamant verkürzt. 
Es kann aber auch der allerdings seltene Fall eintreten, daas der Werth des 
Gutes am Ablief erangäorte geringer ist, dann ist die Bahn geschädigt. Der 
(hundfehler liegt darin, dass zwiur als Minuend für den Werth des unbe- 
aehadigten Oatea am AbUefenmgaorte der Werth dea onbeachAdigtett Gatea 
am Versandorte (zaattg]ic)i der Fracht) anbatitnirt wird, daa» jedodi 
ala Subtrahend der Werth dee beschHdigten Ghttea am Ablief ernngs* 
orte stehen bleibt, anstatt diesen, um die Analogie dea Art. 37 mit Art^ 34 
Tollständig herzustellen, in den Werth dea brachädigten Gntes am Versand- 
orte (zuzüglich der Frachtquote) umzusetzen. Auf diese Weise bekommt man 
ungleichartige Werthe, die nicht voneinander abgezogen werden dürfen. Herr 
V. Kantsch wird dagegen einwenden, dass ja der Werth des beschitdip^ten 
Gutes am Versandorte nicht bekannt sei und dass man doch liigüch die Rück- 
sendung des Gutes vom Bestimmung^- zum Versandorte zur Feststellung des 
dortigen Verkanfswerthes nicht verlangen könne. Das ist auch nicht uüthig. 
Denn wom ich wte, wie viel Proaente dea Werthea am Ablief emngaorte 
ein Out in Folge der Beacldldigung eingebdaat hat, ao begehe ich k^en FeU- 
aehltUB, wenn ich annehme, daaa daa Out ebenso viele Froaente dea Werthea 
am Veraandorte yerloren hat 

Der Werth des beschädigten Gutes am Veraandorte (WbV) verhält sich 

demnach zum Werthe des unbeschädigten Gutes am Versandorte (WuV) wie 

der Werth des beschildlf^ten Gntes am Abliofemnp^orte (W1)A) zu dem 

Werthe des unbeschädigten Gates am Abiiel'erungaorte (WoA). Ea ist dem- 

. WbV WbA ^ WuV. WbA « ^ ^. 

nua ^y^y = and WbV « — WxiÄ — ^•''^•'f verhalt dch die 

Fracht etc. für die nach der BeschUdigUDg des Gutes noch vorhandenen Werths- 
theÜe (FZbO) zu der yollen Fracht f8r daa Out im unversehrten Zustande 

1» 
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(FZiiG) tri« dor WerHk des bMchidlgton Gates am Ablieferangsorts (WbA) 

zu dem Werthe des anbeschldigteii Ot^s am Ablief enuigsorte (WnA). Es ist 

^ FZbG WbA ^ _ ^ FZnG. mA „. ^ . 
demnach ^ = > nnd FZmt = — rrr— : . Hiernach erhalt der 

Reklamant als Entöchft(lip:iing nicht WuA — WbA, auch nicht (WnV -f FZutr) 
— WbA sondern (W^uV + FZnG) — (WbV + FZbG) = (WuV + FZuG) — 

(\VnV-l-FZaG). WnA— (WaV+FZttG)WbA _ (WnV+FZtiG) (WnA-WmA) 
~ WnA "~ WnA 

WnA — WbA 

oder wenn yifiii ^® Werthstheile (m) ansdrücken, die in Folge der 

Beschädipnng sn Verlnst gegangen sind, = (WnV + FZuG) m. 

In Worten aasgedrückt hat hienach die Fiscnhalin im Falle der Be- 
Bchädignng als Bünderwerth den am Ablieferungsorte festgestellten Schaden 
(WnA — WbA) nach Verhältnis« der hei voUstilndip^em Verluste des (inte:^ zn 
zaiilenden Entschädigung (WuV -|- FZuG) zu dem Werthe des nnbesf hädigten 
Gut€Ä am Ablieferungsorte (WuA) zu zahlen, oder in anderer Fassung; Die 
Eisenbahn hat im Falle der BeschSdignng als Ifinderwertli ebenso?iele Bruch- 
theile (Prosente) (m) der bei TOllstandigem Verluste des Gtites sa eatrlditendflii 
Entschildigrang (WnV + FZnG) xn sableii aJs BmehtlieUe (Proiente) (m) des 
gaauen Werthes des Gates in Folge der Beechadignng sn Grande gegaagen 
sind. Ist slso WnV » 600 Mk. FZnG = 300 Mk. WnA » 400 Mk. WbA 

WnA — WbA 400 — 300 

= 3bO ük. bezw. 2UU Mk. bezw. 40 Mk. — W iiÄ — ' — = m = 

_ _ 1_ L«. ^ — ?22 ^^^^ - 1 u 400 — 40 BHO _ 
~ 400 ~ 10 400 400 "~ 10 400 4oO ~ 

SO betrlgt die Eatschlldignag (WnV + FZnG). m « (600 + 300) ^ » 

80 Mk. bezw. (600 + 300) ^ = 400 Mk. bezw. (500 + 300) ^ = 720 Mk. 

Das prleirhe Resultat ergibt sich, wenn der Werth des Gutes im ttnverselirten 
Zustande am Ablieferungsorte 800 Mk. bezw. 1600 Mk. beträgt. 

Diese Lösniifr prestattet demnac h eine {rleichheitliche nnd {gerechte Rec-elnng 
der PTrsatzanspriiche, indem ßie wie bei theihvcisem Verluste des Gutes auch 
bei Beschädigung den direkten Schaden (d. h. die gehabten Aualagen) voll er- 
setzt, sie harmonirt auch mit der Wüiensmeinusg der Gesetzgeber und fügt 
sich in den Geist des Gesetzes. 

Bei der denin&chstigen Bevision des internationalen Übereinkommens vird 
andf der Art 87 einer redaktionellen lademug unterz(^;en werden mSssen, 
um jeden Skrupel hintansuhalten. Wie dann auch scbUesslidi die Besünunung 
In Worte gekleidet werden will, immer wird, so lange für Verlust .die Ent- 
schädigung nach dem Versandorte bereebnet wird, audi für Besdiftdignng die 
gleiche Berechnung statthaben müssen. 
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Die Arbelterschutzgosetzgebung und die Elsenbahnunternehmangen. 

Vftn Or. W. Zelfer. 
OlMr-Baehnugintii in Dannstadt 

Die Eip^enart der durcli den Transportbetrieb der Eisenbahnen bedingten 
Verhültnisse vvai iur den Ausschluss der „Eisenbalmuntemehmnn^en" ans den 
allgemeineii Nonnen des Gewerb«reelites dnrch § 6 der Reichsgewerbeordnung 
flUMigebend. Unter .BiaenlialunmteneluDiDngeii* Ist die geweriMmlssige Be- 
flhrderong von Personen oder Gtttem mittolst Eisenbalm so verstellen. Zun 
BegiüT gehört jedenfalls der feste Sparweg (s. Art. Elseabalmen im Hand- 
Wörterbuch der Staats w. TU S. 147 u. R. v. Landmaim, die Qewerbeordg. des 
deutsrhen Beiclis, I. fid. S. 69). Ans der Begribodiixig des § 6 ist dagegen 
kein Anhalt dafür zn entnehmen, welche Arten von Eisenbahnen vom Ans- 
schlnss getroffen werden sollen. Erkenntnisse des Reichsgerichts fR. VI 76 
u. 289, VIII 390) erklären, vom Gesichtspunkte der strafrechtlichen Be- 
stimmungen der §§ 315. 316 R.St.G.B. ans, zwar die mit Dampf betriebenen 
Strasseni»a)men und electrischen Baiinen wegen der Betriebsgefahren, nicht 
aber auch die Pferdebahnen als Eisenbahnen im Sinne der Heiclisgesetze. Ob 
diese Besdirttnkung aach bei § 6 der Gewerbeordnung zutrifft, dfirffce zweifel- 
haft sein, da es anf die Art dsa verwendeten Motors aidit anlcommen Icann. 
Für die allgemeine Anwendung des § 6 spricht der Umstand» dasa derselbe 
die einseinen Arten der Eisenbahnsn nicht unterscheidet und die Gewerbe- 
ordnung offensichtig davon ausgeht, dass alle thatnächlich monopolisirten Öffent- 
lichen Beförderungsanstalten dem besonderen Rechte unterworfen sein soHeai. 
Treffend gelangt desshalb wohl Dr Rohenkel in seinem Commentar zur G^e- 
werbeonlir ^'T Bd S 4f>) zn dem Jilrgebniss, dass durch § 0 alle dem öffent- 
lichen Verkehr dieneniien, auf Schienen laufenden Eisenbalinen ausgeschlossen 
werden sollten, somit nicht nur die Dampf- und electrischen Inilmen, sondern 
auch die Pferde- und die durch den Gewichtsuntersciüed bewegten Drahtseil- 
(Berg-)BahneB.*) 

Anhaltspnnlcte für die Benrtheilvng der Frage dürfte die sosdalpolitiaehe 
G^etcgebuig Meten. Das sog. Ansdehnnngsgesetz vom 28. Uai 1885 erweitert 
bdcanntlidL die ünfiillfllrsorge anf den gesammten Betrieb der Post, -IMegraplien- 

nnd Eisenbahnvenvaltnngen. Nach den Motiven will das Gesetz allen Per- 
sonen, welche im Eisenbahnbetriebe im weitesten Sinne, d. b. bei allen den* 

jenigen technisclien Verriclitnnp:en verunglücken, welche zn flnm Ei'<pnViahn- 
betriebsdienst als solchem frehören, den gleichen Anspruch auf KntsLl aflij^ung 
gewähren. Ausserdem aber erweitert es den Kreis der versicheiten Bau- 

') Auch die Pleossische Regierung hat ihre gegentheilige Ansicht bei den Ver- 
handlungen ttber das Kleinbahngesetx V. 28. Juli 1892 aufgeg:eben mid die Pferdebahnen den 
Eiaenbahuuntemelimangen im Sinne des g 6 der K Gew. Ord. zugereclmet. (Verb, der 
KoninÜM. dss Prsois. Abg. Hanses 188» Pracks. Aict StOdK 

19» 
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arbeiter, indem ta die UnMyeniehemng auf diejenigen Personen avedehntt 
welche bei den von Eieenbelmen im Segiebetrielw ansgeflUirten Arbelten aller 
Alt einen ünfaH erleiden. Bbenso wie der Anodrack ,Betiieb* iit anoh der 
Ansdnick «Eäsenbelinen* im weitesten Sinno verstanden worden and nmfasst 

in Anleimnng an § 1 Abs. 1 Ziff. 1 des Krankenvers.-Gesetzes alle zur 6e~ 
förderung von Personen oder Gütern mittels Elementarkraft oder auf Sclüenen 
bestimmte Trnn«p«ntniittel, also nicht nur die grossen Locomotivbahnen, welche 
die Verbindung zwisclien den entfernten Gegenden vermitteln, sondern auch 
die kleineren Rtrassen-Pferde- , elertrischen Bahnen und älinliche Unterneh- 
mungen. Die gleiche Bedeutung liat der Begriff Eisenbahnbetrieb in § 1 des 
Krankenversichernngsgesetzes. Hier gilt als Eisenbahn jede Einrichtung des 
Trsnsportgewerbes, bei welcher die Lasten anf Schienen fortbeweget werdm, 
also auch die electrischen Eisenbahnen, Pferdebafan«D n. s. w. Zum Eisenbahn- 
betrieb gehört sowohl der Dienst bei Elsenbahnsügen als anf dem Bahnkörper 
nnd den Stationen, desgleichen der Dienst der Wagenwärter, Bremser nnd 
der mit Auf- nnd Abladen beschäftigten Personen. Nicht zum Eisenbahn- 
betrieb im Sinne der sozialpolitischen Gesetze gehören die Bäreaubeataten im 
kaufmännischen Theile des Betne>"^ Die EisenbahnwerkstJltten gelten als 
Fa))riken (x^]. v. Schicker, Commciitar z. Kranken vers. -Gesetz II. Aufl. S. 22, 
von Woetltke S. 61 Anm. 10). Den gleichen Standpunkt vertreten Entschei- 
dungen der Verwaltungsgerichtshöfe, so die Entscheidg. des bayr. V. G. H. v. 
10. Juli 1880 (Eeger E. I S. 115), ebenso die Praxis des bad. Ministeriums 
des Innern (Enteeh. t. 30. Dez. 1889, Zeitschr. f. Bad. Verw. XXII S. 25).*) 
Die Frage, was nnter den Begriff sMsenbnhnnntemdunungen* falle, Ist 
durch das Arbeiterschntzgeseta t. 1. Jon! 1891 (Novelle an Titel VII der Ge- 
werbeordg.) In der neusten Zeit von der grSssten Bedentnng geworden. Oe- 
rade mit Bücksicht auf die Wohlthaten der Arbeiterschutzgesetzgebung erscheint 
es geboten, die Ausnahmebestimmung des § 6 nicht über den durch ihren 
Grund und Wortlaut bedingten Bereich auszudehnen. Die Frajre, was als zum 
„Gewerbebetrieb der Eisenbahnnnternehmnnt^en" gehörig anzusehen sei ist 
immerhin zweifelhalt, da aidi eine Praxis erst allmählig heranbilden wird. 
Nach V. Landmann (S. 70) gehört zum Betrieb der Eisenbahnen an sich neben 
der Annahme der Beförderung von Personen, Gütern und Depeschen auch die 
Anschaffung und Unterhaltung des beweglichen Betriebsmaterials mid die Bau- 
Verwaltung des Gmndeigenthnms, d. h. die baoUche Dnterfaaltnng der Bahnen^ 
lagen nnd die HersteUnng von Nenbanten. Anch ^ ürlliell des Beichsge- 
richte (Entsch. Vm S. 160, Beger IV S. 6) bemerkt, dass der Wortbtnt des 
§ 6 die Anwendung der Oewerbeordg. von dem Gewerbebetrieb der Eisenbahn- 
Unternehmungen aosschliesse, ohne zwischen Haiipt- nnd HilfiBgewerbe zu unter- 
«eheiilen, und dass beim Betriehe einer eiprncn Mascliinenwerkstfltte Seitens der 
Eisenbalmverwaltung sich kaum der Betrieb eines von dem Unternehmen ge- 
trennten Gewerbes behaupten lasse. Thatüäclüich bat sich die Frage indes» 
durch Erlasse der staatl. Eisenbs^verwaltongen geklärt, indem letztere fast 



') Tgl. Scheukel, Deutsche Gewerbeordg. S. 16, desgl. v. Landmann ä. (ii). 
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darcbffehends die Anwendharkeii des wichtigen Titels VII der Gewerbeordg. 
aaf Arbeiter, die bei EläenbalinUauteu , in Ekeiibaliai'C|>aratarwerkstätten, in 
ScbwoUemiiipr&gniraiislilteiii n. dgl. beschäftigt werden, zageben. ^) 
Hiernach dürfte Folgendes unbestritten sein: 

1. Nach den Bestimmungen der Ctoverbeordg. ist jedenfalls sn benrtheilen. 
die mir Heretellnng einer Elsenbahn ansg^ttbte Banthlltigkeit, insbesondere der 

Gewerbebetrieb von Bammtemehmeni , die in Folge Vertrags mit Eisenbalm- 
nntemehmimgen Bauten ausführen (Entsch. BJOt, v. 26. Sept 1882 VIII S. 51 

und 149, Reger TV S. 1). 

2. Alle für die Zwecke der geweH'^^nui'i^ia- hetrielienen BefürderunpsanBtalt 
errichteten Anlagen zur Be- und Verarbeitung von Uegenständen, z. B. zur Her- 
stellung und Reparatur von Locuinotiven und Wagen (EisenbahnwerkstÄtt^n) 
oder zur Bereitung von Leuchtgas, iaiien in vollem ümtaug unter die Ge- 
werbeordnnng. 

3. Aneh für die BechtsverhXltidase des nicht beamteten HÜfspersenals 
der Eisenbafanitntemehmnngen gelten die Schntcvorschriften des Titels VQ 
fiber gewerbliche Arbeiter (§ 105 if.). Es finden sonach die Bestimmungen 
Aber den Arbeitsvertrag, die Somi'> and Festtagsarbeit, die Arbeitsbücher, die 
Lohnzahlung (§ 115 ff.), die Schutzvorschriften in Arbeitsränmen (§ 120aff.)} 
die Verhältnisse der Gesellen und Gehilfen (§ 121 — 125), die Lehrlingsver- 
hältnissc 126 — 133), die Verlialtnisse der Betriebsbeamten sowie Werk- 
meister und Techniker (§ 133a — e) und die wichtigen Voi-schrifteu der 
§§ 134 ff. (Verhältnisse der Fabrikarbeiter), sowie endlicli die Grundsätze über 
die Beaufsichtigung der Betriebe (§ 139 ff.) volle Anwendung. 

1) Allgemeine Vorschriften der GO. (Novelle 1 Tit. VII), welche 
fOr das Gebiet der EiseiAabnnntemehmiingen in Betracht kommen, sind: die 
Bestlmmnngea fiber die Festsetmmg des ArbeitsverhUtBisseB (§ 105), die Arbeit 
an Sonn- ond Feiertagen.(§ 105a), die ErteOong dea ArbritssengnisBes (§ 113), 
das Verbot des s. g. Tracluystems (§§ 115 — 119), die Massnahmen zur Siche- 
rung der Arbeiter gegen Gefahren fOr Leben und Gesnndlieit (§ 120). Die 
mit § IG. 5 beginnenden umfassenden Vorschriften des Tit. VII. GO. gelten nach 
der Übersclirift (Gewerbliche Arbeiten) für das Arbeitsverhältnis in allen Ge- 
werbebetrieben, wplriie sich als geweibliclie Tlifitigkeit im materiellen Sinne 
der GO. bezeichnen. Nicht zn df»n gewerbüchen Arbeitern im Sinne des Tit. 
VII. gehören dagegen die Ai l eiler in denjenigen Gewerben , auf welche die 
Gewerbe-Ordnung keine Auwendung tindet (§ ü, h. oben). £s lallen deshalb 
alle im Betriebe toh Eäsenbahnnntemebmitngen bescldtfl%ten gewerblichen 
Arbeiter nicht unter die Yorschriften des Tit VI., wohl aber nadi der herr- 
schenden Anschannng die im Hilfsgewerbe der Eisenbahnen, x. B. Haselütteii- 
werkst&tten, Bepaiatnrwerkstfttten n. s. w. beschiftigten Kategorien. Hinsicht- 
lich der Arbeiter der Staatseisenbalinen ist dies neuerdings fast allgemein an- 
erkannt, 8. 2. B. Bek. des Kgl. Bayrischen St. Mst. des Aeussem v. 12. April 
1892, a y. Bl. S. 105, § 5 der kgL sächs. Ansf. V. 0. zur GO. v. 28. Hftra 



s. V. Landmanu L o. S. 70. 
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1892 (v. Landniann, Bd. I S. 70 Bd. II S. bM4). Dajjegen sind Privat- 
anschlassbalinen keine EiBcnbahnanternehmniiiBren, weshalb die hier im Betrieb 
bescbäfti^n Arbeiter unter Tit. VII GO. fallen (vergl. prss. bUi. Verf. vom 
82. April 1893, M. Bit d. L 1. V. S. 119). Hierfür sprechen auch die 9Mr 
logen Gnmdflfttise der Uiterie des ReichsgeBetEeB tietr. die Qeweit»egerichte 
89. Juli 1890 und die Bettimmimgea dieses Oeeetsee sellwt in den §§ 8. 
76 (e. ^^^elnii imd FSnt, KommeoUr nun BGee. t. 89. Juli 1890 S. 18. 
888) 

Nach § 105 GO. ist die Festsetzung der Verh&ltnisse zwisdien den Ge- 
werbetreibenden (ünternebmem) und den gewerblichen Arbeitern Gegenstand 
freier Ucbereinknuft. Nnr der Inhalt des Arbeitsvertrages ersflieint landes- 
gesetzlichen Besclirilnkungen entzogen. Die alicemeinen Bedingunjren der 
Gültigkeit eines abgcaclilossenen Arbeitsvertrages, namentlich die Vertrags- 
fälügkeit und Form sind dagegen den Landesgesetzen unterworfen. Im Falle 
des Kontraktbruchs tritt civilrechtlicher EntschädigungBanspruch ein (§ 124 b), 
die BeetraifiinK ist weggefallen. Ob der Eontraktbradi an EtBenbnhnarbeitMnif 
ivie 7. Landniann h. e. Bd. n 8. 690 belwnptet, mit BUekBicM; auf $ 6 GO. 
landeerediflich irater 8taife geatellt werden kann, dürfte nach den Verband- 
langen im Belchatage aweifelhaft ersdielnai. 

Nach § 166 a. b. ist die Sonntagearbeit im Bereiche des Tit. Vn GO. 
gmndsiitzlich verboten, doch sind bestimmte Ausnahmen im Interesse der Un- 
gestörtheit industrieller Betriebe vonresehen f§ 105 i. d.). § 105 b. enthält nähere 
Bestimmungen über den Umfang <les Verbots nnd beschränkt die Regelung 
der Beschäftigung gewerblicher Arbeiter an Sonn- und Feiertagen aut bestimmte 
gewerbliche Betriebe, namentlich die Fabriken, Werkstätten, Bauhüfe und 
Bauten aller Art. Wenn auch die Eisenbahnen an Kieh nach § 6 GO. aus 
dem nuiterleUen Gewerbebegriff anascheiden, eo ' sind doch die ^on einem 
Etaenbabnontemelimen betriebenen Anstalten, wie die Eteenbalm-Hmipt- nnd 
BetriebswerlEStfttten, Gasanstalten nnd Schwellen-Imprignitanstalten beim Zn^ 
treffen der Merloiiale des Groasbetriebs als Fabriken an behandeln. Wenn 
sie auch nur für den Bedarf des Eisenbahnuntemehmena arbeiten, so ist doch 
das Merkmal der Gewerbsmlissigkeit dadurch gegeben, dass diese Unternehmung 
selbst zum Zwecke der Gewinnerzielung betrieben wird. Hierbei bemerkt 
vSclieiikrl h. c. 2. Bd. 8. 196: die Frage, ob eine Oewerbsanlage als Fabrik 
zu behandeln sei, hat für einen grossen Tbeil der auf die Arbeiter in Fabriken 
bezüpliehen Bestimmnugfen der GO. deslialb geringe Bedeutung, weil den 
Fabriken lünsichtlicli der Anwendbarkeit der bezüglichen Vorschriften gerade 
die Kategorie derjenigen Anlagen, bei welchen über die Zugehörigkeit an den 
Fabriken oder kleineren Betrieben Ideht Zweifel entstehen, gleichgestellt 
worden ist. Insbesondere gelten die Vorsehriften der §$ 105 c — 106 h. ansser 
für die Fabriken aneh für slvmtUche Werlcstfttten und die Bestimmnngen Aber 
jngendliehe Arbeiter (§§ l$6--139b) nach § 154 Abs. 3 ansser fttr die 

>) s. r. Schicker, Q. 0. 3. Aufl. S. 9, v. Landmann b. c. II. Bd. S. 688. 
^ 8. V. Landmann b. c. Bd. II S. 684. 
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Fabriken auch für alle Werkstätten, in welchen durch elementare Kraft be- 
wegte Triebwerke nicht blos vorübergehend zur Anwendung kommen. Blon 
für die Fabriken (mit AtuschliiBB anderer Werkatfttten) geltaii die §S 134 
Mb 134 Ii. (Lolmverwaltang ood Arbeitsordninisen). Und zwar Bind in dem 
§ 134 Aba. 2 nnd in den §§ 134 a bis 134 Ii. besondere Bestimmungen für 
die grossbetrieblichen Fabriken, in welchfln in der Begel mehr als zwiosig 
Ari>eiter beschftftigt werden, erlassen. dSaUnsB folgt) 



Literatur. 

1. Besondere eiseiibabDreebtliche Scbrifteii. 

V. Rinaldlsl, Theodor, Bitter pp., Oberofficial der Xaiaer Ferdinand« Nordbabu, die 
Schadensersatzpf licht der Eisenbahnen nach OstsrreiohiBohem Fracht- 
rechte. Wien Manz scbe Hucbbandlong. 

Ein offenbar dnrch Jangjäbripje Praxis mit dem Keklamationswesen vertrauter 
Eisenbahnbeaniter giebt hier iu ausprecbeuder Form eiue aystematiscbe Darstellnng 
= der fBr die SdisdoiMnatspflieht der Eisenbahn- VerwslUmgen bei YerioBt, Uadsrong 
und Beschftdlgnag van Gttflm, bei UeferMst-Vebersdureitaiig nnd sonstigmi Fehlein 
der Eisenbahn bestehenden Normen, und zwar sowohl hinsichtlich der formellen, als 
anch der materiellen Voraussetzungen. Der enge Anschluss an das österreichische 
Betriebs-Kegiemeut nebst desüou Zusatzbeätiiumungeu legt deu Gedanken nahe, ob 
der Herr Verfasser nicht hesser gethan hätte, die Form eines Ck)mmentar8 zn den 
einschlagenden Bestimmungen m wählen. Fflr den praktischen Handgebraneh wire 
dies iweifellOB ein Vorzug gewesen, ganz abgesehen davon, dass die gewililte An* 
ordming fao z. ß. die Behandlung der Verwech-^elung der Güter, der Berags-AiistÄude 
unter eigenen Titeln) nicht allenthalben unanfechtbar erscheint. Da-s-s .'^ich der Herr 
Verfasser lediglich auf innerösterreichische^ Kecht beschränkt, mdchte besonders 
deahslb xn beklagen sein, weil dessen Abweichungen von den Beitimmungen fttr den 
Ossfeemich berKbrendai iatemationalen (becgL den yeiejtts-)Teifc^, kebieiwegs so 
bedeat^ rind, als dass sie nicht in Karze mit hätten Berttcksichtigoag inden kSunen. 
Einzelne mit besonderer Au.sfOhrlichkeit und Sachkenntuiss gegebene Ausfflbrungen, 
30 Über die Koute, welche der Lieferfrist-Berechnung zu Grunde zu legen ist (ö. 63ff.), 
über die rechtliche Natur der nachträglichen Verfügungen des Absenders (S. 81 ff.), 
kihmen ohne Wdtttes aUgemdnwe Geltimg beanspTOchoi, wenn sie nicht aosdrAcklidi 
mir auf InnerOsterreiofaische Bestimmnngai gesttttst wttrden. 

Ais besonderer Vorzug muss erwähnt werden, dsss der Herr Verfasser sich un- 
geachtet seines Benifea als Eisenbahnbeamter keineswegs einseitig auf den Stand- 
punkt der'Eisenbahn-Venvaltungen stellt. So legt er z, B. S. 92 ff. mit Schärfe dar, 
dass eine bestehende Uebnng der Eisenbahnen ungerechtfertigt, und S. 95 ff., daas die 
hn LitefesBB der BÜMnbshn«! getraffeae ZsiBtdiestliQmnug (Nr. Vn, 1 zu § 64) nn- 
snIisBig and dsher nngUtig ist Von der wüteren, der Bisenbahn ai4;an8tigen Be* 
hanptmig, dasi sie ihr Recht aus der fabita Deklaration der vom Transport aus- 
geschlossen «^n "der nur bedingt zugelassenen GRgenstän<le (§ 89 des Betr. Regl.) bei 
eigener Kenntniss des wahren Sachverhaltes nicht geltend machen dürfe, kann nicht 
einmal zugegeben werden, oh sie nnbedingt zutrifft. Aus einer gewissen Ungleich- 
misslgkeit der Behsadlung — der ^ luzo Abiefanitt n fther die FSSBtvlsgitiaiation 



Dlgltized by Google 



280 



Literatur. 



vmhaA I. & «im loMiipft halbe Seite mU dem Brnn Veif tewr kein Vonrarf 

gemacht werden, da er die in der Praxis umstrittenen Fragen eingehender bespricht, 
während er die äu sich obeu.su wichtigen iitid theoretisch intcmssnnten, zn pnkÜlcIlMl 
Zweifeln »her keinen Anlass bietenden PonJtte mit wenig Wort^^u abthut. 

V((U Seydewitz. Dresden. 

Haarmann, A. Die Kleinbahnen, ihre geschichtliche Entwicklang, technische A.aa- 
gwlaltiing und wirflisdialllieha Bedentimg. BeHiit ISOß. SiioniiMth und T^moM 
Z tu 888 S. 

80 viele Sdurjften iiher daa XMntiehnwesen in den letzten mnH Jahrzehnten, 
besonders aber seit Erlass des prenwischcn Kleinbahngesetzcs vom 28. Juli 1892, 
auch erschienen sind, onthfilt doih das vorliegende Werk »ino gehr nützliche und 
wertvuUe Bereicheruug uud Ergänzung dieser Literatur. Vcrta^L von einem ebenso 
henromgenden Pnktiker «nf dieaeni OeliieCe, wie anarkansten Tedinlkar und Vei^ 
waltongalManitw linnt da« Welk adM« an und für lieh daa Jatenaae weiter Kniae 
in Anspruch. Es enthält in 4 Abschnitten Alles, was der Titel verspricht, in hand- 
ürhfr Form und eehr ttberaichtlicher, dem praktischen Bedürfnisse dienlicher Dar- 
stellung, deren Wert namentlich auch durch daa reichiialtige graphische Beiwerk 
erhöht wird. Der L Abschnitt uuifasst die geschichtliche Entwickeluug des 
Kl^hahnweiena von aeiMB enten SpiureB im Altertum an bis auf die JetatMlt in 
den eoropäischen nnd aaeaennropKiachen Staaten and in Dentacblaad inabeeoodere-, im 
II. Abschnitte wird der Bau der Kleinbahnen mit allen seinen Eigentümlichkeiten 
in UiuRicht auf Spurweite, Trassirung, Bahnplanum nnd Oberbau, nnd im 
m. Abschuitte der Betrieb mit den Konstruktionsgrundsätzen für Motoren und 
Wagen der Kleinbahnen in anachanliokiter Weise behandelt; der IV. AbschniU 
enthätl eine aehr kUure und ansiehende Entwidtliug der Stellung und Bedeutung 
der Kleinhahneu iu der Volkswirtschaft (Kulturauf gaben der Kleinbahnen, 
ihr Verhilltniss zur Staatsgewalt pji.), wichtige Fingerzeige für Vorarbeiten uud Bau* 
ausfühnmg, wertvolle Angaben und Ausführungen über Tarifbildung und Beutabilität. 

Während das Werk in seinem II. und III. Abächnitte sich wesentlich an den 
Tedmiker wendet, gewinnt ea tooh den I. nnd IV. Abaehnitt allgemainat« Bedeatnng 
nieht bloaa Ar Jeden Eiaenhahnfa^bmann , aondem andi fUr alle weiteren Ereue der 
Volkswirtschaft und Staatsverwaltung überhaupt. Interessante Darh ^un^en und 
reiches Material in letzterer Hinsicht bietet besonders der IV. Abschnitt. Manche big 
jetzt noch bestehende irrige Anschauung über Kleinbahuen wird dadurch berichtigt 
uud mauches Vorurteil gegen dieses Verkehrsinstitut beseitigt werden. Letzteres gilt 
beaoodeia aneh Yon der Anweadmig dav aehmalen Spur flr Kleinbahnaa, woAr 
der Terfaaser mit Energie nnd ftberaengenden Maden eintritt 

Das Einzige, was wir an dem Buche auszusetzen hlitten, wäre, daas auch hier 
eine befriedigende Begrilfsfe8t'<t«^!1iini: für die Kleinbahnen nicht erreicht worden 
ist. Verfasser weist auf 8. 1 den Hauptbahnen die Bewiilti£,nin'j: drs Fernver- 
kehrs, den Kleinbahnen die Bewältigtmg des Nahverkehrs zu.; dabei lasst er 
«war die Nebenbahnen ala Mittelglied «wiwhen beiden gelten, ermneiiit aber die 
Hfl^idikeit einer aicheien Bestimmung dieser Kategsiie und adiilnkt diese^ wie sich 
aus der ganzen weiteren Darstellung ergiebt, so sehr ein, dass für sie nur wenig 
übrig bleibt. Denn es werden in dem Bn' he viele Bahlen Klrinhalmen hingestellt, 
die nach ihrer Bedeutung für den Ge!»ainmtverkehr al.n solctit jedealalls nicht an- 
gesehen werden können. 2«idueutlich dagegen müssen wir aus wenden, dass ohne 
Weiteras säanntüehe 8ehmalqioibahn«i als Kleinbahnen behandelt werden. — Wir 
hemmen hiermit auf eine aweite, in dies» Oebiot einadilagende Sdmft 
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IMMlwr, Dr. FhMs. Der Begriff Loe4lbfthn, itutiwirtMhelttlflh «ntwidcelt 
Wien 1895. Vertag des Verf. 96 Seiten. Die für die Eiienbelin]MliÜk liOoIist 

wichtige Frage nach der Klassifikation der EiBenbahnou ist in der Literatur bereits 
wiederholt und eingehend erörtert worden, so namentlich von Sax in seinem be- 
deutsamen Werke Uber die Verkehrsmittel, Bd. II. S. 19öff., und zuletzt von 
Ulrich in einer besonderen Abhandlung im prenss. Eiaeubahnarchiv Jahrg. 1884 
& 20t. BelMii hieiM bat rieb eigeben, daie nicht die tedmiwshe BesohaMieit des 
Verkehrsweges, sondern nnr dessen wirtschaftliche Bedeutung massgebend für die 
Klassifikation sein kann (s. bes. Ulrich a. a. 0. S. 97). Diesen Oedanken stellt auch 
Dr, Hilschor an dift Hpitzc seiner Untersuchnng. „Eine Eisenbahn, ob sie nun in 
gigantischem oder zwerghaftem Uassstabe angelegt ist, kann in ihrer Funktion als 
YaifcelifiiBittel nur vom Standpunkte der Volke- nnd Steatswirtsdwf t begriffen werdm' 
(S. 7). Hienincli kami lediglioh dee etantewirttelinftlicke Bedftrfnie dafür 
uaasgebend sein, ,ob eine Bahn Überhaupt nötig iet und in welchem Hassstabe sie 
angelegt Tind betrieben werden so)!'* (S 8\ Eiiif:> auareichend scharfe und klare Kin- 
teiluDg der Eisenbahnen ist aber, wie aut i) treffend dargelegt wird, nicht nach dem 
Grade des Bedürfnisse», sondern nur nach den Kreisen möglich, welche das Bedürfnis, 
m deewn Befriedigung die Bisenltelni dienen eoll, f flklen, d. i. nach den vencUedenen 
Subjekten dee BedttrAunee. Dieie Sol^Jekte eind fHr BOieher 1) der Staat als nn- 
fasseudster kollektivistischer Verband, 2) die einzelnen Länder, Provinzen oder 
Kreise eirirs Staate'^, 3) die untersten kollektivistischen Verbftnrlr im St:i;ue, ins- 
besondere Ltemeiii il en. Uierauä ergiebt stich die Dreiteilung der Eiseubahneu in 
Hauptbahnen, Nebenbabneu und Localbahnen. Die ersteren beiden uuter- 
acheiden aiek nidit enantieU, lendem nnr gradndl tau einaadei'. Heber beiden steht 
der Staat in seiner Geiauitbeit ale alleiniger (hm» wtre gesagt: eigener oder 
obeiiter) Interessent. Nur gebt sein Interesse bei den Nebenbahnen nicht direkt anf 
die Bahn selbst, sondern darauf, „dass die Systematik des Hanptbahnnetzes, sowie die 
wirtschaftliche, politische und militärische Harmonie in der Entwicklung aller seiner 
Gebiete nicht gestört werde." (Das Interesse des Staates an den Nebeubahueu ist 
aber, wie hier dem Yetlhsser entgegengebeltw werden nraesi nldit bloss ein negatlTes» 
sondern entsfureohend der kui daniach — 8. 18 — riebtig gekenniddHirten Funktion 
der Nebenbahnen, «das Verkehngebiet der Hauptbahnen in der Seitenrichtung zu 
erweitern und soweit nu<»zndphnen , dass alle für das wirtschaftliche oder polifi'^'^ho 
Leben eines VerkeLirMgebieUis noch in Betracht kommenden Landestheile in dasselbe 
einbezogen sind/ auch ein positives). Dagegen ist der Unterschied zwischen den 
lioealbabnen einttidts und dn Haiqit' und Ndtenbahnen endrerseitt, keb Uoe gra- 
dueller, sendem ein essentieller. B^ den Localbahnen sind die alleinigen 
und selbständigen Interessenten die untersten koUektivistischen Verbände (S. 14). 
„Sie dienen nicht den Allgemeiniuteressen eines Landes odor ^taatcH, sondern dem 
ausecheidbaren Interesse eines räumlich beschränkten koUektivistischen Verbandes, sie 
dienen nur wirtschaftlichen Zwecken, und stehen weder untereinander noch mit 
den Nets der fianpt> und Nebenbahnen Im systematischen Zosammenbange" 03. 16). 
Ans dieser Begriffsbestimmung werden auf S. 16 ff. widltlge Folgerungen gesogen, 
namentlich hinsichtlich des Masses der Einflussnahmc des Staates anf Bau, Betrieb, 
Tarifwesen, hinsichtlich der Fördemng des Lokalbahuwesens durch den Staat und der 
Form der zu leistenden lintersttttarnngen, hinsichtlich des Verhaltens der Haupt- und 
Nebenbobnen m den in ibrem VeikduÄereieb liegenden Lokalbahnen, und endlich 
binsiebtlieb disr Krage, ob die tecbaisehe Eiabdt in Anlsge^ Dlmensionirnng nnd Be« 
trieb «in BrfoidflniiB fttr die gflnstige Entwieketoqg des Lokalbabnwesens sei, welche 
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von 7«fl mit Beeht ▼«oieiDt wM. .Individaaliiiniiig ist dts «os dani Wem der 
8Mhe hervorgehende Prinsip der Lokalbahnen' (S. 25). 

Wenn anch durch dfe vom Vtrf ü^if'L'-est eilte BegrifTsbcstinminng tler Lokalbahn 
noch keineswegs für alle Falle ein siclieier Entscheid der Frage, oh eine anzulep^ende 
Bahn eine Lokalbahn ^ei oder nicht, ermöglicht wird, so werden doch u. E. durch 
die AwfBlinngeii des Teif. fDr dieie im «buMteeii Füle so widitig» Entidieidiiiig 
die richtigen Aiisgiitgq^iukte and im Wesentliehei mtattsakm BegiifFoneilaiuile gb- 
geben. Zum Mindesten aber wird durch die vorliegende Schrift die Frage nach der 
Klassifikation der Eisenbahnen nm einen bedeutenden Schritt >vv>itrr ihrer wis^^en« 
schaftlichen und praktischen Liisang zugeführt. Dr. St In r, Dresden. 

Supper. Dr. jur. Die Entwicklunj? des Eisenbahnwesens iiu Königreich Wtlrttcniberg. 
Denkschrift zum fiinfzigäteu Juhreatag der Eröffnung der ernten Eisenbahnstrecke in 
WOrttembeig. Stuttgart 1885, W. KoUhunmer. 

Am Sd. Oktober 168S wenn ei fttnfk^ Jahre, dass ia. Wfirttembosr ^ «nto 
Eisenhahnstrecke (Camstett-rntertürkheim) filr den Verkehr eröffnet wurde. ÄnlSsslioh 
der .Tnbelfei'T flif>«eq ftir Württoniherö: so hochhf'i^'^iits;iTn''Ti Rreignisses ist Herrn 
Dr. Suppe r seitens den Ii. Ministeriums der auswärtigen Aiiycle^enheiten , Abtheilnng 
fUr die Verkehrsanstalten , der Auftrag zur Abfassung einer Denkschrift Uber die 
Sntwiekelaiig des Württembeigieeheii Eisttibabnwesiais ertheüt worden, deaien sich 
derselbe in der Torlieffenden Schrift in hOebst anerkennenswerther Weise entledigt 
hat. Die Überaus klare, Ubersichtliche und die Entwicklung des Wflrttember^acheil 
Eisenbahnwesens in allen seinen Theilon nmlas.sende Darstellune: bchan<lelt rrxrli einer 
kurzen geschichtlichen Einleitung in 6 Abschnitten die Organisation der Kiseubahn- 
Verwaltung, den Eisenbahnbau, den Eisenbahnbetrieb, den Eisenbahnverkehr, das 
ElMabahnpenona] imd die Privatbahaen; in 4 Anlagen irt sodann eine Übersieht 
Aber die einschlägige Literatur . tibef die Eisenbahngesetne und wichtigeren Ver- 
waltungsvorschrifteii. über die Eriiffnnng'szpit der einzelnen ■vvttrttembergischen Eisen- 
bahn tri -ken sowie über die Betriebsergebnisse beigefügt, und erhöhen den W^rth 
der vortrefflichen Schrift, deren Lektilre nicht nur den engeren Frachtkreisen, sondern 
allen Stunden des Yeritebrswesens Oberhaupt anfii wärmste empfohlen werden kann. 

Dr. H. Behkdl, Htbieben. 

V, Bischmann, Freiherr Dr. Max, k. k. Hofrath. Terordnung des Handelsrainisterimns 
vom 20. Ndveuiber 1895, betr. die Gewähmnj:: vn Tarifuachlissen im Eisenbahn» 
güterverkehr. Wien 1895. K. k. Hof- und Staatndruckerei. 

Der um die Entwicklung des Oesterreichischeu Eisenbahnrecht^ hochverdiente 
Herr Verfasser hat die wi(ditige VerMdnmig des Oestaneidi. Handebminisfeeriiims von 
SOl November 1S05, auf welche boreits Bd. Xn S. 19S dieser Zeitschrift anflnerksam 
gemacht worden ist , in einer Separat- Ansgabe veriHÜBlltlicht. Dieselbe hat dadurch 
besondem Werth . dafs 5!:n2:lc5('h der Finfühnm^^serlass des Handelsmini.sstcrs nnd 
sämnitliche älteren Vorschriften über die Publikation von Tarifcnnüfsigungon auf- 
genommen sind, insoweit sie nicht durch die Verordnung vom 20. November 18ij5 
ani^Seboben sind. Es findet sidi somit das ganse besQe^che tfaterial, von facii- 
minniseher nnd kompetenter Seite gnsamwengeatelU, hier vor, so dass die Ansgabe 
als ein sicherar und xnveittssl^ FQhrar avf diesem schwierigen Gebiete zu be- 
trachten i?t. Dr. Eger. Berlin. 

W. Hoff, Eiseubahndirektor im Ministeriuui der i öffentlichen Arbeiten: Die Arbeiter- 
pensionskassen, die Krankenkassen und die üniallversicberung hei den preussischen 
StaatsenenbahaeB In den Jahren 1S88 nnd 1804. (Senderabdmck ans dem Amhiv 
für Sisenbahnwasen. Beriin 1896. JnUaa 8|piiiiger.) 
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Der Herr Verfuwr pfle^rt aUjälirlidi im AlchiT fflr Eisenbahnwesen Aber die 
WlffcsunlEeit, die Erfolge nod die JEntwiddiuig der bei den prensiiflehen Staatieisen- 
balmen beetehenden Einrichtungen zar Sicherung der Hilfrbediensteten nnd Arbeiter 

gegen die ilmeu durch Krankheit, durcli Betriebsniitiill" und dnrch Erwerbsunfiihigkeit 
drohenden Gefahren eingehende Mittheihingeu zu verööentHclien. Für das Jahr 1893 
war jedoch eine solche Darstellung unterblieben. Darum umfassen die jetat vor- 
liegenden Uittheilnngwi die Szgelmisee miwoU des Jahres 1898, nie das Jalires 1804. 
Die bOehst gesohiokte nnd treffUolie Anordnung des rerarbeiteten, ansserordentUch 
leielMD, statistischen und Zahlon-Materials, welchem amtliche üntcrlagen zu Onmde 
liegen, schafft ein lichtvolles Bild von den WirktmL-t^n der Wühlfahrtseinrichtungen 
der Prenssischen Staats-Eisenhahnen und linnnt auch der neuen sozialpolitischen Gesetz- 
gebung des Beicbs, auf welcher jene Einrichtungen im Wesentlichen beruhen. Von 
Einselheiten ist «nlAülead die nu^t nabetilditliebe Steigerung der VenrnltiiDgiiiosteii 
für die Krsnkenkassea im Jahre 1889 (8. 1119: 0,84 beiw. 0,88*/« gegen 0,14 beiw. 
0,18 ^e im Jahre 1892 nnd 0,10 bezw. 0,11 im Jahre 1894 diiKhschnittlicb per 
Mitglied der Betriebs- bczw, der Werkstättenkrankenkassen) und femer die Wieder- 
aufwärtsbewegung des Prozentsatzes der Unglücksfälle mit tüdtlichem Ansganp^e 
(S. 1131: 20,9^;« tür 1894 gegen 19,6 »io für 1893). Als fiesulUt lassen Jedoch die 
beiden Beriohb^ahre klar eifcemien, dass die bestehenden WoUfahrts-Einriebtniigen 
bei sfesttf , planmlssiger Fortentwiddnng dem Arbeiterpevstmale von Jahr m Jahr 
eine grossere und volUtommneEe Sicheistelhing gegen wixthschaftUche Gefabren ge- 
wahren werden. Dr. Ricsenfeld, Breslau. 

Gitters, C. van nnd J. van Roosendaal. Verzamelin^ van Wetten, Besluiten euz. be- 
treffende de Spot>rwegeu iu Nederiaud 1894. s^Gravenhuge 1895. 

Margiilw, H. Der taiif^olitisebe Nachlass des proTisorischen llinisteiimns. Wien 1896. 
Telkswirthachaftlieher Verlag A. Dom. 

Sehuster, Dr. R. nnd Weber, Dr. A. Die Beehtsnrknnden der Osteireidi. Eisenbahnen. 
Heft 20, Wien 1896. A. Eartleben. 

II. Mit dem Eisenbahnreclit im Zusammenhang atahonde 

Schriften. 

Burcbard, Dr. I. L., Rechtsanwalt in Hamburg, jetat Frivatdosent in Berlin. Das Recht 
der Spedition. Stuttgart. Enke 1894. 

Vorliegende Abhandlung ist seit Jahrzehnten die erste wissenschaftliche Uono- 
graphie Aber das SpediÜonaneht. Anf der Basis des gemeinen Beehts nnd unter 
jedesmaligeir Znrfldcf (Oining anf die LehrsKtse der Pandekten hnnt der Verfasser den 

Inhalt dieses modernen H« chtsinstitntes auf. Fragen, die auaeb^end abseits vom 
Wege liegen, die aber bei der Einordnung des Spoditionsreehts unter das allgemeine 
BechtS8}'stcni sich von selbst auf werfen, werden mit hoher Wissenschaftlichkeit in 
den Kreis der Erörterimg biueingezogen, z. B. der Abschlui^ä des Speditiousvertrages 
durch Stillsofaveigen (§ 328 E 0. B.), die Schidenstiagung bei TetstUmmelten Tele- 
grammen, das ansnwendende Srtüdie Beeht im KoUisionsfalle. Nach einer Emleitong 
ttber die Vorgeschichte der handelsrechtliclien Bestimmungen wird in dnem allge- 
meinen Theil der Begriff des Sp*^dif!<insvortra2:e3 analysirt nnd zwar gegen Gareis 
als Mandat , und mit der hcrrscbendcn Meinung als ein von der Konimission vcr- 
sclüedeneä Geschäft, sowie der Abschiuss des Geschäfts nebst der Haftung des 
gpediteois^ die illndings toM» lieiiilidi nulde AoftMmng sn Onnaten des 8|mlitean 
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erfährt. Ein bemidenr Theil steUfc die Bpesiellea Pflicbten nnd Rechte des Spe- 
(H(f urs <kr. Dr. E. Hancke, Brealan. 

Pieper, Uüb. übcr-Kc^'.-Hath. Das IleicliHbcainteiigeseU Tom 31. Xän 1878 und seine 

£rgänzimgeu. Berliu iiSöQ. J. (iutteuu^. 

Das schon im Itorddeatscheu Bunde hervorgetretene Bedfirfniss nach einem be- 
aondetn BeinitenMdit der Bundeebeamten hat uwä vielfachen Verhandlungen in dem 
BeieliibeainttBgeMtM Tom 91. Xtrt 1878 «ndUdi Mine BdiMügimg giftnden. Der 

vorliegende Kommentar in der T)ekannten Form der GnttentagieheB Stmtlilnng ist 

eine Fortfühninp: der vergriffenen p^Virlmainic^^on Arbtnt «les Herrn Rcichsgorichtsraths 
Tumau. An Tiicbtigkeit und öediegeubeit der Jiearbeitun^' pti-ht dns »lern beutigeu 
Stande der Wissenschaft nnd Bechtssprechung in jeder Uiusiuhi eutb^recheode Werk- 
dwi keiiiB Hnndliiebe te BMmtanwibts muh nnd «rfittt dninll den doppelten 
Zweck ein« eg n temntiidMn Dantollmg nnd dnes Konunenten. 18 Anlagen enthnltea 
dln in gieiober Weiie erttaterten Eiglttning«g«MtM vnd Verordnungen. 

W. Coermann, BolelMn. 
Friedriche, B., Obervcrwaltungsgoricbtsrath. Das Gesetz, betreffend die Anlcgnng nnä 
Veränderung mn .Straäsen nnd Plätzen in Städten und ländlichen Ortschaften, vom 
2. Juli 1875. Dritte i\uflage. Berlin 1895. J. GuttentAg. 

Trotz seiner Kürze von nur 20 I'aragraphen birgt das sog. Fluch tliniengcsetz 
infolgiB aebwr doroh die vidfacüien Änderungen im preuaneehen Landtage Tenohnldelen 
mangdhaften Vuaxng (namentlieh des $ 19) eine TeAUfeniaminig gtvase Fflile vom 

Zweifeln, welche seine Anwendung ungewöhnlich erschweren. Daher werden, bei der 
Wii htigkeii des von diesem Gesetze liehan ^ Ur n Gegenstandes sowohl für dieGemeinde- 
und Polizei-Bebördeu, wie für I'riv:if]'* r< aen, alle BethdHgten dem — inzwischen 
leider verstorbenen — Verfasser Dauk wissen, dass er, als erster und bisher immer 
necb einziger Konunentator, neli bemflht bat, das YetsUndnls der nnUann Oesetnea- 
bestininrangen dnidi sein nwar kleines, abw sdir krauebbans J^dboeb m IVrdetn. 
Die sachlichen Erlftntemngen betreffen ebensowohl die Verwaltungs-, wie die privai- 
rechtlichen Streit-Frag<»n nnd dtlrfeu auf Vollständigkeit Ansprucli erhelien Zu ihrem 
Aufbau wird nicht nur die Rechtsprecbnng des preusaischen Ober-\ erwaltungs-, des 
KeiuLijgericlitä und auuh anderer Civilgerichte sorgliiltig zusammeugo tragen, auch die 
reieben praktischen Ezfahnngen des Verfassen werden mitgetbeilt und vielfaeb sebr 
scbaxfsinnige Cbeowtiaebe ErOrtanuigen aageflcblMsen. Yen dem Werte des gediegenen 
Kommentars zeugt wohl am besten sein TOn Anflage an Autlage steigender Einflnas 
auf die Bechtqnecbnng sowohl des Obervttwaltongs- wie des Reiehs-Gcrirht^ 

Dr. Riesenfeld, Breslau. 

Keyssner u. Simon, Reichsgesctz betrelleud die Komniauditgosellscbaften auf -\ktieu 
uud die Aktiengesellschafteu vom 18. Juli 1884. Vierte verbesserte Auflage. Berlin 
1895. J. Gnttenta^r. 

Die Eimiebtong der Qiittentag*aohen »•««»'"»g dentscber Beiohs* nnd ptansd- 
scker Laadeqgesetae ist allgemein bekannt Die Bflcbor wollw nickt wiisenscbaftUdM 

Kommentare, sondern handlidie so^nmc Textausgaben mit gut ausgewühlten An- 
mtfknngen sein. Besonders zeichnet sich hierin das Aktiongesetz an«;, welches nach 
11 Jahren bereits in 4. .\ullage erscheint. Die Amnerkungeu sind in gleicher Weise 
zu düu vüu der Aktien- wie von der Komnumditgesellschaft handelnden Bestimmungen 
binzugefttgt. Bei jedem g sind die ParaUelstellen, Kotive nnd sonstigen Vofiibeiten 
citiit nnd die grundlegenden S&tse ans letstttem sowie ans den hochstricbtsEUdisn 
Entscbddangen «nsmgsweise mitgetbeilt Die neue Auflage verfolgt die foxtsobiitte 
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dar Jadikatar, insbesondere auch für die eioscblägigea Stempelfragen. Sie wird sich 
meh weiterlun ihrer Beliebtheit zu Stadier» and Nachschlagezwecken erfreuen. 

Dr. K Haiiek^ BneUra. 
FlMhir, Dr. P. D., Wirkl. Geh. Rath, ünterstaatssckr. im Heichspostamt. Die deatsche 

Post- untl Telegraphen-Qeaotzgebuug. Nebst dem Weltpostvertrag und dera Inter- 
nationalen Telegraphenvertrag. Xextaasgabe mit Anmerk. Vierte Auflage. Berlin 
1895. J. Guttentag. 

Die Tortrdlliebe Arbeit VvAtaf9 hagp mnunebr in viertsr Aiill«gB vor. Der 
Werth des Weitea liegt einerseits In der ▼eUitlndigeii WiedeigniM aller anf des 

Fo t und Telegraphen- Wesen bezüglichen fiehdugeaetsei andererseits in der gediegenen, 
auf Wissenschaft und Praxis gleichermassen gestfltzten Auslegung dieser Gesetze. 
Dieselbe urafasst in kurzer und präciser Form klar und übersichtlicb alle in Betracht 
kommenden Hei litsfrageu. Nach einem geschichtlichen Üherblick tkber die deutsche 
Foib- nnd TelcgraphengeseUgebung weiden mnidist die gnmdlegenden Bestimmungen 
der Reiehi?erfeisimg Ahsohnitt THI, nnd sodann das Pestgeiets 88/ia 1871, das 
Eisenbahnpostgesetz y. 20/13. 1875 neb^t Vollmtgsbeatinunnngen, das Peettaxgeeeti 
28/10. 1871 T!iit den Novellen v. 17/5. 1873 und 3/11. 1874, das I'crtofreiheit-Gesetz 
V. 6/6. 18Ü9, die Postordnung v. 11 '6. 1892. der Weltpnstvertrag v. 4, 7. 1891. das Tele- 
graphengesetz v. 6;4. 1892, die Telegraphen -Urduuag v. lö/ti. 1891 und der inter- 
nationale Telegrapbenvertiag 10. 88/7. 1876 eingebend eriäniert. Anch der nbge- 
küizte Tarif fttr Telegramme ist beigefügt. FOr das Wjswbahmeeht haben die Er- 
örterungen der Nonnen des Eiaenhahnpostgesetzes nnd seiner Yollzugsbeetimmnngen 
besondere Bedeutung, ist aber auch der übrige Theil des Werkes bei den engen Be- 
ziehungen der Eisenbahnen zum Pest- und Telegrapbenwesen von hohem Interesse. 
Das Werk ist das beste und zuverlässigste HfUfsmittel fdr das Verständniss der iu 
Bede stdiendm QesetM, Dr. Eger, Berlin. 

V.€aaitiln, Dr.Frhr., Prof. in Qrai, Lehrbuch des Oestenreidusehen Handelsredita. 
I. Band. Beriin 1895. Carl Hejmann's Veriag. 

Dass das vorstehende Werk ftlr die österreichische Litteratur, welche bisher einer 
den modcnieu Anfordeningeu entsprechenden systematischen Darstellunir des öster- 
reichischen Handelsrechts entbehrte, geradezu ein dringendes Bedürfnis befriedigt, ist 
ohne Weiteres klar. Aber auch fUr die deutsche handelsrechtliche Litteratur bildet 
dasselbe eine hOcfast beueritenswerte Srscbdnnng. Nicht nnr ans der OsterreichlMhen, 
ebenso auch aus der geianunten dcutscbca Wissenschaft und Rechtsprechung sind die 
Ergebnisse der Forschung nnd der Furtcntwickelung des Handelsrechts bi.n in die 
jüngste Zeit iu fa?t lückenloser Vollständigkeit mit erstaunlicher Sorgfalt zusammen- 
getragen nnd in der den berühmten Verfasser auszcicbueudeu klaren, fasslichen und 
sidwnn Weise verwertet. Dabd hat Verfasser durchgängig volle SelbstHndigkeit in 
seinen Ansichten nnd deren Begrttndnngen bewahrt Bin besonderer Vorzug des 
Bnchs liegt in der ungewöhnlich anaehanlichen Darstellungsweise; anch verdient das 
Bestreben des Verfassers volle Anerkennung, bei jedem erorterf-n Rechtsinstitute die 
Verbindung mit dem bilrgerliclien Kechte herzustellen oder aulrochtzuerhalten. Das 
ganze Werk tritt somit den vorzüglichen LehrbUchem des gleichen Verfassers über 
Weebsfll- nnd (Dstenwichisehes) Civüpconesareeht wttrd^ mr 8wte» Der vorliegende 
erste Band behandelt nach einer kurzen Einleitong in einem eisten, allgemeinen Theile 
den Handel, seine Objekte, die Handelsgeschäfte, den Kanfinann und das Handelsg^ 
werbe, sowie die OffcntliL-hcn Handelsinstitute , und zwar nach dem herkömmlichen 
Sutern, in seinem z\^*eit€n Theile aber die Handels-Qesell8cbaft.sverhä!tni-"^e hi einer 
von der bisher AbUch gewesenen insofern abweichenden Methode, aU aüe i:ormeu 
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173. Entseli. des Oesterr. Yorwaltongsgerlelitsliofcs. 
Vom 10. März 1894. 

[0«««err. Elwiil». Yeroidnniigibl. Tm. Kr. iw. & lattO 

I. Bei tfer BeMMMif der Erwerbsteuer v»b einer Eleeebaha-BawMfirnelilMiiHi !• 
eine» einzetnen Bezirlie Itl anf die VereehrellNini der ildehen Stener In anderen 
Bezirken mir dnnn Rfekelelrt n nehmen, wenn die Partei Im Znge dee Adminletrntiv- 
verfUirene dieeee Mement nniefOhrt hat 2. Wird fegen eine EnMeldnng der Flnanz- 
verwaltnna ein Reenre eingetarneM, ekne verber dne Anenehen nm Bekanntgnlie der 
Brinde geeteHC zn haben, ee kann die Partei feien diene Entaebeldnnf nlebt mehr 
den Einwnad mnnfelbafler Befrfndnnf erimben. 3. Der atf einzelne Untemehmnnf en 
anfewendete Btenerealz entzieht eleb der Cef eitlen dee Verwattanfe-Bericblebefee. 

Die Firma Brftdor Redlich & Berger brachte gegen die Ent- 
scheidung der kiallli^chen Finanz -Directiuii vom 4. September 1893, 
Z. 13.495, womit die Bemessung der Erwerbsteuer für den Bau der im 
Bezirke Laibach-Umgebimg liegenden Strecke der Eisenbahn L^iibach- 
(Trosslnp-(7ottschpe (irt'olgte, die Beschwerde beim Verwaltungs-Gerichts- 
hofe ein, wek-liL' sicli h'diglicli gegen die Hölie der llir den Bau der 
ünterkrainer Balinen vorgescliriebenen Erwerbsteuer richtete. 

Die Besch werde wurde im Wesentliclien daraul gestützt, dass bei 
der Bt'isUiiiuuiug des vSteuersatzes aul die Erwerbsteuer, welche die 
Firma flir ihre Unternehmung in Wien, sowie für die Ausführung des 
Baues der genannten Bahnen im Gebiete der Stadt Laibach und im 
Gebiete der Stadt Gottschee zu entrichten hat, keine Rücksicht ge- 
nommen wurde, dass die angefochtene Entscheidung auf keiner umständ- 
lichen Begründung beruhe, und dass der in Anwendung gebrachte 
Steuersatz mit Rücksicht auf die concreten Umstände der Ertragsfähig- 
keit der besteuerten Unternehmung nicht entspreche. 

Der Verwaltungs-Gerichtshof wies die Beschwerde als nnbegrüiidet 
ab, von folgenden Erwiigungen geleitet: 

Der erste Beschwerdepunkt Ist scbon darum ungerechtfertigt, weil 
nach den Ansfühiiingen der Beschwerde selbst das von der Firma 
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Briider Redlich & Berger in den Bezirken Stadt Laibach, Utngs l uu^? 
Laibach und Gottschee betriebeue Bauuntcrnelmningsjjrewerbf zulol^e 
des BMn.-Miri. -Erlasses vom 24. November 1892, Z. 42.1.'^;"), in jedem 
der drei ei' willinten Bezirke absfesondert angemeldet wurde und dem- 
gemilss auch ebenda in reehlskruftiger Weise selbststiindig besteuert 
worden ist. - Aus diesem Grunde hat dann t>tteubar die be.schwenb- 
tühienile Firma bei »1er vorliegenden Erwerbsteuerbehandlnug sowohl 
in der ersten, als aufli in der zweiten Instanz jede Bezugnahme auf die 
ihr in Wien und in den vorgenauulen anderen Krainer Bezirken be- 
messene Erw erbsteuer unterlassen und sich damit des Rechtes begeben, 
dieses Argument mit Rechtswirkung zur weiteren Geltung zu bringen. 

Bezüglich der Höhe der Erwerbsteuer hat übrigens die beschwerde- 
führende Firma im Recurswege einen Erfolg erzielt, indem diese Steuer, 
welche von der ersten Instanz nach der 6. Classe der I. Hauptbe- 
schäftigungsabtheilung mit 735 II. bemessen worden war, von der Finanz- 
Direction auf die Jahresquote von 525 fl. herabgesetzt worden ist. — 
Wenn trotzdem die beschwerdeführende Firma in dem zweiten Be- 
schwerdepankte die Begründung, welche der bezüglichen Entscheidung 
beigegeben ist, nicht für ausreichend erachtet, so ist dagegen za er- 
innern, dass ihr Ja freistand, gegen die von der ersten Instanz verfQgte 
Steaerbemessnng von dem im § 2 des Gesetzes vom 19. Mftns 1876, 
R.-G.-B]. Nr. 28, vorgesehenen Rechte Gebrauch zn maehen. Da sie 
jedoch, oline nm die Bekanntgabe näherer nnd nmstftndlicher Gr&nde 
einzuschreiten, ohne Weiteres ihren Recnre eingebracht hat, so kanii sie 
nunmehr die erflosscne Entscheidung blos aus dem formalen Grunde der 
UnVollständigkeit der Begrflndnng nicht mehr hestreiten. 

Was endlich den dritten Beschwerdepunkt anbelangt, so ist zu be- 
merken, dass die Entscheidung, nach welcher Classe jede einzelne 
Üntemehmuug zu besteuern ist, unter Voraussetzujig der Einhaltung des 
gesetzlichen Verfahrens und der vom Gesetze gezogenen Grenzen, nach 
§ 8 des Erwerbsteuer-Pateutes vom 16. Decemher 1816 dorn f^ien Er- 
messen der FinanzbehOrden Überlassen ist, weshalb sich der auf einzelne 
Unternehmungen angewandte Steuersatz der Cognition des Verwaltnugs- 
Gerichtshofes entzieht. 

Da nun, wie die Verhandlungsacten bezeugen, im vorliegenden Falle 
die Erwerbsteuererkläruug von der beschwerdefahrenden Firma abge- 
fordert und das Gutachten der Ortsobrigkeit eingeholt wurde, somit das 
gesetzlich vorgeschriebene Verfahren, das anch in der Beschwerde nicht 
beanstandet wurde, eingehalten worden ist, und der gewählte Steuer- 
satz von 625 fl. als ein tarifmässiger erscheint, so war die Beschwerde 
unbegründet. 
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Nr. 174. Eiitseli. des Preuss. OberverwaUuiigsgerichts. 

4. Senat. Vom 21. April 1894. 

IPreu:<s Eiteiili. Arch ISIH;. Hfft i. s ii.il 

Begriff der öffentlichen Wege. Leinpfade. 

Die im Titel XI des Zuständigkeitsgesetzes vom 1. Augu.st 1883 
für die Wegepolizei gegebenen Vorschriften beziehen sich allein auf die 
öffentlichen Wege, die dem öffentlichen Fuss-, Karren-, Reit- und Wagen- 
verkehre oder einer dieser Verkehrsarten bestimmt sind. Zu diesen 
öffentlichen Wegen gehören die Leinpfade nicht. Die letzteren stellen 
begrift'Iicb eine Seliiffahrtsanlage für Zwecke der Schiöahrt dar und 
dienen nicht schon um dieser ihrer Bestimmung wegen dem öffentlichen 
Fus.«;-. Karren-, Reit- und Fahi verkehre oder auch nur einer dieser 
Verkehrsarten. Sie tlmn das vielmehr erst dann, wenn sie zugleich und 
daneben aucli diesem ütl'entlielien Verkehre gewidmet und damit öffent- 
liche Wege im Sinne des Wegerechts geworden sind. 



Nr. 175. Entseh. des Pfew. OberrerwaUnngsgertclitB. 
2. Senat. Vom 9. Ifai 1894. 

(Elitioll. d. 0. V. O. 01 M. 8. 77.] 

Blitragspfliott der a» alae $traeM aairtazeadmi Eigenthtaer za da» Straaainhiro 

•talluagtfcflttoa. 

Wenn nach Massgabe eines auf Grund des § 15 des Gesetzes vom 
2. Juli 1875 erlassenen Ortsstatuts die Ausführung neuer — schon im 
Bebauungspläne festgestellter oder auch anderer — Strassenanlagen 
durch einen Unternehmer erfolgt, inbesondere etwa auf dem Wege, 
dass die Ausführung für Rechnung des letzteren im öffentlichen 
lntetes8ß Yon der Stadtgeracinde Obemommen wird, so kann eine 
Verpflichtung der an die Strasse angrenzenden Eigen thümer, zu den 
Strassenherstellungskosten beizutragen, nicht statoirt werden. Das 
Gesetz vom 2. Juli 1875 statuirt nur alternative Ansprache — ent- 
weder gegen den Unternehmer, der ein solcher zu sein darum nicht 
aufhört, weil die Ausführung ffir seine Rechnung von der Stadt fiber- 
nommen wurde, oder gegen die Anlieger, und zwar gegen diese keines- 
wegs schon darauf hin, dass die Stadtgemeinde nur im öffentlichen 
Interesse die Ausführung für Rechnung des Unternehmers ihrerseits 
übernimmt, sondern erst auf Grund der Thatsache, dass von ihr selbst 
die Anlegung der Strasse ausgeht, solche fttr ihre eigene Rechnung 
erfolgt. Den Anliegern gegenttber fehlt es auf Seiten der Stadtgemeinde, 
dereti Ausgaben bei einer nur auf die Ansffthrung sich beschränkenden 
üebernahme effektiv solche des Unternehmers sind und bleiben, an 

20* 
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einem Objekte der Erstattung, an einer Leistung seitens der Ge- 
meinde, der die Beiträge sich als das, was sie nach dem Grund- 
gedanken des Gesetzes sein sollen und sind, näniUcii als Gef^eulei-stung 
gegenüberstellen liessen. 



Kr» £ntsc)i. des Preuss. Oberyerwnltuugsgerlelits. 

1. Senat. Vom 11. Mai 1894. 

IPrcnsi. EiHfUli, An li. imi. Hrft 1. S. n;! j 

Diaciplinarges. v. 21. Juii 1852 §§ f9 , 33. Begrenzung der Disciplinarbefugniss des 

Dienstvürgei>i;tzten. 

Auf Grund des Disciplinargesetzes vom 21. Jnli 1H52 darf we^en 
der im förmlichen Disciplinarverfahren einmal veifulgrten Reamten- 
handlangen irgend welche Ordnungsstrafe nur durch Urtheil des Dis- 
cipiiuargerichts, nicht jediKli durch Verfftgung der Dienstvorgesetzten 
verhängt werden, mit alleiniger Ausnahme des Falles, dass deren Ver- 
li itiuimp' zugleich mit der Einsteiiung des Verfahrens durch den Mi- 
nister erfolgte. Denn die durch § 19 a. a. O. hec^ündete Strafbefugniss 
der Dienstvorgesetzten ist schon durch di(? Einleitung des Verfahrens 
ausgeschlossen . und diu Sunderbcstimnnnig des § 33 daselbst hat ander- 
Weit eine Beluguiss nur für den Minister neu begründet. 



Xr. 177. Aek« Entsch. des Reichs -Versiehernngsamts. 

Vom 1. Juni 1894. 

[AnU. HBOhy. d. It^V.-A. ZU Vr. 4 S. Mt. Ztff. 14M4 

ElM Vtripfliobtuiig d«* BanfimMiosMMelMiflei, die Aitprlahe elaer Lelketfrtolit [ias- 
«ttirit] aii8 § 6 AbMtz I ZÜTer 2 a dei Uifatl¥ert!olioiiiiiBi0*i*t>M birefte vor der 
Galiirt diroh fllrMHoliti BeadieM fettimtelloii, battoht iloM. 

DasB der nascituros (die empfangene Leibesfrucht) in gewissem 
Sinne bereits BechtsfUhigkeit besitzt — anter ümstftnden findet eine 
gesetzliche Ffirsorge statt, die Anwartschaft aaf Vermögensrechte ist 
ihm vorbdialten, etc. — kann dem Schiedsgericht zugegeben werden. 
Es kann femer einem Zweifel nicht unterliegen, dass zu den Hinter- 
bliebenen des durch einen Betriebsunfall GetOdteten auch der nasciturus 
gehört. Der wirkliche Erwerb des Bentenrechts tritt aber nach allge- 
meinen Grundsätzen, wie das Bdchs-Versichemngsamt in st&ndiger 
Becktsprechnng (zu vergleichen Handbuch der Unfallversicbemng An- 
merkung 3 zu § 6 des Unfallversichemngsgesetzes) angenommen hat 
und auch vom Schiedsgericht anerkannt wird, erst mit dem Augenblick 
ein, in welchem das Kind lebend geboren wurd. Das Schiedsgericht 
befindet sich daher in einem Bechtsirrthum, wenn es annimmt, dass das 
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lifiii iiascitiinis niiter (h^m Bediii^j .seiner lebensfiiliif^en Geburt erworbene 
Rentenrecht die Uekla^u verpflichte, schon vor der Geburt die künftige 
Rente sicher zu stellen. ;?aiiz abgesehen davou. dass die Form der Ver- 
urtheilung der JJeklaj^tcn eine solche Sicherung in keiner Weise herbei- 
zufiihren geeigu» t ist, also für den vom Schied^!^?eri{"ht beabsichugieii 
Zweck ohne jedeu piaktischen Werth ist. Das Unfallver.sicherungs- 
gesetz bietet keinen Anhalt für eine solche Wrpflichtuni; der Bernfs- 
genossenscluütcu. Audi der Verletzte selbst erwirbt bereits durcli den 
Unfall einen Anspruch auf Reute vom Beginn der vierzelinteu Woche 
ab für den Fall, dass zu diesem Zeitpunkt in Folge des Unfalls seine 
Erwerbsfähigkeit noch beeinträchtigt ist. Aber erst wenn jener Zeit- 
punkt erreicht ist, beginnt die Verpflichtung der Berufsgenossenschaft, 
zu den erhobenen Rentenansprüchen durch Ertheiluug eines förmlichen 
Bescheides Stellung zu nehmen. Ebenso ist die Berufsgenossenschaft 
erst verbunden, die Bezüge des nasciturus festzustellen, wenn das Kind 
lebend geboren ist. Das Schiedsgericlit übersieht, dass es sich hier um 
öffentlich-rechtliche Ansprüche handelt, für deren Sicherstelluug das ün- 
faUversichenmgsgesetz selbst durch die für die Bildung fmd Sicher- 
steUnng des Vermögens der Bernfsgenossenscbaften gegebenen allge- 
meine YorsdbrifteE Sorge getragen hat. Die BefOrchtang der Klägerin, 
es könne dem Anspruelie des nasciturus später der Kinwand der Beehts- 
kraft des Besclieidefl entgegengesetzt werden, entbeihrt jed^ Begründung'. 
Denn die Rechtskraft eines Bescheides kann immer nur für und gegen 
die Parteien Bechtswirkuugen äussern, an wdche und von welchen der 
Bescheid erlassen ist Der Bescheid r^elt aber nur die Ansprache der 
Wittwe, schllesst daher in keiner Weise das kflnftige Bentenredit des 
nasciturus aus und zwar ebensowenig, wie er von Bedeutung sein wOrde 
für die beim Tode des Vaters etwa bereits Toihanden gewesenen Kinder, 
falls deren Renten durch den Bescheid nicht festgestellt w&ren. In 
zntreiTender Weise hat die Beklagte endlich auch darauf hingewiesen, 
dass beim Vorhandensein einer Wittwe und zweier Kinder die Fest- 
stellung der Rente fttr den nasciturus für jene insofern eine ungerecht* 
fertigte Benachtheiligung zur Folge haben würde, als ihre Renten — 
zusammmi 50 Prozent des Arbeitsverdienstes — gemäss § 6 Absatz 2a 
des Unfallversicherungsgesetzes gekOrzt werden mttssten. 

Hiernach war die Weigerung der Beklagten, die Ansprüche des 
nasciturus bereits vor seiner Geburt durch fdrmUchen Bescheid festzu- 
stellen, begründet. Die Verpflichtung zur Entschädigung des Kindes 
liegt ihr vielmehr erst ob, nachdem das Kind lebend geboren ist 
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Nr. 17& Entedi. des Pfeusa. OberTenraltangsgerlehti, 
a. Senat Vom 9. Jnli 1894. 

lPr«inn. Btoeab. Ardi. ISOft. Heft 1. 8. jW.] 

ZMtMg. Get. v. I. Ang. 1883 { 66. Straltvarfahren Her dia Vfrplllebfii| xir 

RliMing einet WeteerlufiM. 

Die Wasfierpolizeibeb5rde kann auf Gnind des § 66 des Znst&ndig* 
keitBgesetzes keine allgenieinen Verfügungen Uber die Ränmnngspflicbt 
treffen, sondern die Bäomang stets nur fflr den einzelnen Fall anordnen. 
Wird eine solche Anordnung angefocbten, bo bfldet daher den Gegen* 
stand des Streites immer nur diese einzelne B&nmung, mag auch der 
Grund der Anfechtung allein darin gelegen haben, dass der in Ansprach 
Genommene ilberhaapt das Bestehen einer ihm obliegenden Banmungs- 
pflicht bestreitet nnd daher dieser Punkt allein in den Kreis der Streit- 
Verhandlungen gezogen worden ist Pas BftumungsbedUrfniss ist die 
uothwendige thataftchüche Voraussetzung Jeder R&nmungsanordnung 
und muss deshalb, wenn es nicht bestritten wird, als zugestanden nnd 
feststehend angesehen werden. Mit dem endgültigen Ausspruche des 
Verwaltnngsrichters, dass der in Ansprach Genommene sn der ange- 
ordneten B&umung verpflichtet sei, ist ohne weiteres auch die Noth- 
wendigkeit dieser B&umung festgestellt 



Kr. Entsch. des Ocsterr. Efseiibahiiächiedsgcrichts« 

Vom 2. August 1894. 
(OMtoR. Bttoib. TwordD. Bl. Vm Nr. US 8. m«.] 

Das 8ohledH<Hclit Ist ueli fir eise Klage auf RRckstollnng van FraoHbrierea dtreli 

die Balia eemiietsat Die wMemifllclie and wlderrafane Ueberwelanng efnee Aaepradne 

gegen die Bahn an einen Dritten stellt der aotiven XIngelegltInwtles nicM entgegen. 

Die nach Elakringnng der Klage stattgebaMi Erfllinng let kein 8rnnd fIr die Kostea- 

asfhelHing. 

Am 3. November 1893 redamirte der, Fleischhauer S. bei der priv. 
Oesterr.-ungar. Staatseisenbahn-Gesellschaft in Wien einen Betrag von 
296 fl. 17 kr. auf Grund von 85 Frachtbriefen, von denen jedodi nur 
ein Frachtbrief mit einem Betrage von 7 fl. honorirt wurde. Da die 
Bahn weder den restlichen Ansprach von 289 fl. 17 kr. fAr liqoid an- 
erkannte, noch dem Kläger die 84 Frachtbriefe zurflckstellte, sah sich 
derselbe zur Einbringung der Klage veranlasst, deren Petit dahin ging, 
die geklagte Gesellschaft sei schuldig, dem Kläger die ihr zur Ver- 
fügung gestellten 84 Frachtbriefe binnen acht l^en zurückzustellen 
oder innerhalb derselben Frist den Betrag von 289 fl. 17 kr. sammt 
6 pCt Zinsen vom Klagstage nnd die Gerichtskosten bei Ezecution zu 
bezahlen. Da die geklagte Gesellschaft inzwischen den grOssten Theil 
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der reclumirten Frachtbriefe dem Klüger zmr&ekgesteUt hatte, restrin- 
girte derselbe in der mündlicheii Verhandlnng sehi Begeliren auf den 
Brsats der entstandenen Kosten. 

Bei der Verhandlnng am 2. August 1894 wurde die geklagte Bahn 
vemrtheilt, dem Klüger die durch die Einbringung der Klage er- 
wachsenen Kosten von zusammen 22 fl. 60 kr. hinnen acht Tagen bei 
sonstiger Ezecution zu bezahlen. Mit dem als Kosten der Verhandlung 
angesprochenen Mehrbetrage von 10 11. wurde der Kl&ger abgewiesen. 

Wie ans der BegrQndung hervorgeht, wurde von Seiten der 6e* 
klagten znn&chst die Einwendung der Incompetenz des Schiedsgerichtes 
auf der Grundlage erhoben, dass es sich im Yorliegenden Falle m5g- 
licherweise um eine dingliche Klage oder um eine solche aus einem 
Leihvertrage, aber keinesfolls um eine ans dem „Frachtgeschfilte'' ent- 
springende Streitigkeit handle, weil das bezügliche Frachtgeschüft be- 
bereits l&ngst abgewickelt war; da aber nach § 1 des Statutes das 
Schiedsgericht nur competent sei zur Austragung der aus dem „Fracht- 
geschfifte** entspringenden Bechtastreitigkeiten, so sei das Klagebegehren 
wegen Incompetenz dieses Gerichtes abzuweisen. Bei Beurtheilnng 
dieser Frage lies» sich das Schiedsgericht von der Erw&gung leiten, 
dass es sich im vorliegenden Rechtsstreite, welcher Überhaupt nicht 
hatte entstehen können, wenn nicht ein Frachtvertrag geschlossen 
worden wftre, um Blickforderung von zuviel bezahlten Frachtgebtthren, 
demnach um eine Streitigkeit aus einem Frachtgeschäfte handelt, zu 
deren Entscheidung das Schiedsgericht competent ist, und zwar nach 
§ 2 des Statutes auch dann, wenn in der Klage nicht eine bestimmte 
Geldsumme, sondern ein anderer Gegenstand begehrt wird, der Kläger 
aber anstatt desselben eine Geldsumme, welche 600 fl. nicht übersteigt, 
anzunehmen sich ausdrücklich erbietet Endlich ergibt sich aus der 
Stellung und dem Inhalte des § 78 Betriebsreglement, dass Bedamationen 
als Forderungen aus dem Frachtgeschäfte anzusehen sind. 

Des Weiteren wurde von der Geklagten der Mangel der activen 
Klagslegitimation behauptet, weil der Kläger unterm 8. November 1893 
an die Direction der geklagten Gesellschaft ein Schreiben richtete, in 
welchem er um Bestituirung des zuviel gezahlten Portos mit dem Be- 
merken ersuchte, den richtig beftindenen Differenzbetrag für seine (des 
Klägers) Bechnnng und ohne seine fernere Einvernahme an die Firma 
S. & Sohn in Wien liqnidiren zu wollen. Es wäre daher nach An- 
schauung der Geklagten einzig und allein die genannte Firma zur Ein* 
bringnng der Klage legitimirt gewesen. Das Schiedsgericht vermochte 
dieser Einwendung nicht stattzugeben, da das erwähnte Schreiben schon 
seiner Natur nach nichts Anderes als eme jederzeit widerrufliche An- 
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Weisung war, fftr Rechnung des Klägers an die Firma S. & Sohn zu 
bezahlen. Dass thatsäehlich ein solcher Widermf stattfand, geht nicht 
nur aus einem vom klftgerischen Vertreter an die Geklagte gerichteten 
Scfareibeii ddto. 19. Mai 1894 henror, in welchem Namens des Klägers 
die RQckstellung der Frachtbriefe verlangt wird, sondern auch aus der 
Einbringung der Klage, worin wohl ein WideVsprnch st&rkater Art er- 
blickt werden mnas. 

Was endlich die weitere Einwendung der Geklagten anbelangt, die 
Klage sei flberflfissig, weil die geklagte Gesellschaft die reclamirten 
Frachtbriefe, oder wenigstens den gi'Osstea Theil derselben, dem Kläger 
zurftckgesteUt habe, noch bevor sie In Kenntniss von der eingebrachten 
Klage war, so konnte das Schiedsgericht auch dieser Anschauung nicht 
beipflichten. Denn wenn erwogen, wird, dass die Frachtbriefe Anfangs 
November 1893 behufs Reclamation vorgelegt wurden, dass der 
klägerisclie Vertreter mittelst Schreibens vom 12. Mai 1894 die Klage 
androhte, dieselbe aber erst am 16. Juni 1894 einbrachte, die Fracht- 
briefe aber erst am 23. Juli 1894 zurückgestellt wurden, so kann die 
Uebertlüssigkeit dieser Klage umsoweniger behauptet werden, als der 
filr die Geklagte miterschienene F. P. die Frage, ob der Durchführung 
des Reclamationsverfahrens anssergnwöhnliche Hinderungsgrttnde ent- 
gegenstanden, verneint hat. Da sohin das Sdiiedsgericht den von der 
Geklagten erhobenen ?'.inwen<1ungen keine Folge zu geben befunden 
hat, so war mit Rücksicht auf die bei Beginn ikr mündlichen Verhand- 
lung vom Kläger abgegebene Erklärung, er habe die eingeklagten Fracht- 
briefe, beziehungsweise den grössten Theil derselben, bereits von der 
Geklagten zurückgestellt erhalten, weshalb er das Klagsbegehreu auf 
den Ersatz der entstandenen Kosten restringire, die Geklagte zur Be- 
zahlung der obengenannten Betrfige von zusammen 22 fl. 50 kr. an den 
Kläger zu verurtheilen. 

Mit dem als Kosten der mündlichen Verhandlung angesprochenen 
Mehrbetrage von 10 fl. war dagegen der Kläger abzuweisen, weil nach 
§ 42 des Statutes ein Ersatz von Vertretnngskosten vom Schiedsgerichte 
nicht zuerkannt werden kann. 



Nr. 180. Entseh. des Preuss. Oboncrwalttiugsgerielits. 
3. Senat. Vom 29. Oktober 1894. 

Ifliitsell. 4. 0. V. O. Bd. S7. Nr. 48. a K».] 

AsMclillMMiifl dar Ertaifliio des Aitpruoto aif KraskeiMitorstiitzaRO dttrob vtll- 
stilndiie ArbeltMiifihl|kelt, sloM tQhM dsrah icaelir&Rkte Erwertofüiigk«», i« F«l|e 
VM KrasMiflit zvr Zelt dss Eistritli In eist an slob zur BniriliMlsnQ dar Versialianini»* 



£a&»c-b. des J^'reuüä. Überverwaltuugsgeiiclits yüiu 29. Oktuber 1894. 2U7 

plidit QMiQiiete BMcfeäftiQung. Vertlcherungtpfllelit nMä okie einen fernelleir olvil* 

reobtlieh vollkMMen giltigei Arteitovertrag. 

Ob der Maurer F. schon yor dem Eintritt in die BescMftigmig, 
welebe seine Versieherangspfficht bei der Beklagten begrftndet bKben 
soll, mit einem Leiden behaftet nnd vielleicht in Folge desselben bei 
dem Eintritt in diese Beschäftigung krank im Sinne des Erankenver- 
sieheniugsgesetzcs, d. h. der ärztlichen Ettlfe bedürftig oder nicht voll 
erwerbsfähig war, ist anerheblich. Denn selbst wenn es der Fall ge- 
wesen sein sollte, warde F., da, wie vom Oberverwaltungsgericht bereits 
mehrfach ansgesproclieu, 2. 6. in dem Urtbeüe vom 21. September 1891 
bei Keger, Entscheiduugeu Bd. XU S. 18 und allgemein anerkannt 
ist (so V. Schicker, Erankenversicherungsgesetz, 2 Aufl., S. 60 Anm. 3b 
nnd S. 110 Anm. 7 nnd Arbeiterversorgung (1893) X. Jahrg. S. 306), 
auch solchen versicheningspflichtigen Personen, welche bereits beim Ein^ 
tritt in die versicherungspfliclitige Beschäftigung krank gewesen sind, 
die Erankenunterstfltzung zu gewähren ist, F. einen Unterst&tznngs- 
anspruch an die Beklagte haben erwerben können. Zur Erlangung 
eines solchen Anspruchs genügte es nach dem § 19 des Erankenver- 
sicherungsgesetzcs, dass F. thatsächlich in dem Gewerbszweige, fttr 
welchen die beklagte Easse errichtet worden, in Beschäftigung getreten 
ist.* Hieran feblte es nur dann, andererseits aber anch dann, wenn er 
. bei seinem Eintritt in die Beschäftigung bei M. Ck>. der Art krank 
und arbeitsunfähig war, dass seine Tbätigkeit bei M. & Co. sich als 
eine Beschäftigung im Sinne des § 1 und des § 19 des Erankenver- 
sicbenmgsgesetzes nicht ansehen lässt. Schlechthin arbeite- und er- 
werbsunfähige Personen können nicht Mitglieder einer Oitskrankenkasse 
werdmi; dagegen ist fOr nur beschränkt erwerbsfähige, welche noch 
im Stande sind, in einer die Versicherungspflicht begrflndenden Be- 
schäftigung thätig zu sein, der Erwerb des Unterstfltzungsanspmches 
nicht ausgeschlossen (vergl. die Entscheidung des Grossberzoglich Ba- 
dischen Verwaltungsgerichtshotes zu Earlsruhe vom 3. Februar 1892 
in der Arbeiterversorgaug (1892) Jahrg. IX S.- 479]. Wenn im § 6 
Abs. 6 des Gesetzes, betreffend die Unfall- und Eraukenversicherung 
der in land- und forstwirthschaftlichen Betrieben beschäftigten Personen 
vom 6. Mai 1886, von solchen verletzten Versicherten die Bede ist, 
welche zur Zeit des Unfalls bemts völlig erwerbsunfähig gewesen seien, 
so folgt hieraus noch nicht, dass nach dem Erankenversicherungsgesetze 
bei vollständig erwerbsanfähigen Personen eine die Versicherangspflicht 
begründende Beschäfttgang möglich ist. Das Gegentheil hat eine in- 
direkte Anerkennung dadurch erhalten, dass in dem § 3a Abs. 1 Nr. 1 
des Erankenvei'sicherangsgesetzes, wonach Personen, welche in Folge 
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von Verletzuugen , Gebrechen, chronischen Krankheiten oder Alter nur 
theihveise oder um- zeitweise erwerbsfähig^ sind, auf ibreu Autrag von 
der Versicheningspfliclit zu befreien sind, niclit aucli gänzlich erwerbs- 
unfähiger Personen gedacht ist. 

Zu bemerken bleibt dabei noch, dass es auf eine Befuguiss zur 
Aüinahme der Beschäftignng, welche die Beklagte ebenfalls verneint 
hat, nicht in der Weise ankommen kann, daj^s F, rechtlich befugt sein 
musste, einen gültiiren Arbeitsvertrag zu .schliessen. Denn die Ver- 
sicherungspflicht besteht auch ohne eiueu formellen, civilrechtlich voll- 
kommen gültigen Vertrag (vergl. z. B. das Urtheil des Oberverwaltungs- 
gerichts vom 2. März 1893 in der Arbeiterversnrguii;^ .lahr<r. X 
S. 418, Rosin, Hecht der Arbeiterversicherung Bd. I 8. 175. ilahn, 
Kranken versiehe]' uugsgesetz S. 14 Anm. Ib). Es hätte dalier keine Be- 
deutung, selbst wenn F. zu der betreffenden Zeit nicht vollständig 
handlungsfähig gewesen sein sollte. 



Nr. 18L Bmlaeh. des PreusB. OberrerwaUiuigsgerfehtB« 

4. Senat Vom 28. November 1894. 

[Entaeli. d 0. V. O. Bd. ff. S. W.) 

Zmtii«|lieltHW* v. I. Ai|. 1883 §§ 56, 67. Coie efv. Art 537, 544» 650, 668 
bit 691, 2227. Die EntiUhmi «rtitlloliar W<g«. RkdnlMliai RMlit 

Die im § 56 des ZnsUndigkeitsgesetzes genannte Inanspruchnahme 
liegt überall vor, wenn Anordnungen, nm Terrain ftr den {^entliehen 
Verkehr in Anspruch zu nehmen, den Anlass zum Streite Aber den Be- 
stand der Öffentlichen Wege zwischen der Polizeibehörde und denen 
geben, die Uber das Terrain ihrerseits zur Ausschliessung oder Ein- 
schrttnkung des Öffentlichen Gebraachea mit der Behauptung verfügen, 
dass ihnen dafür ein Privatrecht zur Seite st^e. 

Der BeehtszQStand, wonach die Oeffentlichkeit von Wegen , anab- 
hängig von den Bestimmungen der Art 688, 689, 691 und 2227 des 
Code dvU, dann anzunehmen ist, wenn aus ihrem langjährigen that- 
säcblichen Besteben, aus ihrer regelmässigen ungehinderten Benutzung 
durch das Publikum und aus ihrer Bedeutung für die Interessen des 
Verkehrs beim Mangel entgegenstehender, auf die privatrechtliche Ver- 
fiigungsbefugniss einzelner hindeutender Momente mit Sicherheit darauf 
geschlossen werden kann, dass sie nach dem Willen der rechtlich Be- 
theiligten, insbesondere des ursprünglichen Eigenthfimers des Fundus 
und der Polizeibehörde, für den Öffentlichen Verkehr bestimmte Wege 
seien, ist auch für den Geltungsbereich des Bheinischen Rechts mass- 
gebend. 
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Auch nach tViiiizüsiscliem Rechte — Art. 537 und 544 des Code 
civil — liat, ebenso wie nach den Ik-stiranuingen des Landreclits, das 
Eigenihuni an einem Grundstücke die gesetzliche Verniut Innig der Un- 
eingeschränktheit für sich. Es muss deshalb, wenn da.-. Eigentlnmi des 
Klägers im VerwulLungsstreitverfahren an einem streitigen Wege aner- 
kannt ist, um die Inanspruchnahme des letzteren für den üüentlichen 
Verkehr zu rechtfertigen, gegen den Kläger der Beweis erbracht 
werden, dass eine Einschränkung seines Eigi nthums derart stattge- 
funden habe, dass ihm das Reclit, den Oticntlichen Verkehr auf seinem 
EigenLhuüie zu liiudern, genommen sei. Es würde dem bestehenden 
Keclite widerstreiten, wenn man davon ausgehen wollte, dass dem that- 
sachlicheu Zustande der Iknutznng des Weges durch das Publikum 
gegenüber der Kläger verpflichtet sei, den Nachweis zu erbringen, dass 
der Weg kein öffentlicher, vielmehr ein Privatweg sei. 



Kr. 18d. Eiitseh. des Pretiss. Oberrcrwaltnngsgerielits« 

4. Senat. Vom 10. Dezember 1894. 

(Pri'iis'*. Ei^^fiii). Arrh. IS'JÖ. Hel't 1, S. ViÖ ] 

Umwandiung einer städtischt n Privatstrasse in eine üfTentiicbe Strasse. Fluchtlinien« 

gesetz v, 2. Juli 1875. § 12. 

Der Wegebanpflichtisro kann zur Anlage einer neuen (städtischen) 
Strasse oder zur Umwandlung einer Privatstrasse in eine öffentliche 
Strasse nur dann gezwungen werden, wenn die Anlage einem Bedilrf- 
nisse des öffentlichen Verkehrs abhelfen soll. Uui das Bedürfniss nach- 
zuweisen, eine Strasse durch die Erklärung zu einer öffentlichen der 
Obhut der Polizei und bezl^glich der Wegebaupflicht der Gemeinde an- 
zuvertrauen, genügt sclion allein das Bestehen eines erheblichen 
strassenmässigon Verkehrs, ohne dass dabei das Moment eines 
Durchgangsverkehrs hinzuzukommen braucht. Dem kann nicht etwa 
entgegengehalten werden, dass es sich bei einem solchen Verkehre nur 
um die Privatinteressen der einzelnen Änbauer und Bewohner handele. 
Denn es setzt sich das iitfentliche Interesse an der Eigenschaft eines 
W^eges im wesentlichen aus den Privatinteressen aller derer zusarann n, 
die den Weg benutzen und auf ihn angewiesen sind. Die Forderung 
der Keuanlage eines Weges oder, was dem gleichsteht, der Umwandlung 
eines Privatweges in einen öffentlichen, setzt jedoch ein uiiab weis- 
liches Verkehrsbediirfniss voraus. Es bedarf deshalb im einzelnen 
Falle einer sorgfältigen Würdigung der thatsächlichen Verhältnisse nach 
der Richtung hin, ob ein solches JJedürfniss nach Massgabe des vor- 
liegenden Interesses auch wirklich in dem angegebenen Umfange vor- 
handen ist. 
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Nr. 183. £utBeh. des Preuss. ObcrTerwailtniig8g;ciiolitB. 
4. Senat Vom 19. Dezember 1894. 

iPnow. BlMDb. Aroh. 18B6. Heft 1. a IM.) 
Znittntf. 6at. v. I. Aa|. 1883* § 96. VarwaltunfMtrtitvorfahrM In WHtb*ittAhea. 

Es ist zulässig f in demselben Streitverfahren, in dem gegen die 
Wegepolizeibehörde auf Aufhebung ihres die Wegennterbaltaug an- 
ordnenden Beschlusses geklagt wird, die Klage auch gegeu einen Dritten, 
den der Kläger statt seiner zu der ihm angesonnenen Leistung ffir ver- 
pflichtet erachtet, anf Erstattung aufgewendeter Wegeunter- 
haltungskosten zu richten, vorausgesetzt, dass letztere eben bei 
dem Baufall entstanden sind, anf den sich die angefochtene wege- 
polizeiliche Anordnung bezieht; unzulftssig ist es aber, die Klage gegen 
den Dritten darüber hinaus — auf seine Pflicht zur Unterhaltung des 
Weges im allgemeinen oder auf Leistungen, die nicht die im Streitver- 
fahren angegi'iffene Anordnung verlangt hat, — zu erstredcen. 

Nr. 184. Entseh. des Bagatellgeriehts In Handelssaelien in Wien. 

Vom 19. Jan aar 1895. 

tO«»t«nr. Rlxiiifa. Verofda. Bl. IX. Kr. |4. 8. «TOJ 

Eis« Baku kanit ■teM aif Rlokitallwif «Issr MehrgsMIir iMlaafit warilen, weleke von 
einer anileren Bahn benratSBa und elngehoben wurde. 

Mittelst Frachtbriefes vom 12. December 1891 wurden in der 
Station Sochau zwei Waggons Apfelwein mit der Bestimmungsstation 
Budapest -Verbindnngsbahn aufgegeben. Nach Ansicht des Klägers 
wurde ffir die Strecke Fehring- Budapest eine Mehrgebtthr von 36 fl. 
6 kr. von den Ungarischen Staatsbahnen berechnet und auch vom Em- 
pfänger eingehoben. Der Empfänger cedirte seine Forderung an den 
in Wien domicilirenden Absender, und dieser belangte die k. k. Staats- 
bahnen beim k. k. Bagatellgerichte für Handelssachen in Wien auf 
Bttckzahlnng der angeblich zu viel gezahlten Gebühr. Die Geklagte 
verweigerte die Zahlung, indem sie sich darauf berief, dass sie die 
Fracht nur bis zur ungarischen Gi-enze bei Fehring b»edinete, die an- 
geblich falsche Berechnung erst bei der Umkartirung in Fehring von 
den Ungarischen Staatsbahnen erfolgte und von diesen letzteren auch 
die angebliche Hehrgebühr eingehoben und behalten wurde, dass sie 
somit im vorliegenden Falle weder für diese angeblidi feilsche Berech- 
nung und Einhebung verantwortlich sei, noch etwas indebite in Händen 
habe, und daher auch nicht verpflichtet sei, etwas zurückzostelloi. 

Mit Urtheil des k. k. Bagatellgerichtes in Handelssachen in 
Wien vom 19. Jänner 1895, Z. 109.076, wurde das Klagebegehren mit 
nachstehender Begründung abgewiesen: 
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Die Geklagte bestreitet, dass die r4pbülir iibiiiliaui>t unrichtig be- 
mCvSsen wurde luul verweigert überdies dit; Kikkstellung auch aus dem 
Grunde, weil nicht sie. sondern die Ungarischen Staatsbahnen selbst 
nach der Behauptung des Klügers die Gcbttlir unrichtig bemessen und 
eingehoben haben. Der Kläger aber berutt sich auf die Bestimmung 
des § B2 des Betriebsreglements vom 10, Juni 1874, wonach die erste 
und diejenige Balm, welche das Gut mit dem Frachtlu-iefe zuletzt tiber- 
norameu hat, haftbar sein soll, demnach die geklagte Bahn als die erste 
Bahn, welche das Gut ilbernommeu hat, für die unrichtige Berechnung 
der Fracht aufzukommen habe, während die geklagte Bahn sich darauf 
beruft, dass der angezogene Paragraph sich nur am die Ersatzpflicht 
wegen Schadenersatz und versiiäteter Ablieferung bezieht, somit die 
geklagte Balm im vorliegenden Falle, wo es sich nicht um eine Krsatz- 
pflicht handelt, für die durch eine andere Bahu erfolgte etwaige un- 
richtige Bemessung und Einhebung von Gebühren nicht verantwortlich 
sei. Allein nach dem Sachverhalte kann § 62 des citirten Betriebs- 
reglements für die Entscheidung des vorliegenden Rechtsfalles gar nicht 
herangezogen werden. 

Diese Bestimmung ist lediglich eine Conseqoenz aus Art. 429 H.- 

G. 'B., welcher gestattet, dass die Eisenbahnen die ihnen nach Art. 401 

H. -G.-B. obliegende Solidarhaftung aller am Transporte betheiligten 
Eäaenbahnm im Falle der Schadenersatzpflicht einschrftnken auf die 
erste und die letzte, sowie diejenige in der Hitte liegende Bahn, auf 
deren Strecke naehweididi der Sehaden entstanden ist Von dieser Oe- 
stattung hat nun das Betriebsreglement im § 62 Gebrauch gemacht. 
Es ist daher § 62 des Betriebsreglements nur in dieser Biehfctmg aus- 
zulegen. Im vorliegenden Falle aber, wo es sich nicht um eine Schadens* 
ersatspflicht handelt, ist nur Art 401 H.-G.-B. anzuwenden, wonach 
alle am Transporte betheüigteu FrachtfAhier, welche das Gut mit dem 
Frachtbriefe abemommen haben, fOr die Ausführung des Transportes 
bis zur Ablieferung solidarisch haftbar sind, jedoch nur nach Inhalt 
des Frachtbriefes. In dem yorliegenden Falle war die Berechnung 
der Fracht — und nur gegen diese richtet sich die Beschwerde — von 
der geklagten Bahn lediglich für die Strecke bis zur ungarischen Grenze, 
und zwar zugegebenermassen richtig vorgenommen worden. Die ge- 
klagte Eisenbahn haftet daher nur nach Massgabe und Inhalt des 
Firachtbriefes» soweit der Inludt vorhanden war, bis sie Frachtbrief und 
Frachtgut weitergab. Die weitere Frachtberechnung wurde von der 
ungarischen Bahn vorgenommen, und es hatte der Frachtbrief auch erst 
vom Momente der Uebemahme durch die ungarische Bahn den vom 
Kläger beanstandeten Inhalt. Für diesen Inhalt konnte aber nur die- 
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jenige Bahn haften, welche den Frachtbrief mit dem ano:eblich nn- 
richtigen Inhalte fibemommen hatte, somit nicht die hier geklagte Bahn. 
Demgem&BS war das Klagebegehren ahsitweisen. 



Nr. 185. Bek. Batsob. des Beldu-TerateheniiifMmtB* 

Vom 21. Januar 1895. 

[AntL NMlir. d. B. A. G««. Aug. XI. Kr. 11. 8. «t. ZUL Itf&J 

ZillMigkelt il«r WMtraiftialMit «lua reokttkrlfUg aboatoliioMtneii Strtltvsrftbnm 
w«fl6R GeiitMknuikhalt tUwt Mit dar ZaaianvamolMflRi baaaflraglan alohtrleMir^ 
Itokan Baaailaa laä wagen aagaMlohar Varfliaehung dar pratakallirtaa Zeaganauaaagaa 
darab daaaalbaa Baaartaa ~ CivNf raxaaaardaung § 542 Nr. 2 aad § 543 Nr. 2 aad 5. 

Im November 1892 erhob dei' Eiseübahiiarbeiter A. bei dem ihn 
beschättigendeii Ivöniglichen Betiiebsamt auf Grund der TJufallver- 
sicherungsgeselze Entscliiuligiingsansprüchc, indem er behauptete, dass 
er sich vor vier oder fünf Jahien auf dem Balmhof beim Aufladen 
einer Geleiskreuzuug einen Bruchschaden und am 24. Oktober 3891 
beim Scliienentragen ein Lungenlciden zugezogen habe. Die Königliche 
Eisenbahn- Direktion lehnte auf Grund der angestellten Ermittelungen 
die Entschädigung ab, weil in beiden Fällen das Vorliegen eines Be- 
triebsunfalls nicht erwiesen, überdies der Anspruch wegen des Bruch- 
schadens verjährt, und der ursächliche Zusammenhang zwischen dem 
Lungenleiden und dem behaopteten Unfall nicht dargethan sei. Die 
gegen diesen Bescheid erhobene Berufung wurde durch schiedsgericht- 
liches Urtheil vom 3. Mai 1893 and zwar im Wesentlichen aus den 
von der Eisenbahndirektion angeführten Gründen, enrückgewiesen. 
Gegen dieses Urtheil legte der Kläger rechtzeitig Rekurs ein, indem 
er geltend machte, er habe den Bracbschaden an dem Tage nach dem 
Unfall dem Vorarbeiter D. und dieser ihn dem Bahnmeister F. gemeldet. 
Wenn F. es unterlassen habe, die Erhebung des Entschädigungsan- 
spruchs weiter zn melden, so könne er (der Kläger) darunter nicht 
leiden, jedenfalls könne ihm w^en seines Verhaltens ein Vorwurf n^ 
gemacht werden. Der Rekurs wurde, dem Antrage des beklagten Fis^ 
kus entsprechend, durch Entsdieidung des Beiehs-Versiehemngsamts 
vom 11. Juli 1893 zar&ckgewiesen. 

Äm 2. Augast 1894 hat sodann der Kläger einen Antrag auf 
Wiederanfhahme des Verfahrens mit der Bezeichnung „Nichtigkeits- 
nnd Bestitutionsklage** bei d^ Beichs-Versicherungsamt gestellt. Beide 
Klagen sind indessen mittelst Rekursentscheidung vom 21. Januar 1895 
mit folgender Begrttndui^ zurückgewiesen worden: 

Die Wiederaufnahme des durch ein rechtskräftiges Urfheil abge- 
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schlosseneu Verfahrens hat das Reichs -Versicherungsamt bisher in einer 
Anzahl von Fällen in Anlehnung an die in dem vierten Buche der 
Civilprozessordnung enthaltenen Vorschriften (§§ 541 bis 564) zuge- 
lassen (zu vergleichen Rekursentscheidungen 784, 818, 1185, 1186, Amt- 
Uche Nachrichten des R. V. A. 1890 Seite 129, 192, 1892 Seite 341 
and 343). Es trägt auch kein Bedenken, grundsätzlich die Wiedo^- 
anfnahme des Verfahi'ens, welche im vorliegenden FaHe auf die Be^ 
Stimmungen in § 542 Nr. 2 rnid 543 Nr. 2 and 5 gestützt wird, zoza- 
lassen, sofern die vorgebrachten Behanptangen erwiesen werden and 
die in den bezeiefaneten Oesetzesstdlen vorausgesetzten Thatbestftnde 
erfiUlen. Dies ist indessen nicht der Fall. 

Die Nichtigkeitsklage wird anf die Behauptung gestützt, der Jetzt 
geisteskranke Bahnmeister F., welcher anf Veranlassung der Bahnver- 
waltung die von dem Kläger namhaft gemachten Zeugen seinerzeit ver- 
nommen hat, sei schon zur Zeit der Zeugenvernehmung geisteskrank 
nnd deshalb von Aasflhang von amtlichen Obliegenheiten gesetzlich aus- 
geschlossen gewesen. F. sei gewlssermassen der mit der Erledigung 
einer Beweisanfiiahme beauftragte beziehungsweise daram ersuchte 
Richter gewesen oder stehe einem solchen doch gleich; er habe also 
bei der Entscheidung, wenn auch nur mittelbar, als Richter mitgewirkt. 
Danach unterliege das angefochtene Urtheil des Reichs -Versiehernngs- 
amts geniftSB S 542 Nr. 2 der Civilprozessordnung der Nichtigkeit. 

Diese Reehtsanffassang ist irrig. Der Bahnmeister F. hat bei der 
Entscheidang des Reidis-Versichernngsamts oder des Schiedsgerichts 
weder unmittelbar noch auch nur mittelbar als Richter mitgewirkt, er 
war auch nicht beauftragter oder ersachter Richter^ sondern ist ledig- 
lich als Beamter im Auftrage seiner Dienstbehörde bei Aufklärung des 
Sachverhalts thätig gewesen. Die von dem Kläger zur Begrttndnng der 
Nichtigkeitsklage geltend gemachte Thatsache — die Geisteskrankheit 
des F. — ist daher schon aus diesem Grunde nicht geeignet, den That- 
bestand zu begründen, welchen der § 542 Nr. 2 der Civilprozessordnang 
für seine Anwendbarkelt voraussetzt. Uebrigens ist die Behauptung 
des Klägers, F. sei zar Zeit der Zeugenvemehmang im November 1892 
bereits geisteskrank gewesen, auch durch das von der Vertreterin des 
beklagten Fiskns, der Königlichen Eisenbahndirektion, vorgelegte Zeug- 
niss des Bahnarztes Dr. R. vom 28. September 1894 und die unbe- 
strittene Thatsache, dass F. seinen Dienst als Bahnmeister bis za An- 
fang des Jahres 1894 ordnnngsmässig versehen hat, als widerlegt zu 
erachten. 

Die Restitntionsklage wird anf die Bestimmungen in § N3 Nr. 2 
und 5 der CSivitprozessordnnng gestützt. Der Kläger behauptet, der 
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Bahnmeister F. habe die 4ii88im;en der Zeugen in den ProtokoUen nicht 
80 niedergeschrieben, wie die Zeogen milndlich ausgesagt h&tten, aneh 
habe er die ProtokoUe nachträglich ohne Wissen und Willen der Zeugen 
abgeändert. Auch dieser Angriff des Klägers auf das angefochtene ür- 
theil ist verfehlt. Der § 543 Nr. 2 der Civilprozessordnang ist aus 
einem doppelten Grunde nicht anwendbar. Einmal ist das angefochtene 
Urtheil des Reichs -Versicherungsamts nicht auf die von F. protokollirten 
Zeugenaussagen „gegründet', sondern beruht auf den eigenen sehwan- 
kenden Angaben des Klägers; zum anderen sind auch die Protokolle 
Uber die Aussagen der Zeugen, wie der richterliche Augenschein er- 
geben hat, nicht verfälscht. Sie sind von den Zeugen eigenhändig 
unterschrieben, naditrägliche, verdächtige Abänderungen des Nieder- 
geschriebenen sind Öffentlich nicht vorhanden. Die Vorschrift des § 543 
Nr. 5 der dvilproaessordnung trifft in dem vorliegenden Falle schon 
desshalb nicht zu, weil der Bahnmeister F., wie oben dargelegt» nicht 
als ein Bichter angesehen werden kann, welcher bei dem angefochtenen 
ürtheile mitgewirkt hat. 

Bei dieser Sachlage erftbrigt es sich, auf eine Prüfung der Frage 
einzugehen, ob die Klage rechtzeitig erhoben worden ist (§§ 549, 552 
der Civüprozessordnnng). 

Die Erledigung beider Klagen in einem Urtheü (zu vergleichen 
§ 541 Absatz 2 der Civilprozessordnung) erscheint in dem vorliegenden 
Falle unbedenklich, da das Reichs ^Versicheningsamt fiber beide Klagen 
gleichzeitig endgültig entscheidet (zu vergleichen § 554 der Civilprozess- 
ordnung). 



Nr. 186. Entsch. des Preus^i. Oberverwaltmigsgeriehts. 
4. Senat. Vom 30. Januar 1895. 

(BntMJk a. 0. V. 0. Bd. 17. a 1W.| 
Allg. PrMfi. L. R. Th. II, Tit 15, §§ I, 4. ZHttlid. Gm. v. I. Ai«. 1883, M 88, 57. 
VeräiMtorung wmI Vsrifgusi VM Lastf- uad NearttruMi. 

Nach der Bestimmung im § 4 Tit. 15 Th. n A. L.-R. ist der Staat 
besonders ermächtigt, die Land- und Heerstrassen, so, wie er es zum 
gemeinen Besten dienlich findet, zu verändern und zu verlegen. Diese 
durch die Landespolizeibehdrde ausznabende Befugniss des Staates ist 
auch durch keine Vorschrift an irgend eine Form gebunden. Es können 
dadurch die Landstrassen dnn^ andere Stitusen mit der Wirkung er^ 
setzt werden, dass die ersteren aufhören, Landstrassen zu sein. Daraus 
folgt weiter, dass damit auch die Cffentlich-reehtliche Verpflichtung des 
Fiskus zu ihrer Unterhaltung, wie sie durch ihre Einriclitung entstände», 
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so auch mit ilirer Beseitigung als Landstrasse wegfällt. Die bestimmte 
Vorschrift des § 4 a. a. 0. gewährt hiernach dem Staate das absolute 
Recht, die Landstrassen nach seinem Ermessen zu verlegen und es giebt 
keine Vorschrift, die dieses Recht etwa erst dann wirksam erscheinen 
lässt, wenn die Wegebaupflichtigen, die die Unterlialtung der Strasse 
bei forLdaiierndem Bedürfnisse als Kummuuikatiousweg übernehmen 
müssen, ihre Zustimmung erklärt haben. 



Kr» 187. BnfBdi. to Pnus. Olwmrwaltasgsseilchts. 

4. Senat. Vom 27. Februar 1895. 

fPrcMsi». ElseiiK Arch. 189«. Heft 1 S. l«7 — Entsrh il. 0 V 0 Bd 27 s 3«9 i 

Zutt&Dd. Gm. V. I. Ahi. 1883, § 56. VorausseUungen für eiMn Weg als eines 

öfTontMolMii. 

Die Eigenschaft eines Weges als eines Öffentlichen ergiebt sicli 
nicht noth wendig aus der thatsäcblichen, wenn auch langjährigen nnd 
nicht mit Erfolg gehinderten Benntaning eines Weges seitens des Pnbli- 
kams. Es mnss vielmehr hinzukommen, dass solche Benntanng unter 
Umständen erfolgt ist, die darauf schliessen lassen, dass der Weg 
unter — wenn auch stillschweigender — Zustimmung der rechtlich Be- 
theiligten (d. h. des Eigenthtimers, des Unterhaltungspflichtigen und der 
WegepolizeibehSrde) dem Öffentlichen Verkehre gewidmet ist. 



Nr. 188. Bevis. £utfich. des Reiehs-Versieheruugsamts. 

Vom 2. März 1895. 

[AML Nachr. d. B. T. A. Sondar^AMg. Y. Nr. 11. S. M7 2tlt 4M.] 

te Bsfriir ier ErwerfeemflUilikelt verbsmleM« Knuiklnil" «ealM S 1? Ab- 
etil 2 das tavalMItito- esi AlteravereMwniiivsflasetiaa. 

Deni 6( liiedsgericht kann ein Vurwuri daraus niclit gcmaclit werden, 
dass es annimmt , der Kläger habe seit Ende November 1892 bis zum 
Beginn seiner dauernden Invalidität am 1. Januar 1894 an einer mit 
Erwerbsunfähigkeit verbundenen, gemäss § 17 des aliditäts- nnd 
AJtersversicherungsgesetzes aiirechimngsfäliigen Krankheit gelitten. 
Allerdings liat der ärztliche Sachverständige sich gutachtlich dahin ge- 
äussert, dass der Kläger jedenfalls bis zum 12. August 1893 noch „zur 
Hälfte arbeitsfähig" gewesen sei. Hieraus braucht indessen nicht ge- 
folgert zu werden, dass bis dahin eine „mit Erwerbsuntaliigkeit ver- 
bundene Krankheit" iui gesetzlichen Sinne nicht vorgelegen habe. Die 
Versicherungsanstalt irrt, wenn sie zur Auslegung dieses letzteren Be- 
griffs dt II 9 Absatz 3 a. a. 0. heranzieht, wonach Erwerbsunfähig- 
keit erst dann uizn nehmen ist, wenn der Versicherte in Folge seines 

Kger, Ei8eDl>aliiur«clillkü«> UntBobeidanifen Jk.il. 81 
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körperlichen und geistigen Zostandes nicht mehr im Stande ist, dm-ch 
eine seinen Xrftften und Ffthiglceiten enteprechoide Lohnarbeit einen 
Betrag zn verdienen, welcher ungefähr einer Hindernng der Arbeite'- 
fähigkeit nm zwei Drittel entopricht. Diese Bestimmung hat nur für 
die Frage Bedeutung, ob der zur Gew&hrung einer Invalidenrente er- 
forderliche Grad von Erwerbsnnffthigkeit vorliegt, wogegen die Frage, 
ob eine Krankheit im Sinne des § 17 Absatz 2 des Invaliditftts- und 
Altersversichemugsgesetzes anznnehmen sei, unabhängig hiervon ledig- 
lich danach beantwortet werden mnss, ob ein anomaler pathologische 
Znstand — ein Znstand der Störung der normalen Körper- oder Geistes- 
heschaffeuheit — vorhanden war, welcher zum Zwecke der Heilung oder 
der Verhinderung einer Verschlimmemng die Einstellung vendcherungs- 
Pflichtiger l liätigkcit erforderte (zn vergleichen Bevisionsentscheidungen 
245 beziehungsweise 184 und 363, Amtliche Nachrichten des R. Y. A. 
J. und A. V, 1893 Seite 92 beziehungsweise 1892 Seite 46 und 1894 
Seite 132). Es ergiebt sich dies daraus, dass bei der Abfassung des 
§ 17 die entsprechenden Bestimmungen des Krankenversichernngsge- 
setzes vorbildlich gewesen sind und eine Heranziehung des § 9 Absatz 3 
a. a. 0. flkr die Auslegung des § 17 Absatz 2 a. a. 0. den gesetzge- 
benden Faktoren fem gelegen hat (zu vergleichen die in der erster- 
wähnten Bevisionsentscheidung angeführten Materialien). 

Im vorliegenden Falle Iftsst sich nach Lage der Akten sehr wohl 
annehmen, dass der leidende Znstand des Klägers die Femhaltnng von 
der Arbeit seit dem November 1892 zum Zwecke der Heilung und Ver- 
hütung weiterer Verschlechterung erforderte. Andererseits war aber 
auch die Hoffnung auf Besserung des Zustandes damals noch nicht derart 
ausgeschlossen, dass der vorübergehende Charakter desselben verneint 
werden m&sste (zu vergleichen Bevisionsentscheidung 273, Amtliche 
Nachrichten des B. V. A. J. u. A. V. 1893 Seite 123). Es kann deshalb 
die Anrechnung der fraglichen Zeit als Krankheit fftr die Daner eines 
Kalenderjahres bis zum Ende November 1893 — weder als offenbar 
aktenwiMg noch als rechtsirrthflmlich bezeichnet werden, und es hat 
demgemäss bei der Bentenbewilligung zu bewenden. 



Nr. 189. Entseh. des Kassati(mshofcs iu Turin. 

Vom 7. Marz 1895. 
UBHÜMbt. t d. tntomat. Blaeab. Tnaip. IV Mr. t 8w <a] 

Haft|rfll€kt für BesoMiillgmi riet Gift nach Aikiifl. 

Der Gerichtshof hat in dieser Entecheiduog ausgesprochen: 
Dass das am Tage der Ankunft des Guts auf der Bestimmungs- 
station vom Ehnpf&nger gestellte und von der Eisenbahn znräckgewiesene 
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Begehren der Auslieferung dieses Guts, die Haftptiiclit der Eiseubalin 
für Beschädigung oder Verderb, die aus der Natur des Guts resultieren 
uud während des weiteren Laf^erns desselben auf der Station einge- 
treten sind, dann nicht begründet, wenn gemäss den Bestimmungen und 
Tarifen, welche durch Gesetz vom 27. April 1885 anerkannt wurden, 
die Eisenbahn noch in nützlicher und reglementmässiger Frist die Aua- 
liefening vollzieht. 

Die Haftpflicht der Eisenbahn aus dem Frachtvertrage für Ver- 
derb und Beschädigung des Guts, sei es dass diese durch Nichtab- 
liefeiung oder aus irgend einer anderen Ursache entstanden sind, ist 
nicht durch das gemeine Becht, sondern durch das besondere Gesetz 
von 1885 geregelt. 

Ist daher die Eisenbahn nicht in Verzug, so können die Art. 1151 
and 1153 des Civil -Gesetzbuches nicht geltend gemacht und kann der 
Zengenbeweis dafür nicht zugelassen werden, dass die Eisenbahn 
zur Auslieferung des Guts aufgefordert worden ist nud dieselbe ver- 
weigert hat. 

Nr. 190. Entseh. des Kas^ationsholes in Turin. 
Vom 7. März ISi^.'). 

|^lt«^clir. f. \ iiitoniat. Enoiih Tratisp. IV Nr. 2 Ö. <Ä.] 

Verjährung der ReklanationsanspritolM. 

In dieser Entscheidung ist anagesproehen: 

Die Reklamation bei der SisenbalmTerwaltang, gemäss Art. 146 
der Tarifbestimmungen, kann allein die halbjfthrige Verjfthrnng der An- 
sprflche aus dem Frachtvertrage unterbrechen. 

Lediglich eine Zustellung, durch welche die Verwaltang, mit Bezug 
auf Art. 2125 des Civil -Gesetzbuches, in Verzug gesetzt wird, reicht 
zur Unterbrechung der Verjährung nicht aus und muss als wirkungs- 
los betrachtet werden. 

Der Gerichtshof ist bei dieser Entscheidung von der Erwägung 
ausgegangen, dass durch Anwendung der allgemeinen Bestimmung des 
Artikels 2125 des Civil- Gesetzbuches die Bestimmungen des Art. 146 
des Specialgesetzes beeinträchtigt würden und dieses Gesetz hieuach 
gar keine Existenzberechtigung hätte. Die Vorschrift^ dieses Gesetzes 
betreifen nicht die administrative Behandlung der Reklamationen, sondern 
die Begelnng der Veijähmngs-Ausnahme; sie sind im Hinblick auf die 
besonderen Erfordernisse des Eisenbahnbetriebs erlassen und haben 
daher einen Ausnahme*Cbarakter; sie sind strikten Rechts und kQnnen 
nicht toter Buchstabe bleiben. 
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Kr. 191. BeTis. Entoch. des Reichs -Versiclierungsaints« 

Vom Iii. März 1895. 

[Amtl. Nnobr« d. B. V. A xrt Nr. 4 ». 853 Zi0. 4M.] 
Wegfall der Invalidenrente gemäaa § 9 Absatz 2 des Invafidit'äts- und Altersver- 
sieberangsgeeetzes für die Zeit, in welcher der Rentenbewerber wegen UofalU Mf 
Kosten einer Bernfegenoatenechaft im Krankenhause verpflegt worden ist 

Die InvalifU'iircnte bat auch in denjenigen Zeiten — nach dem 
14. August 1893 — wegzufallen, in denen der Rentenberechtigte die 
Unfallrente deslialb nicht beziehen konnte, weil ihm nach den Be- 
stimmungen der Reichjjgesetze Uber ünfallvei*sip!ierung an Stelle der- 
selben zum Zwecke des Heilverfalirens freie Kur und Verpflegung in 
einem Krankenluuise gewährt worden ist (§ 7 des Dnfallversicherungs- 
gesetzes, § 8 des landwirthschaftliclien ünfallversicherungsgesetzes). 
Denn wenn der § 9 Absatz 2 iSatz 2 des Tnvaliditäts- und Altersver- 
sichenmgsgesetzes die Invalidenrente nur insoweit für begi'tindet erklärt, 
als nicht nach den Bestimmungen der Reichsgesetze über Unfallver- 
sicherung eine Rente zu leisten ist, so hat er damit otFeubar auch den- 
jenigen Fall umfassen wollen, in welchem die Berufsgenossenschaften 
etc. kraft gesetzlicher Ermächtigung nach ihrer Wahl eine andere 
gleicliwerthige Art der Fürsorge au die Stelle der geschaldeteu Unfall- 
rente treten lassen können. 



Nr» Entsch. des Landgerichts MUiichen I. 

Vom 15. M&rz 1895. 

H. 6. B. Art 402, 405. Verk. Ord. § 70. Wen der EMpliigar erkürt, eelne Ver- 
tragtraeMe eleht aaelbei ii wellen (AMialmevirweiiereei)^ se tritt ilie VerfUgeaie- 
reebt dee Abieidere wieder In velle Wirkeaakeli 

Unbestrittenerniassen liat A. in \V. am 18. Oktober 1893 die An 
iiahiiie einer an seine Adresse von H. in Z. aufgegebene und in W. am 
gleichen Tage eingetrotfenen Wagenladung Kohlen verweigert und die 
Güterexpedition W. noch an demselben Tage von dem Ablieferuugs- 
hindernisse nach Vorsclirift des § 70 Abs. 1 der Yerkehrsordnuiig i'iir 
die JMsenbahnen Deutscldands durch Telegramm und Schreiben den Ab- 
sender durch Vermitteluiig der \ ersandstation m Kenntniss gesetzt. 
Daäs dieses Verfahren seitens der üiiterexpedition W. ein vollständig 
korrektes* war, ist zugegeben; dagegen gelit die Klagspartei V(.in der 
Annahme aus, die genannte Güterexpedition sei verpflichtet gewesen, 
ihr am nächsten Tage, als sie ihre Weigeiung zuri'icknahm und sich 
zur Annahme des Wagens Kolden bereit erklärte, denselben herauszu- 
geben. Diese Ansicht geht fehl. 
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Zweek der erwähnten Benacluichtigiuig ist, nachdem nach den 
Grundsätzen des bflrgerlichen Rechts FrachtfOhrer nnd Frachtgut bis 
znr Ansliefemng des letzteren an den Empfänger der ansschliesslichen 
Verfftgung des Absenders unterworfen bleiben nnd bis dahin schlecht- 
hin Widerruf des letzteren statthaft ist, den Absender zu einer ander- 
weiten Disposition Uber das auf seine Wag und Gefahr und seine Kosten 
Ugerode Gut zu yeranlassen. Da somit Mangels der Voraossetznngen 
der Art. 402 nnd 405 des Handels-Gesetz-Buches nnd des § 64 Abs. 4 
der oben angezogenen Verkehrsordnung im gegebenen Falle wegen An- 
nahmeverweigemng des Adressaten vorerst noch der Absender allein 
die fireie Verfügung über das in W. lagerode Gut hatte, demgemäss 
beliebig anderweit darüber disponiren konnte, so war die Gttterezpedition 
W. in ihrem Hechte, wenn sie trotz der nunmehrigen Annahmebereit- 
willigkeit des Adressaten die Auslieferung des Wagens Kohlen bis zum 
Eintreffen der erholten Disposition des Absenders ablehnte ^ger, Eisen- 
bahnreehtt. Entseh. Bd. IV S. 412). 



193. Entsch. des Bemer Appell.- nnd Kassat^-Hofes. 

Vom 21. März 1895. 

IZeiUchr. d. Berner Jurist Vereins XXXII. Heft 1 S. 6t.) 

Elsenbahn-Haftpfliolii Körperverletzung zum Naokteil eines Reisenden durch 
EiiM«mM elMt Ftafers beim SeMlettM dar WagentMre diroh dea Keadiktaar. 



Der Kläger Jakob Schneeberger, Kammmacher in Lotzwyl, belangt 
die Eisenbahngesellschaft Langenthal-Hnttwyl auf Ersatz des Schadens, 
den er dadurch erlitten, dass ihm am 27. Dezember 1898 auf der 
Station Gntenbnrg beim Schliessen der WaggonthQre durch den Kon- 
dukteur der Daumen der rechten Hand eingeklemmt nnd heftig ge- 
quetscht worden sei. Mit Recht stätzt derselbe seinen Anspruch heute 
einzig auf das Bnndesgesetz vom 1. Juli 1875, betreifend die Haftpflicht 
der Eisenbahnen nnd DampfschiffsJirtsnnteraehmungen bei Tötungen und 
Verletzungen, denn neben der Berufung auf dieees Specialgesetz blieb 
fttr die Herbeiziehnng der in der KlagsbegrOndung ebenfalls ang^ 
rnfenen Art 62, 50 if. O.-R, kein Baum. Es fragt sich daher in erster 
Linie, ob der in Bede stehende Unfall beim Betriebe der Bahn im 
Sinne von Art. 2 leg. cit. sich ereignet habe. Dies ist zu bejahen und 
zwar mit Bäcksicht darauf, dass die Verletzung des Klägers auf die 
Baschheit znrfickznf&hren ist, mit welcher im EisenbahuTerkehr alle 
Bewegungen ausgeführt werden müssen und die es dem Personal nicht 
gestattet, seine dienstlichen Verrichtungen mit gemessener Buhe und 
ängstlicher Bttcksichtnahme auf Jeden einzelnen Beisenden zu besorgen. 



Varselaaag 
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Entseb. des Laadgeriefatfl Dwsden Tom 19. April 1896. 



In diesem Falle ist aber die Uattpflicbt der Beklagten ohne weiteres 
begründet« es sei denn, dass sie den Nachweis des Vorhandenseins emes 
der gesetzlichen Liberationsgrftnde zu erbringen vermöchte. Sie macht 
nun in der That geltend, dass der Unfall durch die eigene Schuld des 
ElAgers Temrsacht worden sei. Das Selbstversehulden des letztem 
\nrd darin erblickt, dass derselbe, anstatt einen der im Wagen ge- 
nügend vorhandenen Sitzplätze einzunehmen, wozu er hinreichend Zeit 
gehabt hätte, stehen geblieben sei und dabei das Geleise der Waggon- 
thftre erfasst habe. Es fehlt jedoch am Beweise dafür, dass dei* Kläger 
unnötiger Weise damit gezögert habe, sich zu setzen. Der einzige 
2jeuge, dessen bezügliche Aassagen auf unmittelbarer, sinnlicher Wahr- 
nehmung beruhen, Kondukteur Hermann Gosteli, weiss nur, dass Schnee- 
berger noch stand, als der Zeuge von hinten kommend, die vordere 
ThUre des betreffenden Wagens zudrückte und bei diesem Anlass den 
Daumen des Klägers einklemmte. Allerdings war nach Angabe des 
Zeugen der Zug damals bereits in Bewegung und war genügend Platz 
im Wagen und zwar überall, allein daraus kann noch keineswegs ge- 
folgert werden, dass der Kläger länger als nötig stehen geblieben sei, 
denn Gosteli bemerkt weiterhin, auf der Station Gutenburg sei znm 
Ein- und Aussteigen eine Haltezeit von einer Minute berechnet und es 
seien in den fraglichen Zug, der aus drei Personenwagen bestand, 10 
bis 12 Personen in Qutenbui'g eingestiegen. Noch weniger befremdend 
aber erscheint der Umstand, dass Schneeberger sich noch nicht gesetzt 
hatte, wenn man von den Zeugen Robert Trösch und Jakob Zangg ver- 
nimmt, dass der KliLger als der letzte in Gutenburg eingestiegen ist 
und von Zangg überdies erfährt, dass vor Schneeberger zwei Männer 
langsam einhergingen, wodurch dieser 70jährige Mann, dem ohnehin 
nicht zu grosse Eile zugemutet werden dürfte, noch etwas aufgehalten 
worden ist Bei dieser Sachlage erscheint aber die Annahme eines 
Selbstverschnldens des Klägers ausgeschlossen; denn in der Thatsache, 
dass Schneebetger das Thüigeleise momentan als Stützpunkt benutzte, 
um sich daran zu halten, kann an sich und ohne den Hinzutritt be- 
sonderer, gravierender Vemmständnngen ein solches nicht erblickt 
werden. Nach dem Gesagten ist der Beklagten der ihr obliegende JA- 
berationsbeweis nicht gelungen, und es stellt sich mithin die vorli^nde 
Klage als begründet dai*. 



Nr. 194« Entsoh. des Landgerlehts BresdeD« 

5. Civilkammer. Vom 19. April 1895. 

ISiidu. AfdilT f. Idrgerl. B«olii n. ProMst V, Haft m, B. SSt.} 

Hat eis Relsewier, dessss Fahrkarte des Aifdruek „für alle ZDgf* trtot* zur Be- 
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Mitnif fliM 0* (DuroliiBiiat-) Zoom ier K5il|llehN PrtHMisobM StaattaiMibilwM 

ehit Ptottkarto lo Wten? 

Die vom BondesraUie zur Aosfühmiig yon Art. 45 der Beichsver- 
fassnng erlassene Verkebrsordnung fflr die Eisenbahneii BeutBcb- 
lands Tom 15. NoTember 1892 hat zwar ebensowenig wie das dnrcb sie 
ersetzte Betriebs- Reglement ffir die Eisenbabnen Deutschlands vom 
11. Hai 1674 Anspruch auf Gesetzeskraft. Denn die Beicbagesetz- 
gebang wird dorcb den Bnndesrath und den Beicbstag ausgefibt 
(Art. 5 der R.V.), und das in Art. 7 Ziffer 2 der A.V. dem Bundesratb 
verliehene Verordnungsrecbt leidet auf die Ausftthmng der in Art. 45 
der R.y. dem Reiche gestellten Angabe keine Anwendung, solange 
und soweit sie nicht durch ein Beicbsgesets dem Bundesratb allein 
fibertragen ist, 

Tergl. Eger, die Verkebrsordnaug fttr die Eiseobahneu Dcutschlauds, in der Ein- 
leitung unter II B 1 (S. W) uml 4 i'S. 25); Laband. das Stautsieiht des 
deutscheu Reiches, 2. Aull. Bd. 1 S. 610 g 58 Anm. 5 und Bd. II S. 126 § 74 
unter 6; Entscheidungen des R.O.H.G.'s Bd. XIX S. 134 und des KQ.'a 
Bd. XY S. 16& 

Also würde ein Vertrag; dessen Inhalt mit den Bestimmungen der 
Verkehrsordnnug (z. B. in § 7 Abs. 3) in Widerspruch stflnde, trotz 
dieses Widerspruchs rechtliche Geltung haben. 

Aber die Bestimmungen der Verkehrsordnung kdnnen zum Inhalt 
des Vertrages erhoben werden und gelten dann aus diesem Grunde. 
Dies geschieht bei Verträgen der EisenbiJinen ttber die Beförderung 
von Gfitern ausdrücklich durch einen Vermerk im Erachtbriefe (vergl. 
die Anlage 0 zu § 52 der Verkehrsordnung, S. 1009 des R.G.B1.'b v. 
X 1892). Beim Abschluss von Verträge u über die Beförderung von 
Reisenden, also bei der LQsung von Fahrkarten, geschieht es zwar 
kaum jemals ausdrücklich, aber wohl ohne Ausnahme stillschweigend. 
Jeder Reisende weiss nämlich, dass die Eisenbahnverwaltungeu ihre 
Verträge über die Beförderung von Reisenden nicht anders als nach 
festen Satzungen abschliessen, von denen sie keine Ausnahmen zu 
Gunsten oder Lasten Einzelner machen, und er unterwirft sich diesen 
Satzungen, indem er eine Fahrkarte lOst, während er dies weiss (vergl. 
Eger a. a. 0. S. 75 zu § 12). Die nähere Kenntniss jener Satzungen 
ist hierbei ohne Belang. Jene Satzungen sind aber für Deutschland 
eben die Verkehrsordnung und die Tarife und Fahrpläne, auf welche 
sie (in 8§ 7, 11, 10) verweist und die also mit ihr zum Inhalt des Ver- 
trages erhoben werden. 

Die Eisenbahnfahrkarte ist nichts weiter als ein Beweis-» 
mittel für den Abschluss des Vertrages über die Beförderung des 
Reisenden und über einige wesentliche, nämlich insbesondere über die* 
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jenigen Theüe fleines Inhalta, deren Angabe sie nach § 12 der Veiv 
kehrsordnung rathalten mnss, sowie eine Quittung Uber den Fahr- 
preis (vergl. Eger a. a. O. S. 75 zn § 12). Sie schafft oder be- 
stimmt aber den Inhalt des Vertrages in keiner Bichtnng. 
Atto Vorschriften des allgemeinen bürgerlichen Rechts, nach denen es 
anders scheinen könnte, 

vwgl I. B. das AUg. LJL f. d. PmiM. StMtan I, 5 vstor I? 109—184 und 
dM BOB. t d. Egr. SmIww 881—887, 

greifen nicht Platz. Denn anch der Staatsflskns ist behn Betriebe 

einer Eisenbahn EanAnann, 

H.Q.B. Art 878 Zht 8; Entscheidiingeit d« KOMjQt.'b Bd. m S. 406 und 
d«a KQ:t Bd. ™n g. gss, 

der Abschlnss eines Vertrages Uber die Beförderung eines Beisenden 
also ein Handelsgeschäft, nnd in Handelssachen kommt das aUgoneine 
bfirgerliche Becht nach der Vorschrift in Art. 1 des H.G.B.*s nur in- 
soweit znr Anwendung, als das H.G.B. keine Bestimnungen enth&lt. 
Nach Art. 317 des H.G.B.'s ist aber die Giltigkeit der Vertrftge durch 
schriftliche Abfassung oder andere Förmlichkeiten nicht bedingt. Wenn 
die Kontrahenten gleichwohl eine Form verabredet oder beobachtet 
haben, so ist nach Art. 278 des H.G.B.*8 ihr Wille zu erforschen, ob 
diese Form ikber den Abschlnss und den Inhalt des Vertrages entscheiden 
oder aber nur ein Beweisniittel schaffen sollte (Entscheidungen des 
B.0.H.G.'8 Bd. VH S. 95), nnd es ist keine Vermnthnng für ersteres 
b^Undet, die obigen Ausfftfamngen Aber die Eigenart des Vertrages 
über die Beförderung eines Reisenden ergeben vielmehr letsteres. Denn 
die Fahrkarte, deren Lösung die Form des Vertragsabschlusses zn sein 
pflegt, enthllt nur wenige Bruchstücke vom Inhalt der Verkehrsoidnnng, 
der Tarife und der Fahrpläne, den die Kontrahenten zum Inhalt des 
Vertrages erheben wollen. Sie enthSlt nach § 12 der Verkehrsordnung 
nicht einmal immer den Fahrpreis und nicht nothwendig z. B* die 
Giltigkeitsdauer der Rttckfahrkarte, deren Aufdruck auch in Wirklicb- 
keit z. B. auf den 3 Tage lang giltigen Rttck&hrkarten der Königlich 
sächsischen Staatseisenbahnen nnterbldbt. Nun lassen sich wohl Griknde, 
z. B. der Einfachheit d^en, ans denen die Kontrahenten eine Ur- 
kunde als Beweismittel genflgen lassen, welche nur ehuge wesentliche 
Theile vom Inhalt des Vertrages enthfilt. Aber es wäre ganz ungo- 
wöhnlich, wenn eine so Iflckenhafte Urkunde wie die Fahrkarte den 
Inhalt des Vertrages in den wenigen Theilen, die sie von ihm enthält, 
schaffen und bestimmen sollte. — Ueberdies erfolgt der Abschlnss des 
Vertrages ttber die Bef Ördemng eines Reisenden mit der Eisenbahn nur 
gewöhnlich, aber keineswegs immer in der Form der Lösung einer Fahr- 
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karte. Denn nach § 21 der Verkehraordnuug kann ein Reisender, 
weleher ohne giltige Fährkarte betroffen wird, nur dann anagesetaEt 
werden, wenn er die sofortige Zahlung des Fahrpreises und des in 
Abs. 2 geordneten Znschlagea verweigert (Abs. 3). Er hat also 
mindestens dann, w^ er nnanfgefordert dem Schaffiier oder Zugführer 
meld^ dass er wegen Verspätung keine Fahrkarte habe lösen können, 
und zur sofortigen Zahlung des Fahrpreises and des Znsehlages bereit 
ist, ohne Lösung einer Fahrkarte ein Redit auf Beförderung, wenn 
auch zu höherem Fahrpreise (veigl. Eger a. a. 0. S. 100 zu § 21), 
erworben. Der Abschlnss des Vertrages erfolgt in diesem Falle mit 
jener Meldung des Beisenden und dem Nachweis seiner Bereitschaft 
zur sofortigen Zahlung, wenn er gefordert wird. Die Verabfolgung 
einer Fahrkarte und einer Znschlagskarte oder sonstigen Bescheinigung 
(Abs. 2) erfolgt wohl später (Eger, a. a. 0. S. 103 zu § 21) und kann 
somit nur bezwecken, dass dem Beisenden in Oestslt derselben ein Be^ 
weismittel beschafft werde, ffier tritt also die Eigenschaft der Fahr- 
karte als eines blossen Beweismittels klar hervor. — Endlich dient 
auch der Frachtbrief nach § 54 Abs. 3 der Verkehrsordnaug (und nach 
Art. 391 Abs. 1 des H.G.B.'s) nur als Beweis über den Frachtvertrag, 
obwohl er den Vermerk enthält, dass die Beförderung anf Onmd der 
Verkehrsordnung und der Tarife erfolge, welche anf die Sendung in 
Anwendung kommen und somit den vollständigen Inhalt des Vertrages 
erkennbar macht 

Wenn abei* die Fahrkarte nm* ein Beweismittel fär den Inhalt des 
Vertrages in einzelnen Bichtungen ist und diesen Inhalt nicht bestimmt, 
so gellt der Inhalt des Vertrages dem Inhalte der Fshrkarte vor, wenn 
beide einander widersprechen. Denn ein Beweismittel hat keine weitere 
Aufgabe, als die von einer Thatsache, wie z. B. vom Inhalte eines Ver- 
trages, Kunde zu geben, und es versagt seinen Dienst, wenn anderweit 
feststeht, dass diese Kunde falsch und der Inhalt des Vertrages ein 
anderer ist, als es besagt. 

Eine mit der Verkehrsordnnng zum Inhalt des Vertrages erhobene 
Tarifbestimmung ist auch die in den vorigen Thatbestand aufgenommene 
Bestimmung der Kgl. Preussischen Staatseisenbalinverwaltung zu § 17 
der Yerkehrsordnung über Durchgangszüge (Eger a. a. 0. S. 88 zu 
§ 17), nach weleher für die Fahrt in deren zweiter Classe eine Platz- 
karte zum Preise von 2 Mk. zu lösen ist. Die in ihr enthaltene Aus- 
nahme von der Vorschrift in § 17 Abs. 1 der Verkehrsordnung, dass 
einzelne bestimmte Plätze nicht verkauft werden, ist zulässig, weil die 
Durchgangsztige mit besonderen Einrichtungen versehen sind und be- 
sonders ausgestattete Wagen fühieu, wie aus jener Bestimmung her- 
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vorgeht und gerichtskandig ist. Aach ist die im Preise der Platskarte 
bestehende Tariferhöhuig nach § 7 Abs. 2 der Verkehrsordniuig in Kraft 
getreten« weil sie unstreitig länger als 6 Wochen, vor dem 6. April 1894 
TerjJfTentlicht war. 

Der Vertrag, welchen der Beklagte mit der Eisenbahn über seine 
Beförderung abschloss, indem er die Rückfahrkarte für die Strecke 
Halle-Mersebnrg Ktste, gab ihm also kein Becht auf seine Befdrderong 
in einem Darchgangszage ohne LOsnng einer Platzkaite, und auch der 
mit dem Inhalt des Vertrages in Widersprach stehende Aufdruck auf 
der Rückfahrkarte : «für alle ZQge* schuf ihm dieses Recht nicht. 

Zu demselben Ergebnisse würde man übrigens anch dann gelangen, 
wenn die Fahrkarte [trotz ihres Aufdrucks: „nicht übertragbar* (s. Tarif)] 
ein Inhaberpapier wftre (Eger a. a. 0. S. 76 zu § 12) and die Ver- 
pflichtung der Eisenbahn zur Beförderung des Reisenden auf die Fahr* 
karte nicht auf einem Vertrage, sondern auf der einseitigen Er- 
kl&rung ihres Verpflichtnngswillens in der Fahrkarte beruhte (vergl. 
die Motive zum I. Entwürfe eines B.G.B.*s f. d. Deutsche Reich Bd. II 
S. 695 zu § 685). 

Nr« 195. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

a. Strafsenat. Vom 20. Juni 1896. 

(Preuäs. Bisonb. Aich. 1S96. Ueft », 8. S46 ] 

Reichspostges. v. 28. Ootober I87f, || l, 2, 27. Die Seitens eines Speillttiira In 
elier SanMltestfavi «rftigte Ueberseaduii Mehrerer Pioketbegleltscheine an seinen 
Kerrespesdestea zim Zweoke der WetterbefSnlenms «n die Adremten eethllt eise 

Verletziif des PethnoRopoIe. 

Angeklagter betreibt unter der Bezeichnung Expresspacket?erkehr 
in L. ein Packetbeförderungsgeschäft, das der postalischen Packetbe- 
fCrdenmg thunlichst nachgebildet ist. Er steht mit einer grosseren 
Zahl gleichartiger, an den verschiedensten Orten Dentschlands und des 
Auskindes bestehender Geschäfte in Verbindung, sammelt hierorts ihm 
zur Beförderung aufgegebene Packete, versendet dieselben mit der Bahn 
an seine Korrespondenten, und diese vermitteln wiederum die Weiter- 
beförderung und Ablieferung der Packete an die Empfänger. In gleicher 
Weise empfängt er von seinen Korrespondenten Packete zur Weiter^ 
beffirdernng über L. hinaus oder zur Ablieferung derselben an hiesige 
Empfänger. Nach dem Vorbilde der Reichspost sind für diesen Packet- 
befdrderungsverkehr sogenannte Packetbegleitscheine in Uebung, wdche 
nach von den Annahmestellen der Packete hergestellten Formularen 
durch die Absender, vollkommen analog äea Postpacketadressen, aus- 
gefüllt, mit den Packeten zugleich eingeliefert und ebenso, wie die 



EuUcb. da DeuUcheu Jieicb^gericbtii vom 20. Juni 1895. 



316 



Packete selbst, an die Adressaten weiter befördert werden. Nm* er- 
folgt diese Adresseubeförderung nicht mit den Packeten vereiiiigt durch 
die Bahn, «ondern die Adressen werden, zu einer Kollektivsendung ver- 
einigt, mittelst verschlossenen Briefs durch die Post von einer Packet- 
befürdcrungsstelle der anderen zugeschickt. Gegenstand der vorliegenden 
Anschuldigung sind neun Stück solche Packetbegleitscheine, welche An- 
geklagter am 4. September 1894 mittelst l'raukirten Düppolbriefs durch 
die Post an seinen Korrespondenten, den Spediteur F. D. in M., zur 
Ablieferung an in M. wohnhafte Adressaten übersendet hat. Vier dieser 
Packete mit den dazu gehörigen Befrleitsclieinen waren dem Angeklagten 
von den Absendern uumittelbai' eingeliefert, die übrigen fünf rührten 
von answärtigen Absendern her und waren ihm durch Vermittlung 
seiner auswärtigen Korrespondenten tlieils (die Packete) durch die Bahn, 
theils (die Begleitscheine) durch die Post zugeganp^en. Während das 
Schöffengericht, wesentlich gestützt ant § 1 Abs. 3 des Postgesetzes 
vom 28. Oktober 1871 (R.-G.-Bl. S. 347) hierin eine Uebertretuiig des 
§ 27 a. a. 0. nicht ünden zu können glanbte, hat auf Berufung der 
Staatsanwaltschaft die Strafkammer den Angeklagten dieserhalb ver- 
urtheilt. Die angefochtene, letztbezeichnete Entscheidung beruht auf 
richtiger Anwendung des Gesetzes. 

Die Frage, wie Fälle zu beiu-theilen sind, in denen unverscUlosseue 
Briefe, sei es in Brietfnün. sei es in Packetfurm vereinigt und insge- 
samnit verschlossen. niiUelst der Post befördert werden, kann in keiner 
Weise ans dem iiu § 1 Alis, 3 a. a. 0. anfgestellten Prinzip beant- 
wortet werden. Hierfür kommen vielmehr weseutlich andere Gesichts- 
punkte in Frage. 

Der eine dersellien stützt sich auf den vum Keiclis<xericht wieder- 
holt anerkannten liechtssatz, ilass, insoweit es sieh lediglich um die 
auf zwei Personen begrenzte Kunespondenz handelt, dieselben durch 
das Postregal unbehindert sind, ihre Briefe, zu Sanimelseiiduugen ver- 
einigt, sei es in Briefform, sei es in Patketforni verschlossen, mittelst 
der Post einander zugehen zu lassen. Ein Ans])ruch der Post , dass 
ihr jeder derartige Brief gesondert zui* Beförderung übergeben werde, 
* besteht nicht. 

Eutscheidimgcn in Strafsachen Bd. 15. S. 328, Bd. 16, S. 284. 

Auf der anderen Seite muss anerkannt werden, dass das die Be- 
fürderung postz Wangspflichtiger Briefe ninfa.ssende Postmonopol sich 
nicht auf die Translokation der Briefsendungeii von einer Postanstalt 
zur anderen beschränkt, sinnkiii zugleicli aikii U.u-. Kiii.-ainmelu solcher 
Briefe an einem Ort, nnd die Abliefeiiii!- derselben an die Adressaten 
am Ankuultsori in sich schliesst. L/oiaus folgt, dass es einen ^traf-» 
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baren Eingriff in dieses dnreh die §§ 1, 27 des Postgesetases yom 
28. OIctober 1871 gesch&tzte Pestmonopol enthält, sobald sich Jemand 
gewerbsmässig mit dem Einsammeln nnd Abliefern derartiger an sich 
postzwangspflichtiger Briefe befasst, mag er im ttbrigen auch bebnft 
Translokation der Briefe von der Sammelstelle an die Verthettnngs* 
stelle sich ganz oder theilwelse der Post bedient haben. 

Entiolieidinigwi in 8tT»fsMb«n Bd. 18, S. 46; B4. 25, 8. 81. 

Zu besonderen Zweifeln geben die zwisdien beiden vorerwähnten 
Grundsätzen in der Mitte liegenden Formen heutigen Verkehrs Anlas», 
in denen unter Benutzung der Post zwei Korrespondmiten einander zu 
Eon Voluten vereinigte SchriftstQdce (Rechnungen, Belege, Handels- 
papiere n. dergl.) zusenden, diese SehriftstILcke auch dazu bestimmt 
sind, nicht im Gewahrsam der ersten Adressaten der EoUektivsendung 
zu verbleiben, sondern unter gewissen Modalitäten demnächst weiter 
bef((rdert zu werden und nunmehr entschieden werden soll, ob es sich 
nm den legalen Geschäftsverkehr zweier miteinander korrespondirender 
Personen oder nm die Etappen bezw. Zwischenträger einer versteckten 
Bef5rdemng postzwangspflichtiger Sendungen hand^elt. Der jetzt er- 
kennende Senat hat in seinem Urtheil vom 25. Mai 1895 gegen v. F. 
Bep. 1571/05') als wesentliches Eriterinm der Verletzung oder Nicht- 
verletznng des Postmonopols den Umstand erachtet, ob der erste Adressat 
einer solchen Gesammtsendung, bevor er die einzelnen Stäcke weiter 
befördert, an den letzteren eine geschäftlich oder rechtlich relevante 
Manipulation vornimmt, oder ob er ohne jede selbständige Gebahmng 
an oder mit denselben lediglich wie ein Bote mechanisch die Weiter- 
beförderung der einzelnen Stücke an die Adressaten bewirkt Trifft 
Jenes zu, wie beispielsweise bei der Uebersendung einer Partie Ur- 
kunden, Vollmachten, Wechsel, Frachtbriefe von einem Rechtsanwalt, 
einem Banquier, einem Kaufmann oder Spediteur an einen anderen 
Rechtsanwalt, Banquier, Spediteur u. s. w., so ist die Sache so anzu- 
sehen, als läge nur eine auf zwei Personen begrenzte Korrespondenz 
vor, und es kommt nicht darauf an, ob der erste Adressat der EoUektiv- 
sendung ans eigener Entschliessung und nach eigener Wahl demnächst 
Veranlassung findet, einzelne Papiere an seine Korrespondenten welter 
zu versenden. Ist dagegen der erste Adressat einer solchen Kollektiv- 
Sendung lediglich der Bote, mechanische Zwischenträger, Distribnteur 
oder dergleichen für den Gesammttransport^ ohne dass er selbst an dem, 
was mit dem einzelnen Stfick weiter geschieht, ein eigenes matetielles 
Interesse besitzt, so liegt die unerlaubte Veranstaltung eines Neben- 
postverkehrs vor. 

>) Vfligl. BiMiilialimechtL Ibitioli. ZU S. 281. 
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Mit Kecht hat die Voi in stanz die hier inkriminirten Packetbegleit- 
scheine der letztbezeiclineteu Kategorie strafbarer Beförderung post- 
zwangspflichtiger Briefe zuj^ezählt. Diese Begleitscheine haben mit 
eigentlichen Frachtbriefen nichts zu thun, noch auch haben sie sonst 
irgend eine selbständige urkundliche Bedeutung. Sie sind offensichtlich 
im Wettbewerb mit der postalischen Packetbeförderung den Postpacket- 
adressen, an die sich das Publikum einmal gewöhnt hat, nachgebildet 
und enthalten, wie diese, eine einfache, das Packet begleitende, vom 
Absender ausgehende, für den Empfanger bestimmte Notiz, durch welche 
der letztere auf die Packetsendung aufmerksam f^emacht wird. Genau, 
wie bei den Postpacketadressen, dient der vom Begleitschein trennbare 
Kupon dazu, in den Händen des Adressaten zu bleiben, während der 
übrig bleibende Theil des Scheins mit der Empfangsquittung dos 
Empfängers an die Packetbeförderungsanstalt zurückwandert. Dass die 
Rückseite des vom Adressaten abzutrennenden Kupons, welche bei den 
Postpacketadressen zu beliebigen Mittheiluugen benutzt werden kann, 
in den vorliegenden Begleitscheinen durch gedruckte Reklamen ausge- 
füllt ist, bedingt keinen wesentlichen Unterscliied. Thatsächlich un- 
möglich sind derartig nebenhergehende Mittheilungen auch auf den Kupons 
der Begleitscheine nicht. Und ebenso bedeutungslos erscheint die Frage, 
ob und welche Gerechtsame dem Packetempfänger zustehen würden, 
falls ihm mit dem Packet der Begleitschein niclit mit ausgeautwortet 
würde. Entscheidend ist vielmehr der Umstand, das die fraglichen Be- 
gleitscheine an sich ausschliesslich briefliche Mittheilungen der Packet- 
absender an die Packetempfänger darstellen, dass diese Briefe thatsäch- 
lich und rechtlich für die Packetbefürderer in keiner Beziehung irgend 
eine Unterlage einer geschäftlichen Transaktion al^geben, dass sie viel- 
mehr lediglich durcli die Hände dieser Beförderer trausitiren, und dass 
deshalb die ein (lanzes bildende Beförderungsthätigkeit der fraglichen 
Begleitscheine zwischen Absendern und Empfängern eine verbotswidrige 
Briefbefürderuug darstellt. 

Nr« 196. Entseh. des Bentsehea Belehsgeriehto. 
1. Straf-Senftt. Vom 27. Juni 1895. 

IBatwh. dM BAl«bflgw. in Stoaft. Bd.17. &B»t.) 

2i 4m Beoriire „Mtttotlmi** In f IfS des floMtxM vom I. Jaol 1891, boMoid Ab- 

tadcnwi der fiewertotnlmii. 

Die Revision rügt mit Recht, dass der erste Richter von einer 
rechtsirrigen Auslegung des Ausdruckes „ Selbstkosten im § 115 des 
Gesetzes vom 1. Juni 1891. betreti'end Abänderung der Gewerbeordnung 
ausgegangen sei, da er hierunter nur den Einkaufspreis und die un- 
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mittelbar mit der Anschaffung von Waren verbundenen baren Aufwen» 
dangen verstandpn habe. 

Nach § 115 a. a. O. ist es den Gewerbetreibenden gestattet, den 
Arbeitern Lebensmittel im die Aiischaffungskosteu, Feuerung, Be- 
leiuhtung etc. sowie Werkzeuge und Stoffe zu den ihnen übertragenen 
Arbeilen für den Betrag der durchschnittlichen Selbstkosten nnter 
Anrechnung bei der J^ohiixrtlihiug zu verabreichen. Aus der Wahl der 
verschiedenen Ausdrücke „ Anschafiunr^s- " und ^ Selbstkosten " ist nun 
schon zu entnehmen, dass der Gesetzgeber mit den letzteren etwas 
anderes gemeint hat. als mit den ersteren. Die Anschaffungskosten 
setzen sich unzweifellialL /:ii>aiiimeu aus dem Einkaufspreise und den 
für die Übersendung der Waren gemachten Autwendungen. Es er- 
scheint deshalb die Annahme gerechtfertifrt , dass nicht lediglich diese 
Beträge als Selbstkosten betrachtet werden sollen. In den Motiven zu 
§ llö des Entwurfes ist denn auch gesagt: 

„Der Begriff der Sell)stko5;ten. über weklien hinaus eine An- 
rechnung bei der Lohu/ahluuL; künftig nicht erfolgen soll, deckt 
sich nicht mit dem Begriffe der Auschatfungskosten, sondern enthält 
auch die Kosten der Ijagernng, Versicherung und sonstigen Unter- 
haltung, sowie auch die autgelaufenen Zinsen der Anschaffungs- 
kosten." 

Bei den Verhandlungen tiber den Gesetzentwurf — im Reichstage 
und in der Kommission desselben — ist zwar mehrfach die Schwierig- 
keit der Berechnung der Selbstkosten hervorgehoben. Es ist indess der 
in den Mcttiven niedergelegten Ansicht der Regierung, was darunter zu 
verstellen sei, nicht widei*sprochen worden. Die gesetzgebenden Fak- 
toren haben daher die Auffassung der Regierung adoptiert und derselben 
im Gesetze durch die Festsetzung, dass bei Lebensmitteln nur die An- 
schaffungskosten, bei den Werkzeugen und Stötten für die den Arbeitern 
übertragenen Arbeiten die Selbstkosten berechnet werden können, Aus- 
druck gegeben. 

Ks entspricht auch dem Sprachgebrauche, die Beträge für Auf- 
bewahrung und Unterhaltung der Waren, sowie die aiilgt-lauteuen Zinsen 
der Anschaffungskosten zu den Selbstkusteu zu rechnen, wie ja auch der 
Kaufmann diese Beträge bei Berechnung der Selbstkosten nach der 
Feststellung des Gewichts beiiicksichtigt. 

Das Gesetz will allerdings den Arbeiter vor Benachteiligung durch 
den Arbeitgeber schützen, und letzterem soll auch nicht gestattet sein, 
durch die Überlassung der notwendigen Werkzeuge und Stoffe an die 
Arbeiter einen Gewinn zu erzielen. Dieser Zweck wird aber auch er- 
reicht, wenn der Arbeitgeber nur da.H in Rechnung stellen dai*f» was 
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ihm die Sacben dnrch&chnittlich gekostet haben, da er dann einen Ge- 
winn nicht erlangt nnd die Arbeiter nicht so hohe Beträge werden 
anfzuwenden habeu, als wenn sie sich die Sachen im einzelnen be- 
schalTen. Denn diese mfissten sie dann Ton einem Detaüttsten erwerben, 
welcher dieselben Beträge berechnet nnd ansserdem noch einen Prozent- 
satz* aJs Oeschftftsgewinn den Änachaffiingskosten zuschlägt . . . 



Kr. 197. Entsch. der K5nlgL Ungar. Kurie. 

Vom 3. Jnli 1895. 

(Owterr.Biamb. V«roida.BI.IZ. Kr.tl. a.46M 
Hafliuip der EltMbahsen fir die derob Finlieiiilag länge den Belinkärper eitetaedenei 

Feeereohlden. 

In Folge des Ausspr&hetis von Fanken ans der Lokomotive eines 
Personenzuges der könlgl. Ungar. Staatsbahnen wnrden mehrere in der 
Entfernung von 75—81 Meter vom Bahnkörper liegende Garben Ge- 
treide dadorch eingeäschert, dass die unweit des Bahnkörpers befind- 
lichen Stoppeln nebst dem dürren Unkraut Feuer gefangen und dasselbe 
weiter verbreitet hatten. 

Der Klage des Beschädigten auf Schadenersatz wurde in dem von 
ihm durch Zeugen und Sachverständige erwiesenen Betrage im vollen 
Umfange von der ersten Instanz stattgegeben nnd die Bahnverwaltung 
Qberdies zum Ersatz aller Kosten verurtheilt, welche dem Kläger durch 
Beweismittel verursacht wurden. Die Einwendung der Bahndireetion, 
dass gemäss §§ 16 nnd 20 des G.-Art. XLI ex 1881 (Expropriations- 
gesetz) der Fenerrayon fOr brennbare Gegenstände mit 60 Meter be- 
stimmt erscheint, daher die Bahn für die darüber hinaus liegenden in 
Brand gerathenen Gegenstände nicht haften könne, wurde von diesem 
Gerichte ebensowenig, wie die weitere Einwendung berücksichtigt, dass 
die fraglicliü Lokomotive mit einem vollkommenen Funkenfänger ver- 
sehen war. Das Erstgericht beschränkte sich auf die einfache Moti- 
vimng, dass diese Apparate gemäss der Expertise den Fnnkenflug nur 
müdern, aber nicht ganz aufheben können, daher dem keinerlei Ver- 
schulden treffenden Kläger die volle Schadloshaltung gebührt. 

Die köuigl. Tafel in Budapest hob dagegen mit Urtheil vom 27. No- 
vember 1894, Z. 11.686 das erstgerichtliche Erkenntniss unter gänzlicher 
Abweisung des Klägers auf. In der Motivirung desselben wird ausge- 
gefiihrt, dass der Funkenfänger nach dem Ausspruche der Experten 
allen technischen Erfordeniissen entsprach ; daher, wenn von einem Ver- 
schulden diesfalls überhaupt die Hede sein kann, ein solches den Kläger 
und nicht die Bahn treffe, weil diese für Brandschäden nicht haftbar ist. 
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die in einer Entfernung von über 60 Keter binaOB durch FnnkeollQK 
yerurBadit wurden, vfthrend der Kläger sein Gtetreide mcht lAtte in der 
N&he Ton dürrem, leicht entzündlichem Ünkrant belaseen, oder dasselbe 
wenigstens hätte entfernen sollen. Endlich haben auch Seitens der Bahn 
alle scmstigen SicherheitsvorlLehruDgen stattgefhnden und ihre herbei- 
geeilten Wächter sich auch bemüht, dem Brande möglichst Einhalt 
zu thnn. 

Die königl. Kurie hat jedoch mit Entscheidung 7om 3. Juli 1895, 
Z. 1598, dieses obergerichtliche tJrtheil angehoben und das der ersten 
Instanz mit der weiteren Motivirung bestätigt, dass die gesetzliche Be- 
stimmung des Feuerrayons von 60 Metern sich nur auf das Verbot der 
Errichtuug von Tennen zur Untei'bringung von Heu, Stroh und Getreide 
innerhalb dieses Bayons beschränkt, die Verantwortlichkeit der Bahn 
aber für den weiter hinaus durch Fnnkeniiug der Lokomotive entstan- 
denen Schaden nicht ausschliesst. Endlich hätte' auch die Bahn selbst 
in Erwägung der Unvollkommenheit der Funkenfänger überhaupt, da 
diese den Fnnkenflug noch immer ermöglichen, durch ihre Leute das 
leicht entzündliche dürre Unkraut vom Bahnkörper entfernen lassen 
sollen. Nachdem der Schaden allein durch die Lokomotive der Bahn 
verursacht wurde, so hat letztere auch für denselben zu haften. 



Nr. 198. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 
3. Straf-Senat. Vom 28. September 1895. 

tBntMh. dei ltolobm«r, i. Straft. Bln. 8.n6.] 

AswBStoi ist 1 330 8t fi. B.*s auf «iitn Varttstt wMer die «IlgMiSlsM Reialii 4er 
Bsukinrt, weiehar sttkt la KaitlraktlMMfriiisni battabi Et gaROgt ÜafWtf für die Ba- 

waimar alsaa Haoaas. 

Der Angektogte hatte den Neubau eines Hauses zu H. geleitet, und 
wird vom landgerichtlichen Urteile festgestellt, es sei ein grober Ver- 
stoss gegen die allgemefaien Begeln der Baukunst, welche auch die 
Regeln der hygienischen Wissenschaft zu beobachten habe, wenn die 
Putzarbeiten begonnen würden, ehe der Lehmschlag völlig ausgetrocknet 
sei. Gegen diese Kegel habe der Angeklagte gefehlt, infolgedavon sei 
das Haus in erheblichem Umfange vom Hausschwamm durchseucht und 
dadurch Gefahr für Leben und Gesundheit der Hausbewohner vemr- 
sacht, insofern durch die Schwanunbildung eine Feuchti^eit in der 
Wohnung hervorgerufen werde, welche eine Entstehnng von Krankheiten 
veranlasse. Lisbesondere könnten auch bei einer so fortgeschrittenen 
Schwammbildung, wie im vorliegenden Falle, Schwammsporen in den 
menschlichen Körper gelangen und hier geAhrliche Erkrankungen, sogar 
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den Tod verursachen. Eine Gefahr fttr die Hausbewohner erfülle den 
Thatbestand des Gesetzes, eine gemeine Gefahr im Sinne der §§ 312 
bis 314 8t. G. B.'s sei nicht Voraussetzung der Strafbestimmung. Die 
Revision bestreitet die Anwendbarkeit des § 330 St» G. B/s auf diesen 
Thatbestand. 

Die Revision wurde verworfen aus folgenden 

Gründen: 

Die Anwendung . . . der materiellen Vorschriften des § 330 St. 
G. B.s auf einen Fall der vorliegenden Art unterliegt keinem rechtlichen 
Bedenken. Den Ausführungen des ersten Richters dahin, dass nicht 
bloss Mängel in der technischen Konstruktion, sondern auch Ver- 
stösse wider die allgemeinen Regeln der Baukunst, welche nach hygie- 
nischen Rücksichten eine Gefährdung Anderer herbeiführen, unter das 
Gesetz zu stellen sind, wird vielmelir beigepflichtet werden können. Die 
Bestimmung des § 202 preuss. 8t. G. B.'s, aus welcher der § 330 her- 
vorgegangen ist, stellt in der hier fraglichen Beziehung, ebenso wie 
das jetzt geltende Gesetz die allgemeine Bedingung auf, dass Gefahr 
für Andere entstehe. Es liegt kein Grund vor, den Begriflf der Gefahr 
auf die Befürchtung der Schädigung durch äussere mechanische Ein- 
wirkung infolge mangelhafter technischer Konstruktion zu beschränken. 
Eher möchte der Zusammenhang jenes § 202 in dem die Körperverletzung 
behandelnden Titel des preussischen Strafgesetzbuches darauf hindeuten, 
dass auch die Gefahr sonstiger Gesundheitsschädigungen vom Gesetz- 
geber mit ins Auge gefasst sei. Gegen eine einschränkende Auffassung 
spricht auch der der Strafbestinunong za Grande liegende gesetz« 
geberische Gedanke, 

Motive zum (2.) Entwürfe eines Strafgesetzbuches für den Nord« 

deutschen Bund zum 17. Abschnitt, 
dass nämlich im ufFentlichen Interesse der Gefahr entgegengetreten 
werden soll, welche für Gesundheit und Leben Anderer leicht dadurch 
entstehe, dass der Bau ohne die hierzu erforderliche Kenntniss unter- 
nommen werde. Diese Gefahr liegt aber nicht minder vor in Bezug auf 
mögliche Erregung innerer Krankheiten als bezüglich äusserer dyna- 
mischer Einwirkungen auf andere Personen, und fehlt es daher an 
einem Anlass, zwischen den verschiedenen Arten der Gefahr zu unter- 
scheiden. Selbstverständliche Voraussetzung muss es überall nur bleiben, 
dass die Gefahr durch Verletzung der allgemein anerkannten Regeln 
der Baukunst herbeigeschafft wird. Ob diese Voraussetzung vorliegt, 
wird von der thatsächlichen Feststellung des einzelnen Falles abhängen, 
welche dem Vorstehenden nach in bejahendem Sinne erfolgen konnte, 
wenn nur die Infektion des Qebäodes mit Hansschwamm als Ursache 
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möglicher Erreguug von Kiankheitserscheinungea bei den Bewohneni 
festgestellt wurde, ohne dass die Vorinstanz genötigt war. in die fernere 
Erwägung darüber einzutreten, ob nicht durch eine weitgehende Ver- 
breitung des Hausschwanmies aurli das Holzwerk des Gebäudes mehr 
oder weniger der Gefahr der Zersitürung ausgesetzt und damit die 
StAbiiität des Hauses selbst in Frage gestellt war. 

Aus der ietzigeu btelluug des § 330 im Abschnitte des Strafgesetz- 
buches über genieingefährliclie Verbrechen und Ver^^elieii lässt sich eine 
einschränkende Auslegung nach anderer Richtung ebenfalls nicht her- 
leiten. Die lR)ertragnng der Strafvorschrift aus dem Abschnitte über 
Körperverletzungen, dein sie im pifussischen Strafgesetzbnelie als § 202 
und im ei*sten Entwürfe eines Stiatj^eselzbuches für den Norddentsehen 
Bund als § 204 angehürte, in den Abschnitt, betreffend c^em mml!! taln - 
liehe Verbrechen und Vergehen, hat nach den Motiven zum Kntwurte 2 
mit Rücksicht darauf stattgefunden, dass Fahrlässigkeiten dieser Art 
nicht bestiunute Personen treffen, sondern v'mr seiueiiie Gefahr mit sich 
führen. Dtu- l'mstellung liegen deniuach lediglich in der Systematik 
des Gesetzes wurzelnde Zweckmässigkeit srücksichten zu Grunde, welclie 
eine restriktive Tendenz in materieller Hcziehung nicht erkennen lassen. 
Es geuiigte somit dem Wortlaute des (Jesetzes entsprecliend , dass nur 
eine tahr fiir das Leben oder die Gesundheit der Bewohner des 
infizierten Hauses festgestellt wurde. 



Nr. 199. Eniscb. des Dentschen Reichsgerichts. 
3. Straf-Senat. Vom 10. Oktober 1895. 

IBntsch. des Retrhsgar. 1. 8tnf^. Bd. 97, S. trs] 
Inwieweit kann bei der Verbringung von Branntwein ohne Entrichtung der Virbrauchs- 
abgabe in ein zur Aufnahme von Branntwein bestimmtes Lagar die dem „Warenführer" 
obliegende Verantwortliohkeit für Verschlussverletzungen auch dann noch als fort- 
dauernd gelten, wenn Im Eisenbahnverkehre der Branntwein an den Empfänger de$ 
Transportes übergehen ist, die Versenriungsschcinc der Steuerbehörde zugegangen 
sind unil der Empfanger ieitiglich mit der Vorführung der Ware vor die Steuer- 
beiiorde behufä SchluäsabfiTtigung befasst gewesen Ist? Branntwelnsteuergesetz vom 
_ , 24. Jeni 1887 §§ 26. 34. 36 (R.G.BI. S. 253). 

Auf dem Bahnhofe in Halberstadt langten am 9 Ai)ril 1894 melirere 
mit Spiritus beladeue, au die dorti^,'e Firma ^]iranntweinreiniguti«?s- 
austalt D. G. und Z." als Eiupfäugerin adressierte "Wacen an. Dieser, 
der Veibrauchsabg:abe nnteilip'jfude Spiritus war uutei- auitlirhem Ver- 
schluss und unter Aussteliuug des von deu Ausluhruu^.slx'stimmuugen 
des Bundesrates vom 24. Juni 1887 vorgeschriebenen Versendongs- 
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Scheines X versendet and hatte danach die Stenerabfertigong in Halber- 
stadt an erfolgen. Die letalere erfolgte herkömmlich in der Weise» 
dass die fttr die Finna D. G. n. Z. bestimmten Eisenbahnwagen anf 
eine der Beinignngsanstalt znnftchat gelegene Drehscheibe geschoben, 
die Warenempf&ngerin nnter lütteflnng der Frachtbriefe hiervon be* 
nachricfatigt, die stenerlichen Begleit- beaw. Versendungsscheine von 
der Eisenbahn nnmittelbar der innerhalb der Beinignngsanstalt selbst 
befindlichen Stenerabfertigungsstelle übersendet und sodann die Wagen 
mittels eines direkt von der Alkalischen Drehscheibe in die Räume der 
Reinigungsanstalt führenden Stranges durch Bedienstete der letzteren 
weiter gerollt wurden. Hier wurden die Wagen an einer hierffbr he* 
stimmten Rampe, auf welcher sich zugleich die Steuerabfertigungsstelle 
befindet, entladen, und durften die Fässer Spiritus bis zur Schlussab* 
f ertigung, die sich nach lif assgabe der sonstigen steueramtlichen Dienst* 
geschäfte gelegentlich verzögerte, von dieser Rampe nicht entfernt 
werden. Bei der Steuerabfertigung solcher vom 7.^9. April 1894 auf 
der fraglichen Rampe lagernder Spiritusfässer ist an einem derselben 
eine Yerschlussverletzung und eine Fehlmenge von 48 Litern reinen 
Alkohols festgestellt worden. Der Angeklagte, Lagerverwalter der 
Firma D. G. u. Z., auf dessen Anordnung das verletzte Fass vom Bahn- 
hofe nach der Rampe i^i der oben geschilderten Weise transportiert 
worden war, ist von der Yerwaltungsbörde als ,,letzter Warenftthrer" 
m Gemässheit der §§ 26, 34, B6 des Branntweinsteuergesetzes vom 
Nr. 6 raa und V der Vorläufigen Besthnraungen des Bundes- 
rates voiii 27. September 1887, §§ 44, 46, 58, 151 des Vereinszollgesetzes 
vom 1. Juli 1869, § 31 des Begleitscheinregulatives vom — ^„nTir^ 
für die konstatierte Verscblussverletzung strafrechtlich in Anspruch ge- 
nommen worden. Das angefochtene Urteil hat auf Freisprechung von 
der Anschuldigung erkannt, indem es die Eigenschaft des Angeklagten 
als „letzten Warenführers" im Sinne Begleitscheinregulatives ver- 
neint, vielmehr die Eisenbahn als „letzten Warpnführer" und schon die 
Gestellung der Wagen auf die Drehscheibe in Verbindung rait der 
Ablieferung der steiieiiiclien Begleitscheine I au die Steuer- 
behörde als tUe den Warentransport beendigende „Gestellung" zur 
„Schlussabfertigung** ansieht. Dieser Auffassung konnte nicht beige- 
pflichtet werden. 

Es handelt sich nicht um die nachträgliche Zollentrichtung bezw. 
ZoUabfertigung einer vom Auslande importierten eingangszoll- 
pflichtigen Ware am Bestimmungsorte und um die für einen der- 
artigen Warentransport notwendigen Zollkontrollen, sondern um den 
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t}l>ergang Terbranchsabgabepflichtigen, nnter steoerlicher Kontrolle 
stehenden Branntweines in den inl&ndiscben Verkehr bezw. in eine 
Beinigungsanstalt, nnd am die fttr solche inländischen Verkehrsver- 
hältnisse notwendigen StenerkontroOen nach Hassgabe der §§3, 11 des 

Branntweiustoiier<]fesetzes vom ^^^H^j^- Indern »lor niuulesrat in den 
unter dem 27. bepiember 1887 von ilnn filasseiieii „Vuiiiiuligen Be- 
stimmungen zur Ausfniunne- des Itcichsgesetzes vom 24. Juni 1887* 
unter Nr. 6 Illa mit gesetzgebeuder Kraft verorducle: 

^wenn Branntwein ohne Entricittung der Verbrauclisabgabe in ein 
zur Aufnahme von Branntwein bestimmtes Lager verbracht . . . 
werden soll, so ist rechtzeitig . . . die Ausfertigung eines Ver- 
sendungsscheines I fUr auvorstenerten Branntwein zu bean- 
tragen' 

und fttr Form, Inhalt und Wirkung dieser „Versendungsscheine I" die 
zollamtlicben „Begleitscheine P sowie das diese letzteren betreffende 

Begldtscheinregnlativ vom ""-^^id^ fttr massgebend erklftrte (V a. 
a. O.), ist dadurch unzweideutig znm Ausdrucke gebracht worden, dass 
fttr den inlllndischen Verkehr mit steuerpflichtigem Branntwein nnd f&r 
die damit zusammenhängenden steuerlichen Kontrollen die Begriffe des 
Warentransportes und der Warenfßhrnng eine wesentliche Erweiterung 
erfahren haben, kn die Stelle der „Zuftthrung" eingangszollptlichtiger 
Waren von der Zollgrenze nach dem inl&ndischen Bestimmungsorte durch 
einen fttr die Erhaltung des amtlichen Verschlosses verantwortlichen 
Warenftthrer und deren Gestellung zur Schlussabfertigung vor das in- 
l&ndisehe Zollamt des Bestimmungsortes tritt fttr den fnliUidtohen 
Branntweinverkehr der einfache Begiiff der „Verbringuug" noch un- 
versteuerten Branntweines „in ein zur Aufnahme von Branntwein be- 
stimmtes Lager.*^ Es liegt auf der Hand, dass für eine derartige 
Transaktion, welche unter Umständen ohne wesentliche Ortsverftnderung 
zwischen zwei benachbarten Etablissements desselben Ortes mCgllch 
ist, die Begriffe des „Transportes", des „1 rachtgeschäftes**, der „Fracht- 
ftthruug" bedeutungslos werden oder doch nur noch analoge Anwendung 
gestatten. Die fttr diese Transaktionen aus dem Versendnngsscheine I 
resnltierende Verantwortlichkeit des „Warenftthrers*^ nach Massgabe 
des g 44 Abs. 2 V.Z.6.*s und § 31 des Beglcitscheinregulativs kann 
dann allerdings nur in der Haftbarkeit des Wareninhabers fttr intakte 
Gestellung des unter amtüdiem Verschluss befindlichen steuerpflichtigen 
Branntweines zur Steuerabfertigung bestehen. Sie muss davon unab^ 
hängig sein, ob der zu solcher Gestellung verpflichtete Inhaber des 
Branntweines Transporteur oder im kaufmännischen Sinne — Em- 
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pfänger den Braiiutweines ist, und sie innss fortdauern, bis die Scbluss- 
abfertigung abseilen der Steueibehiirdo erfolgt ist. In dieser Be- 
^enzung war den Ausfülirimgeu im Urteile des I. Strafsenats vom 
26. Febniar 1891, 

Eiitsch. des K.ü. ä iu Strafe. Bd. 21 iNr. 128, 
beizupflichten. 

Hiervon ausgehend, verlieren die von der Voriustanz gegen die 
Haftbarkeit des Angeklagten geltend gemachten Bedenken ihr Gewicht. 
Der Angeklagte hat die Branntweinfässer von der Eisenbahn über- 
nommen, um sie iu das von ihm venvaltete Lager zu „ verbringen". 
Diese „Verbringung'* konnte erst nach erfolgter Steuerabfertigimg er- 
folgen, und erst mit dieser Steuerabfertigung endete sowohl die „Ver- 
bringungs"thätigkeit bezw. „ Warenftthrung " des Angeklagten, wie dessen 
Haftbarkeit aus dem Versendungsschein I. Dass der letztere ihm nicht 
gleichzeitig mit dem Versendungsscheingute von der Eisenbahn tiber- 
geben worden war, ist gleichgültig. 

Vgl. Bntaeh. d«i B.Q.*i in Straft. Bd. 12 8. 11. 
Es war seine Sache, wenn er ohne Einsiebt des VersendmigsseheiDes 
die Haftbarkeit für die nnTeränderte Beschaffenhdt des Branntweines 
abiebnen wollte, die Annahme der Ware ohne gleichzeitige Übergabe 
des Versendnngsscheines zxl verweigern. Uit der Annahme der Ladung 
unversteuerten Branntweines von der Eisenbahn Qbemahm er die Bolle 
des g Warenfahrers * im Sinne des Branntweinstenergesetxes und die 
damit zusammenhängende Verantwortliehkeit für unverletzte Erhaltung 
des amtliehen Verschlusses. Er haftete strafrechtlich ans % 26 des 
Branntweinsteneiigesetzes vom 24. Juni 1887 für die festgestellte Ver- 
schlussverletzung und die hierin enthaltene Ordnungswidrigkeit. 



Nr, 200. l-'ntsch. des Deutschen Ueichs&rerichts. 
1. IStrat-Senat. Vom 10. Oktober 1895. 

[Kntsoh. rtcM RrlolisKor. i. Strals. H<1, 2", S. 377.' 

Enthält der § 62 der Betriebsordnung für die Haupteisenbahnen Deutschlands vom 
5. iuli lSä2 (R.G.BI S 691) eine polizeiliche Bestimmung im Sinne des § ä Aba. 2 
des Gesetzes vom 9. iuni iÖÖ4 (R.G.BI. S. 6)? 
Dar Ani^eklagte hat als ]ralir<?fist die Ei.senbahn benutzt und in 
den l'ersoiieii wagen eine« Handkott'er mitgenommen, in welcliem sich 
ein Packet niit Dynamit befand. Er i.st dieseihalb unter der AnnahniH. 
ddüü er der Bestimmung des § 62 der Betnebnonlnung für die HaiipL- 
eisenbahnen Deutschlands vom b. Juli 1892 zuwider gelmndelt habe, 
diese Vorschrift aber eine polizeiliche Bestimmung im Sinne des § 9 
Abs. 2 des Gesetzen vom 9. Juni 1884 enthalte, auf Ürund dieses Ge> 
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setzes zu Strafe verurteilt worden. Die Revision lüilt die AniKihuic, 
(lass der § 62 a. a. 0. eine polizeiliche Bestimmuüg im Siimo des 
Spreii.<,'stuffgesetze8 enthalte, für rechtsirrig. 

Das lieicbsgericht hat dieseihe verworfen aurj folgenden 

Gründe n : 

Nach § 9 Abs. 2 des Gesetzes vom 9. Juui 1884 verfällt in die 
im Abs. 1 angedrohte Strafe auch derjenige, welcher die bereits be- 
stehenden und noch zu erlassenden sonstigen polizeilichen Bestimmungen 
über den Verkehr mit Sprengstoffen, auf welche § 1 Abs. 1 des Ge- 
setzes Anwendung findet, tibertritt. 

Es iiüiej'liegt nun zunächst keinem Zweifel und ist auch von der 
Revision nicht bestritten, dass der § 62 der erwähnten, vom Bundes- 
rate auf Grund der Artt. 42, 43 der lleiclis Verfassung beschlossenen 
und vom Reichskanzler veröff'entlichten Betriebsordnung eine polizei- 
liche Bestimmung enthält. Denn es werden durch diese Vorschrift ver- 
schiedene, im Interesse der Allgemeinheit erla.ssene Ge- und Verbote 
mit Strafe bedroht. Eine Übertretung der im § 62 a. a. 0. enthaltenen 
Bestimmungen ist daher nach § 9 des Gesetzes vom 9. Juni 1884 zu 
bestrafen, wenn diese Bestimmungen sich auf den Verkehr der im § 1 
Abs. 1 liieses Gesetzes erwähnten Sprengstotfe mitbeziehen und die 
Zuwiderhandlung gerade durch den Verkehr mit diesen Stoffen ge- 
schehen ist. 

Die im § 62 a. a. 0. in Bezug genummene Verkehrsordnung ist 
zweifellos die vom 15. November 1892 (R.G.Bl. S. 923). Dieselbe wai* 
zwar bei Erlass der Betriebsordnung noch nicht veröffentlicht, zu jener 
Zeit aber otfenbar in Aussicht genommen. Denn der § 62 der letzteren 
wiederholt wörtlich die Vorschriften des § 29 Abss. 1, 2, 4 der Verkehrs- 
ordnung vom 15. November 1892, walirend die des damals geltenden 
Betriebsreglements vom 11. Mai 1874 (veröffentlicht im Centralblatt für 
das Deutsche Reich S. 179) anders lauten. Die beiden Verordnnnscen 
vom 5. Juli und 15. Noveuiber 1892 sollten ausserdem gleichzeitig mit 
dem 1. Januar 1893 in Kraft treten. 

Nach § 50 A Nr. 4 der Verkehrsordnung sind nun von der Be- 
lorderung durch die Eisenbahn alle der Selbstentzündung oder Ex- 
plosion unterworfenen Gegenstände, insbesondere auch DjTiamit aus- 
geschliissen und sind Patronen aus Dj^huiU nach Anlage B Nr. XXXVI 
6 b. c uur unter besonderen Bedinfrnn^en zur Beförderung zugelassen. 
So soll jede Annäherung des Puldikums an die Plätze, wo dieselben 
verlatlen werden, verhindert werden. Die Plätze sind, wenn ausnahms- 
weise das Verladen bei Dunkelheit stattfindet, mit fest- und hoch- 
stehenden Laternen zu exleuchteu. Erschütterungen sind sorgfältig zu 
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Tenneiden, die Behälter dfirfen deshalb niclit gerollt oder abgeworfen 
werden. An den mit Dynamitpatronen beladenen Wagen darf Feuer 
oder offenes lacht nicht gehalten und nicht geraucht werden. Die 
Wagen dftrfen niemals abgestossen werden, sind vorn Verkuppeln mit 
grOsster Vorsicht anzuschieben und bei längerem Halten auf Unterwegs^ 
Stationen auf mfiglichst abgelegene. Nebengeleise zu fahren. Die Be- 
förderung darf niemals mit PersonenzOgen erfolgen n. s. w. (vgl. An- 
lage B XXXVI 6 D Nr. 6, 7, E Nr. 1, 4, 5, F Nr. 1, 4). 

Aus diesen Bestimmungen eigiebt sich Uar, . daas Dynamit und 
])yBamitpatronen als Gegenstände betrachtet werden, welche auf irgend 
eine Weise Sehaden verursachen können, und dass dieselben deshalb 
nach § 29 der Verkehrsordnnng von den Beisenden in die Eisenbahn- 
Waggons nicht mitgenommen werden dttrfen. Der § 62 der Betriebs- 
ordnung bezieht sich demnach ebenfalls auf diese G^enstftnde. Es 
wfire ja auch undenkbar, dass dieselbe Behörde die Mitnahme gerade 
der Stoffe, welche sie wegen ihrer GefUirlichkeit von der Beförderung 
ganz ansachliesst oder doch nur unter besonderen Vorsichtsmassregeln, 
welche bei Personenzflgen nicht beobachtet werden können, zulässt, in 
die Personenzuge dulden würde. 

Nach dem Betriebareglement vom 11. Mai 1874 waren flbrigens 
auch Dynamitpatronen, wie alle der Explosion unterworfenen Gegen- 
stände von der Beförderung durch die Eisenbahn ausgeschlossen. 

Es ist hiemach mit völliger Klarheit aus g 62 der Betriebsordnung 
zu entnehmen, dass sich die Vorschrift desselben auch auf alle Spreng- 
stoffe, mithin auch auf diejenigen, auf welche § 1 Abs. 1 des Gesetzes 
vom 9. Juni 1884 Anwendung findet, bezieht und beziehen sollte, wie 
dies bezQglich des eine gleichartige Bestimmung enthaltenden § 62 des 
BahnpoUzeireglements vom 30. November 1885 auch bereits in dem Ur- 
teile des erkennenden Senates vom 15. Mai 1893, 
Entseh. des JLOJs m Strafe. Bd. 84, SL 168, 

angenommen ist. 



Nr« 20L Entscli. der Königl. Ungar. Kurie* 
Vom 11. October 1895. 

[Oesterr. ffiMub. Verordn. Bl. IX. Nr. 14, 8. 810.] 

Bei aaofegewIeMier Zahlung der FrachtgeMllir ist die Abgabsbahn, bei Francaturen 
die VereaMttlalii iir RlieiieretattHeg eiier mhrkeiahlten Fraobtgelifihr verpfliohteL 

Der Aufgeber einer von Jagodina (Serbien) nach Wien trans-* 
portirten Sendung Borstenvieh belangte die Direction der kgl. Un- 
garischen Staatsbahnen wegen Blickerstattung einer mehrgezahlten 
FrachtgebUir. 
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Die erste lastanz gab diesem Begehren bei gleichzeitiger yemr- 
theilang der genannten Direction zur Zahlung der Geriehtskosten statt. 
Die Einwendung, dass nicht sie, sondern die Oesterr.-ungar. Staats» 
eisenbafan- Gesellschaft den fraglichen Fraehtbetrag eingehoben habe, 
muss gegenüber der aus dem § 412 des ungarischen Handelsgesetaes 
(conform dem Art. 410 des Allg. d. Handelsgesetzbuches) sich er- 
gebenden Analogie, wonach eine solidarische Verpflichtung aller der- 
jenigen Frachtführer eintritt, dorch deren Hände das Gnt geht, nnbe* 
rttidcsichtigt bleiben. 

Die kgl. Tafel in Budapest wies dage^n den Kläger unter Ver- 
fällung in die Kosten deshalb ab, weil die irrthttmliche Berechnung der 
Fracht nicht von Seiten der kgl. Ungarischen Staatsbahnen, sondern 
von der serbischen Aufgabe- und asteireichischen Abgabsbahn ge- 
schehen ist. 

Dieses Urtheil wurde von der kgl. Curie mit Entscheidung vom 
11. October 1895, Z. 1038, ans den gleichen Motiven und aus dem 
weiteren Grunde bestätigt, dass, wenn die angeklagte Direction in der 
Einrede die Activlegitimation des Klägers audi nicht bestritten hätte, 
sich dieser Umstand doch ans eigenen Anführungen von selbst ergibt. Im 
Uebrigen muss bemerkt werden, dass laut Zusatzbestimmung zu § 61 
des neuen Betriebsreglements ausdrücklich gesagt wird: Die Hücker- 
stattung einer mehrbezahlten Fracht kann nur von derjenigen Bahn 
verlangt werden, weiche die Frachtgebühr wirklich eiugehoben hat. 

Bei nachgewiesener Fracht ist die Abgabsbalin, bei Francaturen 
die Versandtbahn ersatzpflichtig. 



Nr. 202. £ntsch. den Oesterr. Oberst. Gerichtshofes. 

Vom 15. Uc tober 1895. 

lOesterr. Efsctib. Yprordn. BI. TX. Nr 33, s 6(i2 ] 
Die McMengeldep der Locomotivführer sind von der Executlonsführurg befreit Die 
Bahngeseltschafteii tlnd jederzeit berechtigt, eine gesetzwidrige Exeoution auf Bezüge 

ihrer Bedieatteten anzufeciiteii. 

Zur Hereinbringung eines Geldbetrages wurde die executive 
Pfändung und Einantwortung der Besoldung, wie auch der Meilengelder 
eines Locomotivführers, insofern dieselben den Betrag von 800 fl. über- 
steigen, bewilligt, und hiervon die k. k. priv. Kaiser JPerdinands-Nord- 
bahn verständigt. 

Nach Verlauf einer «geraumen Zeit stellte die Nordbahn das An- 
suchen, die Meilengelder des Locomotivführers von der Kxecution aus- 
zuscheiden, wurde aber mit Ihrem Begehren vom ersten Bichter ahge- 



Digiiiztxi by Google 



Enüok, der KOnigl Uugai, Kurie rom 18. Oktober 1895. 329 

wiesen» weü der diesbesflglicbe Ezecotkiisbescheid Ton keinem der 
Interessenten angefochten wurde, sohin in Bechtskraft erwachsen ist, 
und eine nacfatrftgliche Aendening jener die HeUengelder betreffenden 
Verinignng Uber Ansnchen einer nasser dem Kreise der ^teressenten 
stellenden dritten Person nicht cnlSssig erscheint. 

Das k. k. Oberiandesgericht änderte den erstgeiicbtlichen Jescheid 
ab and eridftrte die E^zecntionsführnng anf die Meilengelder des Lo« 
comotiTf&hrers X. als eine annilAssige^ nnd der k. k. Oberste Ge- 
richtshof bestfttigte die obergerichtliche Beformat^Entscbeidang in der 
ErwMgong, dass den dfliantlichen Behörden nnd Anstalten wie jedem 
Privatuntemehm^ die Berechtigang nicht abgesprochen werden kann» 
im eigenen Interesse nnd in jeder Zeit alle gesetEUcb znlftssigen Hittd 
and Schritte vorzanebmen» am den ordnangsmSssigen Gang des ge< 
führten Geschäftes zn sichern. 

Es Icann daher im vorliegenden Falle die Legitimation der Kaiser 
Ferdinands- Nordbahn znr üeberreichang des diesbezOglichen Gesnches 
nicht in Zweifel gesogen werden; nnd da die Meilengelder eines Lo- 
comotiyflUirers ihrem Wesen nach sich nicht als ein Gehalt oder eine 
Besoldang, sondern als ein Ersatz fttr die gehabten Mehranslagen 
während der Abwesenheit des Bediensteten von seinem ordentlichen 
Dienst- nnd Wohnorte darstellen, so kOnnen sie mit BerafUng anf das 
Gesetz vom 29. April 1973, R.-G.-B1. Nr. 68, in die Ezecntion nicht 
einbezogen werden. 



Nr. Bntsek« der Konlgl. Ungar. Karle. 

Vom 18. Oktober 1895. 

l0eitefr.8lMa1kVmidB.BL EL Hr.n. 8.4U.J 

Die Anse i ra i iaiittelt, wslebe als tif isr EiseSMm tr«ap«rllrt6t fiat vsrtlolsrt 
Imi, ist hsreeltigt» fir iaajtilfm Theit desstlftM, wütlisr In Bahalereisb« SSitsWtti 

wsnle» ¥iltM Soladeasnalx ss variaafsa. 

Noch znr Geltnngszeit des frttheren Betriebsreglements warde von 
einer nach Kalocsa aafgegebenen nnd von einer Assecoranzgesellschaft 
versicherten Sendung Manofactnrwaaren ein Theil von verhältnisamässig 
geringem Gewichte ans dem Magazine der genannten Station gestohlen, 
wovon jedoch einige Stücke bei den Thfttern gefanden and dem Adres- 
saten Übergeben wurden. 

Der Klage der Aasecnranzanstalt auf den vollen Schadenersatz fftr 
den gestohlenen Theil im Verhältnisse der geleisteten Veraickenings- 
somme wurde Seitens der Bahndirection der § 68, Pos. 2, des Betriebs- 
reglem^ts für die Eisenbahnen vom Jahre 1874 entgegeDgehalteUf 
wonadi bei der EntschftdigangsbereQhnang der gemeiue (Handels-) Werth, 
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und swar nicht hoher als 9011. Silber pro 60 Kilogramm BraUo, an- 
genommen wird, Sftmmtliche Inatanzen, die Knrie mit Entscheidnng 
▼om 18. Oktober 1895, Z. 784, vemrtheaten die Bahn znr vollen Ent^ 
achidigung und znm Ersätze der Gericfatakoaten. 

In der Motivirnng werden die Bestimmongen des ungar. Handela* 
geaetzes §§ 398, 899 and 424 (entsprechen den Art. 395, 396 und 423 
dea a. d. H.-6.-B.) bemfen, wonach der Frachtftbrer ffir Jeden nicht 
dnrcb via miy'or entatandenen Schaden, inabesondere den vollen Schaden- 
eraatz bei erwiesener achnldbarer FahrlSaaigkeit, als welche die nicht 
gehörige Ueberwachong dea SCagazins anznaehen ist, zn leisten hat, 
endlich, daas die anf die Schadenspfficht der Frachtführer bezüglichen 
Bestimunngen dea Handelagesetzes nicht dnrch welche Vereinbarungen 
immer znm Vortheil der Frachtführer abgelndert werden dürfen. 

Schliesslich ist anch die Assecoranzanstalt durch ihre Leistung des 
versicherten Schadensbetrages in die Bechte des Adressaten gelangt 
und kann daher den Eraatz von der Bahnuntemehmnng direkt fordern. 



Mr. 204. £nt8€h. des Deutschen Reichsgerichts. 

4. Straf-Senat. Vom 18. Oktober 1895. 

[Ent«ch. des Reicheger. 1. Htrafä. Bd. tl. 8.891.] 

Ist durch § 142 des Gesetzes über die lavalldittts • und AttartvariisiMniBa veai 
22. Jgai 1889 (H-IL-Bl. 8. 97) die Bettrafasf w«f «n Betrugs aatiaMMaiaeR? 

Mit Becht hat der Vorderrichter angenommen, dass die Vorachrifton 
des § 142 des Oesetzes vom 22. Jnni 1689 die Bestrafung wegen Be- 
truges, inaoweit dessen Thatbestand gegeben ist, nicht ausschliessen. 
Um die DurchfUirung dea Gesetzes zu sichern, ist in den §§ 142—146 
a. a. 0. den Vorständen der Veraicherungsanstalten oder den staatlichen 
VorwaltnngsbeliOrden die Befugnis erteilt, gewisse Ordnungswidrigkeiten, 
inaoweit es f&r angemessen befunden wird, durch Ordnungs- 
strafen zu ahnden. Die ünteratellung, dass hierdurch in die Beatim- 
mungen dea allgemeinen Strafrecbta habe eingegriffen werden sollen, 
Iftnft den Worten, dem Sinne und dem Zwecke jener Vorschriften zu- 
wider. Es ist denkbar, dass eine Handlung, f&r die in den S§ 142 bis 
146 a. a. 0. eine Ordnungaatrafe vorgesehen iat^ ala Mittel znr VerAbung 
dea schwersten Verbrechens benutzt wird. Der Ausspruch der fftr 
letzteres angedrohten Strafe kann in diesem Falle durch die Möglichkeit 
der Verhftngung einer Ordnungsstrafe nicht gehindert sein. Haltlos ist 
auch die Behauptung der Bevision, dass in dem Thatbestande des § 142 
a. a. 0. die Erregung eines Irrtumes uud die auf Erlangung eines Ver- 
magensvorteües gerichtete Absicht aUnschweigend mit einbegni&n sei. 
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Und darans, dass nacli dem Willeu des Gesetzgebers von der Befuguis, 
Oiduungsstrafen zu erkennen, nur mässig Gebraucli gemacht werden 
soll, kann ein Argument fttr die Straflosigkeit einer nach den all- 
gemeinen Strafgesetzen kriminell strafbaren That gewiss nicht herge- 
leitet werden. 

Nr. Entadk der Kdnlgl. Ungir. Kule. 

Vom 22. October 1895. 

(OMtnr. Hamb. Ywoaiu. BL IZ. Nt. 14» B. aiAl 

Ell Mah im HtrtktehMhtoi iir PlMbei In elMn diroh atlefea vf neblMiiMR 
Whw yv9M» Ototatihl tat nliM RloktkiU Mf dea WtrUi dM* laMtai«! fiaflW- 

•ttade als Vtitreshei ii bMlnif». 

Der Besclmldigte hatte ans dBem plombirten Waggon, nach Be- 
seitigung des PlombenveracUasses, einige geringfügige QegeiiBt&nde ge- 
stohlen, die bei Weitem nicht den Werth von 60 fl. hatten, welchen 
Betrag % 384 des ongar. St.-G. znr Qoalification des Diebstahlyer> 
brechens fordert 

Die erste Instanz erklSrte den Th&ter eines Yerbrecheos wegen 
Diebstahls an versperrtem Gute schuldig and bemass danach die Strafe. 

Die kgl. Tafel in Budapest beseichnete jedoch die That als Ver- 
gehen und setzte demgemftss die Strafe mit der BegrOndong herab, dass 
die an den Bahnwaggons angebrachten nnd leicht herabreissbaren 
Plomben nicht als ein solcher Verschluss oder Apparat angesehen werden 
können, welcher den Diebstahl gemäss § 336/3 des nngar. St.-G. sdion 
an sich als Verbrechen qnalificirt^ da die Plombimng nnr zor Be- 
festigung der beiden Schnürenden an der Wagenthttre dient und deren 
Beseitigong keine Eraftanstrengnng erfordert Der Diebstahl konnte 
daher nur nach dem geringen Warthe des Gestohlenen, somit nnr als 
Vergehen qnaliflcirt werden. 

Die kgl. Kurie hat dagegen mit Entscheidung vom 22. October 1895, 
Z. 203, das erstrtchterliche UrtheÜ wieder hergestellt nnd somit den 
in Bede stehenden Diebstahl mit der Begittndung als Verbrechen er- 
klärt, dass die Plombimng zom Verschluss des Waggons dient und 
durch das Herabschneiden der Plomben nnd das Eindringen in den 
Wagen ein vom Gesetze als Verbrechen erklftrter Diebstahl verftbt 
wurde. 



hr. 206. £nt8ch. der Könlgl. Ungar« Kurie. 

Vom 25. October 1895. 

lOf'rprr F.ivrrt> Vcnirfln. BI. IX. Nr Tl. S .un - 

Der Adressat einer im beschädigtpn Zustande angelangten Frachtsendung darf dieselbe 
wegen der Betohädigung nicht zurückweisen. Der den Sobadenersatz fordernde Kläger 
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hst fMiiw 399 äM woar. N.-a (MtiprieM 4m Art 39« 4m MI9. 0. H.-8.-B.| 
tito Jana Balm aamflhKa md zi bmlMii, welelt auf lUa Baaiaataai dar Eit- 
lahiillguaf vaa Elallaaa alad; avaalaall hat ar alab nlt daai kal dar dlTaatlialiai FaN- 
blataag alaar aalabaa Waara anialtaa ErMaa zi bagaliaa. 

Eine durch die Donaii^D&mp&cbillahrto-GQSeUschaft transportirte 
Frachtoendnng langte in der Bestimmungaatation in beschädigtem Zu- 
stande an, weshalb der Adressat deren Annahme verweigerte und diese 
Gesellschaft erst nach zwei Jahren anf Entschädigung in einem den 
Werth der Sendung weit ftbersteigenden Betrage klagte. 

Das Erstgericht wies den Kläger a limine mit der Begründung ab, 
dass er wegen Nichtilbernahme der Sendung gar nicht in den Fracht- 
vertrag eingetreten war, weshalb ihm auch die Activlegitimation ganz 
fehle. Nachdem er vom Angeber nach längerer tJnterhandlnng mit 
demselben eine entsprechende Oessionserklämng eihalten und die Klage 
erneuert hatte, sprachen ihm beide Untergerichte nur deiqenigen Be- 
trag zu, welcher sich aus dem Erlttse der inzwischen von der Donau- 
Dampfschiffiüirts-Gesellschail feUgebotenen Waare ergab, den der Auf- 
geber anzunehmen verweigert hatte. 

Die Ifotivirung dieser von der kgl. Kurie mit Entscheidung vom 
26. October 1895, Z. 869, bestätigten Urtheile wurde von ihr mit 
folgenden Ausführungen adoptirt: 

Gemäss § 399 des H.-G. hat der Frachtführer Im FaUe einer Be- 
schädigung der von ihm transportirten Waare, wenn eine schuldbare 
Sorgloeigkttt oder bOse Absicht nicht erwiesen wird, welche im gegen- 
wärtigen Falle gar nicht behauptet wurde, nur die im erwähnten Pa< 
ragraphen vorgesehene Preisdifferenz abzQglich der dem Kläger er- 
sparten Kosten zu leisten. Derselbe war demnach nicht berechtigt, 
die beschädigte Sendung znr&ckznweisen und deren vollen Handels- 
werth einzuklagen. Er hätte diesen Werth zur Zeit der Beschädigung 
nachweisen mflssen, und hatte es sich auch nur selbst zuzuschreiben, 
wenn dieselbe angeblich zu einem geringeren Preise feilgeboten wurde, 
als hiefitr zu erzielen war. Die Feilbietnng selbst aber anzufechten, 
ist er deshalb nicht berechtigt, weil die Donan-Dampfechiffahrts-Gesell- 
schaft nach ihrem Betriebsreglement hiezu vollkommen befugt war und 
er nicht einmal behaupten kann, dass hiebei irgend eine Bechts* oder 
Ordnungswidrigkeit vorgefallen sei. 



Kr. Entsch. des DeutHcben Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 30. October 1895. 

[Jur. Wodifliuetir. im. Nr. S. ZUt U.] 

Wa Ei|aallMBMfrailiaitaUaf a (aatia negatoria) gegen dla EiaeakafeavamraitiBi lat statt 
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begrlndat, wtm iieM dieta, ttadtni die PtllzeIhtMIrie zur SlolMraif d«t Elteobakfl- 
iMtriabs itm Elgeithinar BMehrlikuagtii «ifarlsgt hat. 

Es charakterisirt sich die iii erster Linie erhobene Klaffe als Eigen- 
thumsfreiheitsklage (actio negatoria). Voraussetzung dieser Klage ist, dass 
der Bekl. ein das Eigenthum beschränkendes Kecht (Privatrecht) 
prätendirt, oder thatsächiich iu das Eigenthum d(!S KL eiügegrilFen hat. 
Hier ist von Seiten des Bekl. nichts weiter geschehen, als dass das 
Betriebsamt die Ki. unter Hinweis auf die §§ 315 und SUi des Straf- 
gesetzbuclis ersucht hat, die Ausschachtung nach der Bahnseite einzu- 
stelK'n. weil dadurch der Eisenluihnbetrieb gefiilirdet werde, — und 
später in iiliidiclier Weise gegen das Auspunipun des Wassers aus der 
Grube protestirt iiat. Iu diesen Aufforderungen und Wiiiuungeu ist 
weder die Prätension eines das Eigenthum des Kl. einschränkenden 
fiskalischen Rechts ausgesprochen, noch ein unmittelbarer Eingriff in 
das klag^rische Eigenthum enthalten, da die Kl., wie der B. R. zu- 
trelffend bemerkt, nicht gezwungen war, den au sie ergangeneu Auf- 
forderungen, falls sie sie für unbegründet erachtete, Folge zu leisten. 
Die — auf Anlass der Kl. selbst — an diese ergangene polizeiliclic 
Verfilmung \om 21. Oktober 1893 aber vermag, wenn sie auch zu 
Gunsten des Bekl. erla>sen ist, eine Negatorien- Klage gegen letzteren 
nicht zu begründen, schliesst vielmehr diese Klage, soweit sie auf An- 
erkennung des Hechts auf die durch die polizeiliche Verfügung unter- 
sagte Ausbeutung der längs der Eisenbahnlinie liegenden Fläche (I des 
Klageantrages) gerichtet ist, geradezu aus. Das gilt auch, wenn die 
Klage als Feststellungsklage angesehen wird. Kanu Kl., so lange die 
polizeiliche Verfügung in Kraft steht, ihr Grundstück in der ihr durch 
die Polizeibehörde untersagten Art nicht benutzen, so hat sie auch kein 
rechtliches Interesse an der alsbaldigen Feststellung, dass ihr als 
Eigenthlimer an sich ein Kecht darauf zustehe. Der aus einem Ein- 
griff der Staatsgewalt iu das Privateigenthum gemäss § 75 dei Ein- 
leitung und § 31 Tit. 8 Thl. I des A. L. R. erwachsende Entschä^ligungs- 
anspruch kann hierbei nicht in Betracht kommen, weil die Kl. diesen 
mit dem eventuellen Klageantragi? selbstständig erhoben hat, und olme 
vorhergehende Fcststellungsklage erheben konnte, soweit sie überhaupt 
einen Schaden erlitten hat. Nicht minder fehlt es in Betreff des 
Grubenterrains selbst an einem rechtlichen Interesse der Kl. an als- 
baldiger Feststellung, da die Kl. an der Ausschüpfnng des Wassei*s 
bisher weder rechtlicli noch thatsächiich gehindert ist, eine dieses Recht 
anerkennentle Entscheiiliuig aber die Polizeibehörde nicht verhindt^ru 
könnte, im öffentlichen Interesse zum Schutz der Eisenbahn die Aus- 



Digitizeo by v^oogle 



$54 IbilMh. dei Oeitsmidi. Vttwilfc Qetiehtihof« vom 16. KoTwnber 1895. 

BchOpfang doB Wasser» am der 0nil>e, falls daraus eine Geffthrduig 
des Eisenbalmbetriebee sich ergiebt, zu yerhftten. 



Mr» £Dtsch. des Oester r. Yerwalt. Oerlcbtshofes. 

Vom 16. November' 1895. 

[Ol ^.e^rr Kisenb. Verordn. Bl. IX. Nr. 18. S. 8811 

Die Im § 10 des Eisenbahn -Concessionegesetzet ven 14. September 1854, R.-6.-BI. 
Nr. 238, aufgezählten besonderen Verpflichtungen der Eisenbahn -Unternehmung eit* 
springen nicht dem Privatrechte, sondern sind öffentlich rechtlkllMi äsr Unternehmung 
mit Rttoktinlit nnf die ihr ertheilte Conoession auferlegte Verblndliohkniten intf tfethalb 

isr «dniinistrattVMi JwUeatnr nnterwMfMk 

Der k. k. Verwaltangs-Ctoricbtsliof hat Uber die Beschwerde der 
Loealbahn- Gesellschaft Badkersburg-Luttenboiig: tind der k. k. priv. 
Sftdbahn -Gesellschaft gegen die Entscheidung des k. k. Haadelsnuni- 
steriams vom 9. Jani 1894, Z. 31.084, betreffend die Gompetenz der 
politischen BehQrden bei Erhebung der durch Eisenbahndämme ver- 
ursachten Hochwasserschäden, nach der am 16. November 1895 durch- 
geftthrten öffentlichen mftndlidien Verhandlung »i Recht erkannt: 

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen. 

Entscbeidnngsfrttnde: 

In Betreff der vom Vertreter des belangten k. k. Hinisterinms im 
Laufe der Verhandlung erhobenen formalen Bedenken ist nur zu be- 
merken, daas es sich vorliegend um eine Entsdieidung der obersten 
Administrativbehörde handelt, durch welche die Gompetenz der Admini- 
strativbdiörden zu den in Frage stehenden Amtshandlungen festgestellt 
wird, dass daher mit Gnmd weder behauptet werden kann, die heutige 
streitige Angelegenheit, das ist die Frage der Gompetenz oder In- 
competenz der Administrativbehörden in der Sache, gehöre znr Zu- 
ständigkeit des ordentlichen Richters (§ 3, lit. a des Gesetzes vom 
22. October 1876, R.-G.-BI Nr. 36), noch auch, dass diese Angelegenheit 
hn administrativen Instanzenzuge nicht ausgetragen sei (§ 6 leg. cit). 

In der Sache selbst aber ist der Verwaltungs-Gerichtshof von fol- 
genden Erwägungen ausgegangen: 

Die Beschwerde ist gegen die Entscheidung des k. k. Handels- 
ministeriums vom 9. Juni 1894, Z. 31.024, nur insofern gerichtet, als 
mit derselben die politische Behörde für competent erklärt wurde, die 
Erhebung des durch die Dämme der Radkersburg-Luttenburger Eisen- 
bahn den Adjacenten an ihrem Elgenthume angeblich verursachten 
Schadens vorzunehmen und Ober die diesfäUigen SchadenersatzansprQche 
zu entscheiden, und es wird in der Beschwerde die Ansicht vertreten, 
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dass zu der fraglichen Erhebung und Entscheidung die oi-dentlichen 
Gerichte zusliindiV seifen, nitd dass demnacli die Betlieiligten zur Aus- 
tragung dieser A ii^t h gcnheit auf den ordentlichen Kechtsweg zu ?er* 
weisen gewesen wären. 

Massffel^eud für die Beurtheiluug dieser Frage ist in erster Linie 
die Hestimiiiuug des § 10 des Eisenbahn-Concessionsgesetzes vom 14. Sep- 
tember 1854 H.-G.-BI. Nr. 238, woselbst die den coucessionirten Eisen- 
bahn-ünienn limnngen gegenüber der Staatsverwaltung, ausser den 
in den ailgemeiuen Gesetzen enthaltenen Verpflichtungen, obliegenden 
besonderen Verbindlichkeiten aufgezählt werden und woselbst unter lit. b) 
angeführt wird . dass die Eisenbahn-Unternehmungen verpflichtet seien, 
allen Schaden an öffentlichem oder Privatgute zu vergüten, welcher 
durch den 1j agliclien Eiseubahubau veranlasst worden ist, und dass die- 
selben solche Vorkehrungen zu treffen haben, dass die angrenzendeii 
Grundstücke, Gebäude etc. durch die Balm weder während des Baues 
derselben, noch in der Folge Schaden leiden, und dass sie verpflichtet 
md, für derlei Beschädigungen zu haften. 

Der Wortlaut dieser gesetzlichen Bestinimmif^en in ihrem Zusammen- 
hange und insbesondere der Beisatz „gegenüber der Staatsverwaltung" 
Hlsst mit einer keinem Zweifel Jiaum lassenden Deutlichkeit erkennen, 
dass es sich liier nicht i\m eine aus dem Privatrechte entspringende, 
der Bahnunternehniung als »Suhject von l'rivatiechten obliegende Ver- 
pflichtung, sondern um eine öftenthVh rechtlichp, der Unternehmung mit 
Rücksicht auf die ihi* ertheilte Cuucession auferlegte Verbindlichkeit 
handelt. 

Diesen Charakter der den Eisenbalinunternehmiin<^t n im § 10 des 
Eisenbahn-Concessionsgesetzes auferlegten Verpflichtungen, welche weit 
über den Rahmen der im allgemeinen bürgerlichen nesptzbuche normirten 
Schadenersatzpflicht hinausgehen, deutet die eigenartige Eassung des 
§10 des Eisenbahu-Uoncessionsgesetzes dadurch an, dass eine weitere 
nachträgliche Action der Staatsverwaltung selbst wohl darum für 
nöthifr erkaiint und in Aussicht genommen wird, weil der Eisenbahnbau 
ein weittragendes, mit im Vorhinein nicht zu übei'seiieuden Con- 
aequenzen verbundenes Unternelimen ist. 

Consequenterweise erklHvt § 18 des angeführten (Tesetzes, dass An- 
gelegenheiten, welche sich auf die Vollziehung der Bestimmuugeu des- 
selben beziehen, vom Rec htswege ausgeschlossen seien und vor die ad- 
ministrativen Behörden gehören. 

Mit Rücksicht auf die Ausführungen der Be^flnvorde ist nur noch 
ausdriicklicli zu betunen, dass eine Abjlnderung iler augeführten Be- 
stimmungen durch ein späteres Gesetz nicht erfolgt ist. Namentlich 
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kann *\u: in lier liencli werde an^clulirte AUerliüchstti Entschliessnng 
vom 26. Juni 1804 als eine derartif^e abändernde Verfüguug nicht an- 
gesehen werden, denn diese Allerhöchste Eiitschliessung ist anläRsHch 
eines speziellen Falles ti gangen, ihre Pnhh'cation dnrch das Reichs- 
geselzblatt wuitle nicht verfttgt, woraus im Hinblicke auf die Be- 
stimmung: des § 4 des kaiserlichen Patentes vom 27. December 1852, 
R.-(t.-B1. Nr. 260, ^geschlossen werden muss, dass es sich hiebei nicht 
um Erlassung einer allgemeinen gesetzlichen Norm geliaudelt hat. 

Nach dem Gesagten war demnach kein gesetzlicher Grund vor- 
handen, im vorliegenden B'alle die Parteien auf den Rechtsweg zu ver- 
weisen, daiier in der angefochtenen Entscheidung eine Gesetzwidrigkeit 
nicht erblickt werden kann und die Beschwerde als unbegründet zurück- 
zuweisen ist. 



^r. 209. Ent»ch. des Deutschen Reichsgerichts. 

6. Civil-Senai. Vom 18. November 1895. 

(Jur. Wocheuschr. 1896. Nr. 4 5. 8. 46. Ziff. 83 ] 

Dar CiiMtaiNiwlMrialiMr Iii iwtr verpflichtet, die zun Scliutze der Anlieeer zweck- 
iltntWMi VorlithraiiM naefi Anordnung der l^etpclizoibaMInla «i tnfTen; wenn 
•r aber d«r«i AitriMnflen gehörig befolgt hat, tt kafltt «r nioirt für tlnen Seiinden, 
ien er nlolit erwelehir veriiericetiien i»t, aneh bei gehöriger Änftierinnikelt eioiil 

verlmreelien kennte. 

Der Bekl. hatte geltend gemacht, die Bahnanlaire sei landespolizeilich 
genelimigt worden: die HocliHutlien in den KrülijahiiMi 1888 und 1889 
hätten eine bis dalün unbekannte Ilühc erreicht, und für die nach den 
ii uhcrcu Erialirungen zu erwartenden Wassermeng un seien die Oetthungen 
ausreichend gewesen. Das B. G. schlitsst sich zwar, wie der ei-ste 
liichter, im Eingänge seiner Begründung den im llrtheil des R. G. vom 
27. November 1893 (Eutsch. in Civilsachcn. Bd. 32 S. 28.^) Huigestellten 
Grundsätzen Uber die Voraussetzungen der Kntschädigungspflicht der 
Eisenbahnen an, führt aber sodann aus, dass ei-st der Eisenbalmdavnia 
den Abfluss des Hochwa.Hsers geheiiiiut, das ^\■asser nacli den drei Oetl- 
iiuiigen gediängt, dessen Gewalt dadurch vervielfäUigi und Auskolkungen 
und Versandungen der Lilndereien bei Dammbrücheii ermügliclit habe 
und da.ss bei dieser Sachlage der Bekl. verpflic'litet gewesen sei, die 
Oeffnungen in solcher Weite herzustellen, dass dieser Gefahr unter 
allen Umständen vorgebeugt wurde; die J3rUcken und Durchlässe 
seien bestimmt, auf viele Jahrzehnte dem Eisenbahnbetriebe zu dienen, 
und hatten daher so angelegt werden müssen, dass sie nicht nur unter 
gewöhnlichen, .sondern auch unter ausserordentlichen VerliaUnissen im 
Stande waren, das Hochwasser ohne Schaden für die Anlieger abatt- 



Digitized by Google 



fintaeh. 4«8 OMterreleh. Verwalt Gcriobtahofas vom i& Korember ld96. 3^7 



Ähren. Mit dieser Begiüiulung gelit das B. G. weit über die im UrtheÜe 
Tom 27. November 1893 der Entschädiguugsptliclit der Eisenbahnen ge- 
zogenen Grenzen hinaus. Sie lässt sich nur darin verstehen, dass die 
Eisenbahnen den Anliegern für allen durch die Anlage entstehenden 
Hochwasserschaden, aucli fllr den nicht vorauszusehenden, daher im 
Bechtssinne zufälligen Schaden, haftbar seien. Nach dem Urtheil vom 
27. November 1893, von welchem al zn<x(')ien der erkennende Senat keine 
Veranlassung findet, ist dagegen der Eisenbahnunternehmer zwar ver- 
pflichtet, die zum Schutze der Anlieger zweckdienlichen Yorkehrangen 
nach Anordnung der Landespolizeibehürde zu treflfeu; wenn er aber 
deren Anordnungen gehörig befolgt hat, so haftet er nicht fttr einen 
Schaden, den er nicht erweisbar vorausgesehen hat, auch bei geliöri^r 
Aufmerksamkeit nicht voraussehen konnte. Von einer Prüfung der 
Sachlage unter diesem Gesichtspunkte durfte daher nicht abgesehen 
werden. Allerdings ist auch für ausserordeutliche Verhältnisse Vor- 
kehiung zu treffen, insoweit deren Eintritt sich voraussehen lässt. Dies 
Letztere bestimmt sich aber nicht nach der abstrakten Möglichkeit, die 
bei Hochflnthen überhaupt keine erkennbare Grenze hat, sondern danach, 
welche Wasserraenpen und welche Wirkungen derselben in Berück- 
sichtigung der vorliegenden Verhältnisse, insbesondere der bis dahin 
bekannten grössten Finthen, für die Zukunft, wenn auch als ein seltenes 
ond ung^e wohnliches Vorkommniss, erwartet werden können. Nur wemi 
den in diesem Sinne voraussehbaren Gefahren nicht vorgebeugt ist, 
liegt ein Verschulden vor, ans welchem die Eisenbahn für den dadurch 
eingetretenen Schaden verantwortlich gemacht werden kannte. 



Nr. 310. £nt8eh. des Oesterr. Yerwalt. Gerichtshofes. 

Vom 18. November 1895. 

(Oesterr. EUenli. Ver.ir>ln Bl. IX Nr. l. S. i J 

Die Einbringung einer Beschwerde beim Verwaltungs^Gerichtshofe gegen die Correctur 
einer Motivirung einer anderen nicht angefochtenen Entscheidung ist in dem Falle un- 
zulässig, in welohen durah diese Correctur die Rechte des BeschwerdefSbrers nicht un- 
mittelbar berührt werden. 

Die Bescheide; der Bezirkshauptmannschaft M. -Weisskirchen vom 
21. Mai 1894, Z. 519, und Tom 11. Juli 1894, Z. 5982, womit der Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn aus sanitätspolizeilicheu Gründen die Entwässerung, 
resp. Verschttttuug der in der Gemeinde Pohl gelegenen Materialgräben 
aufgetragen worden war, wurden über Becurs der Balniirpsollseliaft von 
der Brünner Statthalterei mit Erlass vom 19. October 1894, Z. 36.657, 
behoben; in den Motiven wurde unter Anderem bemerkt, dass ein in 

Igar, BlMttlieJniNebtlioii« SatschaMuiKMi XD* 8S 
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derselben Angelegenheit von der (renieinde Polil der Kaiser FVrdiuands- 
Nordbahn ergan<rener Auftrag vom 12. Juli 1893, Z. 263, iucompetenter 
Weise erflossen sei. 

Im Hinblicke auf diesen Theil der Motiviriing wurde von der Ge- 
meinde Pohl der Kecurs an das Ministerium des Innern ergriffen. 

Dieses fand mit Erlass vom 18. duli 1895, Z. 5221, den von der 
Gemeinde Pohl in Resrbwerde gezogenen Ausspruch der Statthalterei 
zu beheben, weil der Auftrag, mit welchem der Kaiser Ferdinand^-Nord- 
bahn die Beseitigung localer sanitärer llebelstände angeordnet wurde, 
aus gesundheitspolizeiliciien Rücksichten und sohin iui selbstständigen 
Wirkungskreise der Gemeinde und daher competenter Weise er^ 
flössen ist. 

Die von der Kaiser Ferdinands-Nordhahn gegen diese Entscheidung 
eingebrachte Beschwerde wies der Verwaltungs- (Terichtshof nach den 
§§ 2, 5 und 21 des Gesetzes vom 22. October 1875, R.-G.-Bl. Nr. 36 
de 1876, ohne weiteres Verfahren zurück, weil die Beschwerde nicht 
gegen eine concreto Entscheidung oder Verfügung einer Administrativ- 
behörde, sondern gegen eine ( 'orrectur einer Motivirung einer anderen, 
von der Beschwerdeführerin nicht angefochtenen Entscheidung gerichtet 
ist, durch welche die Rechte der Beschwerdeführerin nicht unmittelbar 
berülirt werden, und weil dieselbe gegen den Auftrag des (Jemeinde- 
Vorstandes von Pohl ddto. 12. Juli 1893, Z. 263, ein Bechtsmittel nicht 
eingebracht hat. 



Nr. SIL Bntsch. des Kassationshofes in Paris* 

Vom 20. November 1895. 

|Zi-(t-!' hr 1 f1 infcmut Fi-^^'Tib Transp. IV. Nr H S km | 

ÜaieaüBenile Verpackung. Wirkung der Nichtverantwortlichkeitsklausel des tiifewM- 

deten Spezial-Tarifs. 
Bei Ankunft einer Sendung Geflügel und Eier konstatierte die 
Empfangsstation, dass 28 Htthner erstickt und 184 Eier gebrochen 
waren. Die Eisenbahn Hess die erstickten HUhner verkaufen, unterliess 
es aber, den Adressaten der Sendung davon zu benachrichtigen. Diesem 
gegenüber machte sie zu ihrer Entlastung geltend, dass die zm* Zeit 
des Versands herrschende Hitze eine aussergewöhnliche war, überdies 
die Hühner in den Hühnersteigen zu eng beisammen waren, dass somit 
hdhere Gewalt vorliege. Hierauf erfolgte das Angebot des aus dem Ver- 
kaufe erzielten Erlöses für die Hühner mit Fr. 11.25; für die Eier 
wurde der Wert unter Abzug von 3% für Dekalo offeriert. In erster 
Instanz wurde die Eisenbahn, da das Gericht das Angebot für unge- 
nügend erachtete, aar Zahlung Toa Fr. 140 für die Hühner und xn 
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Fr. 13.40 lüi die Eier, ausserdem zu Fr. 25 Schadenersatz verurteilt. 
Das Gericht nalim an, tlass die Versandstation die Ptlicht hatte, den 
Zustand der Vcriiackung zu prüfen, die Annahme zu verweigern oder 
erforderlichen Falles Abänderung zu verlangen nnd allen Vorbehalt 
wegen der Beförderung von lebendem Geflügel als Fratliif^^ut zu machen. 

Der Kassationshof hat das Urteil, soweit der Verlust der Hühner 
in Frage kommt, kassiert und annulliert, weil die Unverantwortliclikeits- 
Kl.uisel des vSpezialtarifes, welcher für die ßefordermig zur Aüweudung 
kam, uicht berücksichtigt worden ist. 



Hr. 212. EEtseh. des MMMilionshofeB im Parii» 
Tom 20. November 1B95. 

IZ*lkMhr. 1 d. intemM. Sbanb. Trsat]». IT. Nr.s. B.t9L] 
B«r00tan| iar Fracbtkostn. Frokaliir. 

Der Abeoider eines Transportes, welcher für eine Station des an 
die Versandbabn anschliessenden Babnnetses bestimmt war, wollte die 
Transportkosten bei der Aufgabe besahlen; da der Stationsyorstand 
nicht im Besita des Tarifes der Anschlnssbahn war, so lehnte er die 
Voransbezahlnng der Fracht ab, versicherte jedoch den Aufgeber, dass 
die Oesamtfracht Fr. SO nicht Übersteigen wttrde. Im Vertrauen auf 
diese Auskunft vollzog der Absender die Aufgabe rar Beförderung; aber 
entgegen den erhaltenen Angaben wurde bei Ankunft der Betrag von 
Fr. 339.45 fikr Fracht erhoben. Der Absender reUamirte die Bück- 
erstattnng der Differenz zwischen dieser letzteren und der vom Vorstand 
der Abgangsstation bezifferten Summe, d. i. Fr. 289 unter dem Vor- 
geben, dass er eine andere Art der Beförderung gewihlt haben wttrde, 
wenn er über die H4ihe des Tarifs der Anschlussbahn hätte Auskunft 
erhalten kennen. In erster Instanz wurde dem Verlangen durch das 
Handelsgericht von Bourges (Frankreich) Folge gegeben, in der Er- 
wägung, dass der gesunde Menschenverstand die Eisenbahn verpflichte, 
in allen Ihren Stationen nicht allein die eigenen, sondern auch die Tarife 
derjenigen Verwaltungen, mit welchen sie in Verkehr steht, zur Ver- 
fügung des Publikums zu halten. 

Der Eassationshof in Paris hat das Urteil angehoben. Er geht 
davon ans, dass die Vorschrift des Anschlages der Tarife in den Sta- 
tionen, welchen das Dekret von 1846 anordnet, indem es „das dauernde 
Aushängen der genehmigten Fracht- und Gebtthrensfttze an den dem 
Pnbliknm am meisten zugänglichen Orten der Eisenbahnstationen'* zur 
Pflicht macht, jede Eisenbahn nur zum Anschlage ihrer eigenen Tarife 
verpflichtet. 
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Nr. 818. Entsoh. dM ]l«iit8elien BeteiisgerMitei 
6. CtYÜ'Senat Vom 21. NoTember 1895. 

f Jnr. Wooheudir tm. Nr. s/u* 8.M. Zlff.ao.J 
Die EiitteliliiigMilpileM dw EiientMlaert einet Mvetfleeeee, alte aeoli det Eltee- 
bikalitket, lel NenaMiagen dee Waettriatft dereh eine BrQokeaanlaae itt darek ela 
Vtreolildta kedlagt, welehtt daaa aleM verlleit, weaa der Haadelait bti eolMldiger 

Aufaierkeaarttelt die SiMiMMIielt aeiaet Thaae aiebt hat erktaata klaata. 

Die Beviflion des El. rttgt im Auscldius an die Bemerkang des 
B. G., dass die Bahr ein Privatflnss Bei» — was nch wohl nar aaf die 
hier in Frage kommende Flossstrecke bezieht — Yerletzang des § 99 
dee A. L. B. TM. I Tit. 8, nach welcher Bestimmung in PriTatflfissen 
nichts znm Nachtheile der Nachbarn und Uferbewohner durch Hemmnng 
des Wasserablaofs unternommen und verändert werden darf. Der An- 
griff erwdst sich indessen als unbegründet. Zunftdist ist festzuhalten, 
dass, wie auch die Bevision anzunehmen scheint, unter dem „Privatflnss^ 
im § 99 dt. nur das eigentliche Flussbett^ nicht aber das Inundations- 
gebiet des Flusses zu verstehen ist. Von Einengungen des letzteren 
durch Dttmme u. s. w. handelt das Gesetz vom 28. Januar 1848, und 
den Anforderungen dieses Gesetzes ist bei Anlegung des Bahndammes 
genOgt worden. Nnr die Brückenpfeiler kdnnen als Veranstaltungen 
angesehen werden, auf welche der § 99 dt Anwendung finden könnte. 
Dieser Paragraph enthllt nun aber kein absolutes Verbot der Hemmung 
des Wasserablaufs in Privatflflssen, dessen TJebertretung nach § 13 des 
A. L. B. Tbl. I Tit 3, § 16 daselbst, Th. I Tit. 6 eine Haftung auch 
für zufällige Seh&den nach sich zöge (vergl. Nieberding, Wasserrecht, 
2. Anfinge, S. 97; Prijndiz 1723, Prjyudiziensammlung des Obertribunals 
Bd. I S 25; Striethorst Archiv Bd. 61 S. 163, Bd. 97 S. 156). Liesse 
der Wortlaut hierüber noch dnen Zwdfel, so spricht doch entscheidend 
dafür der § 97 des A. L. B. Thl. I Tit. 8, nach wdchem die Ueber- 
brückung öffentlicher Flüsse nach Vernehmung der Nachbarn mit 
Einwilligung des Staates gestattet ist Wenn hiemach bei Offentlidien 
Flüssen ein absolutes Verbot der Hemmung des Wasserablaufs durch 
die Anlegung von Brücken nicht besteht, so zdgt die Anknflpfting 
der Bestimmung des § 99 dt an den ebengedachten § 97 dnrch das 
Wort: „Auch", dass in Bezug auf Privatflüsse ein wdter gehender 
Schutz der Nachbarn durch ein Verbot der Hemmung des Wasserablaufe 
nicht hat dngeffihrt werden sollen, wozu auch ein innerer Grund nicht 
ersichtlich ist Nur insowdt ist der Eigenthümer des Privatflusses in 
seinem Eigenthumsrechte beschränkt, dass er sich solcher Veranstaltungen 
enthalten mnss, die den Wasserablanf znm Nachtheil der Anlieger 
hemmen. Diese Verpflichtung — ^ die auch den unterhalb liegenden 
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Uferbesitzei'ji ^^efroiiüber bestellen mag (veigl. .Nieberdinr:: a. a. 0. S. 99) 
— kommt, wenn der Eigenlhiimor des Piivatflusses ein Eisenbahnunter- 
nehmer ist, der den Flnss zn den Zwecken der PMsenbahu überbrückt, 
mit dessen im l'rinzip ans § 14 des (Tesetzes vom H. November 1838 
folp:enden Verpflichtung znr Herstellnng der znm Schutze der Naclibaiii 
erlurderlielieii Einrichtungen i^vergl. Entsch. dos K. G. Bd. 32 S. 285) 
überein und begründet ebensowenig, wie diese Verpflichtung eine 
Haftung der Eisenbahn tur den. in der Vergangenheit liegenden, nicht 
vorausselibaren Schaden. Nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen, wie 
solche schon wiederholt bei der Negatorienklage zur Anwendung ge- 
kommen sind Cvergl. Juristische Wochenschrift von 1893 S. 569*"; von 
1894 S. 579-''), ist vielmehr anch hier die Entschäiliguugspflicht durch 
ein Verschulden bedingt, das dann nicht vorliegt, wenn der Handelnde 
bei schuldiger Aufmerksamkeit die Schädlichkeit seines Thuns nicht hat 
erkennen können (vorgl. Kutsch, des R. G. in Civilsachen Bd. 30 S. 116, 
Bd. 32 S. 341. :]42). Ob im Falle des § 26 der Gewerbeordnung 
(Reichsgesetzblatt von 1883. S. 18')) die au Stelle der Klagü auf Ein- 
stellung des Gewerbebetriebes tretende Klage, insoweit sie auf Schadlos- 
haltiing gerichtet werden kcuiii, auch — ohne den Nachweis des Ver- 
schuldens — den in der Vergangenheit liegenden Schaden mit um- 
fasst, ist hier nicht zu entscheiden, weil die (lewerbeordnung nach § 6 
dasell>st aul lu.-uiibahiuinternehmungen keine Anwendung findet und 
die Voraussetznny:en einer lediglich ;iiif § 99 des A. L. R. Tbl. I Tit. 8 
sich stiitzenden Schadensklage durch § 2i) der Gewerbeordnung nicht 
geändert woiden sind. Auch sonst sind gesetzliche Bestimmungen, die 
die Entschinligüngspflicht des Eigenthümers eines Privatflusses bei Hem- 
mungen des Wasserlanfs düich eine Briiekcn,iiila<iM von einem Ver- 
schulden unabhängig machen, nicht vorlianileu. Im § 4 des Gesetzes 
über die Benutzung der PrivaiÜüsse vom 28. Februar 1843 wird zwar 
das Einwerfen inid Umwälzen von lo.sen Steinen, Erde und anderen 
Materialien in i lu.5scii allgemein untersagt, und hierin könnte ein Ver- 
bot<?gesetz im Sinne des § Ki des A. L. K. Tbl. I Tit. 6 gesehen werden, 
aber auf einen Brückenbau kann diese Bestiiunmng nicht bezogen werden. 



Nr. Uli. Eniseb. des KASsationshofes In Piris. 

Vom 27. November 1895. 

IZattaebr. f. iL tatarmt Ebmb. Trmn«p. IT. Kr. a. 8. 
BeMbidIgmo lektmler Tktore. AismMum der Nafl^loM der Etoenbabn. 

Zwei Kilbe waren um lü Uhr des Abeuds auf der Bestimmungs- 
station eiügeLrolTeu und der Empfänger hatte sich etwas sj;>äter, gegen 



Digitized by Google 



342 £at«cli. de» Deutädieu BeichsgericiiU vom 4. Dezember 1895. 

10 Ubr, daselbst eingefundeui am die Thiere in Empfang zu nehmen. 
Der StationsTorstand Yerweigerte die Ansliefernng, da die Gfitereipe* 
dition seit 6 Uhr des Abends geschlossen war. Am folgenden Tage 
kam der Empfänger mit einem Tierarzt zur Station, um die im Wagen 
verbliebenen Ktthe in Empfang zu nehmen und deren Znstand von 
dem Arzte feststellen zu lassen. Die Eühe hatten in der Nacht gekalbt, 
und die beiden KUber waren in dem engen Banme totgetreten worden. 
Ausserdem war eine der Kfihe am Ersticken und musste sofort ge- 
schlachtet w^en. Der Tierarzt erkl&rte, dass dieser Verlust zu Ter- 
meiden gewesen wilre, wenn man dem Empfänger gestattet h&tte, die 
Tiere sofort nach Ankunft in Empfang zu nehmen, um ihnen die nötige 
Pflege angedeihen zu lassen, die um so mehr erforderlich war, als die- 
selben eine relativ lange Beise znrttckgelegt hatten. 

Das Handelsgericht von Vire (Frankreich) hat in Anbetracht des 
Umstandes, dass unter den vorliegenden Verhältnissen der Empfänger 
als bei Ankunft nicht anwesend zu betrachten, und nach den besonderen 
Bestimmungen des Spezial-Tarifes, der auf den Transport zur Anwendung 
kam, bei Abwesenheit des Empfängers oder seines Vertreters^ die Ent- 
ladung der Wagen und die EinstaUung der Tiere auf Kosten des Ver- 
pflichteten, d. 1. des Adressaten von Amts wegen vorzunehmen war, 
damit die Tieie sofort die erforderliche Pflege erhalten konnten, die 
Elsenbahn zur Zahlung von Fr. 400 Schadenersatz an den Enipfäuger 
und zu allen Auslagen und Kosten verurteilt. 

Durch Entscheidung vom 27. November 180fi hat der Eassationshof 
in Paris das Urtefl in der Erwägung aufgehoben, dass der Empfänger 
nicht als abwesend gewesen betrachtet werden könne, weil die Tiere 
w&hrend der Nachtzeit, während welcher die Gttterezpedltion geschlossen 
ist, angekommen sind, und dass der Stationsvorstand hiemach nicht 
eine Massregel ergreifen konnte, die nur fflr den Fall wirklicher Ab- 
wesenheit des Empfängers vorgesehen ist 

Nr. 315. Entsch. üen Deutschen Reichsgerichts» 

6. Civil-Senat. Vom 4. Dezember 189Ö. 

(Jnr. Wocbonachr. Nr >^ n S in Ziff. 3 i 
Prelis». Enteign. Ges. v. II. Juni 1874 Für die Werthbemessung kommt nur die Be* 
nutzungsfähfgkeit, nicht die thatsächliche Benutzungsart in Betracht. 
Nacli der Iveclitspreelniug des R. G. ist für den Werth enteigneter 
Gnmdstiicke nicht die äugen bliclcliche Benntzimgsart, sondern die ob- 
jektive Henutzungslaliigkeit massgebend und zwar ohne Rücksicht daranf, 
üb der Eigenthiinier schon Einriclitungen zur Ausnutzung dieser Fähigkeit 
getroffen oder auch nur die Absicht einer soklieu gefafist hat. 
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Nr. 216. Entsch. des Dentschen Reichsgeriehts« 

5. Civil-Seiiat. Vom 14. Dezember 1895. 

Wird ein Weg zum Zweoke der Errichtung von Bauten nur als Kommunilcation für die 
Anlieger angelegt, so liegt darin eine Widmung fQr den öfTentiiclien Gebrauch, welche 
RlcM elitettio riokgiagig genasht werden kann, sondern den Ailiegern da« Benutiungs« 

reokt gewährt 

Der B. R. erkennt selbst an, dass die Zastunmong der Behörden 
zu der Widmung eines im Privateigentlium stehenden Weges fGr den 
öifentlicben Verkehr keinen besonderen Akt, keine aasdrftckliche Er- 
klärung erheischt, sondern auch stillschweigend erfolgen kann. Er 
prüft anch in dieser Beziehnng die Bedentang der Thatsaehe, dass die 
Ansiedelung an dem streitigen Wege seitens der Behörden gestattet 
worden ist; aber er setzt dabei voraus, dass andererseits die Benntzung 
des Weges durch die Ansiedler von dem Eigenthttmer nur geduldet 
worden sei. Der Gesichtspunkt, aus welchem das Verhalten der Staats* 
oder Gemeindebehörden in Betreff der Frage der Oeffentlichkeit des 
Weges zu beurtheilen, ist aber ein anderer, wenn der Weg von vornherein 
nicht lediglich fibr die unmittelbaren Zwecke des Eisenbahnbetriebs als 
sogenannter «Eisenbahnzufiihrweg'* (vergLhieiübef G^mersliaasen, Wege- 
recht Bd. I S. 17, Bering, ,die Bechte an öffentlichen Wegen S. Il3, 
Ober -Verwaltungsgerichts- Entscheidungen Bd. 10 S. 216), sondern zu 
dem ausgesprochenen oder doch erkennbaren Zwecke angelegt worden 
ist, dass daran Villenbauten errichtet werden m()chten, deren Bewohnern 
er, gleich einer städtischen oder Dorfstrasse als Kommunikationsmittel 
dienen sollte. Hierin würde offenbar die Widmung des Weges zum 
öffentlichen Gebrauch liegen, und es kann, wenn die Erwartung, unter 
welcher der Weg angelegt worden sem soU, sieh durch die Entstehung 
der Ortschaft Schlachtensee und insbesondere durch die l&ngs des Weges 
errichteten Bauten verwirklichte, und demgemSss der Weg von den An- 
liegern durch eine Beihe von Jahren nngdiindert benutzt worden ist, — 
diese Widmung nicht einseitig und eigenm&chtig rflckgftngig gemacht 
werden, jedenfalls dann nicht, wenn aus dem Verhalten der znst&ndigen 
Behörden, insbesondere aus der Genehmigung der Ansiedelungen an 
diesem Wege auf ein EinverslAndniss der Behörden zu schliessen ist. 

Wenn die von den Behl, behauptete Zweckbestimmung des Weges • 
bei der Anlegung und strassenmftssigen Herrichtung desselben ansge^ 
sprochen worden oder offenkundig gewesen wäre, und nur mit Bttck- 
sicht hierauf die Bekl. bezw. deren Vorbesitzer sich an dem Wege an- 
gesiedelt hätten, so würden die Elemente für die Konstruktion eines 
stOlschweigenden Vertrages gegeben sein, durch den die Anbaner das 
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Recht, sich der an ihren Grundstücken vorüberführenden Strasse als 
Kommnnikationsmittel zu bedienen, als eine ihren Grundstöcken zu- 
stehende Servitut erworben haben wüi'den, wie dies in dem analogen 
Fall des Anbaues an einer zur Bebaaang bestimmten städtischen Strasse 
im B. G. angenommen worden ist. 



Nr. 217« Sntsch. des Dcntsehen Belchsgerlehta, 

3. Civil-Senat. Vom 17. Dezember 1395. 

IJnr. WoolMBmbr. 1896. Hr.wil. 8.M. Zlff.L] 
( 2. Clv. Pr4s. OrdL Bsreohnasf iler RsvItfomMiisie M «lisr aus Ailasi tlMt EIsmi- 

bahssafUls ssgMiiroelieMi Hinte. 

Der Bekl. ist verartheilt, an den im Eisenbahnbetriebe beschiidigteii 
Kl. eine Leibrente Yon jillirlich 18 Mark fllr die nftchsten sieben Jahre, 
nflralicb bis zum vollendeten 14. Lebensjahre, und von jftbrlich 160 Mark 
für die spätere Zeit zu zahlen. FQr die zunächst zu prüfende Frage, 
ob die Bevisionssumme vorbanden ist, sind zwar die entsprechend an* 
zuwendenden §§ 2 ff. der C. P. 0. maasgebend; doeb ist eine unmittel- 
bare Anwendung des für die Berechnung des Streitwerthes bei Beuten 
bestimmten § 9 dadurch ausgeschlossen, dass bei der Verschiedenheit 
der Jahresbeträge und zugleich der Ungewissheit der Lebensdauer des 
Kl. ein bestimmter, 12 Vt fach zu nehmender, Jahresbetrag nicht zu er- 
mitteln ist Bei Ausübung des daher nach § 3 anzuwendenden freien 
Ermessens ist aber im Geiste des Gesetzes das dem $ 9 zu Grunde 
liegende Prinzip jedenfalls soweit zu berücksichtigen, dass weder unter 
951 Mark als die für 12 Vt Jahre sich ergebende geringste Gesammt- 
summe hiuab, noch ftber 1875 Mark als den 12 Vt fachen Betrag der 
höchsten Jahresrente von 150 Mark hinaus zu gehen ist; denn hoher 
wikrde nach dem dann zweifellos anzuwendenden § 9 der Streitwerth 
nicht einmal angenommen werden können, wenn der Bekl. zu jährlich 
150 Mark von Anfang au, also zu einer viel grösseren Leistung ver- 
urtheilt wäre. Erwägt man nun innerhalb jenes Bahmens, dass gerade 
für die nächsten Jahre, die der Kl. am sichersten erleben wird, die 
Beute sehr gering bemessen ist, und dass daneben bis zum Beginne der 
höheren Leistungen ein erheblicher Zwischenzins erspart wird, so konnte 
der fttr die Bevisionsinstanz in Betracht kommende Streitwerth auf 
nicht mehr als 1400 Mark geschätzt werden. 



Kr. 218. £utech. den Deutschen UeichsgerichtH. 
B. Civil-Senat. Vom 17. Dezember 1895. 

1 1. Reloiiaiwftpfl. ttet. Asch tin Unfall wihrantf dns «nroh UBttnlien vtrirtasirtwi 
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Aifiiitbtll» uf ilRar Statfoi kum ato Bttrlcteimfill «HMthen wardn, telfett wmb 
tfer Vsrtotzto Merlitl etnan^llMweg aam«fllit bat 

Hit Recht ist von dem B. B. angnommen, dass ein das Umsteigen 
bezweckender Aufenthalt auf einer Station den Eisenbahntransport nicht 
unterbreche, sodass also, wenn wiLhrend dieses Zeitraums ein Unfall sich 
ere^e, nicht in Abrede genommen werden könne, dass der Unfall bei 
dem Betriebe der Eisenbahn sich ereignet habe. Dem Behl., der, dies 
zu Unrecht bezweifelt, ist aber auch darin nicht beizostimmen, dass im 
vorliegenden Falle der Zusammenhang des Unfalles mit dem Betriebe 
um deswillen zu verneinen sei, weil der El. bei dem Umsteigen einen 
unnötbigen Umweg gemacht habe und gerade auf diesem Umwege an 
die ge Ahrliche Stelle gerathen sei, da der Umweg ein eigenes Ver- 
schulden nicht ^thfllt nnd den Kl. nicht aus dem mit dem Betriebe 
verbundenen Gefabrenkreise entfernte. Das B. G. nimmt auch fAr den 
vorliegenden Fall an, dass der Kl. bei dem Umsteigen unter dem Ein- 
flüsse der mit der Eisenbahnbeförderung verbundenen Hast und Eile 
gestanden nnd dass diese zu dem Unfälle geführt habe, obwohl die fttr 
das Umsteigen gegebene Zeit, 25 Minuten, reichlich bemessen gewesen 
sei, weil der Kl. als ein erfahrener und fArsorglicher Beisender zuerst 
das Gepftck schnell habe unterbringen müssen, um noch soviel Zeit wie 
möglich fftr andere notbwendig erscheinende Verrichtungen zn erUbrigen. 
Auch der gegen diese Beortheilung gerichtete Angriff kann nicht fttr 
begründet erachtet werden. Ob bei einem sehr langen Aufenthalte eine 
andere BeurtheOnng stattzufinden h&tte, kann dahin gestellt bleiben. 
Im gegebenen Falle beruhet die Benrtheilnng auf einer konkreten that^ 
sächlichen Würdigung nnd l&sst eine rechtsirrthümliche Auffassung des 
Gesetzes nicht erkennen. 



Kr. ^9. Entsdi. des Centralamta t iL Inteniat. UmdIi. Thuup. 

Vom 18. Dezember 1895. 

(Zeltsc'br. f '1 Intemat. Elseiib. Transp. IV. St.t, 8. 51.J 

Intirnai Uebereinfc. Art. 19. Ablieferung tabBlaieniii vorgesehrielieaar fiflter. 

Eine Anfrage, ob dio Eisenbahn verantwortlich gemacht werden 
könne für den dem Absender daraus entstandenen Schaden, dass eine 
„bahnlagernd^ vorgeschriebene Sendung dem im Frachtbriefe genannten 
Empfänger ausgeliefert worden sei, ohne dass dieser das Frachtbrief- 
duplikat habe vorweisen können, — wurde dnrch die Verweisung darauf 
beantwortet, dass die Auslieferung von bahnlagernd gestellten Gütern 
weder durch das internationale Uebereinkommen noch durch die in Be- 
tracht kommenden internen Vorschriften an besondere Bedingungen ge- 
knüpft sei 
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Nr. 290. fiiitwh. des Tribunals de 1« Seine. 

Vom 18. Dezember 1895. 

[Zcitscbr f, d. Internat. Kiseiili TnuiHii. IV. Nr. 4 8.189.1 

UeterbrechuNg der Verjährung. Haftung der Eisenbahn für Be80b2lligiR||ea an den 

vom Absender gesteilten Transportwagen. 

Unterm 28. Juni 18d3 ist ein vom AbBender gestellter Reservoir- 
wagen anlässlich des Transportes anf einer lioie der P. L. M. ent- 
gleist und dabei der Inhalt desselben zu Grande gegai^n. Nachdem 
die vom Absender bei der Eisenbahn erhobene Keldamation erfolglos 
geblieben, hat er diese für den enstandenen Schaden gerichtlich belaugt. 
Die Klage ging erstens auf £ntBCbidignng des infolge der Beschädigung 
des Wagens- zu Grunde gegangenen Inhaltes desselben (Wein) und 
zweitens auf Ersatz des Wertes des beschädigten Wagens selbst. — 
Die Klage ist in beiden Richtungen abgewiesen worden, im wesent^ 
liehen ans folgenden Gründen: 

1. dass die Klage erst nach Ablauf der im Art. 108 des Handels- 
gesetzbuchs anberaumten einjährigen Verjähiningsf i ist bei Ge- 
richt eingereicht worden sei, und durch die vorher bei der Eisen- 
bahn angebrachte Reklamation nicht habe unterbrochen werden 
können, was deren Abweisung insoweit nach sich ziehen müsse, 
als sie auf den Ersatz des vom Absender an dem zum Transport 
aufgegebenen Gute erlittenen Schadens gericbtet sei; 

2. dass die Verjährung zwar auf die Forderung einer Entschädigung 
für den Wagen nicht zutreffe, da dieser nicht als ein Gut im 
Sinne des Art. 108 betrachtet werden könne; dass aber der Wagen 
unter den Bedingungen des Specialtarifs Nr. 32 zum Transport 
angenommen worden sei, welcher eine Verantwortlichkeit der 
Eisenbahn ausschliesse, sofern dieser niebt ein Verschulden nach- 
gewiesen werden könne, was im vorliegenden Fall nicht ge- 
lungen sei. 



Nr. 231. Entsch. des Kassationshofes in Turin. 
Vom 18. Dezember 1895. 

[Zeitscbr. f. d. internal. EiMnb. Tr&nsp. IV. Nr. 4. a 181.] 

UsteriNreohuiig der Verjihrsii aadi ItallesleeheM EietsbaliilrtMpertrfoMe. 

Der Eassationshof in Turin hat, entgegen der Ansiebt der unteren 
Instanz, weiche der protokollarischen Feststellung des auf dem Trans- 
porte entstandenen Schadens die Wirkung der ünterbrechnng der Ver- 
Jähning zuerkennen wollte, in Bestfttigong der bisherigen Praxis (zu 
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Tergldchen auch Z. 1 402; II 258), Bonerdings sich dabin auagesprochen, 
(lass die Veijährung einer Sdiadensersatzklage gegen die EiBenl>abn 
nur unterbrochen wird durch die Beklamation, weiche der Berechtigte 
innert der im Art 146 der Tarife und Transportbedingungen festge- 
setzten Frist und in der daselbst bezeichneten Form bei dem Vorstand 
der Abgangs- oder der Bestimmnngstation anbringen kann. Das im 
Artikel 135 votgesehene Protokoll fiber den Schadensfall hat nur die 
Feststellung der Thataachen zum Zwecke, anf welche im Prozesse die 
Parteien sich berufen können; es kommt Ihm auch dann, wenn es von 
diesen unterzeichnet ist, nidit der Charakter eines ESntschftdigungsbe- 
gehrens zu. 



Mr. 222. Entsch. des Deutschen KeichsLrerichts« 
4. Civil-Senat. Vom 9. Januar 1S96. 

IJnr.WoehMMeliMMS. Nr. W14. 8.11«, Ziftn.] 

VartrSis ll«r Utfsrwi vm Ifslfirnttfiokes, wMe fir JsiIm siiixalnas Müs mb 
MtMl feftrtlot wcnl«s Mll«a, liiMl nisht seniat Tsrlf 4 B im MehtstMipsIgsMts 

V. 29. Mal 1885 ataaipdfral. 

Das B. G. nimmt nämlich an, dass nach den BestimmuDgen der 
§§ 5 und 6 des Vertrages der Vertragswille darauf gerichtet war, dass 
die Eleidangsstlicke für jeden einzelnen Hann genau nach Mass ge^ 
liefert werden sollten. Diese rechtlich nicht zu beanstandende Annahme 
sehliesst aber die Anwendbarkeit der fraglichen, die Befreiung von der 
Steuerpflicht aussprechenden Gesetzesbestimmung aus, weil die Gesummt- 
heit der zu liefemdoi Stücke eine Meuge im Sinne dieser Bestimmung 
nicht darstellt. Unter einer Menge in diesem Sinne ist, wie das B. G. 
wiederholt ausgesprochen hat (vergl. insbesondere Entsch. in Givilsachen 
Bd. 33, S. 20), eine Vielheit von solchen gleicLartigen Sachen zu yer- 
stehen, welche nach ihrer natflriichen Beschaffenheit und dem Willen 
der Kontrahenten als unter einander vOUig gleichwerthig, daher inso- 
weit als vertretbar behandelt und im Verkehr nach Zahl, Mass und 
Gewicht bestimmt zu werden pflegen. Diese Begril&bestimmung triflt 
f&r die nach dem Vertrage Tom 28. November 1889 von der £L zu 
liefernden Bekleidungsstücke nicht zu, weil, wie das B. G. mit Recht 
geltend macht, in dem Vertrage Gewidit darauf gelegt ist, dass jedes 
Stnck genau ffir den einzelnen Mann passend hergestellt, dass daher 
nach Mass gearbdtet und ein probemässiger Sitz des emzelnen St&ckes 
garantirt werde, dass also jedes St&ck gesondert nach dem individuellen 
Zwecke der Verwendung für diejenige bestimmte Person, fOr wdche 
es nach Mass gefertigt worden, in Belraclit kommen und hinsichtlich 
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Beiner Brauchbarkeit benrtheilt werden sollte. Dieser nach dem Ver- 
trage beabsichtigten indivldnellen Verschiedenheit der dnselnen Be- 
kleidungsstflcke gegenttber erscheint die Normimng gleicfamässiger 
Preise fftr die einzelnen Stücke derselben Gattung in Betreff der 
Stempelpflichtigkeit als bedentungslos« weil hierdurch eine gleiche Ver- 
werthbarkeit, eine Gleichwerthigkeit in der Richtnng, dass innerhalb 
derselben Gattung ein Stttck an die Stelle des andern treten kdnnte, 
nicht begründet wird. Hit dieser Bechtsanffassung stehen auch die 
AnsfübruDgen in den von der Revision in Bezug genommenen, in der 
Juristischen Wochensdirift ffir 1892 S. 431 Nr. 18 und in den Entsch. 
in CivUsachen Bd. 23 S. 70 mitgetheilten reichsgerichUichen Urtheüen 
nicht in Widerspruch. Insbesondere wird in der znletzt gedachten Ent- 
scheidung das Erfordemiss der Vertretbarkeit für den Begriff der Menge 
in dem gleichen Sinne, wie dies vorstehend geschehen ist, aufgestellt 
Und wenn nach dem zuerst erwähnten Urtheil die Annahme einer Menge 
nicht dadurch ausgeschlossen wird, dass die zu liefernden Gegenstände 
nach ihrer Beschaffenheit vom Besteller durch Muster und Zeichnungen 
genauer bestimmt sind, so ist doch ans dieser Annahme eine Folgerung 
für den vorliegenden Fall nicht zu ziehen, weil in diesem das Vor- 
handensein einer Menge nicht wegen der in der eben bezeichneten 
Weise erfolgten Bestimmung Aber die Beschaffenheit der ganzen Gattung, 
sondern wegen der vertraglich vorgesehenen individuellen Verschieden- 
heit der einzelnen Stttcke innerhalb derselben Gattung verneint ist 

Nr. 233. Eutseli. des Oesterr. Verwnlt. Gerichtshofes. 

Vom 13. Jauuar 18iH). 

(üeaterr. Vcrordn. Bl. IX. Nr. 8ä. s. 491] 

i. Bei der Ertheilung eines Betriebsconsenses für eine Eisenbahn kommen aar öffaMt- 
liche Rücksichten in Betracht, und l^ann daher die bezügliche Entsohehlang vor dem 
Verwaltung8>6er1cht8hofe nicht angefochten werden. 2. Beschwerden gegen das Var^ 
fahren bei Goaceasianlrnnp antolilniller Betriabannlasen sM xnnäAlitt in InstaaiMh 

«me astiMraien. 

Der Verwaltungs-Gerichtshof hat beschlossen, die Beschwerde des 
Dr. Grauz Aichinger in Graz de pr&s. 17. Jftnner 1895, Z. 908, be- 
treffend den Betriebsconsens ffir die Drathseilbahn am Schlossberge in 
Graz, sowie gegen die Concessionimng von maschinellen Betiiebsanlagen 
dieser Bahn gemäss der §$ 2, 5 und 21 des Gesetzes vom 22. October ' 
1875, R.-G.-B1. Nr. 36 ex 1876, ohne weiteres Verfahren zurückzu- 
weisen. 
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Hiebei waren füllende Erwägungen mas^ebend: 

Insoweit sicli die Beschwerde (j^e^en die unterm 25. November 1894, 
Z. Ö4.271, vom Haudelsmiuisierium ertheilte Betriebsbewilligung im' die 
Sclilossbergbahu in Gray, richtet, können, da liiebei im Sinne der §§ 1 
und § 2 der Eisenbahn- ijutriebsordnuug vom November 1851, R.-G.-Bl. 
Nr. 1 ex 1852, sowie gemäss § 31 dei- Handelsministerial -Verordnung 
vom 25. Jänuer 1879, R.-G.-Bl Nr. 19, imi ortentliche Rücksichten, 
ob nämlich vermöge der Constructionsart der Bahn und der Beschaffenheit 
und Menge der für den Bahnbetrieb vorhandenen Gegenstände ein regel- 
mässiger, ungestörter und sicherer Betrieb mit vollem Grunde erwartet 
werden kann, in Betracht kommen — Rechte dritter Persimeu und 
insbesondere allfälliger Anraiiiur weder in Frage noch in die Beurtheihing 
und Entscheidung ;j;ezogen werden, und steht diesfalls daher der Be- 
schwerde der Mangel der Legitimation zur Beschwerdeführung entgegen. 
Insoweit sich jedoch die Besch weide gegen das bei der Coucessionirung 
der maschinellen Betriebsanlagen für die fragliche Drathseilbahn (Auf- 
stellung eines Dampfmotors und eines Kesselhauses) seinerzeit einge- 
haltene Verfahren richtet, hätte der Beschwerde in diesem i'uiikte das 
bezügliche Anbringen vor den Adumiistrativbehörden und deren Ent- 
scheidung voranzugehen, und ist vor Austiugiiiig im administrativen In- 
stanzenzuge die Besch Werdeführung an den Verwaltungs- Gerichtshof 
gemäss § 5 des Gesetzes vom 22. October 1S75 diesfalls unzulässig. 



Nr« EntMli* des Bentsehen B^loliflgerlehtB. 
4. Civil- Senat Vom 13. Januar 1896. 

IJqr. Woebsnaelir. IBM. Nr. tUll. 9. t». ZtA M.| 

hiwlefm ocMrM Kthltii für •taatlMi« AntttltM it da« gewerUMei Mrlths- 
Mttirialim !■ BtniiSlwIt 4m ReloIntteiipalitsetzM v. I. Jidl 1881 9o Wfi dM 

9mm. 8a», v. 6. JhiI 1884? 

Im vorliegenden Falle handelt es sich um Li*;fernngsverträge über 
grosse Mengen von Kohlen, also Uber Mengen von Waaren, die nach 
Gewicht oder ^Mass gehandelt zu werden ptlegen. Lieferungsempfänger 
waren die Direktionen der Pulverfabrik, des Feuerwerkslaboiatoriums 
und der Geschiitzgiessei-ei zu Spamlau. Die Lieferung erfolgte zu dem 
Zwecke, dass die Kohlen im Betriebe dieser Anstalten verwendet wurden. 
Die Stempelpflichtigkeit der Verträge auf Grund der preussischrecht- 
lichen für schriftliche Liefernngsverträge über bewegliche Sachen gel- 
tenden Bestimmungen hängt daher, da der Zweck der Wiederveräusserung 
nicht in Frage kommt, davon ab, ob die Kohlen als gewerbliche Be- 
triebsmatciialien der geuanuten Anstalten anzusehen smd, ob mit anderen 
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Worten diese Anstallt it t in O werbe betreiben. Diese Frage hat das 
B. Ct. mit der Be|:^ründiing verneint, dass der Betrieb jener Anstalten 
nicht auf die Krzielnnp" von (Tewinii L'^n ichiet sei, sondern zur Sicherung 
des Staates die Herstellung « mt s ^uieu Krief^rsniaterials unter Wahrung 
der militärischen Geheimnisse bezwecke, wahrend es nicht ins Gewicht 
falle, dass der Betrieb in Beziehung: auf die in jenen Anstalten be- 
scliätt igten Arbeiter den Vorschriften der (ie Werbeordnung unterliege. 
In dieser Begründung des B. IT. lässt sich die Verletzung einer Rechts- 
norm nicht erkennen. Mit Recht nimmt das B. G. an, dass für den 
Begriff dos Gewerbes eine anf Gewinn gerichtete Thätigkeit wesentlich 
sei, und dass der Gewinn nicht schon durch Ersparnisse allein, sondeni 
durch das Ergebnis», dass die Einnahmen die Ausgaben iibei-steigen, 
gebildet werde. Tn diesem Sinne ist der Staat in Bezieliung auf den 
Betrieb der dem allgiuieineu Verkehr dienenden Eisenbahn ein (Gewerbe- 
treibender, dagegen kein solcher in Bezielnin- auf den Betrieb einer 
lediglich militärischen Zwecken dienendpii JMstiubahu. Auch spricht gegen 
die Auffassung des B. G. nicht der Wortlaut des § 9c des Bcichsstempel- 
gesetzes vom 1. Juli 1881, wie dies dir Revision aiiszuführeu sucht, da 
bei einem Gewerbebetriebe, der durcli eiin auf Gewinn gerichtete Thätig- 
keit gekennzeichnet ist, die Betriebsmaterialien , wozu zweifellos die 
Kohlen in den des Gewinns hall)er betriebenen Fabriken gehören, nicht 
stets zur Wiederveräusserung bestimmt sind und deshalb die Feststellung 
des Bcgritis der gewerblichen Betriebsmaterialien von dem Zwecke der 
Wiederveräusserung der fraglichen Materialien nicht abhängig ist. Ebenso 
ist dem BG. darin beizutreten, dass aus dem Umstände, dass der Staat 
in Beziehung anf den Betrieb der hier fraglichen Anstalten verschiedenen 
Vorschriften der Ii. Gew. (). unterworfen sei, nicht folge, dass der Staat 
durch den Betrieb jener Anstalten ein Gewerbe betreibe, da die gh?ich- 
mässige Anwt-'iidung jener Vorschriften auf den Betrieb eines Gewerbes 
und auf den Betrieb (li»;ser Staatsanstalten durcli die besüiuleren Zwecke 
jener Vorschriften erklärlich wird. Ist hiernach der Staat in Beziehung 
auf den Betrieb der Königlichen Pulverfabrik, des Königlichen Feuer- 
werkslaboratorinnis und der Königlichen Geschützgiesserei zu Spandau 
kein Gew^erbetreibender und deshalb der volle Stemiielbetrag auf iTrnnd 
des Preussischen Stempelgesetzes vom 7. März 1822 von dem Ueber- 
nehmer der Tjieterung zu entrichten, so kann der von der Revision 
hervorgehobenen Möglichkeit, dass künftig die Lieferungen an jene 
staatlichen Anstalten um den Betrag des Lieferungsstempels sich ver- 
theaern würden, eine rechtliche Bedeutung nicht beigemessen werden. 
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Nr. 3^5. Entsch. den Beatoehen Reichsgerichts» 
3. Civil-Senftt. Vom 17. Januar 1896. 

[Jor. Wodwaaobr. 181t. ».IVU. B. Ul. Ziff. 48, 4».] 
Fir 4to Varletivif «Imt Pvtmi, wMe aliM Brief in dea EianhalnpMhraiM 
werfeii will ««I «if dea W«ga aadi Mb Parm darak eiaea Fall Ibar aiaa fiar flbar 
4tn Faliratalg lle|«ade Laltar varlatzt wardaa Ist, ist die ElMitalia wadar varlraga- 

aaoh aataarvartraiaaiaali hafflkar. 

Der Bkl. stellt zoiiAehst den nenen, in den T<njgen Instanzen nicht 
vertretenen Qenchtspnnkt anf, der Bekl. habe mit dem KL, der in den 
Postwagen des haltenden Znges einen Brief werfen wollte nnd anf dem 
Wege dahin Temni^tkckt sd, in einem TertragsverhUtnisBe gestanden 
nnd hafte wegan NichterfBllnng einer ans diesem Verhältnisse sich er- 
gebenden Verbindlichkeit. Das aageffihrta, aiigiel^eh. einsD ihnBuhsn 
Eaa beliaiBnde Urtheii (Entseh. des R. 0. in Civibadien Bd. ^ S. 19S) 
nimmt an, dass mit Lösnng einer Fahrkarte ein Transportvertrag 
m Stende komme, der den Eisenbahnbetriebenntemehmer verpflidite, 
die von dem Beisenden zn benutzenden Zugänge in ge&hrlosem Zu- 
stande SU erhalten. Von einem fthnlichen Bechtsgesdiftlte, In welchem 
ein Vartragsabschloss gefunden werden kSnnto, ist im vorlieg^den Fall 
nicht die Rede. 

Der Unfall des Kl. bestand darin, dass derselbe Uber eine qner 
ftber den Fahrsteig liegende Leiter su Falle kam und einen Armbmch 
erlitt Darbber, wie die Leiter an die ungehörige Stelle gekommen ist, 
haben Behanptnngen nicht aufgestellt werden kftnnen. Nach der Becht- 
sprechung des B. G. in Sachen des gemeinen nnd des preussischen 
Rechtes ist aügenonunen, dass joristische Personen, mithin auch der 
Fiskus, far Versehen ihrer Willensorgane (Entsch. Bd. 19 S. 350, Bd. 81 
a 246) haften. Der Torige Bichter ffihrt in yollkommener Ueberein- 
stimmung mit dieser Bechteprechung ans, dass, msg an^ in dem Liegen- 
hissen der Leiter ein grobes Versehen eines Unbekannten zu finden sein, 
' doch ein Versehen irgend eines als Willensorgan des Eisenbahnflskus 
anzosehenden Beamten nicht feststehe. Der Bkl. will ein Versehen des 
Stotionsvorstand^s insofern für erwiesen erachten, als ein Li^enbleiben 
der Leiter bei Ausübung gehöriger Aufsicht nicht hfttte stattfinden 
kdnnen. Für einen Hangel in der Aufsicht fehlt indessen bei der Un- 
bestimmtheit sller nSheren Umstände ein Jeder thatsächliche Anhalt und 
kann dahingestellt bleiben, ob, wie Bkl. behauptet, der Stotionsvor- 
stoher zu den bezeichneten Beamten zu rechnen sei. 
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Nr. 886. Entoeh. des Omfarr. Terwalt OerielitBliofes. 

Vom 20. Jannar 1806. 

■ 

tüMteir. RlMenb. T«>ri»TdB. Bl. TX. Nr. St. R. Sil ] 

In der Angelegenheit einer Baufiihrung auf einem Bahnhofe ist die Frist für den Zug 
der Beschwerde an den Verwaltungs- Gerichtshof vom Tage der Zustellung jener Eiit- 
•ohaidttiig ZH bereobnM, nit welcher der BaMConseD» definitiv ertheilt worden iaL 

Der Verwaltungs-GeriGhtdiof hat mit dem Beschlösse vom 20. Jtoiier 
1896, Z. 1272 ex 1895» die Beschwerde der 8tadtgemeinde PHbtam de 
praes. 29. Dezember 1894, Nr. 5167, gegen die Entseheidmig der k. k. 
General- Directian der Oesterr. Staatsbahnen ddto. 4. October 1894, 
Z. 147.405, betreffend den Ban eines Restanrationsgebftndes auf dem 
PHbramer Bahnhofe, ohne wettere Fortsetzung des Verfahrens nach 
§§ 14 und 21 des Gesetzes vom 22. October 1875, B.-G.-BL Nr. 36 
ex 1876, anrttcfcgewiesen, wefl der Consens znr AoslQhnnig des firag- 
Uchen Bestanrationsgebftndes bereits mit dem Erlasse der Prager Statt- 
halterei vom 22. April 1894, Z. 51.226, nnd zwar in Folge Ermftchtignng 
der k. k. General-Direction der Oesterr. Staatsbahnen vom 18. April 
1894, Z. 38.894, In deren Namen, also im Sinne des § 3 der Verord- 
nang vom 15. Joli 1884, B.-G.-B]. Nr. 122, entgiltig erthdlt worden 
ist; weil von diesem Umstände die Stadtgemeinde PHbram mit der Za- 
Schrift der k. k. Eisenbahn-Betriebsdirection Pilsen, ddto. 10. Joli 1894, 
Z. 10,006, verständigt winden ist nnd diese Zoschrift der Stadtgemeinde 
Jedenfalls schon am 10. Angnst 1894 zagestellt war, da die gegen den 
bemfenen Act überreichte Vorstellung der Gemeinde von diesem Tage 
datirt ist; weil daher die Frist des § 14 des Gesetzes vom 82. Oc- 
tober 1875, B.-G.-B1. Nr. 36 ex 1876, znr Ueberreichung der Be- 
schwerde jedenfalls von diesem Tage (10. Angnst 1894) an zu rechnen 
ist, mit B&cksicht hierauf aber die am 29. December 1894 ftberreichte 
Beschwerde offenbar verspätet ist, zumal der mit der Beschwerde an- 
gefochtene Erlass dor k. k. General-Direction der Oesterr. Staatsbahnen 
ddto. 4. October 1894, Z. 14.705, nicht die defiflitive Entscheidung in 
der Sache selbst, die Ertheilung des Banconsenses, sondern nur die Ab- 
weisung der gegen die Ertheilung des Baueonsenses gerichteten Vor- 
stellung der Stadtgemeinde enthält. 
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Abhandlungen. 



IS. 

Die Tcrüifentlicliang der Eisenbahntarlfe. 

Von ÜMtolpli Bertoi, 

€tob. Begionuigiaatb in Erfurt. 

L 

Dnrcih i$s »inteniatioiiale VelwrelnkoBUMiii* vom 14. Oktobw 1890 d]id 
gen^iiaame BostfanmiuigeB gegebeD für den intematioiialen €Hitor> Verkehr 
d. ]l für diijenigen SendmigeB Ton Otttern, welche auf Ghnmd eines 
durchgehenden Fnchthriefs ans dem Qabiete eine«, don intomationalen Uaber- 

einkummen angehörenden Staats in das Gebiet eines anderen solchen Staate 
anf denjenigen Strecken befördert werden, welche zu diesem Zwecke in der, 
dem üebereinkommen beigefügten bezw. ei^ünzten Liste bezeichnet sind. Für 
diese Güter - Sendungen haben „die Bedingungen der 'j-pmeiTisaraen Tarife der 
Eisenbahn- Vereine oder -VerbSnde, sowie die Bedingungen der besonderen 
Tarife der Eisenbahnen insoweit C-reltung, als sie diesem TTebereinkommen nicht 
widersprechen; anderenfalls sind sie nichtig." (Art. 4 des Üebereink.) 

Es bestimmt nun der Art. 11 dieses Uebereinkommens für die vorbe- 
aeichneten Q1it6r*TrB]»porte Folgendes: 

»Die Bereolnnittg der Fradit erfo^ nach HassgatM der in Reeht be^ 

stRheudcn, ^reliHrig veröffentlichten Tarife. Jedes Privat -Üeberein- 
kommen, wodurch einem oder mehreren Absendern eine Preisenniissijü^mg gegen- 
über den Tarifen gewährt werden i$uU, iai verbotcu uuü nichtig. Dtigegen sind 
Tarifermftssigangen erlenbt, welche gehörig TerOffeatlicht sbd nnd 
unter Erfüllnn<? der gleichen Bedingungen Jedermann hi gleicher Weise m 
Gate konituen.* 

Wenngleich in dem, einen integrirenden Tlieil des Uebereinkommens bil- 
denden 8ciüus8-Protokoll vom 14. (Jktober 1890 unter II die Staats -Bevoll- 
mächtigten in Betreff des Ai t. 11 erklUrt haben, dass sie keine Verpflichtung 
eingehen können, welche die Freiheit ilirer Staaten in der Regelung ihi-es 
internen Eisenbahnverkehrs beschrftnken wfirde, sie aber, nnd zwar Jeder 
fSr den von ihm vertretenen Staat, constatiren, dass diese Regelung aar Zeit 
mit den, in Art. 11 des Uebereinkommens festgesetsten Grondsfttzen sich im 
Einkliiiga b^de, so wnrde doch die anderweitige Regelnng des bisherigen 
Betriebs-Reglements für die Eisenbahnen Bentsclilands im Interesse des Ver^ 
kehre nothwendig nnd hat dieselbe mit der gleichseitig mit dem inter« 
Bger, JtlMBtalONOlitUebe BtttaolMidiittgm ZU. M 
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nationalen Uebereiakummen vom 1. Januar 1893 iu Kraft gttrotenen Verkehr??- 
Orduimg, durch Nr. 41 des Reicluägesetzblatts von 1892 verötieutliclit , einen 
gesetzlichen AbBchlius gefondeiL Sie findet Anwendung 

auf den Verkelir sHmmtliclier Giaenbahnen Dentocfaiands unbedingt, 
anf den internationalen Verliebr dieser Babnen nnr insoweit, als 
denelbe nicht durch besondere Beatimmnngen geregelt Ist. 
(▼eigl. Nr. 1 Absatz 1 der Eingang8-Bestiinmnn<,'en z. V. 0.). 

Es enthUt nnn der § 7 die für alle Bisenbahn-Transporte massgebende 
Bestimmung: 

1. Die Berechnung der TrausportpreLsc erfolgt, nach Magqgabs der sn &echt be» 

steheudeu, gehörig verüf feutlichteu Tanle. 
8. TsrifturbShangen oder loostige Snchwenmgen der BefOrdenoigsbedingimgea treten 

nicht vor Ablauf von (• Wochen nach ihrer VerOffeutlichang in Kraft, 
sofern nicht der Tarif mir für eine bestimmte Zeit in Geltung gesetzt war. 

3. Jede Preisermäasigimg oder aoustige Begünstigung gegenüber den veröffent- 
liehten Tarifen iit verboten und nichtig. 

4. Begttnstignngen bei Trau^rporten für milde nnd für OfTcntliche Zwecke, sowie 
solche im dienstlit-hen Interesse der Eiseabahnen sind mit Qenebmigniig der 
Landesaufsichtäbehörde sulässig. 

Hiernach sind die Grundbütze des All. 11 des interna lioiuilen üeberein- 
konunent beslii^h der ElaenbalineB DentscUaiids auf alle Transporte, also 
sowohl der Personen, wie der Gttter, ausgedehnt. 

n. 

Sehr folgerichtig? wilre es gewesen, in die neue Verkehrsnrdnnng anch 
(jiue, für das ganze Deutsche Keiuh gültige Bestimmung darüber aufzunehmen, 
was unter einem ,zu Recht bestehenden Tarif" zu verstehen ist. Zwar 
verleiht die Deutöche Jieiclis Verfassung vom 16. April 1871 dem Reiche wohl 
das Recht der Beaufsichtigung über das Eisenbahnwesen (Art. 4), inbesundere 
die Controle fiber das Tarif wesen (Art. 45) nnd legt bei eintretenden Noth- 
ständen den Eäsenbahnverwaltangen die Ffiicht auf, für den Transport Ton 
Nahmngamitteln, namentlich von Oetreidet Hehl, HfllsenfHIditen und Eartoifeln, 
zeitweise einen, dem Bedttrfhisse entsprechenden, vom Kaiser anf Vomhlag 
des betreffenden Bnndesrathsausschasses festznstellenden niedrigen Specialtarif 
einzuführen, welcher jedoch nicht unter den niedrigsten, auf der betreffenden 
ikiliii für Kühprodnrte geltenden Satz herabgehen darf (Art. U!). Dagegen ist 
dein Heiche keine ikliiL'^uisf^ ziigeätandeu zur Auordnung, zur Bildung und 
zui' (ienehmigung der Tarife. 

In Folg-e dessen mnss auf die Particular-Gesetzgebung der einzelnen 
Staaten des Deutschen Keiths ziu-ückgegangcii werden, weil die Bildung der 
Eisenbahntarife den Beattmmnngm des 8ff entlichen Rechts nnd den auf 
Omnd desselben zu treffenden Anordnungen der Aufsichtsbehörde unter- 
liegt, welche durch Terelnbarnngen privatrechtlicher Natur nicht be* 
rfihrt werden kSnnen (vgl. Erlase vom Sl. Februar 1888, abgedmekt in 
Fleck, Das Betriebs-Reglement für die Eisenbahnen Deutschlands, S. 190). 

Unter „Tarif* im Sinne der Verkehrs-Ordnnng ist, wie dies auch be- 
züglich des bisher gültig geweseneh »Betnebs^Begiements", insbesondere In 
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Folge des Erkenntnisaee dea Beichs-Ober-HandelBgerichts vom 7. Juni 1876 

— Entsch. Bd. 21 S. 108 — allgemein aufgefasst und anerkannt ist, «nickt 
bloss das eigentliche Verzeichniss der Fahr- und Fraditpreisanxätze zu ver- 
stehen, sondern die Gesammtheit derjenigen Modalitäten, unter welchen eine 
Eisenbalnivorwaltunp dio Beförderung von Personen und Gütern im (^ft'cntlichen 
Verkehre dem Publicnm kündigt* (vergl. Eger, Verkehrs -Ordnung Th. I 
S. 17). Diese Mudalitätt II, sitfern diuch dieselben die Bestimmungen der Ver- 
kelirs-Urdnuug ergänzt werden, oder welche von den Letzteren abweichen, 
— was nur bezuglich der Bahnen untergeordneter Bedeutung 
eder dann, wenn dies dnrek tie Eigenart der BeMebsverbaitidsse (?er> 
UndongalMlineii, Stadtkahnen) bedingt ersckeint, nnd nnek nur unter 
Znstimmnng des Beickseiseqibiiknamts bewilligt werden kann (vergL 
Abs. 2 der EingaaigsbestinimBngen I der Yerkehrs-^rdnnng) — 
bedürfen, ab^resehen davon, dass sie dem intemalionalen Uebereinkommen nlebt 
widersprechen dürfen (Art. 4 da«.), 

1. der (tenehmigrunjr der T^undesaufsiehtsbehorde, 

2. der Aufnahme in die veröffentlichten Tarife, nnd zwar dergestjJt, 
dass die tteneluui;^ aus der Verr»ffentliclning zu ersehen ist. 

(Abs. 3 der Einiranfrsbeslmiiiiungen T der V, 0.). 

Was nun speziell tUu Tieussische Recht betrifft, so sind auch heute noch 
die Bestimmungen der §§ 26. 32 des Gesetzes über Eisenbabnnntemehmungen 
vom S. November 1838 massgebend, obwokl g^nw&rtig fast sBmmtlicbe Eisen- 
bahnlinien des Prensrischen Staats sidi in den Hftnden des Letsteren befinden. 
Anck der Staat ist als Eisenbabnnntemebmer den Vorsckiiften dieses Gesetzes 
unterworfen. 
Es lauten 

§26. 

FUr die ersten drei Jahre nach dem auf die Eröffnung der Bahn folgenden 
1. Jannsr wird, vorbehaltlicli der Bertimmnagen des § 45, der Ottellsebiät das 
Reckt SQgestaii h'ii, ohne Znla^i^iung eines Konkurrenten, den Transportbetrieb 
alldn zu unternehmen, und die T'reisie nowobl für den Personen-, als für den 
Wsaren-Trausyort nach ihrem Ermessen zu bestimmen. Die Qesellscbaft muss 
jedoch 

1. den angenommenen Tarif beim Beginn des Transportbetriebes und die späteren 
Aenderungen sofort bei deren Eintritt, im Falle der Erhöhung aber scrhs 
Wochen vor Anwendung derselben, der Regierung anzeigen und 
öffentliok bekannt machen, nnd 

2. für die sngeset/ • ; rrtise ulk- zur Fortschaffung aufgegebeoaa Waarcn, ohne 
Fnterschied der lateressenteu bcfnrderii , mit Ausnahme solcher Waaren, 
deren Trauspgrt auf der Bahn durch das habnreglemeut oder sonst für uu- 
snlttssig erklärt ist. 

§88. 

Es bleibt der Eineubahn-Gesellschaft überlassen, die Preise, welche sie fQr 
die Befördcmng: an Fuhrlulin, neben dem Bahngelde erheben will, nach ihrem 
Ermessen anzusetzen; es diUfen solche jedoch nicbt auf einen höheren Reinertrag, 
ftls 10 Procent des in dem Transportmiteroehnen angelegten Kapitals bereehnet 
werden. Die Gesellschaft ist hierbei verpfliditet, 
1. den Frachttarif (sowohl für den Waaren-, wie für den Personentransport), 
welcher nachher ohne Zustimmung des liandeisministers (jetzt des Ministers 

84* 
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der Sffentliclien Arbeiten) nkht ethlllit «erden darf, sowie denntlchst die 

innerhalb der tarifm ÄRsigen Sätze angenommenen Aendeninsren . nn»l 
zwar im Falle einer Krhötiung frilher ermfteeigter Sätze secha Wochen 
vor Attwondiing derselben der Regiemug ansnsaigen und Offentlieli 
bekannt zu machen, auch 
2. für die angenommenen Sätze alle znr Fortschaffung aufgegebenen Waaren, 
der^ Trafisport poliaeüieh zulässig, ohne Unterschied der Interes- 
saiitea so befSrdein. 

VamOge des durch die BaichaTerfaBBimg dem Reidie ttbertragenea Bedito 
der Controle der Tarife iat dardi BeacMnaa dea Bmideanrths Tom 14. De- 
zember 1876 für alle dentadten Bahnen em eisheitllehea Gütertarif- 
achema nnter dem Titel „Allgemeine TarifirorBchriften nebst Gdterklaaelfical^oii* 
geiiehmigt worden (abgedmckt in Fleck, a. a. 0. S. 192. 193.). 

Tni den darin anspresprorhenen Erwartungen des Bundesraths zn ent- 
BprecUen, ist auf Anregung des Preussischen Ministers der (iftentlirhen Arbcit(»n 
durch Vereinbarung der im Besitze von Htaatsbahnen betindiiciieii liundes- 
retrienuiireii unter Beitritt der dentsclien Privatbahnen die pet ifidische AV'ieder- 
hulun^ vuii U eueralkonfereuzeu festgesetzt und zm Vuibt-reitung der Ver- 
landlungen eine , ständige Tarifkommisäion" bestellt, welcher zugleich 
auf Anregung der BeiehseiseiibahiiYerwaltuig eiB «atftndiger Avaachiiaa der 
yerkehraintereaaenteii' beigegeben ist Die ZwHiidigkdt der Generalkonferena 
und der stlodigen TarifkommisdoB ist aif den allgemeinen Giitertarif nicht 
beechrüiikt, londem erstreckt sieh znr Zeit auf 

1. die allgemeinen TarifVorschriften füi- den Personen- und GepAckverkehr, 
für die Beförderung von Leichen, i'ahrsengen and lebenden Thieren, 
nnd für den Güterverkehr, 

2. die alL'p^^K inen Ziisatzi)estimmnngen 2001 Betriebsreglement, becw. jetzt 
zur Voi kehrs-Ordnunjx 

(vergl. Erl vuiu 5. (»ktdber 1877 und 6. März 1H81 — Fleck, 194.). 

Diuch weitere Erlasse ist die (Tenehiuiij^uup der Aufsichtsbehörde 
geregelt und bedarf en hiernach der U enehuiip^unc: des Ministers der 
öffentlichen Arbeiten, unbeschadet der oben genannten lieätiumuugeu des 
Oeaetzes vom 3. Noyember 1888, 

1. in allen FKUen, in denen für einaelne Artikel ia Abwdehmig vom aUgemeinea 
TarifsJrboina be so n dcre Tarife festgestellt werden sollen, uameutlich auch dann, 
wcnu die Kiustelluni,' dirccter Tarife zwischen den betreffenden Stationen sich 
Uberhaupt nur aut beätiiunite Artikel beschränkt, 

2. ia allen ItUIen für die einaelaai Veifeelirarelati<Hien, fflr welche die AnsBahme- 
tariflrung für erforderlich gehalten wird, 

8. fflr diejenigen Artikel, iu denen die Nichtliberschreitung bestimmter be- 
stehender Tarifäätxe allgemein zur Bedingung gemacht ist, insoweit, als 
für dieselben in den betüdfeaden Belationen direete Tuife flbeihanpt nicht be- 
standen haben. 

(vergl. ErL vom 88. Mai 1878 — Fleck, S. 198.). 

Hierdnreh sind die Fälle der Nothwendigkeit der Genehmigimg des 

Ministers noch nicht abi^eschlossen. Sie ist auch erforderlich, 

wenn in br-itimmter Höhe i^enehmij,'te H-it?'» verändert werden sollen, 

wenn Ausnahme tarife von geuebmigteu üonkanenitarilen SbemojaiaeB 
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oder im directen Verkehre dnreb Zneammenatossen der in dem Lokalverirabr 

bestehenden Ausnahmetarife gebildet werden, 

wem: frühere Ansnahuietiirife wi r il or r i ii geführt werden 'v*^rgl V 1 r rk , S. 198. 
wenn die in öffentiidier Bekamitmacliuug für die Einführung neuer Tarife bezeicli- 

neten Termine nicht eingebalten, sondern auf einen späteren Termin verlc^a 

werden, oder 

wenn <lie alten Tarife der vnranfgegangenen öffentlichen Bekanntroachnug sAwider 
bis auf Weiteres wieder in (ieltnng gesetzt werden fFleck, S. 18(j.). 

Erhöhungen der für die einzelnen KlatsHen des Grütertarifsf hema« 
zur Zeit der Puhlication des Gesetzes vom 1. Jimi 1882 — G. S. S. 312 — 
in Geltung gewesenen Normal-(Maxiuial-)TranspurtgebiUn-en, soweit sie nicht 
20111 Zwecke der Herstellung der Gleichmässigkeit der Tarife oder in Folge 
Ton Aendemngen des TarifKlienias vorgenomvien werden, kömnen jedoch nn- 
keecliadet der dem Beiehe verfasBangsrnSsslg xnetehenden Einwirknag auf das 
EisenbahntailfweBen nur dnrch Gesete erfolgen (§ 20 Ges. vom 1. Juni 1882). 

Dnrch das eben erwilhnte Geaete, dnrch welches die Errichtiing von 
Eisenbahnbeiräthen (BezirkseisenbahiirStlie, Landeseisenbahnrath) angeordnet Ist, 
ist die Anliörnng bezw. Aeussemng dieser Beiräthe für bestimmte, die Fest- 
stellung oder Abänderung der Fahrplfine \m<] der Tarife betreffende Frag:en 
vorgeschriclten. Tndess ist ein näheres Einfrehen liierauf, sd'A !»> auf die Frage, 
wenn auch dem Ober-Präsidenten eine Mtwirkung iiii' die Bildung uder Aen- 
derung von Taiifen zngcwieseu ist, für den Zweck der gegenwärtigen Be- 
sprechung nicht nothwendig, weil dies interne Auuelegenlieiten sind, die auf 
die Frage der allgemeinen Gültigkeit bezw. der etwaigen Nichtigkeit der 
▼erOffentliehten Tarife keinen Einfloss hat, soweit nicht der vorerwähnte § 20 
in Frago steht. Ebenso bedarf es ans dem TorerwAinten Gmnde nicht einer 
Bezeichnung der Fälle« in welchen von der Torgftiigjgen Genehmigung des 
IBnisters ausnahmsweise abgesehen werden darf (denn Ausnahmen müssen 
stets besonders nachgewiesen werden), und endlich auch nicht des Eiiigehens 
auf die einzelnen Bestimmungen, welche bezüglich der Staatsbahnverwaltong 
vermöge deren Organisation auch liinsichtlicli der TaritliildnngeTi mannigfache 
Modificationen nothwendig maclien, weil aucli diese melir reprlementarisclier 
Natur sind, auf die Frage nach der Kechtsu:ültigkeit der in legaler 
Weise publicirten Tarife aiao keinen Einfluss haben. 

Aus Voratehendem geht hervor, dass, abgesehen von dem noch weiter zu 
erörternden Erfordemisa der „ gehörigen Veröffentlichung", unter ^zu Becht 
bestehendem Tarif* der in seinen GrnndsStzen vom Bandesrath ge- 
nehmigte Normal-Tarif mit seinen Tarifvorschriften nnd diejenigen 
Tarife zu verstehen sind, welche nach den gesetsliehen Bestimmungen 
beaw. kraft des Anfsiehtsrechts einer besonderen ministeriellen Ge- 
nehmigung oder (nach § 20 Ges. vom 1. Juni 1882) der gesetrlichen 
Sanctionirung bedürfen. 



Daa weitere Erfordemiss für die Gültigktit des Tarifs, gegenllber dem 
Publicum, ist die .gehörige Veröffentlichung*. Bereits in dem oben 
genannten § 82 des FreussischeD Oesetjws vom 8. liovember 1888 Ist die 



m. 



Digltized by Google 



358 



B. Beiiagi VerOienUiehoDg der EiaenbiüiPtarife. 



Veröffpntlichunf? jedweden neu einzuführenden Tarifs sdwdil für 
den Waart'u-, wie für den Pers<.»nentransi>oit vorfresclnicbcn , wo^u aber 
ausserdem eiue rechtzeitige Anzeige bei der Itegiernng (d. h. dem Mi- 
nister dtt Öffentlichen Äibeiteo) zur Pflicht gemacht. Tritt eine Erhöhung 
bereits eingeführter Tarife ein, so tritt, wie schon oben gezeigt, die 
weitere Bestinunnng hinasn, dass diese ErhShnng der Genehmigung des Mi- 
nisters bedarf und, nachdem diese Genehmigtmg erfolgt ist, schon sechs 
Wochen vor ihrer Anwendung belcannt gemacht werden mnss. 

Nur der Vollständigkeit wegen sei hier bemerkt, dass vermöge der dem 
Reiche zustehenden Tarifkontrole auch dem Reichseisenbahnamte Vorlage zn 
niarliPTi. wenngleich dieselbe niclit für jeden einzelnen Tarif bei Einffihrnnj; 
desselben vorgeschrieben, vielnielir nur liei Tarif-Erl'i>hnnp-pti ".ntrr Augabc 
der Art, des Betrags und der Gründe dei- Erliiduin^'-, Miwie des {^eneiiini^renden 
Ministerialerlasses spätestens zugleich luit der üffentliehen Bekannt- 
machung unter Beifügung einer Abschrift deb Letzteren zu ersLaUeu ist 
(Verf. des B. E. B. vom 29. Dezember 1874 — E. V. Bl de 1881 S. 132 — ), 
während bezflglich der sonatigen Ttoife nnr monatliche Verzeichnisse bezw. 
Specialnachweisnngen unter Beifiigaqg der Tarife etc. einzureichen sind. 

Es ist danlLbar anzoerkennen, dass dija Dentschen Staatebahnverwaltongen, 
insbesondere die Frenssische, im Interesse des Publicoms sehr ^igehende und 
klare Bestimmnnfren getroffen liaben, um das Publikum über die geltenden 
Tarife nicht in Zweifel /u lassen. Damach sollen bei der Publication der 
Tarife nicht nnr diejenigen alten Tarife, welche beneitifft werden, sondern 
auch in denjenij^cn Füllen, in welchen ältere Tarife nui' tlieil weise anf<re- 
hoben werden, die betreffenden Verkehrsrelationeu genau bezeichnet werden, 
ferner Transittarife, d. h. Tarife, an welchen inlllndische Bahnen nur mit 
Dorchgangsstrecken betheiligt »lud, ebenso Aenderungeu directer Einfuhrtarife 
Sdtene der dentschm Empfangsbahnen anch dann pnbUcirt wurden, wenn es 
sich am das Ansscheiden einer ansserdentschen Versandstation handelt 

Anch bei Berichtigung von TMfen, sofern es sich nicht lediglich am 
angenfällige, anch dem Laien bemerlcbare Irrthflmer, wie s. B. das Ans- 
lassen oder die Verschiebung eines Komma bei Tarifsätzen in Dezimalbriefen 
n. s. w. handelt (die ge^entheilige Auffa^ssung s. nnten anter V.), ist die sechs- 
wöchige PuMikatidUsfrist zu wahren. 

(verirl. Erl. des Preuss. M. vom 14. März 187.S und 11. Dezember 1R79. 
Veif. d. R. E. P. vom 2U. November 1H77, Fleck, a. a. 0. S. 232. 233.1 

Elienso soll, wenn die erhöhten Tarife aus irgend welchem Grunde nit ht 
von dem in Aussicht genommenen Tage ab zur Anwendung gelangen und die 
niedrigeren Frachtsätze noch einige Zeit (,bis auf Weiteres") bestehen bleiben 
sollen, die weitere Bekanntmachung, mit welcher die wirkliche Tümfl^iirnng der 
erhöhten Tarife angekündigt wird, ebenfalls mindestens 6 Wochen vor dem 
betreffenden Termine erfolgen. Anch ist in den Fällen, in denen ein Tarif 
yTorfoefaaltiich jederzeitigen Widerrnfs* ermässigt worden ist, die Wieder- 
erhöhung an die Frist von 6 Wochen geknttpft. 

(£rk. vom 22, Jaaaar and 29. Fehrnar 1876; Fleck, S. 292.). 
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Um ftUe Zweifel toii vonihareiii cn tteseltigen, hat die Verkehrs-Ordmuig 

in Abs. 2 des § 7 den „ Tarif erhöhnngen' endlieh auch alle ^sonHtigcn 
Erscliweningen der Beförderungsbedingnngen gleichgestellt*. In der 
Praxis i8t »chun früher diese Gleichstellnng gehandhaht worden. 

Endlich ist hier noch darauf aufmerksam zu machen, dass alle, die Ver- 
l(ehr8-()rdiinnir eiL'iin/.cndcn oder von ihr abweichenden ]5csthnmnn<ren. insoweit 
solche nach Abs. 2 unter 1 der Eingangsbestimmun^rcJi znlii.ssiir sind, zu iiirer 
Gültigkeit der Aufnahme in die veröffentlichten Tarife bedürfen und aus der 
Veröffentliciiuiig die erfolgte Genehmigung ersichtlidi »ein muss 
(s. Nr. 3 der Nr. I der Eingangsbestiiiuuungen). 

Mttssen liieniacli die Bekanntmaclimigen mogliclist voUetftodig, Terettndlicb 
und ninfasseiid edn, eo mfissen sie aach dem Pablictun ziigiiiglieb imd offen> 
kandig aelo. Es genügt daher in der Begel nidit der blosse Ansbang in und 
bei den Abfertigongslokalen, Fabreclieinaasgaben n. e. w. oder die Anzeige in 
einem kleinen Localblatte, eondem es ist die Anzeige in btensu geeigneten, 
in dem betreffenden Verkelirsgebiete verbreiteten Zeitnntrfii. welche gewöhnlich 
für amtliche Bekanntmachungen, nicht blosji der Eisenbahnverwaltung, ein für 
alle Mal lienut/.t werden, erforderlich (veiirl. Eger, Verk. Ord. S. 48. \ Es ist 
deslialb von deu Preussischen Staatsbahnen mr Publication der Tarife und der 
Fahrpläne, wie der Aenderuniren derselben der „Reichsanzeitrei zn be- 
nutzen und in Folge ministerieller Empfelilaug diese gleiche Beiuitzuug bei 
wolil allen PriTatbahnen fiblich geworden (Erl. vom 12. Februar 1875). 

In RSekBicht anf den Umfang der Tariftabellen nnd ihrer Ab&ndenuigen, 
sowie der sonstigen Tarifvorschriften Ist es als .gehörige Pnblication* 
anznsehen, wenn nnr die Tbatsache der bevorstehenden Heransgabe oder Er- 
höhong oder Emiediigong des Tarifs hn Allgemeinen bekannt genaebt nnd 
sogleich diejeniVe Stelle bezeichnet wird, wo der neue, bezw. abgeänderte, 
vollständige Tarif eingesehen oder erworben werden kann (s. Eger, V. O. S.48.). 

Was flie Zeit der Veröffentlichung betrifft, so mnm die Letztere selbst- 
verständlich vor (lern Tage des Inkrafttretens des Tririf«^ bezw, der Aeiide- 
ning erfolgen, weil eben die Berechnunsr der Transpurtineise narli Massgabe 
der gehörig veröffentlichten Tarife erfolgen soll. Nach Ah». 3 der Ver- 
kehrs-Ordnung würde eine verbotene Begünstigung Einzelner darin liegen, 
wenn der neue Tarif gleichzeitig mit der Veröffentlichung in Anwen- 
dung gebracht würde. IHe blosse Tbatsache des Bekanntseins der Tarife oder 
deren Aendernngen im Ihstmctlonswege ist nnmreichend (vergl. Erl. des B. E. B. 
vom 30. Angnst 1878, vom 6. April 1879 und 28. September 1888 — Fleck, 
S. 233.). Für die Bereehnnng der VerSflientlichnngsfrist ist nicht das Datum 
der ^Bekanntmachung", sondern der Tag der wirklich erfolgten Veri'>ffent- 
lichung massgebend (vergl. Verf. d. R. E. B. v. 20. Februar 1881 und Erl. v. 
16. April 1881 E. V. Bl. S. 132.). Eine mehrfach wiederh(dte Verr-ffentlichung 
ist nirht v'<> <_^<^-' hrieben; es jrenüfrt einmali^re Einrncknng der Bekanntmachung 
in die hierlür bestimmten Zeitungen und Lokalblätter. 

(Schluss folgt im nächsten Hett.) 
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14. 

Ist die Bestiiiimiiiig dei § 89 der Terkebnordnimg fVr die Btoen- 
Mmen Bentsehlaiids Tom 15. KoTember 1893 geeetalieh gütig? 

Von Or. fiMrg Eger, 
Regiemngtrath hi Berlin. 

Nfben den Hafthet'rpinnp-vü'vimflen, welrlio Art. 395 Abs. 1 des (leiitsrhen 
Handclö-Gesetübuehs und im Atisc iiiuss «laian 75 Abs. 1 dpr Verkehrsordnunfr 
für die Eisenbahnen Deatschlands vom lö. November 1892 vorsehen, stellt 
Art. 395 Abs. 2 H.-G.-B. noch einen besonderen Haftansschliessangsgrand 
ftof: «Für EogtiMrlcelteii, Gelder und Werthpapiere haftet der FracfatfQhrer 
BOT dann, wenn ibm diese Beeehaffenheit oder der Werth des Oitts an- 
gegeben ist.* Das internationale Uebereinkommen fiber den Eäsenbalin' 
ft«Glitveikehr vom 14. October 1890 hat diesen HaffeaQsschllessiBDgsgrand er- 
weitert Nach Art 48 des Uebereinkoniiiiens ist fKr alle Gegenstände, welche 
7om Transporte ansgeschlotsen oder zu demselben nnr bedingangs- 
wpise zTif?plasseTi sind, wenn sie nntcr nnrichtisrer oder nnirenaner Deklaration 
zur Beförderung aufgea:e>if^n nrler wenn die für dieselben vorgesrlimen Sklier- 
heit«vor8chriften vom Absender ausser Acht gelassen werden, jede Haft- 
pflicht der Eisenhahn auf Grund des Frachtvertrages ausgeschlossen. 
Die Verkehrsordnung § 89 hat diese Bestimmung des Art. 43 des inter- 
nationale Uebereinkommens wörtlich aufgenommen und dadurch zu einer 
reglementnilsch vereinbarlen gemaoht Diese Verebibarang kann jedoch mit 
Blicksicht auf das Vertragsverbot des Art. 428 H.-G.-B., soweit sie diü'Haft- 
annchliessung des Art 396 Ahe. 8 H.-G.-B. für die dort besdchneten Gegen- 
stKnde überschreitet, nicht für gültig erachtet werden. Denn sie sehliesst 
die HaftiAicht der Eisenbahn zn ihrem Vortheil über die durch Art. 423 
H.-G.-B. gestatteten Grenzen und daher in unzulässiger Weise aus. Die 
Eisenbahn kann zwar kraft reglementarischer Bestimmung gemäss Art. 422 
Abs. 1, Ziff. 1 ti. 2 H.-G.-B. Güter, welche unter nnriclitiprer oder ungenauer 
Deklaration zur Hefördemnjr anfirefreben u<lei' beziiglicli deren die vorgesehenen 
Sicherlieitsvorscliriften vinu Atfsender ansser Acht gelassen worden, vom Trans- 
port aussclüiessen t>der nur bedingmiirsweise zulassen, .sie kann auch femer 
für die vorschriftswidrige Aufgabe derartiger Güter Konventionalstraten ^Fraeht- 
iQscLIäge) ansbedingen, aber sie ist, wenn sie den Transport solcher 
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Güter ftbernommen hat, an die gesetslichei! Haltpflichtnormen getonden 
nod darf dietelbon meht etwa 1)elie!>ig einschränken. Sie darf also in Betreff 
der fibemommenen Güter nicht wegen nnriditiger oder angenaner Deklaration 
oder Attserachtiassnxig der SieheriwitovorBcliiifteB die Haftpflicht gftnzlieh 

ansschliesseiT Ein Ans^schlnss der Hafl^cht ist nnr in den Grenzen 
des Art. 395 H.-G.-B., eine Beschränk nng nnr in den Grenzen der Art. 
421 — 431 1. f. znUlssip. Dpr Absonder liezw. Empfitna^er soll aber nicht nnr 
geniÄfs § 53 A>is. 7 — 9 Verk.-Ord. alle Fn]f;en der nnrichtig^en oder unge- 
nanen Deklaration tragen und — abgesehen von der NachzalilnnL^ der etwaieren 
Frachtdifferenz uud dem Ersätze des entstandenen Schaden«, j^owie den strat- 
gesetzlichen und polizeilichen Straten — einen Frachtzuschlag erlegen, Kondera 
auch nach § 89 1. c. in Betreff der vom Transport ausgesclilossenen oder nur 
bedingungsweise zugelassenen GegenstSnde, wenn sie unter nnrichtiger oder 
nngenaaer Deklaration aufgegeben oder die fttr dtesdben vofgesehenen Sicher^ 
heitsvorschriften ausser Acht gelassen sind, aller Haftpflichtansprüche, 
die Ihm anderenfalls auf Grand des Frachtvertrages gegen die Etsenbalm 
zustehen würden, verlas tlg gehen. Dieser HaltausscUnss ist gesetzlieh 
nicht statthaft. 
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I. Besondere eisenbahnrechtliche Schriften. 

B ad oti- Pascal, E. Traiti« des Obligation» de cheuliiis ili> fer. Ssiint-Dizi-^r. IWH?. Tb^venot. 
Colson. C. Lea cheinins de fer et le biidget. Paris. 18%. Hachotto & i'a. 
Czernin, R, Graf. Sollen Staatsbabuea reutireu? Wien. 1896. Verlag ,Die Zeit"' 
Eger, G., Dr., Reg.-Batk. Handbodi 4m Prenadielwii Biwiibftiiimdits. II. (SeUui*) 

Liefemng B» 1896. BrasUu. J. U. Kern'« Verlag. 

Der mit der 8. Lieferung abgeschloeeene IL Band dieses Handbncbs bebandelt 

ia» ?''<!inMiitr>Kisenli:iliii-B(-tri(-1)s- luulTrausportrecht oiuscliUeaelich dee itttematioiialeii 

EiseiibiihntrausiiortieLlit^ uii«l der Hal'tpflicbtgcsotzgebung. 
Ferrette, H. Etüde historique snr rinterventiou financiero de l'Etat dans T^tablisse- 

rnent des lignes de chemin de fer. Peru. 1896. Soci^t6 du Recaeil g« a6rel dee loii. 
Mandel, D. Der Ansgleich mit Unguni und die Bisenbalin-Tkrife. Krakau. 1S96. 
Masoitelli, F. La respuiuebiliti del vettere ferroviaiio uel diritte modemo. I. Nepeli. 

IS'tfr F)f 3Iasa e figlio. 
Scheicher, 1* iiianzrath Dr. Walt. Da.s Verfabrcn bei Eiiteignuugeu für Eisenbabuzwecke 

im Königr. .*>acli»en. Freiberg. 1896. Graz und Gerlach. 
Sekitter, Dr. B, n. Weber, Dr. A. Die Becht^urktuiden der Qsteneicbildmi Elienbaknen. 

Heft 81. Wien 1896. A. Hartlebea. 

II. Mit dam Elsenbahnrecht Im Zusammenhano sMende 

Schriften. 

Haflnr, Buiideeriehter, D. H. Dea oebweiMriacbe OUigationeiiKeht mit Anmerkungen 

ond Sachregister. 2. Aufl. L Abtb. ZUricb. 1896. Orcll Fiissli. 

Unter den fllr die q:anzo Sduvciz geltenden Baudosfrtsetzen nimmt das Obli- 
gationenrecht die erste Stelle ein. Dieser hrdentendaten Erruiiirenschaft scbweizeri^cber 
Hecbtaeinheitabeatrebiingen sind andere, weniger cinscbneideiuie Buudesgeaetze gefolgt, 
ohne daaa hlalang eine efaiheitlicbe Ambildang dee flhrigen httrgerliehen Bechte, ine- 
beeondere dea Peraonen* und Seohenredite etattgefonden hat Qmndlage dee Ge- 
setzes bildet das römische Obligationenrecht, dessen Lehren dem heutigen Stande der 
Recbtscniwicklnng iiud dem jetzigen Leben anq-epasst sind. Ein glücklicher (Ipilanke 
hat die Einfügung des Handelsrechts veranlasst, ein Fortacbritt, der das Verstäudnias 
lür beide Bechtsgebicte und ihre Unterschiede nicht unwesentlich erleichtert. Die 
handelsrechtlicben Bestimmangen dectoi aidi im Allgemefnen mit denj uigcn dee 
deutschen Hendelsgesetebnchs. Als wesentlidtste Abweiehnngen seien erwÄhnt die 
EinfiUiiung der Übergabe als Voraussetzung der Gültigkeit des Verrufs (§ 199, 
Alt. Hl 7 H. G. B.). die i'berbürdung der Versendnngskositon znm Wohnort des Eni- 
pfangers, sofern nicht andere Abreden oder anderer Ürtsgebrauch vorliegen, auf den 
Verkäufer (§ 233, Art. 324 H. G. B.). 

Der Inhalt des QeeeUes geht über die BegriffisbesUmmung der thieiacliiift Un- 
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ans. Ausser dem Konkurs- und Prozessrecht verdient die Bebaudlimg des Gesinde' 
rechts Herrorbebong. Letctens tntUUt den tiedealaaiiieik Sati, dMi in Zwaifd«- 
flllen bei Ding;niig von IMemtboteB und Gewll«ii di« ersten iwet Woehen in der Alt 
als Probezeit zu gelten haben, dasfl jedem Teile nach mindestena dreitägiger Kttn- 
digang dies Recht zur Vertrag-sauflf^snng znstehcn snll (§ 344\ 

Mit vorliegendem Hefte hat Verfasser die zn'eite Bearbeitimu: seines Konimeatars 
begonnen. Das die §§ 1--363 umfassende Bündchen ist sowohl durch die Aufnahme 
der gesamten bundesgerichüichen Rechtssprechung vnd dflr neneiten achwriaerischen 
nnd dentaehen Litefator als andi dnrch die handtidie Amatattmig iOx Stadium und 
Praxis gleicli empfehleuawert Der Dnielc der Amnerlnnigen dttrfte allerdings ein 
etwas zu kleiner sein. W. Coermann, Bolchen. 

Staub, Herrn. Dr., Kecbtsnnwnlt in Berlin. Koiumeutar zum Allgem. deutsch. Handele« 
gesetzbuch. 3. u. 4. AuÜ. Berlin. 18d5/96. J. J. Heines Verlag. 

Der Eisenbahnuntemehmer, auch der Staatsfiskus in Bezug auf den £isettbahn< 
betrieb f ist Eanllnaan, seiiie Qeicliäfte dnd Handelegeedilfte und den Nennen dea 
Handelegesetzbuche unterworfen. Ein so vorsfiglicher I^ommentar zum Hattdeligeseti- 
buche, wie der von Staub verfasste, i«t daher auch für die Eisenhahnen von grösstem 
Werthe, ia^tbesoudero in Bezug auf diejenigen Materien, mit welchen sich die Eisen- 
bahnen iu der Praxis vornehmlich zu beschäftigen haben, wie Aktienrecht, Kauf-, 
Lieferuugs-, Speditions-, Frachtgeschäft. Welchem Abschnitte des Kommentars man 
sieii aber andi anwenden mag, ttberaU tritt in (g^eicber Weiae die anaaerordentliehe 
Klarheit der Dantellung, die prtgnante Ktlne des Ansdracki^ das umfassende Wissen, 
die logische Schärfe des Urtheils auf das Glänzendste hervor. Aus der Fülle des 
Stoffes seien hier als von bcsonilcreni Interesse die Erläuterungen zu den Normen 
des Eisenbahufracbtgesi-hafts i^Ari. 422 bi^ 431) herausgegriffen. Sie sind deshalb mit 
grossen Schwierigkeiten verbunden, weU hier nicht nur das interne, auf dem Handels» 
geseUboche nnd der VednlirBordniittg benibende Becht, sondern aneh daa externe, 
dnrdi das intematienale Übereinkommen ttber den Eiaenbalmfiraolitverkehr eingeführte 
Kecht berücksichtigt werden musste. Aber auch diese Schwierigkeiten hat der Herr 
Verf^ser mit grössreni Geschick überwunden. Es ist zwar unmöglich, auf Einzel- 
heiten näher einzugehen. Doch zur Bestätigung unserer Kritik sei beispielsweise auf 
die trefflichen Erörterungen Uber die rechtliche Bedeutung der Yerkehrsordnung 
(8. 1069 iE), die Yereinbamngen aar Einschränkung der Haftpflleht (S. 1065 IT.), die 
Beebtenatnr der Fahrkarte (8. 1079 ff.) hingewiesen. Mit flbeneogenden Qrttnden 
ist in Betreff der letzt«-en die hcrrsdiende Inhaberpapier -Theorie widerlegt. Dem 
gediegenen und hervorragendea Werke mnM die vollste , nneingeschränkteste Aner- 
kennung; gezollt werden. Dr. Eger, Berlin. 

V, Canstein. Dr., Frhr. , Prüf, in Graz. Lehrbuch des Üsterreichischeu Handeisrechts. 
II. Band. Berlin 189ti. Carl lieymauu's Verlag. 

Dem in dieier ZeitBcIvift S. 886 fgd. besprochenen eraten ist nanmdir dm n. 
(Schlnw>) Band gefolgt Die gleichen Yorattge, welobe an jenem herreigeliobett 

werden konnten, zieren auch diesen. Derselbe enthält die dinglichen Rechts- und die 
Obligations- V'-rlifiltuiHse des Handelsverkehr« her letztere Abschnitt zerfällt wieder 
in einen allgemeiueu Theil, in welchem die allgemeinen Bestimmungen über Haudols- 
geachaiie, die AbschUessnng und die Erfüllung deritelbea, suwie iu eiuen besonderen 
Thdl, in welehem der Handelskaof, daa Koromisrions-, das Speditions-, das Fracht-, 
das Lagerbans - Geschäft nnd der Personen-Transport erttrtert «erden. In den hier 
wichtigsten beiden S§ 48 und 45 Ober das Frachtgeschäft (S. 270—328) und den 
Personen-Transport (8. d49~<363) wird das speaieli eisenbahnrechüiche sogleich 
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mit dem goMralleii Fraditndit «Igdiudelt, nicliti wie aoiMt viotfadi ttbUeii, Uom 
als Aduuisr Letstenu, wodudi der YorteU erreicht wird, dm dee Beclit dieies 

heutzutage bedeutsaiasten Zweif^cs des FracbtgeschKfts zur vollsten dicren Dar- 
8161111111? g-elan^. Das durch du-^ Roirhsgc<!etz vom 15. .Tntii IH^Ti 26—77) ge- 
scliaftenti neue ilnitsclie l^iiiiienschifll'ahrtti-Frac'litrocbt ist ienler noch nicht be- 
rttckaicbtigt. Im iihrigou zeicUuet sich gerade dieaer Abschnitt durch eine für uiu 
Ldurbncb dee geeunteB Htodebreeiite bemerlieiiewene Vertieftuig und liditvolle Am* 
eiimadenetfmig ftudi der Detaib am, so dass er, in einer fiber den Uoeien Leiir- 
zwcck weit binaaereichenden Weise, auch in der Praxis sehr wohl wird als ein sor 
iiniiiittelbarcn Orientierung' über Einzclfrag-en geeignetes Httlfsmittel zu Rate ge- 
zogen werden kOnncn. Das inteniatiouale L bereiukomnien über den Eisenbahufracht- 
verkehr vom 14. Oktober 1890 ist ausser Betracht gelassen, weU (S. 278, Note 25) 
Öeterreicb duch ein eigene» Qeeets (vom 87. Oktober 1803) dee nenn Eieenbaha- 
Betrieboregiement vom 10. Denember 1898 mit den Bestimmungen dee intematimlen 
Übereittltommens in Einklang gebracht hat, so dass fUr den externen, wie für den 
int' rnon Ei««enbfthnfrftchtverkehr im We^ientlichcn gleiche Normen gelten — Ein für 
Lei'ic liunde berechnetes, wegen seiner ungewöhnlich sorgsamen Ausarbeitung be- 
sonders zu erwähnendes Sachregister bildet den entsprechenden Abschlusä des her- 
vorragenden Werken. Dr. Biesen&Id« Steden. 

Hahn, M., Amtigericbtarath. Dae HOlfakaseengeseta vom 7. April 1876/1. Juni 1801, 
Berlin 189& Siemenroth * TroecheL 

Der Herr VerfaH<<er. bekannt durch seinen trefBichen Kommentar «un Kraeken- 

vt^nicherungsgesetz, hfit diesem eine ebenso ^diegene ErlftnteniTig des ITinf«l,-r»a«pn- 
gCijützes folgen lasson Um letztere hat zwar durch die Eeichäversichenmg!*ges*etxe 
Einschränkungen eriahreu, aber seine Bcsleumug kcinei^wegs verloren. Dem Mangel 
einer eingehenden Jnristiecben ErDrtemng dee Oeietnee hilft der vorliegende Korn« 
mentar in wirkeametfir Weiie ab. In der Binleitnng wird ninXchet eine reditige- 
icbichtliche Dnielellung der Entstehung den QesetKCs gegeben und der Inhalt des- 
selben in seinen Grundxügoti erilrtert. Sodann folgen die Erlftutemngen der einzelnen 
Paragraplien unter sorgfältiger Benutzung der Materialien, Literatur und Recht- 
sprechung, Mowie der zugehörigen Stellen der UeichsTersicherungsgesetze. Der Anhang 
enthllt nicht nur die wichtigstui AnsfÜbrongebeBtimmungen, flondmi avcb Aonttge 
ana anderen beadgliehen Geietien. Die tllcbtige und fleinige Arbeit kam warm 
empfohlen werden. Dr. Eger, Tierlin. 

Landgraf, ür Toe^f T?>^irh^gP9etze, betreffend die privatrechtlichen VerhiUtnisse der 
BinnenscLilffahrt und der f lössereii vom 15. Juni 1895. Berlin 1896. Siemenroth d 
Troschei. 

Unter den aaUreidwii Kommentaren, welche der Sriais der fsnannten aenw 
Oesetm schon jetst geseitigt hat, nimmt der vorliegende eine angeeebene SteUnng 
ein, nicht allein aus dem ttnaattlichen Grunde, weil der Verfasser wegen seiner ddl 

fast auf zwei Jahrzehnte zurückerstreckenden vielfaclien Vorarbeiten auf dem nun- 
mehr ziun ersten Male reichsgesetzlich geregelten (ieluetc gewissenuaiwea als einer 
der geistigen Väter des Gedankens der ganzen Gesetzgebung Uberhaupt betrachtet 
werden kann and demgemHas «im Interpreten dee fertigen QeeetaeawerlMe in be- 
Bondeiem Masse, wie bemfiBn, so geeignet erscheint, sondern aneh wegen seines 
inneren Gehalts und der Art der unternommenen Erklärung. Während nämlich die 
Mehrzahl der bisher erschienen Kommentare sich vomehmlicli an den Juristen wendet 
und die nicht wenig zahlreichen rechtlichen S( hwierigkeiteu der neuen Gesetze bis 
in ihre dunkelsten Tiefen hinein su beleuchten und aukuhcUeu sich bem&ht; verfolgt 
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d«r vwltoeeirfe du Zid, dicMlben «für die Qesehiftswelt mit erlSatendeii Be- 
merkungen zu veraohen." Deshalb ist das Hauptgewicht in den Anmerkungen la 

den eiozelnen Paracrrapheu auf die Besprecbmig wirt.sobaftlirher, kommer- 
zietler und technischer Fragen gelegt und ihre rechtliche Seite mit Takt imd 
Geschick nur insoweit erörtert, als ihre Durchdringutig von der Aofifassungskraft der 
NiehtnJmisteii, für welche das Baxk eigmtiieh licetiimnt ist, erwartet werden kann. 
Damni rind denn auch die sonst so beliebten Anasebnitte ana den GesetBesaiateriaHen 
fast gänzlich vermieden, die blosse Verzierung durch Zitate aus der Litteratur meist 
unterdrfiekt und die AnfUhnmj^ der Rcchtsprcchnnp auf das Susserste. iinuierbid 
jedoch viillig zureichende Mass beschriinkt; dafür aber sind die zum Verständnis der 
üeaetsesbestimmnngen erforderlichen Stellen aus den Ergänaongs- Oesetzen, wie dem 
Haad e ls g eaat al in eh , dev Gewerbeerdnnng, den ProneiB- nnd Eoetengesetsen n. s. w., 
nnd die AnifBbrnngaTonelirifken am gebSrigen Ort w<)rtlieh mitgeteilt nnd ttberail 
auf herrschende Usancen. Ortsgehrftache, Verlnhnordnungen , Verschiedenheit der 
lokalen Verhältnisse u. dergl. mehr hingfewiescn , auch die durch Schlichtheit und 
Klarheit höchst ansprechende Darstellung häoliff durch passend ausgewfthlte Beispiele 
belebt Daes dem Verfasser selbst in reichem Masse juristische Sachkeuntniss su Ge- 
bote steht, beweiat inabesondere der hier wichtigste Abiduiitt Über das Frachtgc- 
sehlft (a 108—880), dessen EhUlmngan anf siehetw Befaeirsehnng des gesamten 
IVansportreebts aufgebaut sind. Der Konmientar wird demgemäss ToranssicbtUch 
sein n!lch.'?tcs Ziel, einen nützlichen Ratjc^eber für den Geschäftsverkehr vorzn- 
stellen, in vollem Umfange erreichen; er wird aber zugleich auch, gera^p \vi^i,fen 
seiner ausgesprochen praktischen Eicbtnng noch eine weitere, sehr wert- 
volle Aufgabe etfUlen, nimlidi ein wUUEomuenM miftmittel fBr den Faeb^nristen 
«nsmaehmit welcher bei dem bentsntsge leidw gewShnlidien Hangel an merkantiler 
Vorbildung, jedenfal!» mit Freuden die Gelegenheit e^gveÜbn wild, nach dieser 
Richtung hin für die Anwendung der schwierigen r^esetzc ans dem Buche des Ver- 
fassers die ihm in demselben gebotene Belehrung zu schöpfen und dasselbe somit 
anr Ergänzung der rein juristischen Kommentare heranzuziehen. Nach allem dem 
Tordioot der Kommentar, wdeher mit Fug als das Werk eines kanfmttnniseben 
Gelehrten beieiebnet werden dai^ volle Aneikamnng. Dr. Biesenfeld, teedan. 
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Ablief ernng, verspätete; Entschildi- 

f^imfr^klftge lß5. — Entsohädigungspflicht 
der Eiseubahii bei versi*äteter Ablieferung 
252. — Ablieferuii<; babnlagenid vorge- 
schriebener Güter ;^45. 
Absender, VerfUgungsrecht desselben 103. 
— Haftung für die Richtigkeit der in 
den Fraclitlirief aufVcnommenen Angaben 
und iirklärungeii ll'J. — >?ichtberechnung 
der LadegebUhren im 1 all(< der Beladung 
durch den Absender 1H4. — Dispositions- 
befuguiss nach Art. 405 des deutschen 
Uandelsgesetzbachs und Art. 15 des inter- 
nationalen üebereinkoinniens über den 
Eisen bahuirachtverkehr 177, — Vcr- 
fttgongarecht des Absenders 237. — Ver- 
fflgnng^rccht des Absendern bei Anualime- 
T&rweigeruQg «lurch den Empfänger 308. 

AdninistrfttivbehSrdeii in Gestenreich, 

Competenz zur Entschriilmiir tlbrr Fragen, 
welche sieb aus der Ausübung des durch 
eineBIfeiibiihieonceseionstipnlirtenitaat- 
lichen Ein1ösiint:7?rechtä ergeben 42. 

Aktieugesollscbaf t, SchAdeusersatzan- 
spraeh derselben gegen die Mitglieder 
di'^i Vorstandos niid dfis AufsicbLsraths, 
welche obne vorherige Berufung der 
OeneralyerMUDmlnng Sn Rechtsf^liftft 
abgeschlossen habm 223. 

Anlieger, Umfang des Rechtes desselben 
auf ungehinderte Koromnnikatioii seiner 
Baulichkeiten mit der stidtiiehett oder 
DorÜBtrasse ö2. 

Annahme des Onte, wann eine den Fracht^ 
führer befrciciulc Annahme i\f"^ Gnt« 
und Zahluug der Fracht nicht vorliegt 
216. 

Anschlussftrcrke, wer Hctriebsuntcr- 
nehmer auf einer solchen ist 207. 

Anspruch aus dem sogenannten Rektifi- 
kationsvoibübaU in EiscnbahnhaftpHicht- 
fällen, Veniihruugsbegiuu desselben 16. 
~ Anspruch ava dem Frachtgeachftft S6. 



Arbeiter, Tttdtnng eines soldien durch 

einen Mitarbeiter 51. — ständiger oud 
nicht ständiger Arbeiter 54. — ob Uu' 
fall eines Arbeiters auf der Betriebe- 
werkstätte nach Scblnss der Arbeit und 
nach Empfang des Wochenlohns Betriebs- 
nnfoU 194. 

Arbeiterschutzgesetzofebiuig uud die 
Eiseubahnunteruehmongea 275. 

Assecnranzanstalt, ob dieselbe be* 
reobtioft ist. für denjenigen Theil eines 
versicherten Üates, welcher im Bahnbe- 
reicbe gestohlen wurde, Tolten Sehaden- 
cr^atz zu verlangen 329. 

Autbewahrung des Handgepäcks 166. 

Aussteigen aus einem faiuwnden Zuge 
202. 

Autonome Behörden, s. Behörden. 



Banre .\n3lasren der Eisenbahn 

Bahuamtlicher Verkauf von Gütern, 
deren Annahme verweigert worden; Qe- 
stnltuni^ des Rechtsvt.'iliiilfni.sses 209. 

Babnarboiter, ob die durch einen Brand 
in einem üebemaefatUBgalokalTenuBachte 
Verletzung' eines 'icdrben als Unfidl beim 
Betriebe anzusehen ist 14. 

Bahnbediensteier, ob auf eine Krank- 
heit, welche sich ein Bahnbediensteter 
in Eolgc grosser Kälte bei Dienstleistung 
auf der LokomotiTe sngesogen hat, das 
üsterreicbirichc Ilaftiifliihtiiesefz anwend- 
bar ist 13. — ob eiu Verschulden des 
vernnglackteu Bahnbediensteten uuu' 
nehmen ist, wenn derselbe, oliwobl er 
von dem Befahren eines Uleises Keunt- 
niss hatte und die hwannahende Maschine 
hörte, sich trotzdem nicht c^enfli^enil zur 
Seite stellte 18. — Haftung der Eisen- 
bahnnntenietmiang fttr den Sehaden, 
welrbi-r ihren Bediensteten durrh eine 
im Dienst erlittene kürperUcho Verletzung 
entstanden ist 27. — th&tlicfae Beleidi- 
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gnng eines Bedieusteten der k. k. östcr- 
reichisclittt Staatsbahnen dnrch einen un- 
garisclicn .^taHt»angehörigen 5iL — Be- 
messung der Kente filr die Wittwe und 

des Erziehnn<r«beitr!i<r'?8 für die Kituh^r 
des bei eiuer Zugout^'lcisuug getödtetcu 
Bahnbediensteten VMi. 

Bahnhofplätze, ob dieselben zu den 
öffentlichen Plätzen im Sinne des § 31 
der Gewerbeordnung gehören 4, 

Bahnkörper, geduldete Benutzung des- 
selben als Weg durch Arbeiter der Eisen- 
bahn l2iL 

Bahnpolizeivorschriften, Schadens- 
anspruch des Eisenbalinfiskus wegen Be- 
schüdiguug ik'b rcrsoniils und der Be- 
triebsmittel in Folge von Ucbcrtretung 
der Bahnpolizeivorsihriften 197. 

Bauarbeiter, s. Arbeiter, 

BaufUhrung auf einem Bahnhofe, von 
wann ab in dieser Angelegenheit die Frist 
für den Zug der Bosijhwerde au den 
Verwaltungitgcricbtshof zu rechnen ist 352. 

B a ti k u n 3 1 , Ziiwidcrbanflinngfn pegen die 
allgcintiu aucrktuiutcu Kegeln ilerselbeu 
230, 231. 320. 

Baulichkeiten, R*eht des Anliegers auf 
nngeliiuderte Kouimunikatiuu seiner Bau- 
lichkeiten mit der städtischen oder Dorf- 
strassc Ü2. 

Bauplatzqualität, ob der Expropriat 
eine solche für ein ürundstück, welches 

nur auf einem dein T^utcmehmer gehörigen 
Privatwege zu urreicLeu ist, in Aur^inuch 
nehmen kann 195. 

Bau übernehmer, ob derselbe von seiner 
Verantwortung durch Genehmigung des 
Ausgeführten seitens des vom Bauherrn 
bestellten Bauleiters befreit wird 122. 

Bedrohung thätliche eines Bahnwächters, 
Gewalttliätigkeit (regen Behörden LUL 

Bcerdiij^nugskosteu, Anspruch auf 
solche steht nach dem Haftpflichtgesetz 
den Angehörigen des Getödteten nur als 
Erben zu 245. 

Begleiter von Thiertrausporten , unent- 
geltliche Beförderung derselben 219. 

Behörden, ob die autonomen Behörden 
competent sind, Eiscub.iLiu Verwaltungen 
zu verpflichten, eine — wenn auch aus 
PolizeiriicksicJUen nothwendige — Was- 
serleiiuug auf dem Buhnhofsterritorium 
herzustellen 2. — ob die Direction der 
Kölliglich ungarischen Staatsbahuen und 
deren Betriebsleitungen in strafrecht- 
licher Beziehung als Behörden anztiseheu 
sind Ma 

Beleidigung thätliche eines Bediensteten 
der k. k. österreichischen Staatsbahnen 
durch einen ungarischen Staatsange- 
hi^rigen üiL 



Berufsgenossonschaf t, .s, Unfallver- 
sicherungsgesetz. 

Besondere Gefahren, Beschränkung der 
Haftung der Eisenbahn bei solchen UL 

Betriebsmaterialien, inwiefern Kohlen 
fUr staatliche Anstalten zu den gewerb- 
lichen Betriebsmaterialieu im Sinne des 
Reichsstempelgcsetzes vom L Juli 1881 
gehören 349 

Betriebsordnung fUr die Haupteisen- 
bahnen Deutschlands vom 5. Juli 1892, 
Uebertretung des § Ül Abs. 1 derselben 
in ihrer Bedeutung für die Haftpflicht 
der Eisenbahnen 253. — ob der § fi2 
der Betriebsordnung eine polizeiliche Be- 
stiuimuug im Sinne des § Q Abs. 2 des 
Gesetzes vom Juni 1884 enthält 325. 

Betriebsrciscu, wann UnßLlle bei 
solchen unter das Uufallversicherungs- 
gesetz fallen 4& 

Betriebsunfall, T&dtung eines Arbeiters 
durch einen Mitarbeiter 5L — vorsätz- 
liche Herhcituhrung eines Betriebsimfalls, 
Entscbädigungsptlicht des Betricbsimtcr- 
nehmers 114. — ob Unfall eines .\rbeiter8 
auf der Betriebswerkstätte nach SchJuss 
der Arbeit und nach Empfang des 
Wocheulohucs Betriebsunfall li>4. — 
Unfall während des durch Umsteigen 
verursachten .\ufenthalts auf eiuer Station 
Betriebsunfall 344. 

Betriebsunternehmer, wann Eisen- 
bahnfiskus Bctriebsuntcmehmer auf Pri- 
vatanschlussgleiscu int VM. — Betriebs- 
uutemchmer bei durchgehendem Verkehr 
— wer Betriebsuntemehmer auf 
einer Anschlus'^strerke ist 207. 

Betrug, ob durch Jj 1A2. des Invaliditäts- 
uud Altersversichcrungsgesetzes vom 22. 
Juui 188f> die Bestrafung wegen Be- 
truges ausgcischlusseii ist iÜÜL 

Böschung, ob eine Böschung, die schräge 
.\bdachung einer angeschütteten Erd- 
masse, als Abhang unter den § No. 
12 des Reichsstrafgesetzbuches zu stellen 
ist m 

Brandseh ad en aus Funken der Lokomo- 
tive L 

Branntweiusteuer^esetz, Verantwort- 
lichkeit filr Verscblu&sverletzuugeu bei 
Verbringung von Branntwein ohne Ent- 
richtung einer Verbraueh>*abgabe in ein 
zur Aufnahme von Brauut wein bestimmtes 
Lager 322. 

C. 

C e u t r a 1 a m t f Ur den internationalen Eisen- 
bahntransport, Funktionen 43, 53^ 1 3.5, 
145. ir>3. 233, 237, 244i 24^1 250, 251^ 
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Civilvorsorgungsscheiii, Gebrauch ei- 
nes gefUlschten Civilvcrsorgangsschcius 
13L 

D. 

Deklaration unrichtige, Frachtzaschlag 
wegen Bolcber l&i 

Diebstahl, ob ein nach dem Abschneiden 
der Plomben von einem Wagen verübter 
Diebstahl in einem solchen ohne Rück- 
sicht auf den Werth der gestohlenen 
Gegenstände als Verbrechen zu bestrafen 

ist aüL 

Diensteinkoramen, ob einem im gericht- 
lichen Strafverfahren verhaftet gewesenen 
Rcidisbciunten das ein^oluiltcne Dienst- 
eiukummcu nachzuzahlen, wenn er frei- 
gesprochen ist 211. 

Dienstreisen, wann Unfälle bei solchen 
unter das TInfallversicheruugs - Gesetz 
fallen iS, — Bestimmung des Endpunktes 
bei Dienstreisen liüL — Feststellung des 
Anfaugspunkte^i der Dienstreisen 21!L 

Dienstvorgesetzter, Begrenzung der 
Disripllnarbefu^'-uiss desselben 292. 

Directi uu der Küniglich ungarischen 
Staatseisenbahneu, ob dieselbe in straf- 
rechtlicher Bezieliung als Behörde anzu- 
sehen ist 

Disciplinarbefugniss des Dienstvor- 
gesetzten 292. 

E. 

EigenthUmer eines Grundstücks, ob der- 
selbe Anspruch auf Ersatz des Werthes 
hat, den das Grundstück zur Zeit der 
Abtretung hatte, welche im Falle des 
13 Nr. 2 des Fluclitliuienj^esetzes mit 
er Freilegung zusammenfällt IL — 
einer vom Forstftskus erkauften Flüche, 
wann derselbe Ersatz für Nachtheile aus 
dem Eisenbahnbetriebe (Raucbimmission) 
nicht verlangen kann bä. — Beitrags- 
pllicht der an eine Strasse angrenzenden 
Eigenthümer zu den Strassenherstellungs- 
kosten 291. — EntschiidigungKpflicht 
des Eigcnthümers eines Privatflussea bei 
Hemmungen des Wasserlaufs durch eine 
Hrüokenanlage 340. 
Eigenthumserwerb durch Inäditication 
an dem Schicnengleise einer Eisenbahn, 
auch wenn die Anlegung nur auf Kün- 
digung erfolgt 2i 
Eigenthumsf reiheitsklage, wann sol- 
che gegen die EisenbahnverAvaltiing nicht 
begründet ist 332. 
Eilgut, s. Eisenbahn-Güter-Tarif. 
Einrede der Verjährung, wenn dieselbe 
nach Art. 3M bezw. 408 Abs. 3 des 
Handelsgesetzbuchs ausgeschlossen ist 
3G. — Einrede des Selbstvcrschuldeiis 
ohne Uitverschulden der Bahn ist be- 



gründet, wenn ein beim Eisenbahnbetriebe 
getödteter .\rbeiter tmt/, -gegebener War- 
nungssignale einem Schnellzuge in offener 
Linie nicht ausweicht 125. 

Einsteigen in einen fahrenden Zug 199. 

Eisenbahn, Gewährleistung beim Kauf 
einer solchen 5. — ob Eisenbahn haft- 
pflichtig, wenn ein auf einen in Bewe- 
gung bcündlichen Zng sprinarender Pas- 
sagier von einem Balmbeamten herab- 
gerissen wird und dadurch einen Unfall 
erleidet 12, — Beschränkung der Haf- 
tung der Eisenbahn bei besonderen Ge- 
fahren 19j — Eitrentbumserwerb durch 
Inädification an dem Schienengleise einer 
Eisenbahn, auch wenn die Anlegung nur 
auf Kündigung erfolgt 22. — Erfüllung 
der Zoll- und Steuervorschriften durch 
die Eisenbahn 43, öS. — Nii hthaftbar- 
keit der Eiseubahn für eine körperliche 
Verletzung, welche sich eine reisende 
Frauensperson dadurch zuzieht, dass sie 
aus nubepfriliidetcr Beunruhigung die 
Thürsdmalle erfa.sst und in Folge OeflF- 
nens der von auÄ*en nicht versclilossenen 
Thür abstürzt 108. — Haftpflicht der 
Eisenbahn für die Handlungen des mit 
der Erfüllung der Zollformalitäten be- 
trauten Kommissionärs lia. — Nicht- 
haftung bei ungenügender Verpackung 
14fi. — Haftung mehrerer Eisenhaluien 
im BescliäditTuu^sfalle 163, — Entschä- 
digungsptlicbt der Eiseubahn ans einer 
Ursache, die Verlust oder Beschädigung 
nicht berührt 2ii2. — Anwendung des 
§ 438 des ungarischen Strafgesetzes auf 
jede durch eine mechanische Kraft be- 
triebene Eisen bahn '238. — Entschädi- 
gnngsptlicht der Eisenbahn bei verspä- 
teter Ablieferung 252. — ob eine Eisen- 
bahn auf Rückstellung einer MehrgebUhr 
belangt wenlen kann, welche von einer 
anderen Bahn bemessen und eiugehoben 
wurde ijOQ. — ob die Eisenbahn für die 
Verletzung einer Person, welche einen 
Brief in den Eisenbahnpostwagen werfen 
will und auf denj Wege nach dem Pcrnm 
verletzt worden ist, haftbar ist 351. 

Eisenbahnärar, vor welchem Gerichte 
dasselbe wegen Ansprüchen aus dem 
Eisenbahnfrachtgeschäft zu belangen ist 
IK — Zuständigkeit der Handelsgerichte 
zur Behandlung von Klagen gegen das 
Eisenbahnärar wegen Ansprüchen aus 
dem Frachtgeschäfte 2fi- 

Eisenbahnbau betrieb, Festsetzung der 
entschädigungsptlichtigen Genossenschaft 
für einen im Eisenbahnbaubetriebc ein- 
getretenen Unfall, Bedeutung der Ka- 
tustrirnng 213. 

Eisonbahnhauunternehmer,Verpflich- 
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tnng dessdlben zur EntschHdigting des 

Adjazenten für <lie Entwcrthnnpr eines 
ücbiiudes in i'olge ilcr dcuisielbcn aus 
der Ininiissiun vou Feucrfuukeu der Lo- 
komotive droheivlpTi (icfahr 20. — ob 
derselbe beitragtiiJtlicbtig zur Unterhal- 
tung der von den EiaeubahiihUfen aas- 
gcbendeii Wege — Veri>fttf'htting zur 
Tragaug der bei Eisetibaliubauleu durch 
Wegeverleguiigen vcrursachteu Mehr- 
kosten 105. — Vcriifliehtuntr zur SVhaf- 
fung der zum Schutze der Aulieger 
zweckdienlichen Vorkehrungen nach An- 
ordnung der Landejtpolixeibehörde und 
Niehl verautworilichkeit für Schäden bei 
|ehüriger Befolgung dieser Anordnungen 

Eisen bahnbau Unternehmung, Bemes- 
sung der Erwerbsteuer von einer solchen 

Eisenbahnbetrieb, ob Sehliesaen der 
Thoren der Eisenbahnwagen durch Eisen- 
bahubedienstete zum Eisenbahnbetriebe 
gehört — Ersatz für Xachthcile aus 
dem Eisenbahnbetriebe (Kauchimmission) 
65. — W^rantwortlichkeit der Kisenbabn- 
untemebujuug für Kuriierverletzungm 
beim Eisenbahnbetriebe Ha. — Haft- 
pflicht aus Eisenbahnbetrieb 120. 

EiseubaLucoucession 12. — Irrthum 
eines Qrüudungskomitees ttber die Art 
der Eisenbahiiconcession lOfi — die im 
§ lÖ des Jiibeubahnconcessionsgcsetzes 
anfge/^iblten besonderen Verpflichtungen 
der Eisenbabnuiiterueljinung sind der 
administrativen Judicatur unterworfen 
334. — bei Ertheilung eines Bctriebs- 
conseiises fiir eine Eisenbahn kommen 
niu üfloutUche Rücksichten in Betraeht 
348. 

Eisen b ab ndamm, ob das Fällen von 
Bäumen auf einem solchen dem BeLriebe 
der Eiseubahnverwaltnng zuzurechnen 
ist 29. 

Eisen bahn fahr karte, Unterschlagung 
einer solchen seitens eines Schaffners iL 
— Eigenschaft einer solchen als öfifent- 
licher Urkunde 21S. 

Eisenbahnfiskus, lleranziehung des- 
selben zu den Kreisabj^aben 112. — 
wann derselbe Betriebsunternebmer auf 
Privatanschlussgleisen ist 197. — Scha- 
densansiiruch des Eisonbahnfiskus wegen 
Beschädigung des Perbouals und der Be- 
triebsmittel in Folge von Uebertretung 
der Bahnpolizeivorschriften 197. 

Eisenbahngütertarif, Beorderung and 
Tariiiruug als Frachtgut oder Eilgut 
2QL 

K i s e 11 b a h n s r h w e 1 1 e n , Vertragserfül- 
lung bei Liderung solcher 2üiL i 



Eisenbahn - Transport-Gefährdung, 

fahrläs.'*ige ^12. — Feststellung der That- 
bestaud^merkmale, iü:^be.sondere der Ver- 
nachlässigung einer Pflicht 121L — die 
Beobachtung der Sicherheitsvorschriften 
ebt der Wahrnehuuuig der im Interesse 
es Verkehrs gegebenen Vorschriften vor 

2ia. 

Eisenbahn Unternehmung, Haftung 
für den Schaden , welcher ihren Bedien- 
steten durch eine im Dienste erlittene 
kürpeiiiche Verletzung entütaudeu ist 
22. — Verpflichtung zur sofortigen 
Zahlung der Entsolifldigung für künftigen 
Verdienstenlgaiig an ein durch eine Er- 
eignung im Betriebe verletztes und er- 
werbsnnfähitjes Kind 104. — Verant- 
wurilichkeil für alle jene Schäden, welche 
dadurch verursacht werden, dass Jemand 
beim Eisenbahnbetriebe eine Körperver- 
letzung erlitten hat 115. — Ablehnung 
der Anordnuug einer Localkommission 
über eine beanspruchte Herstellung 
(Brücke) 153. — ub die sichers teUuugs- 
weise Exekution auch gegen eine Eisen- 
bahnnnternehmung zulässig ist 161. — 
Arbeitcr.schutj£ - Gesetzgebung und die 
Eisenbahnuntemehmuugcn 275. 
Eisenbahnverwaltung, ob die auto- 
nomen Behörden competent sind, eine 
solche zu von»flichten, eine Wasserleitung 
auf dem Babnlinfsterritorium herzustellen 
2. — ob dieselbe befugt ist, ihre Zu- 
stimmung zu einer Uebcrschreitung der 
vorgeschriebenen Feuerlinie bei Bauten 
in der Nähe der Eijienbahu von der 
Zahlung einer AnorkennongsgebUhr ab- 
hängig zu machen iL — ob polizeiliches 
Gebot an eine äulchc, einen Eükiubahn- 
parallelweg zu unterhalten, die Fest- 
setzung eines Zwangsmittels ist 23^ — 
VerpÜiebtuug zur Traguu^ der Kosten 
für die in Folge Verbreiterung eines 
über einen Püsenbahndamm führenden 
Weges nothvveudige Anlage neuer Eisen- 
bahn - Barriören 109. — Umfang der 
Entschädigun^xspflicbt der Eisenbahnver- 
waltong, welche dem Luteruehmer den 
zu Erdarbeiten erforderlichen Grund und 
Boden nicht rechtzeitig zur Verfügung 
stellte Iiis. — Haftung der Eiseubahn- 
vorwaltuiig für ihre Augestellten 22S. 
— wann die Eigenthimisfreiheitsklage 
gegen die Eiseubahuverwultuug nicht 
begründet ist 332. 
Eiseubabuviaduct, Zuläasigkcit der 
Ausübung des Fahrtrechts durch einen 
solchen III. — ob die fortdauernde Be- 
nutzung eines solcheu zur Durchfahrt 
einen RechtHbesitz begründet 199. 
I Eiscnbahuzuf ahrtsstrasscn, ob das 
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mäbriäclie Znfahrtsätrasdcngesctz nach 
auf solche Eisenbabuznfahrtsstrasseu An- 
wendnng Hudet, welche vor WirkBanikeit 
dieses Gesetzes hergestellt worden sind 
— Beiziehung der Ortsgemeinden zu 
der behufs Herstellung einer Eiscubabn- 
bahnzufahrtsstrasse erforderlichen Con- 
currenzTerhandlung 193. 

Eisenbahnzufnlirwego, Anlegung sol- 
cher als öftentliiUer Wege 3(L 

Empfänger, ob derselbe durch den Ein* 
tritt in den Frachtvertrag iHo Vertrags- 
rechte imd rilichten übernimmt 8. — 
Annahnieverweigenmg durch denselben 
308. — ob derselbe eine im bcschiiiiigt«n 
Zustande angclaugte i'racbLsüUtluiig we- 
gen der Beschädig^ing zurückweisen 
darf aSL 

Enteignung, ob die Verminderung der- 
jenigen höheren Verwerthbarkeit eines 
Grundstücks, welche erst durch eine 
Eiseubahnanlage herbeigeführt wurden 
ist, bei der Entscbüdigungsbemcssung in 
Anschlag kommen darf — Bemessung 
des Mehrwerths des Trennstücks eines 
Ctmndstticks durch seinen wirthschaft- 
lichcn Zusammenbang mit dem Ganzen 
lü. — wann das in den §§ Ifi bis IS 
des Eisenbahngesetzes vom ä. November 
1838 vorgesehene Wiederkaufsrecht be- 
züglich der vor Erlass dieses Gesetzes 
stattgehabteu Enteignungen aufgehoben 
ist lÜ^ — vergleichsweise Ilcraiizielmng 
des Werthes eines Nachbargrundstücks 
zur Bemessung des Werthes dos enteig- 
neten Grundstücks 5Ü. — Platifcfttstcl- 
limg 5L — Zahlung der Entschädigung 
nur in Geld, nicht in natura; Beginn der 
gesetzlichen Zinspflicht 129. — Enthe- 
bung des Vermiethers von der Vertrags- 
erfüllung bei Enteignung und Ent- 
schädigung des Mietliers IM. — Ab- 
schätzung des Restes eines Grundstücks, 
von welchem ein Theil vor der Ent- 
eignung freiwillig verkauft worden ist 
144. — Bcrücksifhtignng der durch neue 
Strassenanlagen hervorgerufenen Werth- 
erhöhung nur bei Restgriunl stücken 151. 
— ob es behufs Durchführung des Rechts- 
weges im Sinne des § Ifi des Enteignungs- 
gesetzes eines Vorbehalts bezw. Ab- 
kommens bedarf 15R. — ob ein Ent- 
eiguungsbcschlass im Rechtswege an- 
fechtbar ist IGO — ob der Expropriat 
für ein Grundstürk, welches nur auf 
einem dem Unternehmer gehörigen Privat- 
wege zu erreichen ist, Bauplatzqnalität 
in Anspruch nehmen kann 195. — Be- 
messung des Werthes eines Ueberbau- 
rechtcs 203. — ob das zu Gunsten des 
Restgruüdstücka vorgesehene Verkaafs- 



recht im Falle der Theilung des letzteren 
nur von den zeitigen Eigentbümern 
sämmtlicher Theilparzellen gemeinsam 
geltend gemacht werden kann 2^ — 
Benutzbarkeit in derselben Weise und 
mit gleichem Ertrage bedeutet nur an- 
nähernde Gleichheit 239. — Abschätzung 
auf individueller Grundlage; Mängel eines 
Sachverständigengutachtens 2AL — 
Pflicht zur sofortigen Geltendmachung 
erkennbarer Schäden 247. — Behauptung, 
dass die Nachtheile der Enteignung ans- 
geglichen seien durch die Vortheilc, 
welche das RestgrundstUck darch die 
neue Anlage erfährt, ist zu beweisen 
248. — für die Werthbemcssnug eines 
enteigneten Grundstücks kommt nur die 
Benutznng^fähigkcit, nicht die thatsäch- 
liche Bcniitzungsart in Betracht 342. 

Enteignung im Königreich Sachsen, Ver- 
fahren bei Enteignungen für Eisenbahn- 
zwecke 8fi» 

Enteignung in Oesterreich, ob die zu 
Eiscnbahnzwct ken vori^enommene Expro- 
priation die Autliubuug sowohl der ding- 
lichen als der obligatorischen, die ent- 
eigneten Liegenschaften betreffend en Be- 
rechtigungen bewirkt 3h. — Erdatz des 
dem Enteigncteu erwachsenden persön- 
lichen Schadens bei Feststellung der 
Entschädigung im Expropriatiousver- 
fabren 145. — wann der Anspruch der 
dem Enteigneten im Verfahren zur Fest- 
stellung der Ent8clia<liguug erwai hscueu 
Kosten gegen die Bahuuntemehmnng im 
Klagewege nicht geltend gemacht werden 
kann 2ji2. 

Entladefristen 157. 

Entschädigung für Verdienstentgang, 
Verpflichtung der Eisenbahuuuterneii- 
mun^ zur sofortigen Zahlung derselben 
an ein durch eine Ereignung im Betriebe 
verletztos und erwerbsunfähig geworde- 
nes Kind 104. 

Ent- und Bewässerungsgenossen- 
schaft, mangelnde Passivlegitimation 
einer solchen zur Klage gegen den Eiseu- 
bahnfiskus aus Schäden einzelner Ge- 
nossen 107. 

Erwerbsteuer, Bemessung solcher von 
einer Eiseubahnuutemchmung 289. 

Execution, ob sicherstellungsweise Exe- 
cution auch gegen eine Eiseubahuuuter- 
nebmung zulässig 101. 

F. 

Fahrkarte, Verpflichtung des Inhabers 
einer mit dem Vermerk , Gültig für alle 

Züge'-' versehenen Falu k;irte zur Zahlung 
des Platzkartenzuschlagos 117, 
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Fabrtrecht, Zaiäxsigkeit der Ausübung 1 
desselben durcb einen Eiseubabuviadiict 
LLL 

Fahrzeuge, Frachtberechnuug fllr die 
Beförderung solclier Ifi. 

Feuerschäden, Haftung rier Kisenbabncn 
fiir die durch Funkenflug aus der Loko- 
motive läng» dem Bahnkörper entstande- 
nen Feuerschäden 319. 

Fiuchtliniengesetz, ob Eigenthümer 
AiL-pruch ;uif HrnatjÄ des Werthes hat, 
dcu das GruiidütUck zur Zeit der Ab- 
tretung hatte, welche im Falle des § 13 
No. 2 des Hosetzes mit der Frei legung 
zusaniiuciilällt il^ 

Frachtberochnung für die Beförderung 
von Fahrzeugen 46. — für Wagen- 
ladungen in Frankreich 250. 

Frachtbrief, wann der Tbatbestand einer 
Ürkuudeufälscbiiii^: bei uurichtijjer Ein- 
tragung in den Frachtbrief vorliegt 45. 
— Haftung des Absenders für die in den 
Frachtbrief aufgenommenen Angaben 
und Erklärimgeu 1 1H. — ob die l'eber- 
senduQg der zu einem Waggon Sammel- 
gut gehörigen Frachtbriefe in einem 
Briefe von einem Spediteur an den 
anderen die Verletzung des l'ostmonopols 
iuvolvirt 221 , 314. — Aufschrift nach- 
richtlicher Vermerke auf dem Fracht- 
briefe — Beilagen zum Frachtbriefe 
ÜäL — ob das SVhiRdsi^ericht auch filr 
eine Klage auf Ktickstylluug von Fraclit- 
bricfeu durch die Bahn competent 294. 

Frachtbrief Vorschrift der billigsten 
Tarife 43. 

Frachterstattungsforderungen, ein- 
jährige Verjiihrnnf^ sfdchcr 4iL — nur 
bei derjenigcu BabuuutcriiuLmung geltend 
zu macheu, welche die Fracht eiuge- 
hobeu hat 242, 32L 

Fraclitf (ihrer, Pfandrecht desselben 5.. 

Frachtgeschäft, Anspruch aus dem- 
selben 2fi. 

Frachtgut, s. Eisenbahngütertarif. 

Frachtkosten, Berechnung derselben 339. 

Frachtvertrag, ob der Kiii|)fänger durch 
den Eintritt in deuselben die Vertrags- 
Rechte und Pflichten Übernimmt 3.. 

Fr acht zu schlag wegen unrichtiger De- 
klaration 163. 

Frankaturen, Verpflichtung der Versand- 
bahn zur Rückerstattung einer melir s^e- 
zahlten Frachtgebühr bei Frankaturen 
327. — Berechnung der Frachtkosten ; 
Frankatur 33iL 



Gebäude, Verpflichtung des Unternehmers 
einer Eisenbahu zur Entschädigung des 
A^jazenten für die EutwcrLhuug eines 



(lebäudes in Folge der derasulbeu aus 
der Immission von Feucrfuuken der Lo- 
komotive drohenden Ciofahr 2S. 
Gewährleistuug beim Kaufe einer Eiseu- 
bahn 5. 

Gcwaltthätigkeit gegen Behörden, ihät- 
liehe Bedrohung eines Bahnwächtera IIQ. 

Grundbesitzer, Recht desselben auf das 
unterirdische Wasser ist durch seinen 
Grundbesitz beschränkt lÜL 

ürundstück, ob die Verminderung der- 
j eiligen hüliereu Verwerthbarküit eines 
solclien, welche erst durch eine Eisen- 
bahnaulage herbeigeführt worden ist, bei 
der EntscUiidiguugsbemessung im Ent- 
eignuugsverfahren in Anschlag kommen 
darf fi. — Bemessung des Jlolirwerths 
des Trennstücks eines (Jrundstücks durch 
seinen wirthschaftlichen Zusammenhang 
mit dem flanzen KL — Frcili;t,nnig eines 
Gniudsiücks ü — vergkicbä weise Her- 
anziehung des Werthes eines Nachbar- 
grundstücks zur Bemessung des Werthes 
eines enteigneten Gnindstücks öQ. — Ab- 
schätzung des Restes eines Grundstücks, 
von welchem ein Theil vor der Ent- 
eignung freiwillig verkauft worden ist 
LLL 

Gründun gskomite, Irrthum eines sol- 
chen über die Axt der Eisenbahncon- 
cüssiou lüfi. 

Hm. 

ilaf tpf lichtgesetz ob § 1 desselben 
auf Unfälle durch Scheuen von Pferden 
in Folge eines vorbeifahrenden Eisen- 
bahnzuges Anwendung findet 8. — ob 
Eisenbahn haftpflichtig, wenn ein auf 
einen in Bewegung beöndlicheu Zug 
springender Passagier vou einem Babn- 
beamten herabgerissen wird und dadurch 
einen Unfall erleidet 12. — ob das 
Schliessen der Thüren der Eisenbahn» 
wagen durch Eisenbahnbedienstete zum 
Eisenbahnbetriebe im Sinne des § 1 des 
Haftpflichtgesetzes gehört 5L — J^e- 
recbnung der muthniasslichen Lebens- 
dauer der Getödt<!ten 132. — ob eigenes 
Verschulden vorliegt, wenn der Reisende 
auf die Plattform eines Wagens des zur 
Abfahrt bereiten Zuges sprang und vou 
dort aus die Wagenthür zu öffnen suchte 
138. — Verpflichtung des Unternehmers 
zum Nachweis der Erwerbsfähigkeit des 
Verletzten behufs Verringerung der Rente 
156. — konkurrireudes Verschulden beim 
Einsteigen in einen fahrenden Zug 202. 
— wer Betriobsuntemchmer auf einer 
Anschlussstreckc ist 207. — nicht die 
augenblickliche Erwerbslage zur Unfali- 
zeit, sondern die Erwerbsfähigkeit ist 
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für die Schadeuäbemessiui^ entscheidend 
2M. — Kapitalisirung der Entscbädi- 
gnngsreute bebufti Bereclmnng der Re- 
visionssuuime 243. — Anspnich auf 
HeiluiigA- und Beerdigungskosten steht 
den Angehörigen des Uetüdteten nur als 
Erben zu 245. — ob ein Unfall während 
des durch Umsteigen auf einer Station 
verursachten Aufenthalts als Betriebs- 
unfall angesehen werden kann 344. 

Haftpflicht der Eisenbahn für die Hand- 
luniren des mit der Erfüllung der Zoll- 
fuiuialitäten betrauten Kommissionärs 
145» — mehrerer Eisenbahnen im Be- 
schädignngsfalle 163. — solidarische 
Haftpflicht der Kassenrovisoren fUr 
Mängel der Kassenrevision 206. — der 
Eisenbahnverwaknng für ilirc Aiiirestell- 
ten 221). — der Eisenbalm lür F.eschädi- 
gung des Gutes nach Ankunft 306. — 
der Eisenbahn für Kf^rperverletnuig zum 
Naditheil eines Eei^enden durch Ein- 
klemmen oine.s Fingers beim Schliesseu 
der WagenthUr durch den Kondukteur 
3Üä. — der Eisenbahn für die durch 
Funkenflug längs dem Bahnkörper ent- 
standenen Feuerschäden 319. — der 
Eisenbahn für Beschädigungen an dem 
vom Absender gestellten Transportwagen 

Haftpflicht in Oesterreich, Anwendbar- 
keit des Haftpflichtgesetzes auf körper- 
liche Verletzungen anlässlich des Zu- 
sammonstos.ses von zum SchotterfUhreu 
benutzten Rollwagen 4. — ob die Ver- 
letzung, welche einen Eisenbahnarbeiter 
beim Befestigen einer Eisenbahnschiene 
durch 'Abspringen eines Eisenstücks der 
Untcrlagsplatte zustösst. unter das Haft- 
plliihtgesetz fällt 12. — Anwendbarkeit 
des HaftpHichtgesetzcs auf Unfälle in 
den Heizhansanlagen und auf eine Krank- 
heit, welche sich ein Bahnbediensteter 
in Folge grosser Kälte bei Dienstleistung 
auf der Lokomotive zugezogen hat 13- 
— Subsummirung einer Verletzung, 
welche sich ein Reisender beim OcfTnen 
des Foiisti rs des Personenwagens in Folge 
Schadhuiiij^keit desselben zuzieht, unter 
das HiiftpHicbtgesetz lä. — wann die 
Einwendung der Veriäbrung einer Ent- 
»cbädigungsftirdernng auf Grund des 
Jiaftpfliohtgesetzes begründet ist 20^ — 
ob die Verletzung einer auf dem Bahn- 
körper beschäftigten Person durch ein 
scheues, beim .Ausladen aus <ler Eiseu- 
bahnstation entsprungen ps Thier eine Er- 
eigniuig im Sinne des Haftiitlichtgesetzes 
ist 2L — ob ein Unfall, welcher nach 
Einstellung des Verkehrs bei einer Re- 
coustruciion des Bahnkörpers sich er- 



eignet, unter das Haflpflicbtge.se.tz fällt 
25. — der Eisenbahuuntemchmung für 
den Schaden, welcher ihren Bediensteten 
durch eine im Dienste erlittene körper- 
liche Verletzung entstanden ist 2i — 
Subsumtion einer Verletzung unter das 
Haftpflichtgesetz, welclie sich eine Per- 
son bei einer VVagenverschiebung da- 
durch zuzieht, dass sie in Folge Glatt- 
eises unter das Rad des im Rollen be* 
lindlichen Wagens geräth 2iJQ. 

HandeUcre richte, Zuständigkeit der- 
selben zur Bebaudlung von Klagen gegen 
das Eisenbahnärar wegen Ansprüchen 
aus dem Frachtgeschäft ^ — Zustütidig- 
keit für Klagen aus relativen Handels- 
geschäften gegen die k. k. Staatsbah- 
nen 33. 

Handgepäck. Aufbewahrung desselben 

liüL 

Heerstrasse, Veränderung und Verlegung 
solcher 304. 

Heilungskosten, Anspruch auf solche 
steht nach dem Haftpflichtgesetz den 
Angehörigen des Getödteten nur als 
Erben zu 215. 

Heizer, NichtAnnahme eines Selbstver- 
schuldens eines Heizers, welcher zur 
Fahrt mit einer Uilfslokomotive beordert 
Avurde und dadurch verunglückte, dass 
die Lokomotive auf ein falsches Gleis 
gerieth und mit einem Zuge zusamuien- 
stiess 1 IX). 

Höhere Gewalt, worauf sich die Einrede 
der höhereu Gewalt nach dem Haft- 
pflichtgesetz nicht erstreckt ä 

J. 

Invalidenrente, s. Invalidität«- und 
Alters versicherungsgesetz. 

Invalid itäts- und .Xltersversicheruugs- 
gesetz, Grenzen der Zuständigkeit der 
Schiedsgerichte und des Reichs- Versiche- 
ningsamts gegenüber den auf dem Statut 
einer Kasseneinrichtung beruhen<len Pen- 
.sionsansprüchen 131. — Berechnung der 
Rente nur nach den wirklich verwen- 
deten Beiträgen 14(». — Begriff der mit 
ErAverbsunfäbigkeit verbundenen Krank- 
heit gemäss § 12 Abs. 2 des Gesetzes 
305. — Wegfall der Invalidenrente ge- 
nuiss i? LL Abs. 2 des Gesetzes 308. — 
ob durch § li2 des Gesetzes die Be- 
strafung wegen Jietruges ausgeschlossen 
ist 33a 

Internationales Uebereinkommen über 
den Eisenbahn -Frachtverkehr, zur Re- 
vision desselben 65, — Dispositionsbe- 
fugniös des Absenders nach Axt. iä 177. 
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K. 

Kassenrevifioren, solidariedie Haft- 
pflicht derselben für Mangel der Kassen- 
reTision 2Qfi. 

Kind, Entschädigung für künftigen Ver- 
dienstentgang an ein durch eine Ereig- 
nung im Betriebe verletztes und erwerbs- 
unfiihi^r gewordenes Kind 10-1. — Be- 
messung des Erziebungsbeitrages für die 
Kinder des bei einer Zugentgleisung ge- 
tödteten Bahnbediensteten 1^ 

Klagen gegen das Eisenbahnärar wegen 
Ansprüchen ans dem Frachtgeschäfte, 
Zustämliirkeit der Handelsgerichte 2iL 

— aus relativen Handelsgeschäften gegen 
die k. k. Staatsbahnen ^ 

Körperliche Verletzungen, Anwendbar- 
keit des Haftpflichtgesetzes auf solche 
anlässlich des Zusamnicnstosses von zum 
Schotterfiihreu benutzten Rollwagen L 

— Verantwortlichkeit der Eiseubahn- 
unternchmungen für solche 11.'). .KM*. 

Körperschaden, Nachweis des ursäch- 
lichen Zusammenbanges zwischen Unfall 
und Körperschaden ^2. 

Kohlen, inwiefern Kohlen für staatliche 
Anstalten zu den gewerblichen Betricbs- 
raatcrialien in Oemässheit des Roichs- 
Htempolgesetzes vom L Juli 1881 ge- 
hören äilL 

KrankenunterstUtzung, s. Kranken- 
versichcrungsgcsetz. 

Krankenversicherungsgesetz.ob das- 
selbe zwischen ständigen und nicht stän- 
digen Arbeitern einen Unterschied macht 
51. — Erlangung des Anspruchs auf 
Krankenunterstützung nur durch voll- 
ständige Arbeitsuufiibigkeit 2\H\. 

Krankheit, ob auf eine Krankheit, welche 
sich ein Bahnbedieusteter in Folge grosser 
Kälte bei Dienstleistung auf der Loko- 
motive zugezogen hat, das österreichische 
flaftptliclitgesetz anwendbar ist üL — 
Bejrriff der dun h Erwerbsuufähigkeit 
ht'rbeigofübrten Krankheit im Sinne de^s 
Kraiikrnversicherungsgeset/os 123. — 
Bogrifl' der mit Erwerbsuufähigkeit ver- 
bundenen Krankheit gemäss i? 12 Abs. 2 
«les Invaliditäts- und Altersvcrsicherungs- 
ge.setzcs 3()5. 

Kreisabgaben, Heranziehung des Eisen- 
bahnfiskus zu denselben 112, 

L. 

L adogebühren, Nichtberedinung der- 
selben im Falle der Beladung durch den 
Absender H>4. 

Landstrassen, Veründenuig und Ver- 
legung solcher 'MU. 

Lebende Thiere. s. Thiere. 

Leinpfade, s. Wege öfteutliclic. 



Lieferfrist, Unterbrechung derselben aus 
Anlass der Zollbehandlung 231» — Be- 
rechnung der Lieferfristen und Liefer- 
fristversäumnisse 249. — Berechnung 
der Lieferfristen 251. 

Lieferfristversäumnisse,g. Lieferfrist. 

Lokomotive, Brandschaden ans Funken 
derselben L — Entwt rthitng eine« Ge- 
bäudes durch Feuerfuuken der Loko- 
motive 2fi. — Speisung derselben aus 
der einer Gemeinde gehörenden Wasser- 
leitung 148. — Feuerschäden durch Fun- 
kenflug aus der Lokomotive 'iliL 



Mährisches Zufabrtsstrassengesetz , s. 

Eisenbahnzufahrt^trassen. 
Mehrfracht, Rückerstattung solcher 132. 
Mcilengelder, ob solche der Lokomotiv- 

führer von der Executionsführung befreit 

sind 320. 

M e t a 1 1 p r ä p a r a t e gift ige , Verpackung 

solcher 13n. 
Mühle, Entschädigungsanspruch für das 

einer solchen entzogene Wasser 20fi 

M. 

Nebengobühren 1fi4. 

O. 

Oeffcntliche Plätze, ob zu denselben im 
Sinne dc^ § 32 der Gewerbeordnung auch 
die Bahnhofpliltzo gehören 1. 

Oeffcntliche Strassen, s. Strassen. 

Oeffcntliche Wege, s. Wege. 

# 

P. 

Pachtverhältniss, .Auflösung eines 
solchen bezüglich eines enteigneten Ob- 
jectes 3ä 

Pcnsionsannpruch , Voraussetzung für 
die Beschreitung des Rechtsweges bei 
einem solchen ; Berechnung der lOjährigeu 
Staatsdienstzeit 22(). 

Pfandrecht des Frachtführers 5. 

Pferde, Scheuen solcher in Folp? eines 
vorbeifahrenden Eisenbahnzuges S. 

Planfeststellung im Preussischen Ent- 
eignungsverfahren äL 

PI atzkarten 7. Uschlag .Verpflichtung des 
Inhabers einer mit dem Vermerk .,Gültig 
für alle Züge* versehenen Fahrkarte zur 
Zahlung des Platzkartenzuschlages 117, 
Hio 

P 0 1 i z e i g e e t z , Verletzung eines solchen 
l'olizci liebes (Jebot, ob solches an eine 
Eisenbahn Verwaltung, einen Eisenbahn- 
paiallelweg zu unterhalten, die Fest- 
setzung eines ZwungsuiitteU ist 2!L 



Alphabetisches 

Postinonopol, ob die Ueberseudong der ! 
zu einem vVti^gun Sammelgat gehörigen 
Fr«chtbriefe in einem Briefe von einem 
Spediteur au den anderen die Verletzung 
des Postmonopols involvirt 221, 314. 

l'rivatftnscblnssgleisp, wann Eisen- 
bahnliskus Betriobsnnternehmer auf sol- 
chen ist 197. 

PrivRtflnsa, EntschSdignnißrspflicht des 
EigeutliUmers eines solchen bei Hemm- 
ungen desWasserlauf s durch eine Brttcken- 
anlage 340. 

Privatstrasse, Umwandlnng einer städ- 
tischen Privatstrasse in eine öffentliche 
Strasse 223. 

Privat wege, Umwandlnng solcher in 
öffentliche Wege iJÖ. 



Quartiergeld, Berücksichtigung von 
Qnartiergeld bei Bemes8ung flcr Rente 
für eine durch einen Kiseubaliininfall 
erwerbsunfähig gewordene Person !L 

It. 

Reexpeditiou, Haftung für Schäden bei 
Reexpeditiun einer Sendung 262. 

Beichsbeamtor, ob einem im gericht- 
lichen Strafverfahren verhaftet gewese- 
nen Eeii hsbeaniten das einbehaltene 
Dieusteiukumtneu nachzuzahlen ist, wenn 
er freigesprochen 211. 

Keichsversicherungsamt, Zuständig- 
keit gegenüber den auf dem Statut einer 
Kasseneinrichtung beruhenden Pensions- 
Ansprüchen 131. 

Reisender, ob eine Verletzung, welche 
sich ein Reisender beim Oeffuen des 
Fensters des Personenwagens in Folge 
Schadhaftigkeit desselben zuzieht, unter 
das österreichische Haftpfli( htgesetz fällt 
Ifi, — ob eigenes Verschulden vorliegt, 
wenn der Reisende auf die Plattform 
eines Wagens des zur Abfahrt bereiten 
Zuges sprang und von dort aus die 
WagenthUr zu öffnen suchte l.'W. — ob 
ein Reisender, dessen Fahrkarte den Auf- 
tlruck ,für alle Züge* trägt, zur Be- 
nutzung eines D.-Zuges der Preussischen 
Staatscisenbahnen eine Platzkarte zu 
losen hat 117^ 310, 

ReklamationsausprUche, Verjähmng 
solcher HU7. 

Rente, ob die durch einen Eisenbahnun- 
fall erwerbsunfähig gewordene l'ersou 
einen Anspmch auf Kupitalisirung «ler 
Rente hat, welche der Höhe des Ver- 
«lieustentganges ent.spricht 2. — Be- 
messung derselben für die Wittwe des 
bei einer Zugentgleisung getrxheten 
Babnbediensteten ISi — Berechnung 
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derselben nnr nach den wirklich ver- 
wendeten Beiträgen 14fi. — Verringerung 
derselben 15fi. — Zuerkennung derselben 
rikkbe/iiglirh vom Unt'allstage an 234. 
— Kapitalisirnng der Entschädi^ungs- 
rente behufs Berechnung der Revisions- 
Bumme 243. — Berechnung der Revisions- 
summe bei einer ans Anlass eines Eisen- 
bahnnnfalles zugesprochenen Rente 344. 
Rücklagen für den Beamten - l'eusions- 
und Unterstützungsfonds, Anwendung 
des Art. li>8c. des Uandelsgesetzbuchs 
auf solche 2ÜL 

& 

Sachverständigengutachten, Uängel 
eines solchen 2iL 

Schadenersatzanspruch, ob der nach 
§ 1327 a. b. G. B. der binterlassenen 
Frau und den Kindern eines Uetödtcten 
zustehende auf andere Personen, denen 
der Getödt^te den Unterhalt gewährt 
hatte, ausgedehnt werden kann L — 
Schadenersiitzaiispnu h für das einer Mühle 
entzogene Wasser 

Schadensersatz, Berechnung desselben 
bei Beschädii,ning von Frachtgut nach 
internationalem Eisenbahn - Fracbtrcchte 

ScTjadensersatzklage wegen verspäte- 
ter Besorgung der nachträglichen Ver- 
fügung iü^L 

Schaffner, Unterschlagung einer Eisen- 
babnfahrkarte Seitcn.s eines solchen 44, 

Schiedsgericht, Zuständigkeit gegen- 
über den auf dem Statut einer Kassen- 
einrichtnng beruhenden Ponsionsan- 
sprüchen 131 

S c h 1 e p 1» b a b u e ii , Strassenbenutznng durch 
dieselben 1 40. 

Schliessen der Thttren der Eisenbahn- 
wagen durch die Eiseiibahnbodienateten, 
ob dasselbe zum Kisenbabubotriebe im 
Sinne des § 1 des Haft]iHichtgesetze8 
gehört 52. 

Schmerzensgeld 104. 110. 

Selbstkosten, Begriff derselben im § liö 
des Gesetzes vom L Juni 1891, betreffend 
Abänderung der Gewerbeordnun»; 317. 

Spezialtarife, beschränkte Haftpflicht 
bei Anwendung solcher 116. — Wirkung 
der Nichtverautwortlichkeitsklausel des 
angewendeten Spezialtarifs 3^ 

Staatsdienstzeit, Berechnnug der 10- 
jährigcu Staatsdienstzeit 22SL 

Strasse, Servitut der Eigenthümcr au 
einer öffentlichen Strasse, betreffend die 
tmgehinderte Kommunikation mit der- 
selben 236. — Umwandlung einer städ- 
tischen Privatstrasse in eine öffentliche 
Strasse 222. 
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8 t ras »eil bah neu, Strafrechtsschntz der- 
selben iJäx 

StraHHenbahiikonilukteure, Betrug 
derselben bei derFahrgeMabreciinang2^ 

Straiiacnherstellniigskosten , Bci- 
tragspflicht der an eine Strasse angren- 
zenden KigcnthUmer zw denselben 2iiL 

Streitverfahren, ob Wiederaufnahme 
eines recbtskriiftig abgeschlossenen Streit- 
verfahrens wegen Geistedtrankheit eines 
mit der Zctitjenvonit linning beauftragten 
nichtrichurlicbeu Ikamten zulässig 302. 

Stundengelder, Berücksichtigung von 
Stundengeldern bei Bemessung der Reute 
für eine bei einem Eisenbahnuufall er- 
werbsunfähig gewordene Person L 

T. 

Tarife, Frachtbrief Vorschrift der billigsten 
Tarife 43. — VeröfTentlichung der Eisen- 
babntarifc 353. 

Thcilschuldverschrcibnngen, Ein- 
bringung der gerichtlich bestimmten 
l'uratelküsten eines ftlr die Besitzer von 
Tbeilschuldverscbreibungen bestellten Cu- 
rators von der zum Ersätze derselben 
verpflichteten Bahn 

Tbiere, Beförderung von Thiereu; Frist 
für die Aufgabe derselben 14fl — unent- 
geltliche Beförderung der Begleiter von 
Thiertransporten ^21*->- — Be.s(bädiguug 
lebender Thiere; Ausschluss der flaft- 
pHicht der Eisenbahn HU. 

Tramvay-Unternehmungcn, ob die- 
selben den im § 1^ ad 3 der Gewerbe- 
gesetznovelle vom 15. März 1883 ange- 
führten Unternehmungen periodischer 
Pcrsoncntrauäpurte beizuzählen sind 128. 

U. 

llpb erbaurecht, Bemessung des Werthes 
eines solchen 2Ü3. 

Unfall durch Scheuen von Pferden in 
Fulge eines vorbeifahrenden Kisenbalin- 
zuge« fi. — ob ein Unfall, welcLcr uacb 
Einstellung des Verkehrs bei einer Re- 
construction des Bahnkniiiers »ich er- 
eignete, unter das Hatt^'tiiclitgesetz fällt 
2ü- — wann Unfälle bei Betriebs- und 
Dienstreisen unter das Unfallversicbe- 
rungägesetz fallen 4S. — Festsetzung 
der entschädigungspflichtigen Genossen- 
schaft für einen im Eisenbabnbaubetriebe 
eingetretenen Unfall; Bedeutung der 
Katastrirnng 213. — Nachweis des ur- 
sächlichen Zusammenhangs zwischen Un- 
fall und Kurpyrscbaden 212. 

Unfall Versicherungsgesetz, Tödtimg 
eines Arbeiters durch einen Slitarbpiter 
als Betriebsunfall äl. — Kaiiitalabtiiidung 



an Wittwen im Falle deren Wiedor\-er- 
heirathnng und Wegfall der Anruohuung 
der Abfindung auf die Kiuderreutc 113 

— ob der Verletzte, so lauge ihm die 
Berofsgenossenschaft nicht Ersatz ge- 
währt, von dem Dritten unmittelbar Er- 
satz verlangen kann 21iL — ob eine 
Verpflichtung der Berufsgenoss{:ns( haft 
besteht, die Ansprüche einer Lcibejifrucht 
bereits vor der Geburt festzustellen 2<J2. 

Ungarisches Strafgesetz, Auwendung des 
§ 438 desselben nicht nur auf die mit 
Dampf, sondern auf die durch eine an- 
dere mechanische Kraft betriebene Eisen- 
bahn 2iS. 

Unterbrechung der Lieferfrist, s, Liefor- 
frist. 

Unterhaltung der von den Eisenbahn- 
höfen ausgehenden Wege 3ä. 

Unzulässigkeit der Fortsetzung eines 
durch den Tod des Rentenhewerbers unter- 
brochenen Verfahrens ohne ausdrückliche 
Aufnahnu'ciklärung der Erben läfi. 

Urkundeuf älöchung, wann der That- 
bestand einer solchen bei unrichtiger 
Eintragung in den Frachtbrief vorliegt 45^ 

V. 

Verfügnngsrecht des Absenders 103, 
177, 237. 

Verjährung, Verjfthrungsbeginn des An- 
spruches aus dem sogenannten Rektiti- 
kationsvorbehalt in Eisenbahnhaft pflioht- 
fällen ÜL — wann die Einwendung der 
Verjährung einer Entschädigmigsfor- 
derung auf Grund des Uaftpflichtgesetzes 
begründet ist 20. — einjährige Verjäh- 
rung von Frachterstattungsforderungen 
49. — Wirksamkeit der in der Rerner 
internationalen Convention bestiuuuten 
kürzeren Vcijälirungsfrist bezüglich des 
vor dem 1. Januar 1893 entstandenen 
Anspruchs auf Rückerstattung von Mehr- 
fracht 132. — Verjährung der Forderung 
auf Entsobfulip^ing wocon otnor hoi finem 
Balinunlallu erlittenen Verletzung uadi 
Ahlauf von drei Jahren vom Tage dea 
eingetretenen Unfalls ab (Ungarn) 240. 

— Veijährung der Reklamationsan- 
sprüche 307 — l'nterbrechnng der Ver- 
jäbruncr; Haftung der Eisenbahn für 
Beschädigungen an dem vom Absender 
gestellten Transportwagen 346. — Un- 
terbrechung der Verjühmng nach ita- 
lienischem Eisenbahntraiisportreclite 346. 

Verkehrsorduuug für die Eisenbahnen 
Deutschlands, ob die Bestimmnngen im 
§ lA Abs. li n. 1 gesetzlich giltig sind 
179. — ob die Bestimmung im § 82 
der Verkebrsordnung gesetzlich giltig ist 
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Vcrlctzuuti; oliiea Pulizcigesetxcs £L — 
ob die Verlctzuiig, welche einem Eisen- 
biihiiarl)eitpr liciin Bofcstig^pn einer Eisen- 
bahuricliicuc durch Ab.si)ringen eines 
EiHtinstUcks der Uuterlagaplatte zu»tös8t, 
unter da» österreichische Haftptlichtge- 
setz fällt 12. — ob die durch Brand 
in einem Uobcrnachtungslokal verursachte 
Verletztni^' eines Bahnarbfiters als Un- 
fall beim Betriebe anzusehen ist LL — 
ob eine Verletzunjj, welche sich ein 
Reisender beim Oeffnen dos Fensters des 
rcrsoneuwagens in Folge Schailhaftigkeit 
desselben zuzieht, unter das österrei- 
chische Haftptüchtgesetz subsumniirt 
werden kann Ul — ob die Verletzung 
eiuer auf dem Bahnkörper bcschnftigton 
Person durch ein scheues, beim Ausladen 
aus der Eisenbahnstation entsprungenes 
Thier eine Ereignung im Sinne des Haft- 
ptlichtgesctzes ist 2L — Verletzung 
eines Heizers 110. — ob die Eisenbahn 
für die Verletzung einer Person, welche 
einen Brief in den Eisenbahnp'Htwatjcn 
werfen will und aul dem \\'ege nach 
dem Perron durch einen Fall verletzt 
worden ist, haftbar 351. 

Veröffentlichung der Eisenbahntarife 

Verpackung gtftiji:er iletallprüparate 
i:^.^ — Nichthiittung tler Eiseubalui bei 
uugenügemler Verpackung 146. 

Verträge über Lieferung von Uniform- 
stücken, ob solche stempelfrei sind :^i7. 

Verwaltungsgerichtshof, wann die 
Einbringiutg einer Bpschw(>rde bei dem- 
selben gegen die Correctur einer Moti- ' 
virung einer anderen nicht angefochtenen 
Entscheidung unzulässig ist '^^7 

W. 

Wagenstcaf miethe 157 

Wasseranlage, Bewilligung einer solchen 
im Interesse des Bahnbetriebes 101- 

WasHerlauf, Verpflichtung zur Räumung 
eines solchen 9üi — Eutschädigungs- 
ptliclit des EigenthUmers eines Privat- 
dusses bei Heiiiimingen des VVasserlaufs 
durcli eine Brückeaanlagc H40. 

Wasserleitung, ob Eisenbahn Verwal- 
tungen zur Ilerstolliing einer solchen 
auf dem I^ahnboisttiritorium durch die 
autonomen Bobönlen verpflichtet werden 
k<'>nnen 2. Benutzung der einer Ge- j 
meinde gebürenden Wasserleitung durch i 



ein Eisenbahnunternehmen behufs Anlage 
einer Wasserstation und Speisung der 
Lokomotive 1 18. 

Wege, luiuispruchuahmc solcher für den 
öffentlichen Verkehr 30. — ob Eisen- 
bahnunternehmer beitrafi:?<pflichtig zur 
Unterhaltung der vuii den Eisenbahn- 
hüfen ausgehenden We|B[e M. — Ver- 
breiterung; eines über einen Eisenbahn- 
dumm führemleu Weges lUIL — Bei.jrifi' 
der öffentlichen Wege, Leinpfade JJiiL 
— Vurausf»ctz\ingen für einen Weg als 
eines üflcutlichen dÖä. — wird ein Weg 
zum Zwecke der Errichtung von Bauten 
nur als Kommunikation für die Anlieger 
angelegt, so liegt darin eine Widmung 
für den öffentlichen Gebrauch 

Wegebau Sachen, Verwaltungsatreit ver- 
fahren in sülcheu i^OQ. 

Wegeverlegungen, Tragung der bei 
Eisenbftlmbanteu durch solche verur- 
sachten Mehrkosten durch den Ei:!enbahu- 
unteniehmer 

Wiederkaufsrecht, wenn das in den 
lü bis Lg des Eisenbahngesetzes vom 
i November 1838 vorgesehene bezüglich 
der vor Erlass dieses Gesetzes stattge- 
habten Eüteiguuiigeu aufgehoben i.^t III 

W i 1 1 w e , Kapitalabtindung an eine Uufall- 
rente beziehende Wittwe im Falle ihrer 
Wiederverbeirathung 1 1.^ — iJemcs«uiig 
der Rente für die Wittwe des bei eiuer 
Zugentgleisung getödteten Babnbedien- 
steten 

Wohnungsgeldznschuss, ob sich der- 
selbe nach einem anderen Orte, als dem- 
jenigen, an welchem die Behörde, bei 
welcher der Beamte angestellt ist, be- 
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